iCNJ 

:0 


=1^ 
jr- 

ico 


Je  s 

\^lkerbunclgedankens 
m  Deu-^scKland 

Vei-f  Valenifin 


VERTRAG  HANS  ROBBRX  BNaEL.MANK 
B  B    R    V    I  f>r 


Geschichte  des 
Völkerbundgedankens 
in  Deutschland 


Ein  geistesgeschichtlicher  Versuch 
von 

Veit  Valentin 


Motto: 

In  solchem  Sinne  nun  dürfen  wir  uns  in  einem 
Weltbunde  begriffen  ansehen.  Einfach  groß  ist 
der  Gedanke,  leicht  die  Ausführung  durch  Verstand 
und  Kraft.  Einheit  ist  allmächtig;  deshalb  keine 
Spaltung,  kein  Widerstreit  unter  uns!  Insofern 
wir  Grundsätze  haben,  sind  sie  uns  allen  gemein. 

Lenardos  Rede  an  die  Wanderer 
Wanderjahre,  Drittes  Buch, 
neuntes  Kapitel. 


19  2  0 


Verlag  Hans  Robert  Engelmann  /  Berlin 


Dieses  Buch  ist  veranlaßt  und  unterstützt 
von  der  Deutschen  Liga  für  Völkerbund. 


Meiner  Schwester 

Klara  Charlotte  Valentin 


• 


Inhalt. 


I.  Abgrenzung  der  Aufgabe  und  geschichtliche  Voraussetzungen  .  .  . 

•  Der  Sinn  des  Völkerbundgedankens. ' —  Verhältnis  zur  Friedens- 
idee S.  3.  —  Der  Anteil  der  großen  Nationen  Europas.  —  William 
Penn  S.  5.  —  Der  Geist  des  Quäkertums  S.  7.  —  Frankreich:  Der 
Abb6  de  St.  Pierre  S.  9.  —  Die  Leistung  des  deutschen  Geistes  S.  11. 

II.  Der  Völkerbundgedanke  als  Problem  der  Weltanschauung  

Leibniz.  Christian  Wolf  S.  13.  —  Einwirkung  Rousseaus:  Herder 
S.  15.  —  Der  Humanitätsgedanke  S.  17.  —  Lessing.  Wieland  S.  19. 

—  Kant.  Das  Ziel  der  geschieh tUchen  Entwicklung  S.  21.  —  Be- 
urteilung des  Krieges  S.  23.  —  Die  Schrift:-  Zum  ewigen  Frieden 
S.  25.  —  Die  Präliminarartikel  S.  27.  —  Die  Definitivartikel  S.  29. 

—  Die  Rechtsidee.  Der  Geheimartikel  S.  31.  —  Überwindung  der 
Antinomie  von  Politik  und  Moral  S.  33.  —  Gedanke  der  FöderaHtät. 

—  Kants  Leistung  S.  35.  —  Die  Nachfolger  Kants:  Schelling  S.  37. 

—  Der  junge  Fichte  S.  39.  —  Weltbürgerrecht.  —  Wertung  des 
Krieges  S.  41.  —  Der  äjltere  Fichte  S.  43.  —  Johann  Jacob  Fries. 
Karl  Christian  Friedrich  Krause  S.  45.  —  Der  Völkerverein  S.  47.  — 
Krauses  europäischer  Staatenbund  S.  49.  —  Krauses  Nachwirkung. 

—  Johann  Jacob  Wagner  S.  51.  —  Die  Romantik.  Der  christUche 
Geist  S.  53.  —  Friedrich  Schlegel.  Novalis  S.  55.  —  Die  Rehgion 
als  neue  Weltstifterin  S.  57.  —  Das  Prinzip  des  Staatenvereins. 
Das  europäische  Konzilium  S.  59.  —  Die  Gegenströmung:  Wilhelm 
Traugott  Krug  S.  61.  —  Wirkung  der  Freiheitskriege.  Heinrich 
Gottlieb  Tzschimer  S.  63.  —  Hegel  S.  65.  —  Hegels  Wirkung  S.  67. 

—  Die  kritische  Geschichtsforschung.  —  A.  Trendelenburg  S.  69. 

—  Arnold  Rüge.  —  Die  Theologen  S.  71.  — .  Kants  unmittelbarer 
Einfluß.  Schleiermacher  S.  73.  —  Richard  Rothe  S.  75.  —  Fleck.  — 
Wiskemann  S.  77.  —  Der  Einfluß  der  neuen  Kriegsepoche  nach 
1848/49  S.  79.  —  Kants  dauernde  Nachwirkung.  Der  aufkommende 
SoziaUsmus  S.  81.  —  Der  internationale  Pazifismus.  —  Hindernisse 
seiner  Ausbreitung  in  Deutschland  S.  83.  —  Pfarrer  Hetzel.  — 
Pfleiderer  S.  85.  —  Ludwig  Stein  S.  87. 

III.  Der  Völkerbundgedanke  als  Objekt  des  Rechtes  

Grotius.    Pufendorf.    Vattel  S.  91.  —  Die  Rechtsanschauung 
der  Aufklärung  S.  93.  —  Hugo.    Zachariäe.    Ekendahl  vS.  95.  — 


Inhalt. 

Seite 

Fallati.  Johann  Baptist  Sartorius  S.  97.  —  Der  Konstitutionsakt 
der  Staatenvereinigung  S.  99.  —  Das  neue  Gesetzbuch  der  Völker 
S.  101.  —  Der  Völkerstaat  als  souveräne  Völkerrepublik  S.  103.  — 
Der  Deutsche  Bund  als  Kern  des  allgemeinen  Völkerbundes  S.  105. 

—  P.  Kaufmann.  Robert  v.  Mohl  S.  107.  —  0.  Hälschner.  Bluntschli 
S.  III.  —  Schücking  S.  113. 

IV.  Der  Völkerbundgedanke  als  Forderung  der  praktischen  Politik  .  .  114 

Perioden  europäischer  Solidarität  S.  115.  —  Das  Gesamtwohl 
der  Staatengemeinschaft.  —  Schlettwein  S.  117.  —  Der  Anonymus 
von  1800.  —  Goerres  S.  119.  —  Friedrich  Gentz.  —  Mallinckrodt 
S.  121.  —  Freiherr  Kasimir  Wilhehn  v.  Gayl  S.  123.  —  Jean  Paul 
S.  125.  —  Ludwig  Börne  S.  127.  —  Heeren.  Rotteck.  Paul  Pfizer 
S.  129.  —  Weber.  Der  ökonomische  Gesichtspunkt:  Friedrich  List. 
Schäffle  S.  131.  —  Die  Demokratie  von  1848  S.  133.  —  Die  Friedens- 
und Freiheitsliga.   „Die  Vereinigten  Staaten  von  Europa"  S.  135. 

—  Guido  Weiß.  Eduard  Loewenthal  S.  137.  —  Der  Europäische 
Unionsverein.  —  Der  Weltstaatenbund  S.  139.  —  Prittwitz.  Kon- 
stantin Frantz.  Planck  S.  141.  —  Kritik  an  Bismarcks  Deutschem 
Reiche  S.  143.  —  Der  Völkerbundgedanke  in  deutschen  Parlamenten 
S.  145.  —  Der  neue  Kurs.  Kiparskis  Denkschrift  S.  147.  —  Der 
Weg  zur  ersten  Haager  Konferenz  S.  149. 

•   V.  Der  Völkerbundgedanke  und  die  Zukunft  Europas  150 

Schiedsgericht,  christliches  Europa,  Völker^taat  S.  151.  — 
Kulturgemeinschaft,  Weltstaat  S.  153.  —  Deutschland  und  die 
Organisation  der  Welt  S.  155.  —  Europäisches  Chaos  oder  Völker- 
bundpolitik S.  157.  —  Entwicklungsfähigkeit  der  internationalen 
Rechtsgemeinschaft  S.  159. 

Literatur  160 

Berichtigungen  •  167 

Personenverzeichnis  168 


VI 


I.  Abgrenzung  der  Aufgabe  und  geschichtliche 
Voraussetzungen. 

Eine  Geschichte  des  Völkerbundgedankens  zu  schreiben, 
ist  aus  verschiedenen  Gründen  besonders  schwierig.  Der 
Völkerbundgedanke  stellt  den  letzten  und  ernstesten  Ver- 
such dar,  die  Zersplitterung  der  Menschheit  zu  überwinden; 
solche  Versuche  sind,  seitdem  es  überhaupt  eine  greifbare 
geschichtliche  Entwicklung  gibt,  wiederholt  gemacht  worden. 
Es  war  schon  etwas  Großes,  daß  man,  zunächst  rein  gedank- 
lich, die  Menschheit  als  eine  Einheit  begriff  imd  ihre  Zer- 
splitterung überhaupt  als  mißlich  empfand.  Das  Erlebnis  der 
Unerträglichkeit  des  Naturzustandes  vom  ewigen  Krieg  ist 
zugleich  der  Moment  der  Geburt  der  großen  regulativen  Idee 
vom  ewigen  Frieden.  Der  Völkerbund  ist  das  Endglied  einer 
Kette  von  Formen  der  Vergesellschaftung,  die  aus  dem  Natur- 
zustand allmählich  den  Kulturzustand  hervorgebracht  haben. 
Familie,  Stamm,  Volk,  Staat,  Weltreich  —  heißt  diese  Kette. 

Der  Weltherrschaftsgedanke  ist  eine  Erbschaft  der  antiken 
Welt ;  er  hat  als  eine  geistige  Erinnerung  die  praktische  Politik 
fortentwickelt  und  im  universalistischen  Sinn  umfassend  beein«» 
flußt.  Was  da.s  Eömische  Reich  einige  Jahrhunderte  hindurch 
der  damaligen  Kulturwelt  geboten  hat,  das  wollten  seine  Nach- 
folger in  Europa  in  dieser  oder  jener  Form  immer  wieder 
erreichen.  Das  alte  deutsche  Kaisertum  ist  erfüllt  von  dem  Welt- 
herrschaftsgedanken römischen  Ursprungs;  zusammen  mit 
dem  Papsttum  versucht  es,  die  civitas  dei  auf  Erden  zu  ver- 
wirklichen; das  Bestreben  der  französischen  Könige,  die  Hege- 
monie in  Europa  zu  erlangen,  ist  aus  dem  Gegensatz  zu  dem 
mittelalterlichen  Weltherrschaftsgedanken  des  Caesareopapismus 
entsprungen  und  hat  ihn  schließlich  doch  auf  eine  besondere 
Art  nachgeahmt.  Trotz  der  Kirchenspaltung  und  der  Fürsten- 
souveränität der  sich  selbstgenügenden  Staatenbildungen  blieb 
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der  universalistische  Geist  in  Europa  lebendig;  die  Staaten- 
gesellschaft begründete  sich  neu  mit  ihren  politischen  und 
rechtlichen  Kollektivinteressen:  von  den  Konzilien  des  aus- 
gehenden Mittelalters  geht  eine  Linie  zum  ersten  internationalen 
Friedenskongreß  1648,  von  Marsilius  von  Padua  geht  eine  Linie 
zum  Naturrecht.  Der  Völkerbundgedanke  ist  nun  gegenüber  den 
Bestrebungen  rein  obrigkeitlicher,  besonders  fürstlicher  Macht 
etwas  Demokratisches:  aus  dem  Intere  se  der  Beherrschten 
heraus,  aus  dem  Gefühl  von  der  Notwendigkeit,  dem  Einzelnen 
sein  Hab  und  Gut,  seine  Ehre  und  sein  Leben  zu  schützen,  und 
zwar  der  einzelnen  Person  so  gut  wie  dem  Stamm,  dem  ein- 
zelnen kleinen  oder  großen  Volke,  ist  der  Völkerbundgedanke 
erwachsen.  Er  postuliert  die  internationale  Gemeinschaft  von 
unten  her. 

Der  Völkerbundgedanke  steht  im  engsten  Zusammen- 
hange mit  dem  Friedensgedanken.  Diese  beiden  Geschichts- 
ideale werden  uns  in  ihrem  wechselseitigen  Verhältnis  im  Laufe 
unserer  Untersuchung  immer  wieder  beschäftigen.  Wenn  sich 
politische  oder  soziale  Gruppen  in  der  Geschichte  zusammen- 
getan haben  zu  Bünden  oder  ähnlichen  Neubildungen,  so  geschah 
das  immer  sowohl  im  Sinne  einer  Machtkonzentration  und 
einer  Rechtsnormierung,  —  einer  Machtkonzentration  nach 
außen,  einer  Rechtsnormierung  nach  innen,  einer  Regelung 
aller  häuslichen  Streitigkeiten  durch  den  Vertrag  und  einer 
Mehrung  der  Geltung  nach  außen  durch,  den  Zusammenschluß. 
Die  griechische  Geschichte  kennt  den  Amphiktyonen-Bund ; 
die  Schweizer  Eidgenossenschaft  ist  aus  dem  1291  gebildeten 
,, Ewigen  Schutz-  und  Trutzbund*'  von  Uri,  Schwyz,  Unter- 
waiden und  Zürich  hervorgegangen;  das  Genossenschaftsrecht 
und  der  Schiedsgerichtsgedanke  haben  im  Rechtsleben  des 
deutschen  Mittelalters  bekanntlich  eine  bedeutende  Rolle 
gespielt;  bei  allen  diesen  Bildungen  ist  der  gleiche  Grund- 
trieb wirksam:  das  Bedürfnis  einer  Überwindung  alter, 
unerträglich  gewordener  Machtverhältnisse  auf  dem  Rechts- 
wege und  eines  Zusammenschlusses  der  Einzelnen  zu  einem 
höheren  gesellschaftlichen,  politischen,  wirtschaftlichen  Zweck 
unter  Ausschaltung  innerer  Zwiste.    Der  Krieg  soll  aus  einem 
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Verhältnis  zur  Friedensidee. 


Dauerverliältnis  eine  seltene  Kechtshandlung  werden.  Der 
Völkerbundgedanke  stellt  also  ein  soziologisches  Problem  ersten 
Ranges  dar;  er  bedeutet  in  seinen  verschiedenen  Gestaltungen 
den  immer  wieder  aufgenommenen  Versuch,  unmöglich  ge- 
wordene Zustände  des  Chaos,  des  Unfriedens,  der  Selbst- 
zerfleisch ung,  durch  gesellschaftliche  Neubildung  zu  über- 
winden. 

Die  von  uns  betonte  Schwierigkeit,  eine  Geschichte  des 
Völkerbundgedankens  zu  schreiben,  ist  also  darnach  in  doppeltem 
Sinne  klar :  der  Völkerbundgedanke  ist  mit  dem  Friedens- ' 
gedanken  immer  zusammen  aufgetreten,  er  ist  ihm  nahe  ver- 
wandt, bedeutet  aber  doch  etwas  viel  Sachlicheres  und  deshalb 
Greifbareres,  und  der  Völkerbundgedanke  ist  bei  einer  ganzen 
Reihe  von  politischen  Bildungen  mit  wirksam  gewesen,  die  als 
solche  nicht  zueinander  im  Verhältnis  historischer  Kontinuität 
stehen.  Als  drittes  Moment  kommt  noch  hinzu,  daß  der  Völker- 
bundgedanke ein  Gemeingut  der  europäischen  Nationen  ist, 
daß  er  sich  überall  gelegentlich  gezeigt  hat,  daß  jede  der  großen 
europäischen  Nationen  ihren  Anteil  an  seiner  Entwicklung 
besitzt.  Wir  wollen  uns  in  unserer  Betrachtung  auf  den 
ideellen  Gesichtspunkt  beschränken  und  eine  Erörterung 
älterer  politischer  Bildungen,  die  den  Völkerbundgedanken 
vorbereiten  oder  auch  partiell  verwirklichen,  beiseite  lassen; 
solche  politischen  Bildungen  wären  in  Deutschland  etwa  der 
Schwäbische  und  Fränkische  Landfriedensbund  des  14.  Jahr- 
himderts,  der  Schmalkaldische  Bund,  die  Rheinische  AUianz 
von  1658,  der  Fürstenbund  Friedrichs  des  Großen,  der 
Rheinbund  Napoleons  I.  Alle  Staatenbünde  sind  im  weiteren 
Sinne  als  Ansätze  zum  Völkerbund  aufzufassen;  die  Schweiz 
haben  wir  schon  erwähnt,  die  Republik  der  Vereinigten  Nieder- 
lande, die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Deutsche 
Bund  von  1815  kommen  weiterhin  in  Betracht.  Sie  alle  bieten 
hochinteressante  Analogien  in  geschichtlicher,  verfassungs- 
rechtlicher und  sozialer  Beziehung.  Wir  wollen  aber  das  rein 
Gedankliche  herausarbeiten:  die  internationale  Idee  entspringt 
einer  bestimmten  Weltanschauung,  sie  versucht  den  Rechts- 
gedanken zu  übertragen  auf  bis  dahin  anarchisch  gebliebene 
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Gebiete  des  menschlichen  Lebens  und  sie  erzeugt  endlich 
greifbare  politische  Neubildungen  organisatorischer  Natur. 
Was  haben  wir  Deutsche  hierbei  geleistet  ? 

Der  deutsche  Geist  ist  in  der  Geschichte  des  Völkerbund- 
gedankens nicht  als  Führer  hervorgetreten;  wir  dürfen  aber 
für  ihn  in  Anspruch  nehmen,  daß  er,  durch  die  Tat  Immanuel 
Kants,  der  Idee  einen  neuen  Inhalt  und  eine  neue  Wendung 
gegeben  hat.  Von  Kant  stammt,  soweit  ich  sehe,  das  deutsche 
Wort  „Völkerbund";  wir  wollen  es  von  dort  übernehmen  und 
zum  terminus  auch  älterer  Formen  internationaler  Gemeinschaft 
erheben,  unter  Wahrung,  natürlich,  seines  eigenartigen  geistigen 
Wertes.  Bei  dem  Völkerbundgedanken  zeigt  es  sich,  daß  Europa 
ja  im  Grunde  eine  geistige  Einheit  gewesen  ist,  daß  dieser 
zersplitterte  Erdteü  immer  gerungen  hat  um  die  Möglichkeit 
einer  Zusammenfassung  seiner  überreichen  Kräfte.  Das  Zeit- 
alter des  Nationalismus  hat  die  Erinnerung  an  den  europäischen 
Gemeingeist  und  die  europäische  Famüienhaftigkeit  hin- 
schwinden lassen.  Tatsächlich  hat  aber  Europa  alle  großen 
geistigen  und  politischen  Bewegungen  als  eine  Gesamtheit 
durchgemacht:  dies  gilt  von  der  Reformation  ebenso  wie  vom 
Absolutismus,  von  der  Revolution  und  der  Demokratie  ebenso 
wie  von  der  Idee  der  Legitimität  und  vom  kapitahstischen 
Greiste.  Es  ist  eine  Aufgabe  von  ganz  besonderem  Reiz,  jedesmal 
zu  untersuchen,  welchen  Anteil  die  einzelnen  europäischen 
Völker  an  diesen  großen  Tendenzen-  oder  politischen  Formen, 
an  ihrer  Bildung  und  Durchführung  gehabt  haben. 

Von  England  aus  ist  zuerst  eine  große  Strömung  aus- 
gegangen, die  in  wirklich  grundlegender  Weise  eine  moralische 
Umwandlung  des  menschlichen  Fühlens  und  Denkens  im 
Sinne  der  Völkerversöhnung  forderte.  Welche  Bedeutung  das 
Puritanertum  für  die  Entstehung  des  demokratischen  Prinzips  und 
die  Begründung  der  staatsbürgerlichen  Individualität  gehabt  hat, 
ist  bekannt.  Das  aus  dem  Puritanertum  hervorgegangene  Quäker- 
tum  hat  aber  den  noch  weiter  gehenden  Versuch  gemacht,  den  die 
großen  Reformatoren  selbst  nicht  gewagt  haben,  nämlich,  die 
Lehre  des  Christentums  mit  wirklicher  Folgerichtigkeit  auf  das 
praktische  Leben  zu  übertragen.     Die   Quäker  lehnten 
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es  ab,  Kriegsdienste  zu  tun,  sie  weigerten  sich,  einen  Staat, 
der  Kriege  führte,  zu  unterstützen;  die  Quäker  sind  zuerst 
gegen  die  Sklaverei  aufgetreten,  und  es  ist  ihnen  zu  danken, 
daß  die  große  Emanzipation  schließlich  durchgeführt  wurde. 
Einzelindividuum  und  Menschheit,  das  waren  die  Pole,  zwischen 
denen  der  Reformeifer  des  Quäkertums  hin-  und  herging. 
Das  Menschenrecht,  das  Wohlbefinden  des  Individuums,  seine 
Arbeit  und  sein  innerliches  Gleichgewicht  beschäftigten  sie 
ebenso,  wie  die  Idee  der  Universalkirche.  Der  Quäker  William 
Penn  hat  einen  Essay  über  den  gegenwärtigen  und  zukünftigen 
Frieden  von  Europa  geschrieben,  der  zuerst  1692  veröffentlicht 
worden  ist.  (Neudruck  1915,  Gloucester.)  Penn  befand  sich 
damals  in  Europa  und  hat  seine  bei  der  Gründung  von  Penn- 
sylvanien  gemachten  amerikanischen  Erfahrungen  dem  alten 
Kontinente  nutzbar  machen  wollen.  Schon  in  dem  Titel  dieser 
interessanten  Schrift  ist  als  Mittel  des  zukünftigen  Friedens 
ausdrücklich  ein  europäischer  Reichstag  oder  ein  Parlament 
Europas  angegeben.  Der  demokratische  und  parlamentarische 
Gedanke,  der  das  Puritanertum  erfüllt,  wird  also  auf  die 
große  europäische  Politik  übertragen.  Penn  betont  zunächst 
den  philanthropischen  Gesichtspunkt,  er  erinnert  an  die 
blutige  Tragödie  der  Kriege  Ludwigs  XIV.  Mit  beredten 
Worten  schildert  er  die  furchtbaren  Folgen  des  Krieges  für 
die  Wirtschaft  und  die  menschlichen  Sitten.  Der  eigentliche 
Kriegsgrund  ist  für  ihn  begangenes  Unrecht;  wenn  eine  Re- 
gierung dem  Volk  Unrecht  tut,  entsteht  der  Bürgerkrieg; 
wenn  die  Staaten  einander  in  ihrem  Recht  verletzt  haben, 
greifen  sie  zu  den  Waffen.  Der  Krieg  wird  allein  durch  die 
Herrschaft  des  Rechts  überwunden  werden.  So  wie  die  Menschen 
ursprünglich  zu  einer  Gesellschaft  zusammentraten  aus  Liebe 
zum  Frieden  und  zur  Ordnung,  so  soUen  deshalb  auch  die 
regierenden  Fürsten  von  Europa  sich  zu  einem  gemeinsamen 
Reichstag  in  einem  Staatenbunde  vereinigen.  Penn  erkennt 
wohl  die  Schwierigkeit  an,  die  darin  besteht,  eine  richtige 
Schätzung  des  Einflusses  und  der  Bedeutung  der  einzelnen 
Staaten  vorzunehmen.  Als  Maßstab  für  die  Zahl  der  Stimmen, 
die  die  einzelnen  Staaten  haben  sollen,  empfiehlt  er  die  Ab- 
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Schätzung  ihrer  Einkünfte.  Auch  die  Türken  und  die  Russen 
will  er  in  den  Staatenbund  aufgenommen  haben  —  eine  For- 
derung, die  damals  um  so  ungewöhnlicher  war,  weil  im  all- 
gemeinen der  Zusammenschluß  Europas  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  Kampfes  gegen  die  Ungläubigen  gedacht  wurde. 
Wie  gut  Penn  den  Geist  seiner  Zeit  beurteilte,  beweisen  seine 
Vorschläge,  Etikettefragen  zu  lösen  und  Bestechungsmöglich- 
keiten zu  vermeiden;  auch  den  Modus  der  Abstimmungen  hat 
er  genau  ausgearbeitet.  Scharfsinnig  widerlegt  er  die  Ein- 
wendungen: zuerst  die,  daß  der  stärkste  und  reichste  Staat 
nie  auf  den  Völkerbund  eingehen  würde.  Penn  meint,  daß  alle 
zusammen  wohl  mehr  vermögen  als  ein  einzelner.  Die  Gefahr  der 
Verweichlichung  bei  Wegfall  des  Soldatenhandwerkes  fürchtet 
er  nicht;  er  fordert  dafür  maßvolle,  strenge  Jugenderziehung, 
einfache  Lebensweise  und  angemessene  Arbeit.  Eine  wesent- 
liche Einschränkung  der  fürstlichen  Souveränität  durch  den 
Staatenbund  gibt  er  endlich  nicht  zu:  die  Fürsten  bleiben  in 
ihrem  Lande  so. souverän  wie  vorher  und  behalten  auch  ihre 
Einkünfte.  Der  christliche  Gedanke,  der  bei  Penn  der  maß- 
gebende ist,  bricht  dann  am  Schluß  mit  überzeugender  Kraft 
durch ;  es  kommt  ihm  darauf  an,  das  weitere  Vergießen  mensch- 
lichen und  christlichen  Blutes  zu  verhindern  und  wertvolle 
Menschen  für  Arbeit  und  Fortpflanzung  zu  erhalten.  Das 
Ansehen  der  Christenheit,  das  durch  ihre  blutigen  und  un- 
gerechten Kriege  gelitten  hat,  wird  bei  den  Heiden  wieder 
steigen  durch  den  Staatenbund.  Penn  betont  stark  den  Wider- 
spruch, der  besteht  zwischen  der  Lehre  des  Heilands  und  dem 
Kriege  zwischen  Christen.  Der  Krieg,  von  dem  Christus  ge- 
sprochen hat,  ist  der  Krieg  gegen  den  Teufel  und  nicht  der 
Krieg  gegen  die  Menschen.  Deshalb  soll  an  Stelle  des  Schwertes 
die  Vernunft  als  die  Grundlage  freier  Erörterung  der  Richter 
sein.  Der  europäische  Frieden,  den  der  europäische  Staatenbund 
sichert,  wird  alle  Mißverständnisse  und  Streitigkeiten  un- 
möglich machen  und  die  Nebenbuhlerschaft  der  Nationen  nur 
noch  zulassen  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung,  der  Sitten, 
der  Wissenschaften,  der  Kunst. 

Sehr  hübsch  ist  die  Bemerkung  Penns,   daß  im  Falle 
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der  Verwirklichung  seiner  Forderung  die  Fürsten  in  der 
Lage  sein  werden,  aus  Liebe  zu  heiraten,  und  nicht  aus 
Staatsraison.  Auch  ein  historisches  Beispiel  bietet  sich  der 
Beweisführung  Penns  dar :  die  Republik  der  vereinigten  Nieder- 
lande; und  wir  sehen  hier  das  eigenartige  Vorgehen  des  kalvi- 
nistischen  Geistes,  der  sein  demokratisches  Prinzip  von  der 
Kirchengemeinde  aus  überträgt  auf  alle  Verhältnisse  der  großen 
Welt.  Es  bedurfte  in  der  Tat  nur  eines  kurzen  Weiterdenkens, 
um  die  Weltauffassung  der  Puritaner  und  Quäker  zu  einem 
umfassenden  politischen  Programm  zu  machen.  Die  ganze 
angelsächsische  Staatsidee  ist  ja  von  dem  Puritanertum  aufs 
tiefste  beeinflußt  worden,  und  besonders  die  Quäker  haben 
einen  naiven  Optimismus  mit  der  Ernsthaftigkeit  und  sittlichen 
Würde  des  Lebenswandels  in  einer  Weise  verbunden,  die  Schule 
gemacht  hat:  in  dem  Barock  und  der  Skepsis  des  dynastisch 
verrotteten  17.  Jahrhunderts  bedeutet  diese  geistige  Strömung 
den  Beginn  einer  neuen  Welt. 

Penns  Ideen  sind  weiterentwickelt  worden  durch  einen 
anderen  Quäker,  den  als  Nationalökonomen  besonders  durch 
Karl  Marx  bekannten  John  Bellers,  der  im  Jahre  1710  in 
London  anonym  ein  Buch  erscheinen  ließ,  in  dem  die  euro- 
päischen Mächte  gleichfalls  zur  Errichtung  eines  europäischen 
Staates,  eines  ,ßhristian  Gommonwealh^^ ,  durch  die  Mittel 
eines  allgemeinen  Kongresses  oder  Parlamentes  aufgefordert 
wurden.  Nach  seiner  Idee  sollte  Europa  in  eine  Anzahl  gleich 
großer  Staaten  eingeteilt  werden,  und  jeder  dieser  Staaten 
sollte  ein  Mitglied  in  das  allgemeine  Staatenparlament  senden. 
Bellers  geht  also  viel  schematischer  vor  als  Penn.  Das  Staaten- 
parlament soll  die  Abrüstung  der  stehenden  Armeen  durch- 
führen, die  Zahl  der  erlaubten  Truppen  festsetzen  und  gegen 
jeden  Friedensbrecher  von  Bundeswegen  vorgehen^). 

Wenn  von  England  dieser  breite  Strom  einer  moralischen 
Erneuerung  ausgegangen  ist,  so  hat  Frankreich  mehrere  Ver- 
kündiger des  Völkerbundgedankens  hervorgebracht,   die  in 

Dr.  Jacob  ter  Meulen,  Der  Gedanke  der  Internationalen  Organi- 
sation in  seiner  Entwicklung  1300 — 1800,  S.  177.  —  Melamed,  Theorie, 
Ursprung  und  Geschichte  der  Friedensidee.  S.  163  f. 
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Form  geistreicher  Projekte,  aus  dem  praktisch-politischen 
Gresichtswinkel  heraus,  eine  Reform  erstrebten.  So  hat  Emeric 
Cruce  (1623)  in  seinem  merkwürdigen  Buche :  „Le  nouveau  Cynee" 
Mittel  und  Wege  anzugeben  versucht,  zugleich  den  allgemeinen 
Frieden  und  den  Freihandel  in  der  ganzen  Welt  durchzuführen ; 
hier  findet  sich  zuerst,  soviel  ich  sehe,  der  Gedanke  eines  aus 
Abgeordneten  aller  Staaten  zu  bildenden  Senates  mit  schieds- 
richterlicher Gewalt;  so  hat  der  große  Minister  Heinrichs  IV., 
Sully,  seinem  Könige  einen  europäischen  Friedensplan  zu- 
geschrieben, der  im  Grunde  freilich  nichts  anderes  bedeutete, 
als  die  Beseitigung  der  Habsburgischen  Monarchie  und  ihre  Er- 
setzung durch  die  Hegemonie  Frankreichs ;  so  hat  endlich  der 
Abbe  de  St.  Pierre  in  einer  Zeit,  da  Frankreich  durch  die 
endlosen  Kriege  Ludwigs  XIV.  vollständig  erschöpft  war,  seine 
verschiedenen  Projekte  zum  ewigen  Frieden  in  Europa  veröffent- 
licht (zuerst  1712). 

Diese  Projekte  sind  geschichtlich  von  besonderer  Bedeu- 
tung: sie  haben  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  die 
führenden  Geister  Europas  beschäftigt  und  riefen  auch  wichtige 
deutsche  Äußerungen  hervor.  St.  Pierres  Grundgedanken  lassen 
sich  wie  folgt  zusammenfassen :  Er  verlangt  die  Errichtung  eines 
großen  Staatenbundes,  eine  „Union  permanente  et  perpetuelW , 
die  allein  imstande  sein  würde,  einen  längeren  Friedenszustand 
in  Europa  zu  begründen.  Die  Friedensschlüsse,  die  in  Europa 
von  Zeit  zu  Zeit  geschlossen  werden,  meint  St.  Pierre,  sind  in 
Wirklichkeit  nur  Waffenstillstände,  denn  der  Besiegte  unterwirft 
sich  den  Siegern  nur  unter  dem  Vorbehalt,  bei  der  nächsten  Ge- 
legenheit wieder  zu  den  Waffen  zu  greifen,  um  Rache  zu  nehmen. 
Es  muß  also  etwas  ganz  Neues  geschaffen  werden,  um  den  Frieden 
zu  sichern,  und  dieses  Neue  muß  entstehen  nach  Analogie 
der  Einrichtungen,  die  innerhalb  des  Staates  jedem  Einzelnen 
Leben  und  Eigentum  gewährleisten.  St.  Pierre  ist  der  Sohn 
der  absolutistischen  Epoche,  und  so  wendet  er  sich  denn  an  die 
souveränen  Fürsten,  daß  sie,  gleichsam  als  Häupter  vieler 
Familien,  einen  ewigen  Bund  aufrichten  ,,zur  Erhaltung 
ihrer  Rechte"  und  sich  einem  ständigen  Schiedsgericht  unter- 
werfen. Eine  Union  der  Fürsten  soll  jede  Gebiets  Vergrößerung 
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verhindern,  jedem  Staat  seinen  gegenwärtigen  Umfang  garan- 
tieren, sie  soll  als  eine  mit  Zwangsgewalt  ausgestattete  Organi- 
sation jede  Unruhe  in  ihrem  Schöße  verhindern.  24  Staaten 
und  Staatengruppen  hat  St.  Pierre  aufgestellt,  aus  denen  diese 
Union,  diese  ewige  Allianz,  bestehen  soll;  an  ihrer  Spitze  stand 
natürlich  Frankreich,  die  Mitglieder  sollten  zur  Deckung  der 
Kosten  einen  Beitrag  leisten,  ein  ständiges  Schiedsgericht 
sollte  Streitigkeiten  schlichten,  Zuwiderhandlungen  sollten 
bestraft  werden,  die  Entscheidung  sollte  durch  Stimmen- 
mehrheit erfolgen;  ein  Friedenssenat  sollte  als  ständige  Ver- 
sammlung der  Deputierten  der  24  Mitglieder  in  der  Friedens- 
stadt Utrecht  tagen.  Diesem  Senat  sollten  vier  ständige 
Bureaus  für  Politik,  Müitärwesen,  Finanzen  und  öffentliches 
Recht  angegliedert  werden.  Wer  der  Union  den  Gehorsam 
verweigerte,  wurde  mit  dem  europäischen  Bann  und  der  Exe- 
kution bedroht.  Wie  sehr  der  Abbe  das  fürstliche  Interesse  für 
seine  Idee  gewinnen  woUte,  beweist  eine  Bestimmung  seines 
Projektes,  wonach  die  souveränen  Fürsten  für  ihre  persönlichen 
Bedürfnisse  über  die  Hälfte  der  Gelder  verfügen  durften,  die 
die  Verminderung  der  müitärischen  Ausgaben  dem  Staate 
einbrächten^). 

Drei  Punkte  machen  das  Projekt  des  Abbe  St.  Pierre  be- 
sonders bedeutungsvoll :  es  ist  durchaus  französisch  empfunden, 
es  ist  erfüllt  vom  Toleranzgedanken,  da  ßs  auch  nicht-christ- 
liche Staaten  berücksichtigt  und  es  sieht  die  Möglichkeit 
einer  Verbindung  mit  einer  asiatischen  Union  vor.  Der 
Papst,  der  so  häufig  als  der  Leiter  eines  europäischen  Staaten- 
bundes gedacht  wurde,  spielt  bei  Saint  Pierre  eine  ganz  geringe 
Rolle.  Die  Reform  der  Fürstenherrschaft,  die  er  erstrebt,  sollte 
freilich  den  notleidenden  Völkern  in  hohem  Maße  zugute 
kommen ;  der  philanthropische  Gesichtspunkt  verbindet  sich  bei 
St.  Pierre  auf  das  engste  mit  den  politischen  und  wirtschaft- 
lichen. Gerade  die  ökonomischen  Ziele  St.  Pierres  sind  besonders 

(St.  Pierre),  Projet  pour  rendre  la  paix  perp6tuelle  en  Europa, 
Utrecht  1713;  über  die  verschiedenen  Fassungen  und  Ausgaben  vgl.  ter 
Meulen  a.  a.  0.  S.  380.  —  Dr.  jur.  Wilhelm  Borner,  Das  Weltstaatenprojekt 
des  Abb6  St.  Pierre,  Berlin  und  Leipzig  1913. 
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interessant:  so  wollte  er  auch  an  den  Hauptverkehrsplätzen 
der  Welt  internationale  Handelsgerichte  einsetzen. 

Sein  Werk  ist  weitschweifig,  zum  Teil  platt  eudämonistisch ; 
dann  überrascht  es  aber  doch  wieder  durch  seinen  Scharfblick 
und  die  politische  Kraft,  mit  der  es  Rechtsinstitutionen  für 
die  Kulturvölker  fordert,  an  deren  Durchbildung  wir  Heutigen 
so  tief  beteiligt  sind.  Der  Abbe  war  erfüUt  von  einer  ungewöhn- 
lichen reformatorischen  Phantasie.  St.  Pierres  Projekt  hat 
zwar  scharfe  Ablehnung  und  vielen  billigen  Spott  hervor- 
gerufen; er  selbst  wurde  infolge  seines  mutigen  Reformeifers 
aus  der  französischen  Akademie  ausgeschlossen.  Auf  der 
anderen  Seite  hat  aber  das  Projekt  unmittelbar  sehr  ernst 
auf  die  praktische  Politik  eingewirkt,  wie  Schücking  nach- 
gewiesen hat^). 

Damit  haben  wir  einen  kurzen  Blick  auf  die  Vorbedingungen 
der  Entwickelung  des  Völkerbundgedankens  geworfen,  wie  sie 
sich  in  England  und  Frankreich  darstellten;  welches  wurde 
nun  die  besondere  Leistung  des  deutschen  Geistes?  Der 
deutsche  Geist  hat  den  Völkerbundgedanken  zuerst  philo- 
sophisch vertieft;  er  hat  ihn  dann  zum  Gegenstand  juristischer 
Erörterungen  und  juristischer  Neuschöpfungen  gemacht;  er 
hat  ihn  endlich  als  eine  Forderung  der  praktischen  Politik 
vorgetragen.  Es  ist  für  die  deutsche  Art  charakteristisch,  daß 
der  Völkerbundgedanke  bei  uns  im  Gegensatz  zu  anderen 
Ländern  in  der  praktischen  Politik  eine  verhältnismäßig  ge- 
ringe Bedeutung  besessen  hat,  daß  er  vielmehr  hier  aus  äußerem 
Zwang  und  innerer  Not  hat  zurücktreten  müssen.  In  der 
Theorie  haben  wir  mehr  für  ihn  getan  als  in  der  Praxis.  Es 
würde  nun  nicht  wesentlich  zur  Klärung  des  Problems  bei- 
tragen, wenn  wir  in  rein  chronologischer  Weise  den  Völkerbund- 
gedanken in  den  verschiedenen  Äußerungen  deutscher  Geistes- 
führer verfolgen  wollten.  Unter  dem,  was  wir  ,, Völkerbund- 
gedanken" nennen,  ist  von  Verschiedenen  Verschiedenes  ver- 
standen worden.  Die  Ausgangspunkte,  die  Behandlungsweisen, 
die  Zwecksetzungen  sind  durchaus  mannigfaltig.    Wir  müssen 


1)  Walter  Schücking,  t>ie  Organisation  der  Welt,  S.  53. 
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also,  um  zu  einer  Klarheit  zu  kommen,  den  Völkerbund- 
gedanken unter  verschiedenen  Gesichtspunkten  jeweils  inner- 
halb eines  geschlossenen  Ideenkreises  betrachten.  Es  ist  ein 
sehr  großer  Unterschied,  ob  ein  Denker  von  einer  bestimmten 
Weltansicht  her  zu  der  Idee  des  Völkerbundes  gelangt,  oder 
ob  er  gegebene  geschichtliche  und  politische  Zustände  durch 
Reformen  und  Zielsetzungen  im  Sinne  des  Völkerbundgedankens 
beeinflussen  will.  Wir  wollen  also  Gleichartiges  mit  Gleichem 
verbinden  und  hoffen,  durch  diese  Stoffeinteilung  die  Erkenntnis 
des  Problems  am  besten  zu  fördern.  Wir  führen  unsere  Unter- 
suchungen nur  bis  etwa  zum  Jahre  1890.  Die  damals  be- 
ginnende neue  Weltepoche  hat  den  Gedanken  der  Welt- 
organisation so  sehr  in  den  Vordergrund  gerückt,  daß  man 
mit  einer  Beschränkung  auf  Deutschland  und  mit  einer  Be- 
schränkung auf  das  rein  Gedankliche  ein  schiefes  Bild  ent- 
werfen würde.  Den  Völkerbundgedanken  nach  1890  verfolgen, 
hieße  eine  Geschichte  der  politischen  Ideen  und  der  politischen 
Neugestaltungen  überhaupt  schreiben. 
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IL  Der  Völkerbundgedanke  als  Problem  der  Welt- 
anschauung. 

Die  Denker  vor  Kant. 

Der  erste  große  deutsche  Denker,  der  zu  dem  Völkerbund- 
gedanken  Stellung  genommen  hat,  ist  Leibniz  gewesen. 
Leibniz  hat  sich  mit  den  Schriften  von  St.  Pierre  beschäftigt,, 
ja  er  hat  auch  ältere  Völkerbundsideen,  wie  die  von  Emeric 
Cruce,  gekannt.  Leibnizens  Grundauffassung  ist  nicht  einheit- 
lich. Der  entscheidende  Gesichtspunkt  bei  ihm  scheint  mir  ein 
politischer,  und  zwar  der  zu  sein,  daß  er  Europa  im  christlichen 
Geist  noch  einmal  einigen  wollte,  also  die  mittelalterliche 
Solidarität  neu  zu  erwecken  versuchte.  In  seiner  Pseudo- 
nymen Schrift  über  das  Souveränität-  und  das  Gesandtschafts- 
recht der  deutschen  Fürsten  hat  er  die  Weltmonarchie  im  Sinne 
des  Gottesstaates  auf  Erden  als  Ziel  der  Entwickelung  ge- 
feiert ;  Kaiser  und  Papst  sollten  dieses  Weltreich  regieren,  ein 
immerwährendes  Konzil  als  Schiedsgericht  tätig  sein^).  Als 
Mittel,  Europa  den  Frieden  und  die  Ruhe  zu  geben,  empfahl 
er  bei  anderer  Gelegenheit  einen  heiligen  Krieg  gegen  den 
Islam.  Leibniz,  der  ja  durchaus  in  der  praktischen  Politik 
seiner  Tage  darinstand,  hat  den  Plan  zu  einem  solchen 
Krieg  auch  im  einzelnen  ausgeführt.  Die  Lösung  der  orien- 
talischen Frage  scheint  ihm  für  einen  europäischen  Völker- 
frieden die  unerläßliche  Vorbedingung  zu  sein.  Auch  bei 
St.  Pierre  findet  sich  der  Gedanke  eines  Vorgehens  gegen  die 
Türkei;  Leibniz  aber  versucht  nun  im  Gegensatz  zu  dem 
Abbe  das  Überhandnehmen  der  französischen  Macht  in 
Europa  zu  paralysieren.  Es  ist  interessant,  daß  er  nach 
Kenntnisnahme  des  Projektes  des  Abbe  de  St.  Pierre  zuerst 
die  Verwirklichung  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Friedens- 
organisation als  eines  der  größten  Werke  der  Weltgeschichte 

^)  Leibnitü  opera  omnia  IV,  392. 
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bezeichnete,  daß  er  aber  dann  bei  näherem  Studium  gerade 
im  Interesse  der  Freiheit  der  Einzehiationen  Zweifel  bekam. 
Für  Leibniz  war  das  Wichtigste  die  Einheitlichkeit  der  christ- 
lichen Gesellschaft,  die  Aufrechterhaltung  von  Kaiser  und  Reich ; 
dem  Problem  der  Beseitigung  der  Kriege  stand  er  skeptisch 
gegenüber;  das  —  meinte  er  in  einem  Briefe  an  den  Abbe  — 
liegt  an  den  Fürsten,  und  es  fehlt  den  Menschen  eben  leider 
nur  der  Wille,  um  sich  von  der  unendlichen  Zahl  der  Übel 
zu  befreien.  Einem  anderen  Korrespondenten  gegenüber, 
Orimarest,  spricht  sich  aber  Leibniz  viel  weniger  günstig  über  das 
Werk  St.  Pierre's  aus.  Er  schreibt,  daß  er  sich  dabei  der  In- 
schrift eines  holländischen  Gasthauses :  „Zum  ewigen  Frieden" 
erinnere,  denn  die  Toten  schlügen  sich  nicht  mehr;  aber  die 
Lebenden  hätten  eine  andere  Meinung,  und  gerade  die  Mäch- 
tigsten respektierten  nicht  die  Gerichtshilfe.  Auch  mitBossuet 
hat  Leibniz  über  die  Frage  einer  „Union  Europas",  und 
zwar  in  kirchlicher  Beziehung,  korrespondiert;  mit  diesem 
Franzosen  konnte  er  gleichfalls  eine  Einigung  nicht  erzielen,  da 
Bossuet  ebenso  eine  zu  straffe  Einheit  erstrebte.  Wie  auch 
sonst  bei  Leibniz,  ist  also  in  seiner  Stellungnahme  zum  Völker- 
bundgedanken eine  schwankende  Haltung  festzustellen:  er 
zeigt  auch  hier  den  großen,  universalistischen  Zug  und 
die  umfassende  Kenntnis  der  Strömungen  und  Ideen,  aber 
er  steckt  zu  sehr  im  Opportunismus  darin.  Es  mag  dies  nicht 
nur  an  seiner  diplomatischen  Tätigkeit  liegen,  sondern  auch 
an  der  Natur  seiner  theoretischen  Überzeugungen  :  mit  seinem 
Gedanken  der  Bewegung  als  des  Urprinzips  ließ  sich  eine  Aus- 
schaltung des  Krieges  nicht  leicht  verbinden.  Ebenso  wirkte 
seine  Vorstellung  von  der  bestmöglichen  Welt  lähmend  für 
eine  große  Reformidee,  die  doch  sehr  stark  von  der  Vervoll- 
kommnungsbedürftigkeit der  gegebenen  ausging, 

Der  Schüler  von  Leibniz,  Christian  Wolf,  hat  den  Ge- 
danken der  Nationen- Gemeinschaft  wiederholt  vertreten. 
Auch  bei  ihm,  wie  eigentlich  bei  allen  älteren  deutschen 
Denkern,  bietet  sich  das  römische  Reich  als  die  natürliche 

^)  Leibnitii  opera  omnia,  V,  56;  61  f.  Jugement  sur  la  paix  perp6tuelle, 
Collection  compl^te  des  Oeuvres,  XXIII,  53. 
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Grundlage  der  Entwickelung  dar:  von  dem  römischen  Reiche 
aus  soll  die  Welt-  oder  Universal-Monarchie  gebildet  werden, 
und  damit  sollen  alle  jene  Übel  überwunden  werden,  welche 
aus  der  Verschiedenheit  der  Souveränität  mehrerer  Staaten 
entspringen.  Wenn  es  erst  einen  Allherrscher  gibt,  so  kann 
er  durch  seine  Organe  alle  Zwietracht  beseitigen.  Wolf 
spricht  ausdrücklich  von  einem  durch  die  Natur  gegebenen 
„Weltstaat",  einer  civitas  maxima,  in  der  ein  „Rector"  nach 
den  Gesichtspunkten  des  natürlichen  Volksrechtes  im  Inter- 
esse der  allgemeinen  Wohlfahrt  die  Entscheidungen  trifft.  Eine 
Weiterentwickelung  oder  Vertiefung  des  Völkerbimdgedankens 
war  aber  Christian  Wolf  versagt;  dem  Geiste  seiner  gesamten 
Philosophie  entsprechend,  hat  er  bei  ihm  einen  schematischen 
und  nüchternen  Charakter i). 

Es  mußte  erst  eine  andere  Bewertung  der  menschlichen 
Kultur  zur  Geltung  kommen,  als  sie  die  optimistische  Telep- 
logie  Leibnizens  und  seiner  Schüler  brachte,  ehe  der  Völkerbund- 
gedanke sich  als  Postulat  einer  Neugestaltung  der  Menschheit 
durchsetzen  konnte.  Der  Anstoß  dazu  ist  von  Rousseau 
ausgegangen.  Rousseau  hat  das  Werk  des  Abbe  de  St.  Pierre 
durchgearbeitet  und  einen  Auszug  darüber  veröffentlicht^).  Da- 
durch aber,  daß  er  den  Gedanken  des  Abbes  seinen  Geist  ein- 
flößte, schuf  er  etwas  völlig  Neues.  Der  Abbe  de  St.  Pierre 
war  nüchtern,  umständlich,  utilitarisch  gewesen,  ebenso  wohl- 
meinend wie  langweilig,  für  geistreiche  •  Menschen  irritierend. 
Rousseau  nahm  nun  den  Völkerbundgedanken  mit  der  ganzen 
Macht  seiner  glühenden  Seele  auf,  er  faßte  ihn  menschheitlich, 
er  ordnete  ihn  ein  in  den  großen  Zusammenhang  seines  Welt- 
bildes. Über  Europa  und  alle  praktisch  gegebenen  Verhältnisse 
hinaus  erhebt  sich  sein  Blick  zur  Menschheit.  Den  Menschen 
sieht  er  als  ursprünghch  gut  an.  Aber  infolge  der  empirischen 
Entwicklung  sind  alle  seine  Lebensbeziehungen,  alle  seine 
staatlichen  und  gesellschaftlichen  Zustände  verworren  und  ver- 

1)  Wolf,  Jus  gentium.    Prolegom.   §§  7—26. 

2)  ter  Meulen,  a.  a.  0.  S.  253 f.  —  Extrait  du  projet  de  paix  per- 
petuelle  de  M.  l'abb^  de  Saint-Pierre  (1761).  Oeuvres  compldtes,  Paris  1844, 
I,  S.  .606. 
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dorben.  Aus  diesem  Zustand  des  Unglücks  und  der  Hemmung 
muß  die  Menschheit  befreit  werden.  Von  den  Fürsteh  er- 
wartet Rousseau  freilich  keine  günstige  Lösung.  Von  unten 
her  muß  sie  gefunden  werden:  eine  Konföderation  kleiner  auf 
sich  selbst  stehender  Demokratien  schwebt  ihm  als  Endziel 
vor.  Wir  sehen,  wie  in  der  Hand  Rousseaus  der  Völker- 
bundgedanke eine  ganz  neue  Form  erhält:  er  wird  zu  einem 
kulturphilosophischen  Postulat  von  umfassender  Bedeutung. 
Durch  Rousseau  hat  der  Völkerbundgedanke  unmittelbar  auf 
alle  großen  Führer  unseres  klassischen  Zeitalters  gewirkt. 

Betrachten  wir  zuerst  Herder:  bei  ihm  tritt  der  Völker- 
bundgedanke im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Friedensidee 
auf.  Herder  hat  sich  in  seinen  „Ideen  zur  Philosophie  der  Ge- 
schichte der  Menschheit"  scharf  gegen  den  Krieg  gewandt: 
„Nicht  Krieg,  sondern  Friede  ist  der  Naturzustand  des  unbe- 
drängten  Menschengeschlechtes:  denn  Krieg  ist  ein  Stand  der 
Not."  ,,Wer  hat  einem  kultivierten  Europa  seine  Regierungen  ge- 
geben ?  Der  Krieg.  Was  hat  alle  großen  Monarchien  gestiftet  und 
wieder  zertrümmert  ?  Der  Krieg."  ,, Nicht  Humanität,  sondern 
Leidenschaften  haben  die  Völker  der  Erde,  wie  wilde  Tiere,  zu- 
samme n  gegeneinander  getri eben .  * '  Herders  Geschichtsauffassung 
ist  dui'chaus  von  dieser  Grundansicht  bestimmt.  In  den  Kriegs- 
zügen der  Römer  sah  er  nichts  als  Zerstörung  und  Verheerung, 
in  den  Kreuzzügen  Räuberfeldzüge.  Wie  weiten  weit  ist  er 
von  Leibniz  entfernt,  wenn  er  die  Vereinigung  einer  Christen- 
Repubük  gegen  die  Ungläubigen  verurteilt !  Für  Herder  gibt  es 
auch  in  der  Geschichte  nur  eine  Menschheit ;  und  er  ist  von  dem 
tiefem  Glauben  erfüllt,  daß  in  dieser  Menschheit  mehr  Erhalter 
als  Zerstörer  geboren  werden,  daß  also  der  Mensch  ursprünglich 
gut  ist,  und  daß  mit  dem  Wachstum  der  wahren  Humanität 
auch  der  „zerstörende  Dämon  des  Menschengeschlechts"  wirk- 
lich beseitigt  werden  kann.  So  glaubt  er  feststellen  zu  können, 
daß  mit  der  Zeit  sich  ein  friedliches  Gleichgewicht  zwischen 
den  Völkern  durchsetzt.  In  der  Kriegskunst  selbst  sieht  er  ein 
Mittel,  den  menschenfressenden  Krieg  als  rechtes  Räuber- 
handwerk zu  überwinden,  und  damit  den  Grund  des  Krieges  selbst 
zu  untergraben:  „Also  hat  das  Übel  selbst  etwas  Gutes  erzeugt, 
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indem  die  Kriegskunst  den  Krieg,  einem  Teile  nach,  vertügt  hat". 
Seit  Erasmus  ist  Herder  der  erste  große  deutsche  Denker,  der  den 
Krieg  auf  das  leidenschaftUchste  vom  Standpunkt  des  Gefühls 
und  der  Vernunft  verneint,  der  den  Kriegsruhm  in  seiner  Hohl- 
heit nachweist  und  die  Kriegsmittel  als  für  die  Menschheit 
unwürdig  darstellt.  In  seinen  ,, Briefen  zur  Beförderung  der 
Humanität"  1793/96  gibt  er  auch  einen  Entwurf  zum  ewigen 
Frieden,  den  er  einem  Irokesen  in  den  Mund  legt.  Es  findet 
sich  darin  eine  Aufzählung  der  für  die  HersteUung  des  Friedens- 
zustandes notwendigen  Gesinnungen,  und  zwar  werden  da 
genannt :  Abscheu  gegen  den  Krieg,  wofern  er  nicht  erzwungene 
Selbstverteidigung  ist;  verminderte  Achtung  vor  dem  Helden- 
ruhm, Gefühl  der  BiUigkeit  gegen  andere  Nationen,  Tätigkeit, 
d.  h.  schöpferische  Arbeit.  ,,Es  wächst  unvermerkt  eine  AUianz 
aller  gebildeten  Nationen  gegen  jede  einzelne  anmaßende  Macht. 
Auf  diesen  stillen  Bund  ist  gewiß  früher  zu  rechnen  als,  nach 
St.  Pierre,  auf  ein  förmliches  Einverständnis  der  Kabinette 
und  Höfe.  ..."  St.  Pierre  hat  Herder  unmittelbar  gekannt  und 
warm  gewürdigt.  Er  schreibt:  ,,St.  Pierre  hat  durch  seine 
Schriften  in  der  Folge  mehr  Gutes  gewirkt  als  manche  blen- 
dende Schriftsteller  seines  Zeitalters.  Seine  Träume  von  einem 
ewigen  Frieden,  von  einer  besseren  Verwaltung  der  Staaten, 
von  einer  gewissenhaften  Pflege  der  Menschheit  können  nicht 
immer  Träume  eines  honetten  Mannes  bleiben,  wie  sie  damals 
ein  duldender  Minister  (Kardinal  Dubois)  nannte.  Seine 
Grundsätze,  seine  Wünsche,  seine  Hoffnungen  sind  gewisser- 
maßen der  Geist  aller  Guten  und  Würdigen  in  Europa  ge- 
worden." Und  etwas  später  heißt  es:  „Der  Abbe  de  St.  Pierre 
ist  ungerechterweise  fast  durch  nichts  als  durch  sein  Projekt  zum 
ewigen  Frieden  bekannt;  eine  sehr  gutmütige,  ja  edle  Schwach- 
heit, die  doch  auch  so  ganz  Schwachheit  nicht  ist,  als  man 
meinet.  .  .  .  Einzig  beschäftigt,  das  hinwegzubringen,  was 
dem  Gemeinwohl  schadete,  war  er  ein  Feind  der  Kriege,  des 
Kriegsruhms  und  jeder  Bedrückung  des  Volkes."  Herder  hat 
sich  auch  zu  der  Ansicht  bekannt,  daß  nur  durch  ein  euro- 
päisches Schiedsgericht  eine  Besserung  durchzuführen  sei. 
Er  spricht  in  der  ,,Adrastea"  von  der  ,, europäischen  Republik". 
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Jetzt,  da  das  Familieninteresse  der  Regenten  und  ihrer  Reiche 
ineinander  verschlungen  ist,  zu  wem  soll  die  gesamte  europäische 
Menschheit  ihre  Zuflucht  nehmen,  als  zu  einem  allgemeinen 
höchsten  Grericht  Ebenbürtiger,  d.  h.  der  höchsten  Pairs  von 
Europa,  als  zu  einem  parteilos  entscheidenden,  ohne  Eigennutz 
vollziehenden  Richterstuhl  des  Rechts  und  der  Wahrheit?"^) 
Die  Grundauffassung  der  menschlichen  Entwickelung  im 
Sinne  Herders  ist  vielleicht  niedergelegt  im  fünften  Buch  seiner 
Ideen.  Dort  führt  Herder  aus,  daß  der  Mensch,  der  die  Kette 
der  Erdorganisation  als  ihr  höchstes  und  letztes  Glied  schließt, 
dadurch  auch  die  Kette  einer  höheren  Gattung  von  Geschöpfen 
als  ihr  niedrigstes  Glied  anfängt,  daß  er  also  wahrscheinlich 
der  Mittelring  zwischen  zwei  ineinandergreifenden  Systemen 
der  Schöpfung  ist.  Herder  hat  hier  Nietzsches  Idee  vom 
Übermenschentum  vorweggenommen;  diese  seine  Ansiebt 
findet  er  durch  aUe  Gesetze  der  Natur  bestätigt.  Er  sieht 
in  ihr  den  Schlüssel  zur  Erkenntnis  der  Philosophie  der  Menschen- 
geschichte. Es  ist  klar,  wie  diese  Grundidee  mit  dem  Völker- 
bundgedanken als  einer  philosophischen  Forderung  über- 
einstimmt. Als  Endziel  der  empirischen  Entwicklung  schwebt 
Herder  die  Durchführung  der  reinen  unsterblichen  Humanität 
vor:  ,,Den  Läufern  steht  das  Ziel  am  Ende;  den  Kämpfern 
um  die  Tugend  wird  der  Kj:anz  im  Tode."  —  Es  ist  nicht  völlig 
klar,  ob  sich  diese  Auffassung  der  tatsächlichen  Kultur- 
entwicklung nicht  bei  Herder  umbiegt  in  eine  metaphysische 
Ansicht;  das  aber  ist  sicher,  daß  wir  hier  einen  Leitsatz  zu  er- 
kennen haben,  der  für  Herders  Kulturphilosophie  maßgebend 
ist.  Der  Gedanke  des  Wettlaufes  zur  Erreichung  eines  Sieges - 
kranzes  findet  sich  auch  an  anderer  SteUe,  in  den  Ideen  im 

^)  Werke,  Stuttgart  und  Tübingen  1827.  Ideen  zur  Philosophie  der 
Geschichte  der  Menschheit,  Riga  1784/91.  2.  Th.  1785;  8.  Buch  IV;  9.  Buch 
IV.  3.  Th.  1787.  14.  Buch  III;  20.  B.  III;  15.  B.  I.  II;  12.  B.  II.  In:  Zur 
Philosophie  und  Geschichte,  5.  Th.  S.  147  f.,  212  bis  215,  227.  7.Th.  S.275.  281. 
5.  Th.  S.  280.  295ff.  —  Briefe  zur  Beförderung  der  Humanität,  Riga  1793/96, 
in:  Zui  Philosophie  und  Geschichte,  Th.  14  S.  112.  115.  136f.  155.  156.  158. 
Th.  13  S.  104  bis  106.  253.  Th.  14  S.  168f.  162  bis  167.  170.  171.  174.  177. 
178.  Adrastea,  Leipzig  1801/04.  1.  Th.  1  Stück  In:  Zur  Philosophie  und 
Geschichte,  Th.  11  S.  197.  200f.  272.  275. 
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fünfzehnten  Buch.  Dort  heißt  es:  „Die  ganze  Geschichte  der 
Völker  wird  uns  in  diesem  Betracht  eine  Schule  des  Wettlaufes 
zur  Erreichung  des  schönsten  Kranzes  der  Humanität  und 
Menschenwürde."  —  Herders  Glaube  an  die  Menschen  ist  so 
groß,  daß  er  schon  an  den  Beginn  der  Schöpfung  einen  Ideal- 
typus setzt,  dessen  Entwickelung  zur  reinsten  Zelle  gewisser- 
maßen nur  der  Inhalt  der  Menschengeschichte  ist.  Im  vierten 
Buch  der  Ideen  heißt  es :  „DerTVEensch  ist  der  erste  Freigelassene 
der  Schöpfung;  er  stehet  aufrecht.  Die  Wage  des  Guten 
und  Bösen,  des  Falschen  und  Wahren  hängt  in  ihm;  er  kann 
forschen,  er  soll  wählen.  Wie  die  Natur  ihm  zwei  freie  Hände 
zu  Werkzeugen  gab  und  ein  überblickendes  Auge,  seinen  Gang 
zu  leiten:  so  hat  er  auch  in  sich  die  Macht,  nicht  nur  die  Ge- 
wichte zu  stellen,  sondern  auch,  wenn  ich  so  sagen  darf,  selbst 
Gewicht  zu  sein  auf  der  Wage."  —  Der  Glaube  an  den  Menschen 
und  der  Glaube  an  die  Menschheit  als  Ganzes,  an  ihre  Würde 
und  ihre  Güte  —  das  ist  es,  worin  Herders  Anschauungen  im 
Letzten  beruhen,  worauf  sie  sich  immer  wieder  zurückführen 
lassen.  Gewiß  hat  er,  als  einer  der  Ersten,  das  Verständnis 
der  einzelnen  Völker  erschlossen,  ihr  eigenes  Recht  auf  eigene 
Art,  gewiß  hat  er  das  höchste  Gefühl  gehabt  für  den  Reiz 
der  Sonderentwickelung,  und  insofern  ist  er  ein  Prophet  histo- 
rischer Weltansicht.  Wichtiger  aber  noch  ist  ihm  immer 
die  Allgemeinheit  und  das  letzte  Ziel  der  Entwickelung ;  der  Sinn 
und  die  Bedeutung  der  Dinge  gilt  ihm  mehr  als  die  reine  An- 
schauung und  das  bloße  Begreifen  der  Abwandlung.  Insofern 
ist  er  doch  immer  mehr  ethisierender  Philosoph  als  Geschicht- 
schreiber, freüich  ein  Phüosoph  durchaus  der  vorkantischen 
Aufklärung.  Herder  war  ein  Weltbürger  im  großen  Sinne. 
Niemand  hat  das  Schlagwort  seiner  Epoche,  das  Wort  „Hu- 
manität", so  schön  erläutert:  ,,Ich  wünschte,  daß  ich  in  das 
Wort  Humanität  alles  fassen  könnte,  was  ich  bisher  über  des 
Menschen  edle  Büdung  zur  Vernunft  und  Freiheit,  zu  feineren 
Sinnen  und  Trieben,  zur  zartesten  und  stärksten  Gesundheit,  zur 
Erfüllung  und  Beherrschung  der  Erde  gesagt  habe:  denn  der 
Mensch  hat  kein  edleres  Wort  für  seine  Bestimmung,  als  er 
selbst  ist,  in  dem  das  Büd  des  Schöpfers  unserer  Erde,  wie 
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es  hier  sichtbar  werden  konnte,  abgedruckt  lebet."  (Viertes 
Buch  der  Ideen.) 

Im  ausgehenden  18.  Jahrhundert  war  der  ethische  Kos- 
mopolitismus in  Deutschland  etwas  Selbstverständliches. 
Herder  vertritt  ihn  in  einer  besonders  warmen  und  weichen 
Art ;  seine  Sätze  haben  immer  etwas  Überquellendes  und  Schwär- 
merisches. Das  macht  ihren  letzten  Inhalt  etwas  schwer 
greifbar  —  aber  worauf  es  ihm  ankam,  das  ist  klar.  Die  Vor- 
stellung der  Völkerversöhnung  und  eines  Völkerbundes  hat  in 
keinem  Lande  und  zu  keiner  Zeit  so  sehr  geherrscht  wie  damals. 
Wieland  und  Lessing  haben,  jeder  in  seiner  Art,  die  Idee  des 
Weltbürgertums  vertreten.  Lessing  hat  sich  gegen  die  ,. Vor- 
urteile der  Völkerschaft  gewandt,  positiven  Friedensprojekten 
freilich  rückhaltlose  Skepsis  gezeigt i).  Wieland  geht  weiter: 
für  ihn  sind  alle  Menschen  und  Völker  Glieder  einer 
großen  FamiHe.  Es  gibt  für  ihn  nur  einen  Staat,  das  Uni- 
versum, das  für  unzählige  Wesen  Raum  hat.  In  seiner 
Schrift:  „Gespräche  unter  vier  Augen",  1798,  hat  er  diese 
seine  durchaus  eudämonistische  Weltansicht  näher  entwickelt. 
Seine  Idee  ist  eine  Weltrepublik,  eine  Verwirklichung  der 
alten  Vorstellung  des  Universalreiches,  aber  immer  eines 
Universalreiches,  in  dem  die  Vernunft  die  Herrschaft  übt. 
In  dem  Gespräch  über  „Die  Würdigung  der  neufränkischen 
Republik  aus  zweierlei  Gesichtspunkten"  läßt  er  den  Repu- 
blikaner Raymund  sagen:  „Jetzt  ist  das  dringendste  Be- 
dürfnis aller  europäischen  Völker  Frieden,  Endigung,  nicht 
Erneuerung  des  heillosen,  unmenschlischen  Krieges,  der  in  so 
wenig  Jahren  aUe  anderen  Übel,  die  der  Krieg  immer  nach  sich 
zieht,  noch  durch  eine  so  fürchterliche  sittliche  Zerrüttung 
vermehrt  hat,  daß,  wofern  er  auch  nur  ebenso  lange  fortdauern 
sollte,  ein  menschlicher  Zerfall  in  die  Barbarei  des  14.  Jahr- 
hunderts die  unausbleibliche  Folge  davon  sein  müßte.  .  . 
Auf  welche  Stufe  der  Vervollkommnimg  könnten  die  Völker 
Europens  sich  mit  und  neben  uns  erheben,  wenn  sie  den 
schimpflichen  Überresten  der  alten  Barbarei,  dem  kannibalischen 


^)  Briefe  die  neueste  Literatur  betreffend,  Werke,  Band  VII. 
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Nationalhaß,  dem  elenden  Vorurteil,  daß  fremdes  Glück  dem 
unsrigen  schade,  und  den  verächtlichen  kleinen  Kj-ämerkniffen 
und  Beutelschneiderkünsten,  die  man  ehemals  Politik  nannte, 
und  durch  die  sich  niemand  mehr  täuschen  läßt,  auf  ewig 
entsagten,  um  durch  einen  allgemeinen  Völkerbund,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  im  Grunde  wenig  bedeutende  Verschiedenheit 
der  Staatsformen,  sich  zu  einem  dauerhaften  Europäischen  Ge- 
meinwesen zu  organisiere^i!"  1) 

Immanuel  Kant. 

Als  Wieland  diese  Worte  schrieb,  hatte  bereits  Kant 
seine  grundlegenden  Schriften  veröffentlicht,  durch  die  er 
auch  für  den  Völkerbundgedanken  eine  kopernikanische  Tat 
vollbrachte.  Wir  wollen  der  Reihe  nach  die  Schriften  Kants 
durchgehen,  die  sich  mit  unserem  Problem  befassen,  um  nachher 
den  Versuch  zu  machen,  seine  Grundansicht  zum  Ausdruck 
zu  bringen  und  in  ihrer  geistesgeschichtlichen  Bedeutung 
klarzulegen. 

Die  früheste  Arbeit  ist  von  1784:  die  ,,Idee  zu  einer  all- 
gemeinen Geschichte  in  weltbürgerlicher  Absicht".  Ähnlich 
wie  bei  Herder  fällt  uns  vor  allem  Eines  auf :  das  Historische 
als  eine  Gegebenheit,  die  vor  allem  Verständnis  aus  relativen 
Bedingungen  und  nicht  aus  absoluten  Forderungen  verlangt, 
liegt  Kant  fern ;  er  sagt,  die  Menschen  verfahren  in  ihren  Be- 
strebungen weder  instinktmäßig  wie  Tiere,  noch  auch  nach 
einem  verabredeten  Plane  wie  vernünftige  Weltbürger,  deshalb 
scheint  keine  planmäßige  Geschichte  von  ihnen  mögUch  zu  sein : 
„Man  kann  sich  eines  gewissen  Unwillens  nicht  erwehren, 
wenn  man  ihr  Tun  und  Lassen  auf  der  großen  Weltbühne 
aufgestellt  sieht ;  und  bei  hin  und  wieder  anscheinender  Weisheit 
im  einzelnen,  doch  endlich  alles  im  großen  aus  Torheit,  kin- 
discher Eitelkeit,  oft  auch  aus  kindischer  Bosheit  und  Zerstörungs- 
sucht zusammengewebt  findet ;  wobei  man  ^m  Ende  nicht  weiß, 
was  man  sich  voh  unserer  auf  ihre  Vorzüge  so  eingebildeten 
Gattung  für  einen  Begriff  machen  soll."     Angesichts  dieses 

1)  Werke,  Leipzig  1799,  Bd.  31.  S.  273,  275f. 
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chaotischen  Zustandes  will  aber  nun  der  Philosoph  doch  ver- 
suchen, einen  Leitfaden  für  eine  Geschichte  der  Menschen  zu 
finden,  und  er  entwickelt  diesen  Leitfaden  in  neun  Sätzen. 
Die  ersten  drei  Sätze  verlangen,  daß  alle  Naturanlagen  im 
Menschen,  wie  bei  allen  Geschöpfen,  sich  vollkommen  ent- 
falten sollen,  und  im  Menschen  insbesondere,  als  dem  einzig 
vernünftigen  Geschöpf,  diejenigen  Naturanlagen,  die  auf  den 
Grebrauch  seiner  Vernunft  abgezielt  sind.  Diese  Vernunft  soll 
aber  in  der  Gattung  und  nicht  im  Individuum  vollständig 
entwickelt  werden.  Ganz  aus  sich  selbst  heraus  soll  der  Mensch 
durch  eigene  Vernunft  schaffen.  Kant  betont  dann,  daß 
die  menschliche  Entwicklung  in  der  iWeise  vor  sich  ginge, 
daß  ein  vorhandener  Antagonismus  durch  eine  gesetzmäßige 
Ordnung  überwunden  würde.  Das  größte  Problem  für  die  ganze 
Gattung  sei  nun  die  Erreichung  einer  allgemeinen,  das  Recht 
verwaltenden  bürgerlichen  Gesellschaft.  Dies  Problem  sei  das 
schwerste  und  dasjenige,  welches  von  der  Menschengattung 
am  spätesten  aufgelöst  werden  könne.  Kant  erklärt,  daß  die 
Erreichung  einer  vollkommen  bürgerUchen  Verfassung  im 
Innern  von  dem  Problem  eines  gesetzmäßigen  äußeren  Staaten- 
verhältnisses unbedingt  abhängig  sei.  Er  hat  also  eine  der 
großen  Erkenntnisse  der  Geschichtsforschung  des  19.  Jahr- 
hunderts, daß  die  innere  Politik  von  der  äußeren  abhängig  ist, 
bereits  vorweggenommen.  Der  Antagonismtis,  von  dem  Kant 
als  von  einer  Gegebenheit  gesprochen  hat,  offenbart  sich  nun- 
mehr im  Kriege.  Dieser  Antagonismus  muß  überwunden  werden : 
,,Die  Natur  hat  also  die  Unvertragsamkeit  der  Menschen, 
selbst  der  großen  Gesellschaften  und  Staatskörper  dieser  Art 
Geschöpfe,  wieder  zu  einem  Mittel  gebraucht,  um  in  dem  un- 
vermeidlichen Antagonismus  derselben  efnen  Zustand  der  Ruhe 
und  Sicherheit  einzufinden ;  d.  i.  sie  treibt  durch  die  Kriege,  durch 
die  überspannte  und  niemals  nachlassende  Zurüstung  zu  den- 
selben, durch  die  Not,  die  dadurch  endlich  ein  jeder  Staat, 
selbst  mitten  im  Frieden,  innerlich  fühlen  muß,  zu  anfänglich 
unvollkommenen  Versuchen,  endlich  aber  nach  vielen  Ver- 
wüstungen, Umkippungen  und  selbst  durchgängiger  innerer  Er- 
schöpfung ihrer  Kräfte  zu  dem,  was  ihnen  die  Vernunft  auch  ohne 
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SO  viel  traurige  Erfahrung  hätte  sagen  können,  nämlich:  aus 
dem  gesetzlosen  Zustand  der  Wüden  hinauszugehen  und  in  einen 
Völkerbund  zu  treten;  wo  jeder,  auch  der  kleinste  Staat, 
seine  Sicherheit  und  Rechte  nicht  von  eigener  Macht  oder  eigener 
rechtlicher  Beurteilung,  sondern  allein  von  diesem  großen 
Völkerbunde  (foedus  amphictyonum),  von  einer  vereinigten 
Macht  und  von  der  Entscheidung  nach  Gesetzen  des  ver- 
einigten WiUens  erwarten  könnte."  Kant  erinnert  dann  weiter 
an  St.  Pierre  und  Rousseau,  die  diese  Idee  vorgetragen  haben 
und  bei  denen  sie  als  schwärmerisch  verlacht  worden  sei, 
vielleicht  deshalb,  weü  sie  die  Ausführung  zu  nahe  glaubten, 
und  er  bekennt  sich  ganz  unzweideutig  trotzdem  zu  ihr.  Er 
nennt  den  Völkerbundgedanken  den  unvermeidlichen  Ausgang 
der  Not,  in  die  sich  die  Menschen  gegenseitig  versetzen:  die 
Staaten  müßten  endlich  doch,  genau  ebenso  und  gern  wie  der 
wilde  Mensch,  ihre  brutale  Freiheit  aufgeben  und  in  einer 
gesetzmäßigen  Verfassung  Ruhe  und  Sicherheit  suchen.  In 
dem  Kriege  sieht  Kant  eine  Reihe  von  Versuchen  der  Natur, 
alte  Körper  zu  zerschlagen,  neue  Staatsverhältnisse  zusammen- 
zubringen und  durch  eine  solche  Reihe  von  ähnlichen  Re- 
volutionen einen  Endzustand  zu  erreichen,  „teils  durch  die 
bestmögliche  Anordnung  der  bürgerlichen  Verfassung  innerlich, 
teils  durch  eine  gemeinschaftliche  Verabredung  und  Gesetz- 
gebung äußerlich".  Dieser  Zustand  soll  sich  nach  Art  eines 
bürgerlichen  Gemeinwesens  „wie  ein  Automat"  selbst  erhalten 
können. 

Kant  verhehlt  seine  Zweifel  angesichts  der  mensch- 
lichen Naturanlagen  nicht;  er  gibt  Rousseau  recht,  der  den 
Zustand  der  Wilden  vorzog,  wenn  diese  letzte  Stufe,  die  die 
menschliche  Gattung  zu  ersteigen  hat,  wegfiele.  Kant  fordert 
eben  die  Durchführung  seines  großen  ethischen  SoUens  auch 
für  das  Staatsleben:  „Wir  sind  im  hohen  Grade  durch  Kunst 
und  Wissenschaft  kultiviert.  Wir  sind  zivilisiert  bis  zum  Über- 
lästigen, zu  allerlei  gesellschaftlicher  Artigkeit  und  Anständig- 
keit. Aber  uns  schon  für  moralisiert  zu  halten,  daran  fehlt 
noch  sehr  viel."  Die  Durchführung  der  Moralität  verlangt 
er  als  unbedingt  erforderlich  zur  Vollendung  der  menschlichen 
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Kultur,  denn  alles  Gute  „das  nicht  auf  moralisch-gute  Ge- 
sinnung gepfropft  ist,  ist  nichts  als  lauter  Schein  und  schim- 
merndes Elend".  Um  aus  dem  chaotischen  Zustand  seiner 
Staatsverhältnisse  zu  kommen,  muß  sich  das  menschliche 
Geschlecht  zum  Völkerbundgedanken  durcharbeiten.  Wenn 
man  dieses  letzte  Ziel  annimmt,  so  gewinnt  die  ganze  mensch- 
liche Geschichte  einen  Sinn,  so  stellt  sie  die  Vollziehung  eines 
verborgenen  Planes  dar,  so  ist  sie  nicht  ein  planloses  Aggregat 
menschlicher  Handlungen,  sondern  ein  System,  das  dem  Plan 
der  Natur  entspricht,  das  die  Natur  und  die  Vorsehung  recht- 
fertigt: eine  philosophische  Weltgeschichte  ist  denkbar,  wenn 
sie  die  Entwickelung  zu  einer  vollkommen  bürgerlichen  Ver- 
einigimg in  der  Menschengattung,  also  die  Entwicklung  zum 
Völkerbund,  darstellt.  Kant  sieht  in  der  bisherigen  Geschichte 
trotz  ihrer  Wechselfälle  eine  immer  zunehmende  „Aufklärung": 
der  Krieg  wird  ein  immer  bedenklicheres  Unternehmen,  das 
Weltbeste  setzt  sich  durch,  „ein  allgemeiner  weltbürgerlicher 
Zustand"  steht,  wenn  auch  in  weiter  Ferne,  in  tröstHcher 
Aussicht. 

Schon  in  dieser  Schrift  finden  sich  die  beiden  wesent- 
lichsten Gesichtspunkte  der  Kulturauffassung  Kants:  Vernunft 
und  Moral.  Eine  weitere  Stellungnahme  zum  Problem  des 
Krieges  und  Völkerbundes  enthalten  die  Schriften  von  1793 
,, Religion  innerhalb  der  Grenzen  der  bloßen  Vernunft" 
und  „Über  den  Gemeinspruch:  das  mag  in  der  Theorie 
richtig  sein,  taugt  aber  nicht  für  die  Praxis".  Hier  ist  vor 
allen  Dingen  wichtig,  daß  sich  Kant  nicht  blind  zeigt  gegen 
die  positive  Seite  des  Krieges.  Er  erkennt  die  Kj:iegstapfer- 
keit  an,  er  büligt  ihr  auch  vom  Standpunkt  der  Vernunft 
das  Recht  zu,  ein  Gegenstand  der  Bewunderung  und  beson- 
derer Beachtung  zu  sein;  er  gesteht  auch  zu,  daß  der  Krieg 
ein  unentbehrliches  Mittel  der  Kulturförderung  gewesen  ist 
und  nach  dem  jetzigen  Zustand  der  Kultur  auch  noch  sein 
muß;  denn  ein  immerwährender  Friede  kann  erst  nach  einer 
vollendeten  Kultur  für  uns  heilsam  und  möglich  sein.  Aber 
er  hält  daran  fest,  daß  der  Staatenverein,  die  Republik  freier 
verbündeter  Völker  das  letzte  Ziel  der  Entwickelung  sein  müsse. 
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Die  menschliche  Geschichte,  sagt  er,  scheint  von  zwei  Tendenzen 
bestimmt  zu  sein:  von  dem  Drang  zur  Universal-Monarchie 
und  dem  Drang  zur  ZerspKtterung  in  kleine  Staaten.  Die 
allgemeine  Alleinherrschaft  ist  schlimmer  als  der  Krieg,  der 
gegen  sie  ankämpft.  „Der  Krieg  macht  mehr  böse  Leute,  als 
er  deren  wegnimmt" ;  im  Grunde  arbeitet  im  Menschengeschlecht 
aber  doch  das  gute  Prinzip,  das  der  Welt  einen  ewigen  Frieden 
sichern  will.  In  der  zuletzt  angeführten  Schrift  heißt  es:  „So 
wie  allseitige  Gewalttätigkeit  und  daraus  entspringende  Not 
endlich  ein  Volk  zur  Entschließung  bringen  mußte,  sich  dem 
Zwange,  den  ihm  die  Vernunft  selbst  als  Mittel  vorschreibt, 
nämlich  dem  öffentlichen  Gesetze  zu  unterwerfen  und  in 
eine  staatsbürgerliche  Verfassung  zu  treten:  so  muß  auch  die 
Not  aus  den  beständigen  Kjriegen,  in  welchen  wiederum  Staaten 
einander  zu  schmälern  oder  zu  unterjochen  suchen,  sie  zuletzt 
dahin  bringen,  selbst  wider  Willen,  entweder  in  eine  weltbürger- 
liche Verfassung  zu  treten,  oder  ist  ein  solcher  Zustand  eines 
allgemeinen  Friedens  (wie  es  mit  übergroßen  Staaten  wohl  auch 
mehrmalen  gegangen  ist)  auf  einer  anderen  Seite  der  Freiheit 
noch  gefährlicher,  indem  er  den  schrecklichsten  Despotismus 
herbeiführt,  so  muß  sie  diese  Not  doch  zu  einem  Zustande 
zwingen,  der  zwar  kein  weltbürgerliches  gemeines  Wesen  unter 
einem  Oberhaupt,  aber  doch  ein  rechtUcher  Zustand  der  Föde- 
ration nach  einem  gemeinschaftlich  verabredeten  Völkerrecht 
ist."  Kant  verlangt,  daß  nicht  die  Staatsoberhäupter,  sondern 
das  Volk  die  entscheidende  Stimme  habe,  ob  Krieg  sein  soll 
oder  nicht;  das  Volk  werde  es  schon  bleiben  lassen,  aus  bloßer 
Vergrößerungsbegierde  oder  um  vermeintlicher  Beleidigungen 
willen  sich  in  einen  Krieg  zu  stürzen.  Kant  erkennt  an,  daß 
kein  Staat  in  seiner  Selbständigkeit  oder  in  seinem  Eigentum 
dem  anderen  gegenüber  sicher  sei,  und  daß  deshalb  die  Rüstung 
und  Verteidigung,  die  den  Frieden  oft  noch  drückender  macht 
als  den  Krieg,  nie  nachlassen  dürfen.  Nur  durch  das  Völker- 
recht, dem  sich  jeder  Staat  unterwerfen  muß,  kann  Abhilfe 
geschaffen  werden ;  Kant  überträgt  hier  seine  berühmten  Maxime, 
die  er  für  das  Privatleben  des  Einzelnen  geprägt  hat,  auf  das 
Verhältnis  der  Staaten:  sie  sollen  in  ihren  Streitigkeiten  jeder- 
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zeit  so  verfahren,  daß  ein  allgemeiner  Völkerstaat  dadurch  ein- 
geleitet werden  könnte.  Von  dem  Gleichgewicht  der  Menschen  in 
Europa  als  einer  Friedensgarantie,  wie  sie  seit  Niederwerfung 
Ludwig  XIV.  im  ganzen  achtzehnten  Jahrhundert  hindurch 
empfohlen  worden  ist,  hält  Kant  sehr  wenig ;  er  vergleicht  diese 
Theorie  mit  dem  Hause  Jonathan  Swifts,  welches  von  einem  Bau- 
meister so  vollkommen  nach  aUen  Gesetzen  des  Gleichgewichtes 
erbaut  war,  daß  es  sofort  einfiel,  als  sich  ein  Sperling  darauf 
setzte.  Letzten  Endes  tröstet  sich  Kant  auch  hier  wieder  mit 
dem  für  ihn  charakteristischen  Glauben  an  die  Moral,  an  die 
praktische  Vernunft:  die  der  Natur  der  Dinge  innewohnende 
Vernunft  ist  mächtiger  als  die  Menschen  selbst  und  treibt  sie 
gegen  ihren  Wülen  in  die  Richtung  des  Guten. 

Eine  Zusammenfassung  seiner  Gedanken  hat  dann  Kant 
niedergelegt  in  der  weltberühmten  Schrift  von  1795:  ,,Zum 
ewigen  Frieden,  ein  philosophischer  Entwurf". 

Der  Titel  dieses  Buches  würde  falsch  verstanden  werden, 
wenn  man  nicht  den  ironischen  Beigeschmack  begreift,  den  er 
haben  soll;  überhaupt  entspringt  Kants  Behandlung  des 
Friedensproblems  und  der  Völkerbundsfrage  einer  tief  ironischen 
Weltansicht.  Schon  die  Einleitungssätze  beweisen  das;  er 
erinnert,  wie  es  früher  schon  Leibniz  getan  hatte,  an  jene 
satirische  Überschrift  auf  dem  Schilde  eines  holländischen 
Gastwirtes,  worauf  ein  Kirchhof  gemalt  war:  „Zum  ewigen 
Frieden",  und  er  nennt  sich  selbst  einen  ,, Schulweisen",  im 
Gegensatz  zu  den  praktischen  Politikern,  die  mit  großer  Selbst- 
gefälligkeit auf  diesen  Schul  weisen"  und  seine  sachleeren 
Ideen  herunterblickten,  im  voUen  Bewußtsein  ihrer  weltkundigen 
Staatsmannschaft.  Kant  hat  seine  Schrift  eingeteilt  in  zwei 
Abschnitte  und  zwei  Zusätze;  der  erste  Abschnitt  enthält  die 
Präliminarartikel  zum  ewigen  Frieden  unter  Staaten,  der 
zweite  Abschnitt  die  Definitivartikel  zum  ewigen  Frieden 
unter  Staaten;  der  erste  Zusatz  handelt  von  der  Garantie 
des  ewigen  Friedens,  der  zweite  Zusatz  bringt  einen  Geheim- 
artikel zum  ewigen  Frieden.  Damit  hat  Kant  für  seine  Ab- 
handlung, der  ironischen  Grundstimmung  entsprechend,  die 
damals  übliche  Form  des  Friedensschlusses  gewählt,  und  er 
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bringt  es  so  fertig,  den  großen  Feind,  die  konventionelle  Politik 
seiner  Gegenwart,  auf  das  schärfste  und  geistvollste  zu  treffen. 

Die  Präliminarartikel  zum  ewigen  Frieden  haben  einen 
rein  kritischen  negativen  Charakter;  Kant  räumt  durch  sie 
gewissermaßen  auf,  um  den  Boden  für  seinen  Neuaufbau  bereit 
zu  halten.  Er  verlangt :  kein  Friedensschluß  soll  für  einen 
solchen  gelten,  wenn  er  ,,mit  dem  geheimen  Vorbehalt  des 
Stoffes  zu  einem  künftigen  Kriege"  gemacht  worden  ist.  In 
der  Begründung  lehnt  Kant  die  Machtpolitik,  die  in  der  be- 
ständigen Vergrößerung  mit  allen  Mitteln  die  irdische  Staatsmacht 
sucht,  prinzipiell  ab:  aus  den  herkömmlichen  Friedensschlüssen 
sind  deshalb  immer  neue  Kriege  entsprungen,  weil  sie  Friedens- 
schlüsse zwischen  Macht  und  Ohnmacht  waren  und  weil  der 
Unterliegende  eben  nichts  ändern  konnte,  als  mit  der  reservatio 
mentalis,  der  Jesuiten-Casuistik  sich  die  Wiederaufnahme  des 
Kampfes  vorzubehalten.  Gibt  es  nun  Mittel,  den  Kampf  der 
Macht  zu  überwinden  ?  Gegen  den  Machtgedanken  setzt  Kant 
den  Rechtsgedanken:  in  jedem  Staat  soll  die  moralische 
Person  geachtet  werdeil,  er  ist  keine  Habe,  über  die  man  ver- 
fügen kann,  sondern  eine  Gemeinschaft  von  Menschen,  die, 
ob  klein  oder  groß,  nicht  durch  Erbschaft,  Tausch,  Kauf  oder 
Schenkung  von  einem  Besitz  in  den  anderen  übergehen  kann. 
Kant  kritisiert  auf  das  schärfste  den  Länder-  und  Menschen- 
schacher der  fürstlichen  Dynastien.  Wenn  der  Rechtsgedanke 
durchgeführt  werden  soll,  so  müssen  vor  allem  die  stehenden 
Heere  mit  der  Zeit  ganz  aufhören,  .denn  der  Gebrauch  von 
Menschen  als  bloßen  Maschinen  läßt  sich  „mit  dem  Rechte 
der  Menschheit  in  unserer  eigenen  Person"  nicht  vereinigen. 
Freiwillige  Waffenübung  der  Staatsbürger  zu  Verteidigungs- 
zwecken ist  aber  nach  Kants  Ansicht  etwas  ganz  anderes.  Die 
tiefste  Ursache  der  modernen  Kriege  ist  Kant  nicht  verborgen 
geblieben,  nämlich  das  ins  Unabsehbare  anwachsende  Kredit- 
system der  modernen  Großstaaten;  wir  würden  heute  sagen: 
der  kapitalistische  Geist.  Die  Anhäufung  von  Schätzen  erzeugt 
die  Leichtigkeit,  Kriege  zu  führen,  die  Begründung  der  Geld- 
macht ist  ein  Reiz  für  die  Herrschenden,  diese  Geldmacht 
zu  erhöhen,  also  ein  großes  Hindernis  des  ewigen  Friedens, 
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und  eben  deshalb  eine  Ursache  des  schließlich  doch  unvermeid- 
lichen Staatsbankerotts. 

Kant  schrieb  diese  Arbeit  in  dem  Jahre,  in  dem  Preußen 
und  Frankreich  den  Baseler  Frieden  abschlössen,  durch  den  jener 
monarchische  Kj'euzzug  gegen  die  französische  Revolution 
von  1792  einen  für  Preußen  demütigenden  Abschluß  erhielt. 
Man  begreift,  wie  unmittelbar  aus  der  Zeitstimmung  heraus 
der  fünf te  Präliminarartikel  formuliert  ist:  „Kein  Staat  soll  sich 
in  die  Verfassung  und  Regierung  eines  anderen  Staates  gewalt- 
tätig einmischen."  In  der  Begründung  sagt  Kant,  daß  die 
Rechte  eines  unabhängigen  Volkes,  das  „mit  seiner  inneren 
Krankheit  ringt",  nicht  verletzt  werden  dürfen,  denn  jeder 
Staat  ist  autonom.  Am  meisten  tritt  der  Rechtsgedanke  in 
dem  letzten  Präliminarartikel  zutage:  Kant  verwirft  hier  die 
Anwendung  ehrloser  Mittel,  die  Anstiftung  von  Meuchel- 
mördern, Giftmischern,  die  Anstiftung  des  Verrates  usw.  Er 
nennt  den  Krieg  ein  trauriges.  Notmittel  im  Naturzustande: 
weil  kein  Gerichtshof  vorhanden  ist,  muß  das  Recht  durch 
Gewalt  behauptet  werden;  ein  anderer  Zweck  als  die  Durch- 
setzung des  Rechts  ist  für  ihn  überhaupt  nicht  denkbar  — 
den  Ausrottungskrieg,  den  Bestrafungskrieg  lehnt  er  in  gleicher 
Weise  ab.  Der  Kj?ieg  muß  so  geführt  sein,  daß  in  dem  Gre- 
brauch  der  Kriegsmittel  bereits  eine  Garantie  für  den  durch 
den  Frieden  herbeizuführenden  neuen  Rechtszustand  liegt. 
Ohne  Vertrauen  auf  die  Denkungsart  des  Feindes  kann  über- 
haupt kein  Friede  abgeschlossen  werden. 

Damit  hat  Kants  Kritik  die  überkommenen  Mächte  des 
Staatslebens  durchleuchtet  und  in  ihrer  für  den  Rechtsstand- 
punkt des  Weltweisen  klaren  Unzulänglichkeit  erwiesen;  der 
Rechtsfrieden,  der,  um  die  heutigen  Fachausdrücke  zu  ge- 
brauchen, das  Selbstbestimmungsrecht  der  Kleinen  ebenso 
achtet  wie  das  Lebensrecht  des  Großen,  der  den  Militarismus 
und  den  Ej'iegskapitalismus  überwindet,  der  den  Krieg  nur  noch 
als  ein  Rechtsmittel  kennt  und  dann  eine  humane  und 
würdige  Kriegführung  fordert  —  darauf  zielt  sein  Denken. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zum  zweiten  Abschnitt,  zu  den 
Definitivartikeln  ,,Zum  ewigen  Frieden".  In  drei  verschiedenen 
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Rechtsbeziehungen  können  die  Menschen  hinsichtlich  der  po- 
litischen Verfassung  stehen:  das  Staatsbürgerrecht  faßt  die 
einzelnen  Personen  zu  einem  Volke  zusammen ;  das  Völkerrecht 
faßt  die  einzelnen  Staaten  zu  einer  Völkergemeinschaft  zu- 
sammen; das  Weltbürgerrecht  endlich  faßt  alle  Einzelpersonen 
aller  Staaten  zu  Bürgern  „eines  allgemeinen  Menschenstaates" 
zusammen.  Das  ist  gewissermaßen  das  Programm.  Der  erste 
definitive  Artikel  fordert  nun  für  die  Verfassimg  der  Einzel- 
staaten die  repubUkanische  Form,  weil  sie  aus  „dem  reinen 
Quell  des  Rechtsbegriffes"  entsprungen  ist:  repubhkaniach  ist 
für  Kant  eine  Verfassimg,  die  nicht  despotisch  ist ;  er  gebraucht 
den  Begriff  in  dem  Sinne,  wie  heute  vorwiegend  der  Begriff 
demokratisch  gebraucht  wird  —  eine  republikanische  Verfassung 
ist  nach  ihm  eine  solche,  die  repräsentativ  ist,  d.  h.  autonom 
beschließende  Staatsgenossen  vereinigt.  Durch  die  Abstimmung 
dieser  Staatsgenossen  soll  die  Grundfrage,  ob  Krieg  sein  soll 
oder  nicht,  entschieden  werden.  Ganz  im  Geiste  Rousseaus 
sieht  Kant  in  dem  ,,  Allein  willen"  der  Staatsgenossen  den 
eigentlichen  Souverän.  Der  zweite  Definitivartikel  behandelt 
das  Völkerrecht,  das  auf  einem  Föderalismus  freier  Staaten 
begründet  werden  soll.  Wie  die  einzelnen  Menschen  in  dem 
Naturzustande  sich  gegenseitig  stören,  so  geschieht  es  auch 
zwischen  den  Staaten,  und  wie  die  einzelnen  Menschen 
sich  eine  staatsbürgerliche  Verfassung  schaffen,  so  sollen  die 
Staaten  in  eine  der  bürgerlichen  ähnliche  Verfassung  mit- 
einander treten,  wo  jedem  sein  Recht  gesichert  werden  kann: 
„dies  wäre  ein  Völkerbund,  der  aber  gleichwohl  kein  Völker- 
staat sein  müßte".  Einen  Völkerstaat  will  Kant  deshalb  nicht, 
weil  jeder  Staat  das  Verhältnis  eines  Oberen  zu  dem  Unteren 
enthält,  also  das  eine  Volk  als  der  Obere  in  einem  Völkerstaat 
das  Selbstbestimmungsrecht  des  anderen  als  des  Unteren 
schmälern  müßte.  Nochmals  bekennt  sich  Kant  an  dieser  Stelle 
ausdrücklich  zum  Rechtsgedanken;  er  stellt  fest,  daß  aus  der 
Kriegspolitik  das  Wort  Recht  nicht  als  pedaritisch  hat  verwiesen 
werden  können,  daß  die  älteren  Völkerrechtslehrer  folgerichtig 
immer  wieder  von  den  Staaten  treuherzig  zur  Rechtfertigung 
eines  Kriegsangriffes  angeführt  wurden^  daß  also  der  Rechts- 
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begriff  Schließlich  doch  eine  größere  Macht  darstellt  als  irgendein 
anderer,  eben  weil  er,  der  Bedürftigkeit  der  menschlichen  Natur 
zum  Trotz,  an  die  schlummernde  moralische  Anlage  im  Menschen 
appelliert.  Siege  können  wohl  Friedensverträge  hervorbringen, 
aber  sie  können  kein  Recht  schaffen,  sie  können  dem  dies- 
maligen Kjrieg  ein  Ende  machen,  aber  nicht  dem  Kriegszustand 
überhaupt;  und  weil  nun  in  den  Staaten  selbst  schon  durch  die 
Verfassung  ein  Rechtszustand  gegeben  ist,  weil  die  Vernunft 
den  Krieg  als  Rechtsgang  schlechterdings  verdammt,  weil  der 
Friedenszustand  ein  Ziel  ist,  zu  dem  man  sich  aus  dem  sinnlosen 
Zustand  der  Natur  herausarbeiten  muß,  so  muß  ein  Vertrag  der 
Völker  gestiftet  werden  —  „so  muß  es  einen  Bund  von  besonderer 
Art  geben,  den  man  den  Friedensbund  (foedus  pacificum)  nennen 
könnte,  der  vom  Friedensvertrag  (pactum  pacis)  dahin  unter- 
schieden sein  würde,  daß  dieser  bloß  einen  Krieg,  jener  aber 
alle  Kriege  auf  immer  zu  endigen  suchte". 

Der  Friedensbund  der  Staaten,  also  der  Völkerbund,  soll 
nicht  die  Macht  irgendeines  Staates  erhöhen,  sondern  die  Freiheit 
sämtHcher  verbündeter  Staaten  erhalten  und  sichern;  der 
Völkerbund  soll  sich  allmählich  über  alle  Staaten  erstrecken 
und  so  zum  ewigen ,  Frieden  führen.  Kant  bekennt  sich  aus- 
drücklich zur  Ausführbarkeit  dieser  Idee,  zu  ihrer  objektiven 
Realität.  Er  denkt  sich  die  Ausführung  so,  daß  durch  eine 
glückliche  Fügung  der  Geschichte  ein  mächtiges  und  auf- 
geklärtes Volk,  das  sich  eine  republikanische,  d.  h.  naturgemäß 
friedensfreundliche  Verfassung  gegeben  hat,  den  Mittelpunkt 
abgibt  der  föderativen  Vereinigung  für  andere  Staaten,  daß 
dieser  Zusammenschluß  den  Freiheitszustand  der  Staaten 
gemäß  der  Idee  des  Völkerrechts  sichert,  und  daß  sich  schließlich 
mehrere  Verbindungen  dieser  Art  bilden,  wodurch  die  Ausbreitung 
der  Idee  erfolgt.  Wenn  Rousseau  die  Entstehung  des  idealen 
Zustandes  sich  in  dem  ,, bürgerlichen  Gesellschaftsbund",  einem 
contrat  social,  dachte,  so  bezeichnet  nunmehr  Kant  seinen 
freien  Föderalismus  als,  das  Surrogat  dieses  bürgerlichen  Ge- 
seUschaftsbundes,  als  das  notwendige  Postulat  der  Vernunft, 
das  mit  dem  Völkerrecht  einen  Begriff  verbinden  wiU.  Kant 
lehnt  die  Definition  des  Völkerrechts,  als  eines  Rechtes  zum 
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Kriege,  vollständig  ab;  einer  so  pessimistischen,  die  Gewalt 
zur  Maxime  erhebenden  Ansicht  stellt  er  seinen  Glauben  an 
die  Vernunft  gegenüber,  die  schließlich  die  wilde  gesetzlose 
Freiheit  auch  der  Staaten  überwindet,  die  öffentliche  Zwangs- 
gesetze schafft  und  so  schließlich  sich  den  immer  wachsenden 
Völkerstaat  sichert.  Wie  schon  vorher,  legt  sich  Kant  aber 
nicht  auf  den  Völkerstaat,  die  Weltrepublik  fest,  sondern  er 
beschränkt  sich  auf  den  Völkerbund,  der  in  erster  Linie  negativ 
wirkt,  d.  h.  den  Krieg  abwehrt,  „den  Strom  der  rechtscheuenden, 
feindseligen  Neigung  aufhält,  doch  mit  beständiger  Gefahr 
ihres  Ausbruches".  In  diesen  letzten  Worten  liegt  die  wahre 
Meinung  Kants  verborgen,  der  ja  ein  viel  zu  tiefer  Denker  war, 
als  daß  er  nicht  das  Menschliche  in  seiner  Totalität  erkannt 
hätte,  der  sich  infolgedessen  nicht  auf  geistreiche,  aber  im 
Grunde  sinnlose  Utopien  einließ,  sondern  das  Wirkliche,  das 
empirisch  Gegebene,  durch  den  Rechtsgedanken  meistern  wollte. 

Das  einzig  Positive,  was  Kant  von  dem  im  Völkerbunde 
zu  realisierenden  Weltbürgerrecht  zunächst  fordert,  ist  das 
Besuchsrecht,  das  Recht  der  allgemeinen  Hospitalität,  das  aUen 
Menschen  die  Möglichkeit  geben  soll,  sich  überall  auf  der  Erde 
,,zur  Gesellschaft  anzubieten".  Die  Idee  des  Weltbürgerrechts 
entspringt  unbedingt  dem  allen  Völkern  der  Erde  nach  und  nach 
gemeinsam  gewordenen  Rechtsgefühl.  Eine  Rechtsverletzung 
an  einem  Platz  der  Erde  wird  an  allen  gefühlt;  deshalb  wiU 
das  Weltbürgerrecht  ein  notwendiges  Moment  der  kontinuier- 
lichen Annäherung  zum  ewigen  Frieden  sein.,  „Es  ist  hier  nicht 
von  Philanthropie,  sondern  vom  Recht  die  Rede"  —  diese 
mit  einer  gewissen  Herbigkeit  ausgesprochenen  Worte  kenn- 
zeichnen Kants  Standpunkt:  er  predigt  nicht,  er  schwärmt 
nicht  wie  Herder,  sondern  er  untersucht,  er  beleuchtet  scharf 
das  Für  und  Wider  und  er  stellt  Forderungen  auf.  Kant  wird 
dem  Kriege,  wie  wir  schon  früher  betonten,  durchaus  gerecht. 
In  dem  ersten  Satz,  der  die  Garantie  des  ewigen  Friedens 
behandelt,  erklärt  er  den  Krieg  für  eine  Erscheinung,  die  gar 
keines  besonderen  Beweisgrundes  bedarf,  die  sich  in  der  gesamten 
Völkergeschichte  als  ein  mächtiger  lebenweckender  Faktor 
ausgewirkt  hat,  die  als  etwas  Edles  erscheint  und  sich  sogar 
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eine  innere  Würde  geschaffen  hat.  Die  Staatenbildung  hat  aber 
gerade  durch  die  Kjriege  notwendige  Machtkonzentrationen  der 
Menschen  hervorgebracht;  selbst  ein  Volk  von  Teufeln  muß 
sich  schließlich  eine  Staatseinrichtung  schaffen,  in  der  die 
privaten  Gesinnungen  und  Interessen  durch  das  gemeinsame 
Interesse,  das  gemeinsame  Ziel  beherrscht  werden.  Die  Rechts- 
idee ist  schheßlich  doch  in  der  Entstehung  der  Staats- 
verfassungen das  mächtigste  Moment:  „Die  Natur  will  un- 
widerstehlich, daß  das  Recht  zuletzt  die  Obergewalt  ef halte." 
Und  so  will  die  Natur,  sagt  Kant,  auch  noch  mehr:  sie  will 
nicht  die  Zusammenschmelzung,  die  Universalmonarchie,  den 
seelenlosen  Despotismus,  sie  will  auch  nicht  die  Anarchie ;  sie 
hat  die  Völker  gesondert  in  Sprachen  und  Religionen,  sie  leitet 
sie  aber  doch  bei  anwachsender  Kultur  über  zur  Einheitlichkeit 
in  den  Prinzipien  imd  zum  Einverständnisse  in  einem  Frieden. 
Sie  vereinigt  sie  auch  durch  die  niedrigen  Motive  des  wechsel- 
seitigen wirtschaftlichen  Einsatzes ;  der  wahre  Handelsgeist  und 
der  KriegswiUe  können  nicht  zusammen  bestehen:  „Auf  die 
Art  garantiert  die  Natur  durch  den  Mechanismus  in  den  mensch- 
lichen Neigungen  selbst  den  ewigen  Frieden;  freilich  mit  einer 
Sicherheit,  die  nicht  hinreichend  ist,  die  Zukunft  desselben 
(theoretisch)  zu  weissagen,  aber  doch  in  praktischer  Absicht 
zulangt,  und  es  zur  Pflicht  macht,  zu  diesem  (nicht  bloß  chi- 
märischen) Zwecke  hinzuarbeiten." 

In  einer  überaus  anmutigen  Wendung,  mit  einer  Art 
schalkhafter  Bescheidenheit,  und  doch  mit  einem  tief  ernsten 
Anspruch  trägt  Kant  in  seinem  Geheimartikel  zum  Schluß 
die  Forderung  des  Philosophen  vor,  daß  nämlich  bei  den  zum 
Kriege  gerüsteten  Staaten  seine  Maximen,  die  Maximen  des 
Philosophen,  über  die  Bedingungen  der  Möglichkeit  des  öffent- 
lichen Friedens  zu  Rate  gezogen  werden  sollen.  Wie  in  den 
Eingangsworten,  stellt  er  den  Philosophen  dem  Juristen 
gegenüber;  der  Jurist  hat  die  Macht  in  der  empirischen  Welt, 
und  deshalb  erkennt  er  sich  gegenüber  dem  Philosophen  den 
höheren  Rang  zu ;  der  Philosoph  will  ihm  den  Besitz  der  Gewalt 
nicht  nehmen,  denn  sie  verdirbt  das  freie  Urteil  der  Vernunft: 
es  ist  nicht  zu  erwarten,  aber  auch  nicht  zu  wünschen,  daß 
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Könige  philosophieren,  oder  Philosophen  Könige  würden. 
Aber  die  Könige  oder  die  königlichen  Völker  —  so  nennt  Kant 
sehr  schön  die  Republikaner,  die  sich  selbst  nach  Gleichheits- 
gesetzen beherrschen  —  sollen  die  Klasse  der  Philosophen 
öffentlich  sprechen  lassen.  Eine  Gefahr  bedeutet  das  ja 
nicht,  denn  die  Philosophen  sind  ihrer  Natur  nach  ,,der  Rot- 
tierung  und  Clubben- Verbindung"  unfähig.  So  klingt  der 
Hauptteil  der  Schrift  zum  ewigen  Frieden  in  dem  ironischen 
Ton  aifb,  in  dem  sie  begonnen  hat. 

Kant  hat  seiner  Schrift  noch  zwei  Anhänge  beigefügt,  die 
uns  sein  inneres  Verhältnis  zur  praktischen  Politik  deutlich 
machen.  Der  erste  handelt  von  den  Mißhelligkeiten  zwischen 
der  Moral  und  der  Politik  in  Absicht  auf  den  ewigen  Frieden. 
Das  Bedeutungsvollste  darin  ist,  daß  Kant  sich  hier  ausspricht 
für  einen  neuen  Typus  des  Staatsmannes,  nämlich  den  mora- 
lischen Politiker:  ,,Ich  kann  mir  nun  zwar  einen  moralischen 
Politiker,  d.  i.  einen,  der  die  Prinzipien  der  Staatsklugheit  so 
nimmt,  daß  sie  mit  der  Moral  zusammen  bestehen  können,  aber 
nicht  einen  politischen  Moralisten  denken,  der  sich  an  eine 
Moral  so  schmiedet,  wie  es  der  Vorteil  des  Staatsmannes  sich 
zuträglich  findet."  Von  dem  moraHschen  Politiker  hofft  Kant, 
daß  er  den  über  jeden  Einwurf  erhabenen  Leitsatz  verwirk- 
lichen könnte:  ,, Ehrlichkeit  ist  besser  denn  alle  Politik",  daß 
er  also  die  konventionellen  Praktiken  der  Staatsklugheit  voll- 
liommen  beiseite  läßt,  als  deren  hauptsächlichste  Kant  auf- 
zählt: gewaltsames  Handeln  und  nachherige  Entschuldigung 
(fac  et  excusa).  Ableugnen  eigener  Schuld  und  Beschuldigung 
anderer  (si  feciste  nega).  Veruneinigung  der  anderen  zur  Mehrung 
der  eigenen  Herrschaft  (divide  et  impera).  Kant  konstruiert 
den  Begriff  der  bloßen  politischen  Ehre  gegenüber  dem  Begriff 
der  wahren  Sittlichkeit,  der  politischen  Ehre,  die  bei  den  großen 
Mächten  einfach  darin  besteht,  daß  sie  mit  allen  Mitteln  ihre 
Macht  vergrößern;  der  unmoralischen  Klugheitslehre  setzt  er 
von  neuem  das  Rechtsprinzip  entgegen :  Nur  durch  das  Rechts- 
prinzip ist  eine  Entwicldung  des  Völkerrechts  möghch.  Eine 
moralische  Politik  will,  daß  sich  ein  Volk  zu  einem  Staat  nach 
den  allgemeinen  Rechtsbegriffen  der  Freiheit  und  Gleichheit 
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vereinigen  soll,  und  dieses  Prinzip  ist  nicht  auf  Klugheit,  sondern 
auf  Pflicht  begründet.  Damit  ist  eine  Basis  für  den  Völker- 
bundgedanken gewonnen;  Kant  formuliert  in  Anlehnung  an 
das  bekannte  Bibel  wort  das  Ziel  so:  ,,  Trachtet  allererst  nach 
dem  Reiche  der  reinen  praktischen  Vernunft  und  nach  seiner 
Gerechtigkeit,  so  wird  euch  euer  Zweck  (die  Wohltat  des  ewigen 
Friedens)  von  selbst  zufallen."  Die  wahre  Politik  wird  nach 
dem  festen  Glauben  Kants  die  empirische  Politik  überwinden, 
die  reinen  Rechtsprinzipien  haben  objektive  Realität,  d.  h.  sie 
lassen  sich  ausführen.  Und  so  kommt  Kant  im  zweiten  Teil 
des  Anhangs  zu  dem  positiven  Ergebnis:  die  Politik  ist  mit 
der  Moral  einhellig  nach  dem  transzendentalen  Begriff  des 
öffentlichen  Rechts.  Der  neue  Staat  und  die  neue  Staatsgemein- 
schaft, als  deren  Prophet  Kant  auftritt,  wäre  nicht,  was  sie  ist, 
wenn  sie  nicht  auf  dem  Prinzip  der  Öffentlichkeit  beruhte. 
Wahre  Grerechtigkeit  ist  nur  bei  voller  Durchführung  der 
Öffentlichkeit  aller  Geschehnisse  möglich.  Alles  Üble  des  alten 
Despotismus,  der  alten  Staatskunst  kommt  von  der  Geheimnis- 
krämerei, sie  ist  die  Quelle  der  Unlauterkeit.  Kant  prägt  als 
Formel  des  neuen  öffentlichen  Rechts:  ,,Alle  auf  das  Recht 
anderer  Menschen  bezogenen  Handlungen,  deren  Maxime  sich 
nicht  mit  der  Publizität  verträgt,  sind  unrecht."  Im  Natur- 
zustand kann  es  bloß  Privatrecht  geben.  Alles  höhere  Recht, 
das  Staatsrecht,  das  Völkerrecht,  das  Weltbürgerrecht  beruht 
auf  der  in  aller  Öffentlichkeit  zustande  kommenden  immer 
breiteren  Assoziation;  der  Vertrag,  der  Bund,  die  Föderalität 
verschiedener  Staaten  kann  nur  so  verwirklicht  werden.  Alle 
Antinomie  zwischen  Politik  und  Moral,  die  Kasuistik,  der  Pro- 
babilismus  werden  so  überwunden.  Das  Mißtrauen  ist  die 
charakteristische  Stimmung  des  alten  Staatswesens  geblieben; 
das  Vertrauen,  die  Menschenliebe,  das  Wohlwollen,  die  Achtung 
vor  dem  Recht  begründen  sowohl  den  neuen  Staat,  wie  die 
neue  Gemeinschaft  der  Staaten:  dann  wird  der  ewige  Frieden 
keine  leere  Idee  sein,  sondern  ,,eine  Aufgabe,  die  nach  und 
nach  aufgelöst,  ihrem  Ziele  (weil  die  Zeiten,  in  denen  gleiche 
Fortschritte  geschehen,  hoffentlich  immer  kürzer  werden) 
beständig  näher  kommt". 
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Alle  Schriften,  die  der  Abhandlung  „Zum  ewigen  Frieden" 
noch  nachgefolgt  sind,  enthalten  Ausführungen,  die  Kants 
Grundgedanken  variieren  und  bestätigen.  Ein  so  tiefer  Denker 
hat,  wie  schon  oben  betont,  die  Totalität  des  Problems  erfaßt 
imd  sein  großes  Prinzip  der  Gerechtigkeit,  das  seine  Forderungen 
für  die  Zukunft  eröffnet,  auch,  soweit  er  konnte,  angewandt  auf 
die  Erkenntnis  der  überkommenen  empirischen  Welt.  Es  hat 
also  keinen  Sinn,  einzelne  Sätze  Kants,  die  sein  Verständnis 
für  das  große  Phänomen  des  Krieges  beweisen,  aus  dem  Zu- 
sammenhang herauszureißen  und  etwa  in  Gegensatz  zu  bringen 
zu  der  Forderung  des  ewigen  Friedens.  So  einfach  kann  man 
mit  Kant  nicht  fertig  werden.  Ich  erinnere  etwa  an  die  Sätze 
aus  der  Kritik  der  Urteilskraft,  die  von  der  Hochachtung  für 
den  Krieger  und  dem  Erhabenen  handeln,  das  der  Krieg  an 
sich  hat.  Der  ewige  Friede  ist  für  Kanteine  Aufgabe,  ein  aller- 
letztes Ziel.  Auf  dem  Wege  dorthin  erscheinen  ihm  die  Kriege 
einstweilen  als  unvermeidlich.  Die  Erscheinung,  von  der  er  glaubt, 
daß  sie  zunächst  überwunden  werden  kann,  ist  der  Angriffs- 
krieg. Der  kriegerische  Blutdurst  ist  für  ihn  die  Quelle  der 
Sittenverderbnis.  Schlimmer  als  der  Krieg  erscheint  ihm  beinahe 
die  beständige  Bereitschaft  dazu  (Kritik  der  teleologischen 
Urteilskraft  Abt.  2  §  83). 

Die  Schriften,  die  den  Völkerbundgedanken  noch  behandeln, 
sind:  „Metaphysik  der  Sitten  (1797)",  „Der  Streit  der  Fakul- 
täten" (1798),  „Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre" 
(1798).  Übereinstimmend  finden  wir  hier  wieder  die  Gedanken 
der  Föderalität,  d.  h.  der  Genossenschaft  zur  Überwindung 
des  Krieges,  bzw.  des  Zustandes  ständiger  Befehdung,  der 
Hostüität,  und  den  Gedanken  des  Volksbundes.  Der  Völkerbund 
soll  keine  souveräne  Gewalt  haben:  jede  Überspannung,  jede 
Entwickelung  des  Staatenvereins  zum  Völkerstaat  erzeugt  die 
Gefahr  neuer  Kriege;  aus  dem  Weltbürgerrecht  wird  sich  ein 
ständiges  freundschaftliches  Verkehrsverhältnis  der  Kultur- 
staaten bilden,  das  beruht  auf  den  Prinzipien  der  gegenseitigen 
Achtung  und  der  Durchführung  gemeinsamer  Interessen.  Wenn 
der  ewige  Friede  auch  praktisch  dem  jetzigen  Beurteiler  als  eine 
unausführbare  Idee  erscheint,  so  muß  er  doch  als  das  letzte 
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—  Kants  Leistung. 


Ziel  des  ganzen  Völkerrechts  gelten,  nach  dem  sich  die  Kultur- 
entwicklung und  der  Völkerverkehr  zu  regulieren  haben. 

Die  unvergleichliche  Leistung  Kants  für  die  Entwickelung  des 
Völkerbundgedankens  wird  uns  deutlich,  wenn  wir  uns  des  Standes 
der  Idee  erinnern,  die  sie  vor  seinem  Eingreifen  gehabt  hat. 
Das  18.  Jahrhundert  war  erfüllt  von  den  Prinzipien  der  Hu- 
manität und  der  Völkerversöhnung;  Juristen,  Nationalöko- 
nomen, Politiker  und  Kulturreformer  setzten  sich  für  diese  Ideen 
ein.  Das  Neue  an  Kant  ist  ein  Doppeltes :  die  Durchdringung 
der  ganzen  Frage  mit  dem  Rechtsgedanken  und  die  methodische 
Behandlung  im  Geiste  des  Kritizismus.  Die  Völkerversöhnungs- 
ideen des  engHschen  Puritanertums  waren  immer  auf  der  Stufe 
einer  Gesinnung  und  eines  Gefühls  geblieben;  wir  dürfen  die 
Macht  solcher  Faktoren  nicht  unterschätzen,  aber  über  Welt- 
flucht, über  Predigten  und  eine  etwas  primitive  Regulierung 
des  Alltäglichen  kommen  sie  doch  nicht  hinaus.  Die  fran- 
zösischen Projektemacher  haben  gewiß  das  Denken  ihrer  Zeit 
auf  das  lebhafteste  beschäftigt;  aber  auch  sie  sind  primitiv, 
primitiv  in  einem  anderen  Sinne:  sie  kleben  auch  noch  an  dem 
Überkommenen,  und  es  fallen  ihnen  schließlich  neben  vielem 
Großen  Bizarrerien  ein,  durch  die  die  praktische  Welt  sich  am 
Ende  doch  nicht  von  Grund  aus  erschüttern  läßt.  Wie  anders 
Kant!  Da  wird  alles  mit  einer  unwiderstehlichen  Kraft  und 
DeutHchkeit  erfaßt,  die  Wirklichkeit  wird  aufgelöst,  in  ihrem 
tiefsten  Wesen  ergründet  und  mit  einer  erhabenen  Rücksichts- 
losigkeit beurteilt;  ein  letztes  Ziel  von  einer  erschütternden 
Größe  wird  aufgestellt,  und  dieses  letzte  Ziel  wird  als  eine 
Notwendigkeit  erwiesen,  vollkommen  kühl  und  verstandes- 
mäßig, vollkommen  beherrscht  und  verhalten,  aber  darum  — 
gibt  man  Grundeinstellung  und  Voraussetzungen  zu  —  erst 
eigentlich  ergreifend  und  wirksam.  An  keinem  Einwand  wird 
vorbeigegangen;  mit  Vorsicht,  mit  einer  gewissen  pedantischen 
Mühe  wird  auch  das  Entgegenstehende  und  Feindselige  ge- 
würdigt. Der  Glaube  an  die  Idee  schlägt  immer  wieder  durch 
und  verbindet  die  Verschiedenartigkeit  der  subtilen  Erör- 
terungen zu  einer  überrascheziden  Einheit.  Kants  Wirkung 
in  der  Entwicklung  des  Völkerbundgedankens  ist  die  größte, 
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die  von  einem  einzelnen  Denker  ausgegangen  ist.  Keiner  der 
Nachfolger  ist  völlig  unabhängig  von  ihm ;  in  die  unmittelbarste 
Praxis  hinein  hat  der  Weltweise,  der  sich  so  sehr  bescheiden 
vor  dem  weltkundigen  Staatsmanne  seiner  Zeit  zu  beugen 
liebte,  gewirkt.  Die  weltkundigen  Staatsleute  von  damals  sind 
gleich  vielen  Vorgängern  und  Nachfolgern  mit  einer  mäßigen 
Berühmtheit  dahingegangen,  während  die  große  Tat  des  Philo- 
sophen auch  dieses  Jahrhundert  wieder  in  Bewegung  setzt, 
ja  vielleicht  heute  zum  ersten  Male  voll  begriffen  werden  und 
zur  Wirksamkeit  gelangen  kann. 

Die  Nachwirkung  Kants  im  einzelnen  wird  uns  im  Verlauf 
unserer  Studie  immer  wieder  begegnen^). 

Die  Nachfolger  Kant^. 

Kants  Arbeiten  über  den  Völkerbundgedanken  haben 
unmittelbar  Widerhall  gefunden  und  eine  große  Reihe  von 
Anfeindungen  und  Verteidigungen  hervorgerufen.  Unter  den 
Gegnern  Kants  sind  die  namhaftesten:  Friedrich  Ancillon, 
der  spätere  preußische  Staatsminister,  Rühle  von  Lüienstern 
und  der  Kriminalist  Anselm  von  Feuerbach.  Die  beiden  letzten 
schrieben  bereits  unter  den  großen  Eindrücken  der  Freiheits- 
kriege. Wir  woUen  die  Gegenströmung  gegen  das  Weltbürger- 
tum Kants  aus  der  Zeit  des  Kampfes  gegen  den  Napoleonismus 
später  im  Zusammenhang  behandeln  und  wenden  uns  jetzt 
zunächst  zur  Weiterentwicklung  des  Völkerbundgedankens 
durch  Kants  Schüler. 

Schelling  hat  sich  in  seinem  ,,System  des  transzendentalen 
Idealismus"  bekannt  zu  der  Erwartung  eines  immer  näher 
rückenden  Friedenszustandes  der  gesamten  Menschheit.  Keine 
Einzelstaatsverfassung  kann  nach  seiner  Ansicht  einen  sicheren 
Bestand  haben  ohne  eine  Föderation  aller  Staaten.  Dieser 
Völkerbund  soll  die  Verfassungen  der  einzelnen  Staaten  ga- 
rantieren; für  ihre  Streitigkeiten  soll  ein  allgemeiner  Völker- 
areopag  geschaffen  werden,  der  sich  aus  Mitgliedern  aller  kulti- 
vierten Nationen  zusammensetzt  und  der  jedem  rebellischen 

1)  Vgl.  K.  Vorländer,  Kant:  „Zum  ewigen  Frieden",  1919. 
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Einzelstaate  gegenüber  die  Macht  aller  übrigen  zur  Anwendung 
bringt.  Schelling  erinnert  an  die  Lehre  der  Mythologie  vom 
goldenen  Zeitalter,  das  die  Menschen  durch  eigene  Schuld 
verloren  haben.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Menschheit 
muß,  so  fordert  es  der  Philosoph,  mit  dem  Vernunftreich  enden, 
d.  h.  mit  dem  goldenen  Zeitalter  des  Rechts.  Der  Fortschritt 
des  Menschengeschlechtes  kann  nur  in  der  allmählichen  An- 
näherung zu  diesen;i  Ziele  bestehen;  in  der  allmählichen  Ideali- 
sierung der  Rechtsauffassung  ist  das  Objekt  der  Geschichte 
zu  finden  und  der  einzige  Maßstab  der  historischen  Entwicklung. 
Es  ist  deutlich  zu  sehen,  wie  sehr  Schelling  hier  abhängig  von 
Kant  ist.  Ihr  Ausgangspunkt  ist  aber  ein  verschiedener:  Kant 
ist  der  Moralphilosoph,  sein  Postulat  des  Rechtsstaates  folgt 
aus  seinem  Begriff  des  ethischen  Sollens.  Der  unendlichen 
Mannigfaltigkeit  der  Geschichte  steht  er  mißtrauisch,  ja  etwas 
ärgerlich  gegenüber,  er  versucht,  sie  durch  seine  Forderung 
des  Völkerbundgedankens  gewissermaßen  moralisch  zu  be- 
zwingen. Weil  ihm  das  Menschengeschlecht  perfektibel  ist, 
so  muß  auch  schließlich  die  Völkerentwicklung  in  der  Völker- 
gemeinschaft liegen.  Für  Schelling  hat  die  Geschichte  vielmehr 
eigenen  Wert;  sie  ist  ihm  als  solche  Objekt  der  Philosophie. 
Einen  moralischen  Fortschritt  in  der  menschlichen  Entwickelung 
scheint  es  ihm  aber  nicht  zu  geben,  auch  in  den  Künsten  und 
Wissenschaften  ist  nur  ein  Auf  und  Ab  mit  einzelnen  Höhe- 
punkten zu  erkennen,  ja  die  Verfeinerung  der  geistigen  Kultur 
entfremdet  uns  wohl  eher  der  Natur  und  bedeutet  deshalb  einen 
Rückschritt.  Der  einzige  Maßstab  für  den  Fortschritt  des 
Menschengeschlechts  ist  in  der  Annäherung  zu  einer  allgemeinen 
Rechtsverfassung  zu  finden.  Erst  der  Völkerstaat  wird  dem 
Einzelstaat  die  Möglichkeit  geben,  sich  ganz  zu  vollenden, 
indem  er  als  fertiger  Vernunftstaat  in  die  Freiheit  tritt;  die 
Rechtsordnung  der  Völker  wird  den  Rechtscharakter  des  ein- 
zelnen Staates  garantieren,  die  Staatenföderation  und  der 
Vemunftstaat  bedingen  sich  gegenseitig.  Auch  für  Schelling 
ist  dieses  letzte  Stadium  der  Völkerentwicklung  ein  Glaubens- 
artikel, ein  letztes  und  höchstes  Maß  der  Dinge,  an  dem 
sich   die   widerspruchsvolle  Wirklichkeit  zu  regulieren  hat, 
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bis  zur  letzten  Auflösung  der  Gegensätze  in  der  absoluten 
Identität^). 

Eine  denkwürdige  Entwicklung  hat  der  Völkerbund- 
gedanke bei  Fichte  durchgemacht.  Der  junge  Fichte  hat  sich 
in  seinem  Grundriß  des  Völker-  und  Weltbürgerrechts,  der 
als  zweiter  Anhang  zu  seinem  Naturrecht  gehört,  rückhaltlos 
zu  der  Idee  des  Völkerbundes  bekannt.  Freilich  tritt  als  das 
Charakteristische  bei  Fichte  von  vornherein  auf,  daß  er  dem 
Staat  eme  weit  stärkere  und  aktivere  Prägung  gibt  als  Kant. 
§  6  heißt  es :  ,,Der  Staat  kann  den  Bürger  eines  anderen  Staates 
nicht  nötigen,  sich  ihm  zu  unterwerfen:  denn  der  benach- 
barte Staat  hätte  dann  dasselbe  Recht,  welches  sich  wider- 
spricht. Doch  muß  er  sich  Garantie  von  ihm  geben  lassen  für 
die  Sicherheit  seiner  Bürger  und  sie  ihm  geben;  dies  ist  aber 
nur  möglich  unter  Bedingung  der  Anerkennung.  Einen  Staat 
nicht  anerkennen,  heißt :  seine  Bürger  für  solche  ausgeben,  die 
in  gar  keiner  rechtlichen  Verfassung  stehen ;  daraus  aber  folgt 
das  Recht,  sie  zu  unterjochen.  Die  Verweigerung  der  An- 
erkennung gibt  sonach  ein  gültiges  Recht  zum  Kriege." 
Nachdem  Fichte  dann  eine  Reihe  von  Paragraphen  über 
Recht  und  das  Wesen  des  Krieges  auseinandergesetzt  hat, 
gegen  den  er  zunächst  keinerlei  Einwendungen  versucht, 
spricht  er  im  §  15  die  Besorgnis  aus,  daß  eben  nur  die 
starke  Sache  siegt:  ,,Da  aber  auch  unter  den  Staaten  nicht 
jeder  gerade  so  viel  Gewalt  hat,  als  er  Recht  hat;  so  dürfte 
durch  den  Krieg  das  Unrecht  wohl  ebensosehr,  oder  auch 
noch  mehr  befördert  werden  als  das  Recht.  Nun  bleibt  aller- 
dings der  Krieg  das  einzige  Mittel,  einen  Staat  zu  zwingen :  es 
müßte  sonach  nur  darauf  gedacht  werden,  es  so  einzurichten,  daß 
in  ihm  die  gerechte  Sache  stets  siegte  und  die  mächtigere  wäre. 
Macht  entsteht  durch  die  Menge;  es  müßten  sonach  mehrere 
Staaten  für  die  Behauptung  des  rechtlichen  Verhältnisses  unter 
ihnen  sich  verbinden  und  den  Ungerechten  mit  vereinter 
Macht  anfallen.  Daß  dadurch  eine  stets  siegreiche  Macht  ent- 
stehen würde,  daran  ist  wohl  nicht  leicht  ein  Zweifel;  aber 

^)  Scheliing,  System  des  transzendentalen  Idealismus.  Tübingen  1800, 
S.  411f,  416,  422.  , 
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wie  kann  man  es  dahin  bringen,  daß  diese  Vereinigung  der 
Staaten  stets  gerecht  spreche?"  Der  Gegensatz  zu  Schelling 
ist  klar:  Schellings  Art  ist  kontemplativ,  Fichte  geht  un- 
bedingt auf  die  Aktion,  auf  die  Gegenwart,  er  spricht  seine 
Gesetze  des  Sollens  nicht  bloß  für  das  Sein  aus,  sondern  auch 
für  das  Handeln.  Wie  bei  Kant  ist  der  Rechtsgedanke  für 
ihn  unbedingt  maßgebend,  insofern  hängt  er  direkt  von  ihm 
ab.  —  Wie  beantwortet  Fichte  nun  die  letzte  Frage  des  §  15  ? 
§  16  lautet:  „Mehrere  Staaten  vereinigen  sich  und  garantieren 
sich  selbst  unter  einander  und  gegen  jeden,  der  auch  nicht 
mit  in  der  Verbindung  ist,  ihre  Unabhängigkeit  und  die  Un- 
verletzlichkeit des  eben  beschriebenen  Vertrages.  Die  Formel 
dieses  Bundes  würde  diese  sein :  wir  alle  versprechen,  mit  ver- 
einigter Macht  denjenigen  Staat,  stehe  er  mit  im  Bunde  oder 
nicht,  auszutilgen,  welcher  die  Unabhängigkeit  eines  von  uns 
nicht  anerkennen  oder  den  zwischen  einem  von  uns  und  ihm 
bestehenden  Vertrag  brechen  wird."  Diese  Idee  des  Völker- 
bundes stimmt  mit  der  Schelling  sehen  in  vielen  Punkten 
überein;  sie  formuliert  das  Exekutionsrecht  in  besonders  wirk- 
samer Weise.  Fichte  entwickelt  dann  weiter  den  Unterschied 
zwischen  Völkerbund  und  Völkerstaat:  ,,Ich  sage  die  Formel 
dieses  Bundes:  all  das  Beschriebene  wäre  ein  Völkerbund, 
keineswegs  ein  Völkerstaat.  Der  Unterschied  gründet  sich 
darauf.  In  den  Staat  zu  treten,  kann  der  Einzelne  gezwungen 
werden;  weil  außerdem  ein  rechtliches  Verhältnis  mit  ihm 
gar  nicht  mögUch  ist.  Aber  kein  Staat  kann  gezwungen 
werden,  diesem  Bunde  beizutreten,  weil  er  auch  außer  ihm 
in  einem  rechtlichen  Verhältnisse  sein  kann."  Darin  liegt 
eine  wesentliche  Fortentwicklung  des  Völkerbundgedankens. 
Fichte  spricht  sich  aus  für  eine  vollkommen  freie  Vereini- 
gung; kein  Zwang  soll  dabei  wirksam  sein  —  auf  positiven 
Schutz  des  anderen  Staates  hat  kein  Staat  das  Zwangsrecht. 
Für  Fichtes  Anschauung  entscheidend  ist  die  Rousseau  sehe 
Vorstellung  des  Staats  Vertrages.  Wie  der  Einzelstaat  auf  dem 
Vertrage  beruht,  so  soll  auch  der  Völkerbund  auf  Vertrag 
beruhen:  Erfüllung  des  Vertrages,  ein  aus  dem  Vertragsschluß 
folgendes  Rechtsverfahren  mit  Richterspruch  und  Exekution 
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durch  das  Bundesgericht,  Recht  der  Oberaufsicht  des  Bundes 
über  weiterhin  zu  schließende  Verträge,  die  er  garantiert  — 
das  sind  die  wesentlichsten  Grundsätze  der  Existenz  des  Völker- 
bimdes.  Besonders  wichtig  erscheint  es  Fichte,  die  Möglichkeit 
eines  ungerechten  Richterspruches  durch  das  Bundesgericht 
auszuschließen.  Der  dem  Bundesgericht  verfallene  Staat  wird 
durch  Vernichtungskrieg  bedroht;  Fichte  wünscht  nicht  eine 
stehende  Bundesarmee,  sondern,  da  der  Fall  hoffentlich  selten 
eintreten  wird  und  späterhin  ganz  wegfällt,  eine  besondere 
Exekutionsarmee,  für  die  Beiträge  der  verbündeten  Staaten 
gesammelt  werden  sollen.  Im  Völkerbund  sieht  Fichte  den 
für  das  Staatenverhältnis  gegebenen  höchsten  Charakter,  von 
dem  am  wenigsten  Irrtum  oder  böser  Wille  erwartet  werden 
kann.  §  20  krönt  dann  die  Idee:  „Wie  dieser  Bund  sich  weiter 
verbreitet  und  allmählich'  die  ganze  Erde  umfaßt,  tritt  der 
ewige  Friede  ein:  das  einzige  rechtmäßige  Verhältnis  der 
Staaten;  indem  der  Krieg,  wenn  er  von  Staaten,  die  Richter 
in  ihrer  Sache  sind,  geführt  wird,  ebenso  leicht  das  Unrecht 
siegend  machen  kann  als  das  Recht ;  oder,  wenn  er  auch  unter 
der  Leitung  eines  gerechten  Völkerbundes  steht,  doch  nur 
das  Mittel  ist  zum  letzten  Zweck,  zur  Erhaltung  des  Friedens: 
keineswegs  aber  der  letzte  Zweck  selbst." 

Auch  Ficht  es  Ideen  vom  Weltbürgerrecht  sind  ganz 
auf  Kants  Boden  erwachsen.  Kant  und  die  französische 
Revolution:  das  sind  die  beiden  großen  geistigen  Mächte,  von 
denen  der  junge  Fichte  abhängig  ist.  Das  ursprüngUche 
Menschenrecht  ist  für  ihn  das  Recht  des  Einzelnen  auf  die 
Voraussetzung  aller  Menschen,  daß  sie  mit  ihm  durch  Verträge 
in  ein  rechtliches  Verhältnis  kommen  können.  Ganz  wie  Kant 
in  seinen  Ausführungen  über  die  universelle  Höspitalität,  folgert 
Fichte  aus  seinem  Ursprünge  und  eigentlichen  Menschenrechte 
das  Recht  des  Einzelnen,  das  Reich  jeden  fremden  Staates 
zu  betreten:  „In  diesem  Recht,  auf  dem  Erdboden  frei  herum- 
zugehen und  sich  zu  einer  rechtlichen  Verbindung  anzutragen, 
besteht  das  Recht  des  bloßen  Weltbürgers."  (§22  des  Grund- 
risses des  Völker-  und  Weltbürgerrechts.) 

Wir  haben  bisher  Fichtes  Anschauungen  über  den  Völker- 
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bund  als  Postulat  des  ethischen  Sollens,  als  Ausdruck  der 
Rechtsidee^  kennengelernt.  Er  geht  aber  noch  weiter  und 
übertrifft  an  Überzeugtheit  deshalb  noch  Kant,  wenn  er  in 
seinem  Buch:  ,,Die  Bestimmung  des  Menschen"  (Berlin,  1800) 
in  der  Entwickelung  der  Natur  selbst  eine  allmähliche  Über- 
windung der  rohen  Gewalt  zu  erkennen  glaubt.  Katastrophale 
Erscheinungen,  wie  feindselige  Witterung,  Wasserfluten,  Sturm- 
winde, Vulkane,  Krankheit  sind  ihm  Ausbrüche  der  rohen 
Gewalt,  das  letzte  Treiben  der  wilden  Masse  gegen  den  fort- 
schreitenden, innerlich  sinn-  und  zweckmäßigen  Gang  der 
menschlichen  Entwicklung,  die  letzten  Streiche  gegen  die  all- 
mählich sich  durchsetzende  Ausbildung  des  Erdballes.  Fichte 
hofft,  daß  die  Natur  allmählich  in  die  Lage  kommt,  auf  ihren 
gleichmäßigen  Fortschritt  sicher  rechnen  und  zählen  zu  können, 
daß  sie  endlich  immer  mehr  rationalisiert  und  dem  mensch- 
lichen Willen  unterworfen  wird.  Die  Wissenschaft  hat  hier 
ihre  Aufgabe:  die  Vernunft  ringt  der  Natur  Erkenntnisse  ab, 
und  jede  neue  Erkenntnis  ist  die  Grundlage  für  zunehmende 
Herrschaft  des  menschlichen  Verstandes,  der  menschlichen 
geistigen  Kraft.  Der  Krieg  ist  nun  für  Fichte  ein  Naturereignis, 
aber  nicht  ein  Naturgesetz,  wie  der  Kreislauf  des  Blutes,  sondern 
eine  Handlung,  bei  der  nicht  die  reine  blinde  Notwendigkeit, 
sondern  di-e  Freiheit  das  Entscheidende  ist,  und  deshalb,  sagt 
er,  ist  der  Krieg  auch  immer  vermeidlich!^) 

Für  Ficht  es  Anschauungen  sind  nun  die  großen  histo- 
rischen Ereignisse  seiner  Gegenwart  epochemachend  geworden. 
Er  hat  den  Begriff  der  Nationalität  und  des  Nationalstaates 
mit  derselben  logischen  Leidenschaft  erfaßt,  wie  vorher  den 
Begriff  des  Völkerbundes  und  des  Weltbürgertumes.  Man 
hat  interessant  nachgewiesen,  wie  er  in  den  Vorlesungen,  die 
er  im  Sommerhalbjahr  1812  hielt,  dem  ,, System  der  Rechtslehre", 
jene  fünfzehn  Jahre  älteren  Ausführungen  aus  der  Grundlage 
des  Naturrechts  modifiziert  hat^).  Den  ewigen  Frieden  be- 
handelt er  jetzt  nur  noch  hypothetisch ;  er  sagt  sehr  vorsichtig : 

1)  A.  a.  O.  S.  221  f. 

2)  Vgl.  Fritz  Medicus,  Johann  Gottlieb  Fichte  als  Anhänger  und  Kritiker 
des  Völkerbundgedankens.    Zeitschrift  für  Völkerrecht,  11.  Bd.  S.  141  f. 
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„Wenn  nun  allmählich  alle  Staaten  in  diesen  Bund  (den  Völker- 
bund) träten,  entstände  der  sichere  und  ewige  Friede."  — 
Jetzt  ist  ihm  nicht  mehr  der  Gedanke  der  Rechtsentwicklung 
und  der  Herstellung  eines  friedlichen  Verhältnisses  der  Staaten 
zueinander  das  Maßgebende,  —  jetzt  verlangt  er  mit  der 
Schroffheit  des  unbedingten  Nationalismus:  ,, Jeder  Staat 
hüte  sich  und  wehre  sich  bis  auf  den  letzten  Blutstropfen,  denn 
er  weiß  nicht,  was  an  seine  Erhaltung  geknüpft  sein  kann." 
Und  gegen  den  Völkerbund  erhebt  er  nun  das  prinzipielle 
Bedenken,  es  könnte  die  Stimme  der  Mächtigen  obwalten 
und  nur  für  ihr  Interesse  besorgt  sein;  die  Kräfte  des  Bundes 
könnten  in  den  Händen  der  mächtigen  Mitglieder  zur  Unter- 
jochung der  Schwächeren,  also  recht  eigentlich  zur  Bewaffnung 
des  Unrechts  führen.  Fichte  hat  aus  derselben  Stimmung 
heraus  ja  auch  die  Reden  an  die  deutsche  Nation  gehalten 
und  in  ihnen  dem  Elementargefühl  Ausdruck  gegeben,  daß  sich 
ein  großes  Volk  nicht  unterjochen  lassen  kann,  sondern  daß 
es  zu  sich  selbst  zurückfinden  muß.  Durch  die  furchtbaren  Er- 
lebnisse der  napoleonischen  Unterdrückungszeit  ist  er  zu  dem 
resignierenden  Glauben  an  die  allgemeine  Ungerechtigkeit 
gekommen:  jeder  muß  immerfort  zum  Kriege  gerüstet  sein 
und  im  Vorrat  zu  unterjochen  suchen,  —  jeder  muß  sich  so  viel 
Kraft  als  möglich  verschaffen  bei  dem  sicher  zu  erwartenden 
Angriff.  Gewiß  empfindet  Fichte  diesen  Zustand  als  ein  Elend, 
aber  dieses  Elend  besteht,  weil  eben  kein  mit  Zwangsgewalt 
versehener  rechtlicher  Wille  da  ist.  Die  Staaten  betrachten 
einander  als  rechtlos;  sie  werden  nur  durch  die  Schwäche, 
nicht  durch  das  Recht  verbunden.  Fichte  hat  1812  nicht  mehr 
den  optimistischen  Glauben  von  1797,  daß  die  ethische  Idee  sich 
über  kurz  oder  lang  praktisch  durchführen  müsse;  er  findet 
jetzt,  daß  der  im  Völkerbund  zu  erreichende,  mit  Zwangsgewalt 
auszustattende,  rechtliche  Wille  eine  ,, unauflösliche  Aufgabe 
an  die  göttliche  Weltregierung"  sei.  Eine  Lösung  der  Aufgabe 
im  eigentlichen  Sinne  ist  also  unmöglich,  jeder  Versuch  wäre 
trügerisch,  aber  —  dieses  letztere  möchte  doch  Fichte  für  den 
Völkerbundgedanken  retten  —  das  im  Menschen  wirkende 
Göttliche  hält  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Lösung  steht, 
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in  vorwärts  drängender  Bewegung.  Es  wird  also  nicht  zu  einer 
Lösung  kommen,  aber  die  Entwicklung  schreitet  voran,  als 
ob  die  Lösung  erreichbar  sei.  Schon  im  ,, Geschlossenen  Handels- 
staat" hat  Fichte  von  den  Vorschriften  des  Philosophen  ge- 
sprochen, die  in  ihrer  höchsten  Allgemeinheit  auf  alles  passen 
und  eben  darum  auch  nichts  Bestimmtes  enthalten,  daß  sie 
deshalb  für  die  empirische  Welt  näher  bestimmt  werden  müssen. 
Völkerbund  und  ewiger  Friede  sind  solche  Vorschriften  von 
höchster  Allgemeinheit. 

Man  sieht,  wie  unmittelbar  abhängig  Fichte  in  seinen 
Anschauungen  von  den  Zeitereignissen  ist.  Das  Jahr  1813 
brachte  die  Erhebung  in  Deutschland  und  mit  ihr  jene  Wieder- 
erweckung eines  christlichen  Gemeinschaftsgefühls,  dessen 
Durchbruch,  ein  Ergebnis  lang  vorbereiteter  ideeller  Wand- 
lung, praktisch  die  heilige  Allianz  hervorgebracht  hat.  In  der 
Staatslehre",  die  1813  vorgetragen  worden  ist  und  1820 
gedruckt  wurde,  zeigt  nun  Fichte,  daß  der  christliche  Volkssieg 
zum  allgemeinen  christlichen  Völkerstaat  führen  werde.  Die 
Völkerbundgedanken  dieser  Anfangsperiode  erscheinen  jetzt 
wieder  in  neuer  Gestalt.  Er  sagt:  „Es  müßte,  um  die  Zeit 
des  Durchbruchs  des  Reiches  Gottes,  in  einem  christlichen 
Volke,  der  christHche  Völkerverein  in  der  Lage  gegeneinander 
sein,  daß  zwar  die  Bereitschaft  zum  Kriege  fortdauert,  des 
wirklichen  Krieges  aber  alle  herzlich  müde  wären,  weil  eben 
keiner,  bei  dem  allgemeinen  Eifer  sich  so  mächtig  als  möglich 
zu  machen,  des  Sieges  sicher  ist,  jeder  darum  sich  scheute  an- 
zufangen, und  so  ein  langwieriger  Friede  entstände."  Fichte, 
der  ja  der  politischste  unter  allen  großen  deutschen  Denkern 
ist  und  eben  darum  auch  viele  Schwächen  der  AktuaKtät  auf- 
weist, fühlt  hier  mit  sehr  feinem  Instinkt  die  große  Friedens- 
epoche nach  der  napoleonischen  Kriegszeit  heraus.  Er  spricht 
auch  von  der  Möglichkeit,  daß  ein  christliches  Volk  nach  einem 
entscheidenden  Siege  die  übrigen  christlichen  Völker  veranlassen 
könnte,  ihre  Verfassungsverhältnisse  in  gleicher  Weise  zu  ord- 
nen, und  daß  auch  bei  weiterer  Verbreitung  dieser  Idee  über  alle 
Völker  des  Christentums  der  ewige  Friede  und  das  ewige  Bünd- 
nis verwirklicht  würden.  Ja,  Fichte  geht  noch  über  den  Rahmen 
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der  christlichen  Völker  hinaus;  die  noch  ungebildeten,  noch 
unchristlichen  Völker  befinden  sich  im  Kriegszustand  von 
Natur:  wenn  auch  sie  aufgenommen  werden  in  den  Schoß  des 
Christentums,  so  wird  das  ganze  Menschengeschlecht  auf  der 
Erde  umfaßt  werden  „durch  einen  einzigen,  innig  verbündeten 
christlichen  Staat ^)."  Fichte,  der  Prophet  eines  revolutionären. 
Ja  sozialistischen  Weltbürgertumes,  findet  sich  also  durch  den 
Nationalismus  durch  zu  dem  christlichen  Universalismus  der 
Restauration, 

Diese  Gedanken  des  älteren  Fichte  berühren  sich  aufs 
engste  mit  den  vor  der  Romantik  ausgebildeten  Vorstellungen 
von  einem  christlichen  Völkerstaat.  Verfolgen  wir  aber  zunächst, 
welche'  anderen  Äste  sich  von  dem  großen  Hauptstamm  der 
Kantischen  Formulierung  des  Völkerbundgedankens  abgezweigt 
haben. 

Die  schärfste,  rationalistischste  Wendung  gegen  den  Kjieg 
nimmt  wohl  die  Philosophie  von  Johann  Jacob  Fries.  In  seiner 
Philosophischen  Rechtslehre  und  Kritik  aller  positiven  Gesetz- 
gebung'' (1803)  sagt  er,  daß  von  einem  Recht  im  Kriege  und  zum 
Krieg  in  einer  philosophischen  Rechtslehre  so  wenig  die  Rede  sein 
kann,  als  von  einem  Rechte  zum  Zwingen  überhaupt.  Recht 
und  Krieg  sind  für  ihn  einander  geradezu  entgegengesetzte 
Begriffe,  ein  bloßes  Verhältnis  der  Gewalt,  wie  der  Krieg,  hat 
überhaupt  keine  Rechtsbeziehung;  der  Friede  ist  die  Grund- 
lage des  Rechts.  Die  Entwicklung  des  Völkerrechts  und  die 
Bemühungen,  den  Krieg  zu  humanisieren,  haben  in  den  Augen 
von  Fries  gar  keine  Bedeutung.  Er  nennt  es  die  schlimmste 
Satire,  Vorschriften  darüber  zu  machen,  daß  man  mit  Mäßig- 
keit plündere  oder  daß  man  zwar  mit  runden,  aber  nicht  mit 
eckigen  Stücken  Blei  sich  totschießen  solle,  daß  man  nicht  den 
Mann,  den  man  totzuschlagen  sucht,  auch  gleich  zu  verbrennen 
suchen  wolle,  daß  man  allerlei  Haken  und  garstige  Ketten  weg- 
lasse und  sich  lieber  mit  netten,  runden  Kugeln  Leides  zufügen 
wolle;  daß  man  endlich  ,,Gift  und  Meuchelmord,  Brand  und 
Aufhetzung  zum  Aufruhr,  Raub  usw.  nur  zuweilen  heimlich 


1)  Fichtes  Werke,  Bd.  4,  Abt.  2,  Bd.  2,  S.  598f. 
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gegen  seinen  Feind  anwenden  will,  aber  nicht  öffentlich." 
Mit  beißender  Ironie  spricht  Fries  von  dieser  eleganten 
Art"  zu  morden  und  zu  plündern,  durch  die  das  Volk  eigentlich 
wie  eine  bloße  Kriegsmaschine  behandelt  wird^). 

Besonders  barbarisch  findet  er  Plünderungs-  und  Religions- 
kriege, besonders  verächtlich  die  aus  gemeiner  Gier  geführten 
Handelskriege,  bei  denen  man  ,, Menschen  gelegentlich  aus- 
rottet, wie  Zimt-  und  Nelkenbäume".  Als  die  ehrlichste  Art 
Krieg  zu  führen,  erkennt  er  den  Eroberungskrieg  an.  Der 
Kantische  Rechtsgedanke  ist,  wie  wir  sehen,  bei  Fries  voll- 
kommen mit  philanthropischen  Gefühlen  durchsetzt.  Die 
Forderung  der  Rechtsidee,  alle  Völker  müßten  entweder  zu 
einer  Universalregierung  zusammentreten,  oder  alle  Staaten 
müßten  sich  in  einem  Staatenverein  vereinigen,  ist  ihm  selbst- 
verständlich. Auch  darin  zeigt  er  sich  weit  oberflächlicher  als 
Kant,  der  die  Universalregierung  ja  als  einen  Quell  des  Despo- 
tismus und  der  nationalen  Auflehnung  ablehnt.  Fries  wendet 
sich  endlich  gegen  die  Politiker,  die  die  Idee  einer  Überwindung 
des  Kjrieges  als  phantastisch  und  absurd  in  Verruf  gebracht 
hätten,  und  äußert  demgegenüber,  daß  die  Forderung,  auf  die 
Vernichtung  des  Krieges  hinzuwirken,  gar  nicht  idealischer 
sei  als  die,  eine  gute  Polizeiordnung  in  einem  Lande  einzuführen^). 
Eine  metaphysische  Vertiefung  des  Rechtsgedankens  liegt  dem 
Physiologen  und  Naturwissenschaftler  Fries  fern;  mit  einer 
gewissen  Frische  und  Unbefangenheit  bringt  er  seine  stark 
gefühlsmäßig  betonten  Ansichten  vor. 

Grcfühlsmäßig  orientiert  ist  auch  die  Auffassung  von 
Karl  Christian  Friedrich  Krause,  der  vielleicht  von  allen 
deutschen  Denkern  den  Bundesgedanken,  den  Gedanken  eines 
freien,  umfassenden  Menschenbundes,  am  wärmsten  erfaßt  hat. 
Geistig  steht  er  Schelling  besonders  nahe,  und  nach  Sprache 
und  Gesinnung  knüpft  er  an  St.  Pierre  und  Herder  an.  Er  ist 
auch  abhängig  von  Kant,  er  hat  Kants  Ideen  in  seine  eigen- 
tümliche Terminologie  übersetzt  und  zu  ihrer  Verbreitung 
beigetragen,  aber  er  entfernt  sich  auch  am  weitesten  von  ihm. 

1)  Fries,  a.  a.  O.  S.  172  f. 

2)  A.  a.  0.  S.  172f.,  178f. 
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Krauses  Ideen  sind  hauptsächlich  niedergelegt  in  dem  Werke: 
„Das  Urbüd  der  Menschheit",  Dresden  1811.  Das  Buch  trägt 
auf  dem  Titelblatt  die  Bemerkung:  „Vorzüglich  für  Freimaurer", 
und  diese  Arbeit  des  Freimaurers  Krause  vergegenwärtigt  uns 
die  für  die  Entwicklung  des  Völkerbundgedankens  so  überaus 
wichtige  Tatsache,  daß  die  freimaurerischen  Gedanken  von 
Menschheitsversöhnung  und  Menschheitsveredlung  seit  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  das  deutsche  Kulturleben  aufs  stärkste 
erfüllt  haben  und  gerade  in  seinen  geistigen  Führern  Gestalt 
gewannen.  Das  Verhältnis  von  Volk  und  Menschheit  ist  gerade 
von  den  Führern  der  Freimaurerei  zum  besonderen  Gegen- 
stand ihrer  aufklärenden  Wirksamkeit  verwandt  worden,  und 
die  Verbreitung  des  Humanitätsgeistes  ist  zu  einem  guten  Teü 
ihr  Werk.  Man  könnte  diese  Linie  über  die  Rosenkreuzer, 
geheimen  Gesellschaften  und  Akademien  bis  zu  den  humanisti- 
schen Ideen  im  Italien  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zurück- 
verfolgen. 

Es  ist  eine  der  Hauptvoraussetzungen  für  die  Durch- 
setzung des  Völkerbundgedankens,  daß  jedes  Volk  seine 
eigene  Art  voll  erkennt  und  erfaßt,  daß  es  auf  seine  Weise  die 
ganze  Bestimmung  der  Menschheit  erfüllt  imd  so  in  einer 
Individualität  ein  treues  und  vollständiges  Büd  der  Univer- 
salität darbietet.  Das  sind  Probleme,  mit  denen  sich  Krause 
eingehend  beschäftigt^).  Er  sieht  das  Verhältnis  von  Volk 
und  Menschheit  so  an,  daß  der  gesamte  Beruf  der  Menschheit 
verteüt  ist  unter  die  einzelnen  Völker  der  Erde,  daß  der  Gegen- 
satz der  Völker  sich  immer  höher  ausbilden  muß,  je  mehr  die 
Völker  unter  sich  in  Wechselwirkung  kommen.  Jedes  Volk 
kann  sich  seinen  vorwaltenden  Beruf  um  so  ausschließlicher 
überlegen,  je  vollkommener  andere  Völker  die  entgegengesetzten 
Vortrefflichkeiten  ausbilden,  so  daß  also  das  Ergebnis  eine 
wechselseitige  Ergänzung  zur  gesamten  menschlichen  Voll- 
kommenheit ist.  Das  eine  Volk  —  sagt  Krause  —  ist  groß  im 
Leiblichen  und  Natürlichen,  das  andere  im  Geistigen  und 
Vernünftigen;  das  eine  vorwiegend  in  Wissenschaft,  das  andere 


1)  A.  a.  O.  S.  228  f. 
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in  Kunst,  und  bei  einem  dritten  sind  diese  Dinge  im  Gleich- 
gewicht. Es  gibt  Völker,  die  ganz  einseitig  ausgeprägt  sind, 
es  gibt  auch  Völker,  in  denen  die  reine  Liebe  zu  allem  Mensch- 
lichen sich  gleichmäßig  entwickelt  und  die  deshalb  der  Mensch- 
heit am  meisten  ähnliches  Abbild  sind.  Nach  Analogie  der 
Geselligkeit  der  einzelnen  Menschen  entwickelt  sich  nun  auch 
eine  dreifache  Geselligkeit  unter  den  Völkern:  die  freie  Ge- 
selligkeit steht  am  Anfang;  die  Freundschaft  folgt,  und  die 
Vermählung,  der  allgemeine  ,, Lebenverein"  ist  das  Ende. 
Auch  für  die  Völker  läßt  Krause  das  allgemeine  Weltgesetz 
des  Lebendigen  gelten:  je  wesentlicher,  gleichförmiger,  viel- 
seitiger, ausgebildeter  der  Gegensatz  des  Lebens  ist,  desto 
inniger  und  harmonischer  ist  seine  Vereinigung.  ,, Völker, 
welche  in  Einen  Völkerverein  verbunden  sind,  sollen  wie 
Eine  Person  sein.  Ein  Geist,  Ein  Leib,  Ein  Gemüt,  Ein  Ver- 
stand, Ein  Wille,  Eine  Kraft  .  .  Den  Gedanken  des  Völker- 
vereins entwickelt  Krause  mit  wärmster  Phantasie.  Er  denkt 
sich  einen  dem  ganzen  Völkervereine  geweihten  Ort,  einen 
gemeinsamen  Wohnplatz  für  den  Austausch  der  Naturgüter  und 
Kunsterzeugnisse,  für  die  Ausbildung  der  Schönheit  und  Würde 
des  geselligen  Lebens. 

Der  Völkerverein  wird  mit  zwei  charaktervoll  entgegen- 
gesetzten Völkern  beginnen.  Ein  drittes  kommt  hinzu,  die 
höchste  Mannigfaltigkeit  ist  die  Voraussetzung  einer  höchsten 
Gemeinschaft.  Um  das  Völkerheiligtum  soll  sich  eine  Stadt 
des  Völkervereins  bilden,  welche  keinem  der  vereinigten 
Völker  ausschheßlich  gehört,  in  der  sich  alle  Gegensätze  des 
einzelnen  Volkslebens  harmonisch  durchdringen.  Auch  den 
Sprachenaustausch  behandelt  Krause.  Die  Völker  sollen  sich 
mit  den  Sprachen  ihre  Gedanken  und  Empfindungen  mitteilen, 
und  damit  ihr  Eigentümlichstes,  es  wird  sich  in  ihrem  Verein 
aber  eine  ihnen  allen  gemeinsame  Sprache  ausbilden,  welche  die 
Vollkommenheiten  aller  Sprachen  der  vereinigten  Völker  zu- 
sammenfaßt und  so  ein  treuer  Spiegel  ihres  höheren  geselligen 
Lebens  ist.  Die  Völker  des  Vereins  sollen  eine  gesellige  Werktätig- 
keit ausbilden;  so  stellen  sie  ein  höheres  sittliches  Wesen  dar, 
einen  höheren  Willen,  ein  geselliges  Kunstwerk,  in  dem  alle 
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Rechte  aller  untergeordneten  Personen  sich  zu  einem  Recht 
in  dem  Völkervereinsstaate  formen.  In  den  vereinigten  Völkern 
ofifenbart  sich  Gott,  die  Vernunft  und  die  Natur  größer  und  herr- 
licher, als  es  sonst  möglich  ist;  eine  umfassendere  Schönheit, 
eine  höhere  Lebenssphäre,  ein  größeres  und  reicheres  und 
harmonischeres  Ganzes  der  Lebensgemeinschaft  ist  so  möglich. 
Die  Selbst- Werktätigkeit"  jedes  einzelnen  Volkes  findet  in 
der  höhieren  Selbstwerktätigkeit  des  Völkervereins  ihre  Fort- 
setzung und  Erfüllung;  der  Völkerverein  ist  der  höhere  Lehrer, 
Erzieher,  Ausbildner,  der,  einem  höheren  Vater  und  Vormund 
gleich,  kunstreich  über  der  Arbeit  der  Völkergemeinschaft 
waltet. 

Die  Beredsamkeit  Krauses  findet  immer  neue  Wen- 
dungen und  Töne,  um  die  ,, Allgesundheit",  das  höhere  „Ganz- 
leben", den  höheren  Menschheitsbund,  der  ihm  vorschwebt, 
zu  steigern.  Das  Weltall  und  die  Göttlichkeit  wird  für  diese 
vereinigte  Menschheit  in  einem  ganz  neuen  Sinne  erkennbar. 
Die  Instinkte  und  Leidenschaften  des  gewöhnlichen  Lebens 
werden  in  Freiheit  und  Lebensfülle  aufgelöst.  Krauses  Aus- 
führungen gipfeln  in  einer  kosmischen  Phantasie :  in  den  Zahlen 
und  ihrer  Stufenfolge  ist  bereits  die  Entwicklung  des  Welt- 
baues vorbestimmt;  aus  dem  höchsten  Gegensatz  zweier  Teile 
des  Erdlandes  entwickelt  sich  ein  drittes  Land  von  harmonischem 
Naturcharakter  als  Schauplatz  einer  neu  erblühenden  Mensch- 
heit. Nirgends  herrscht  Willkür,  den  Naturabteilungen  ent- 
spricht das  Geistige,  überall  bestimmen  ewig  gleiche  Gesetze 
die  Entwickelung.  So  schwinden  alle  Mißverständnisse,  so 
werden  alle  Kämpfe  aufgehoben,  so  braucht  die  Erde  nicht  mehr 
das  widrige  Schauspiel  des  Völkerstreites  und  Völkermordes 
zu  sehen,  so  schlingt  sich  ein  Bund  der  Liebe  und  des  Lebens 
um  alle  Völker  der  Erde.  Krause  denkt  sich  die  Entwicklung 
durchaus  allmählich;  nach  den  Gesetzen  der  Mannigfaltigkeit 
und  Harmonie  konstruiert  er  eine  mystische  Stufenfolge: 
Familien  vereine,  Stammvereine,  Völkervereine  und  schließlich 
die  ganze  Menschheit  der  Erde.  Das  wichtigste  Moment 
ist  wohl  dieses:  es  handelt  sich  hier  bei  Krause  nicht  um 
einen  Kosmopolitismus,  der  die  Individualität  aufhebt.  Er 
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denkt  sich  nicht  eine  Gleichförmigkeit  aller,  sondern  einen 
Bund,  der  auf  der  Selbständigkeit  und  Eigenart  der  Indivi- 
dualitäten beruht.  Charaktervoll  soll  alles  sein  und  bleiben  in 
dem  Menschheitsbunde.  Das  wahrhaft  Höhere  und  Höchste 
bringt  er  allein  zum  Ausdruck.  Die  Einheit  der  Menschheit 
ist  urwesentlich;  der  Menschheitsbund  ist  die  höchste,  nämlich 
das  Menschheitliche  verwirklichende  Gesellschaft  unter  den 
Menschen :  so  wie  er  höher  als  jedes  einzelne  Menschliche,  als 
jeder  einzelne  gesellige  Verein  ist,  so  müssen  in  ihm  alle  Lebens- 
sphären am  Ende  zusammenlaufen:  ,,Nur  durch  die  in  aller 
Zeit  bleibende,  alles  Leben  anregende  urwesentliche  Ein- 
heit der  Menschheit  ist  es  möglich,  daß  sich,  in  stetiger 
Entwicklung  vom  Einzelnen  zum  Ganzen  aufsteigend,  das 
Leben  bis  zu  seiner  harmonischen  Reife  entfalte  und  in  sich 
jene  ewige  Ureinheit,  als  das  zeitewige  Gleichmaß  derselben 
darstelle." 

Aus  der  rein  kulturellen,  ja  metaphysischen  Sphäre  seines 
Menschenbundes  ist  aber  Krause  wiederholt  heruntergestiegen 
zur  Empirie.  Wo  immer  er  einen  Ansatz  zu  Staatenbünden 
fand,  glaubte  er,  die  Vorbedingungen  für  den  von  ihm  ersehnten 
Bund  aller  Völker  zu  finden.  So  begrüßt  er  in  dem  Rheinbund 
einen  glücklichen  Anfang  zur  Verwirklichung  seines  Ideals. 
Später,  im  Jahre  1814,  veröffentlichte  er  den  ,, Entwurf  eines 
europäischen  Staatenbundes,  als  Basis  des  allgemeinen  Friedens 
und  als  rechtlichen  Mittels  gegen  jeden  Angriff  wider  die 
innere  und  äußere  Freiheit  Europas."  Er  knüpft  darin  an 
die  Allianz  der  führenden  Mächte  Europas  zum  Zweck  der 
Niederwerfung  Europas  an  und  stellt  die  Forderung  auf, 
daß  durch  sie  ein  vollkommener  Rechtszustand  aller  Staaten 
herbeigeführt  werden  müsse,  und  zwar  in  Form  eines  euro- 
päischen Staatenbundes  für  Krieg  und  Frieden.  „Das  System 
des  bloßen  politischen  Gleichgewichts  ist  dann  entbehrlich 
und  das  einer  Universalmonarchie  forthin  unausführbar." 
Zu  diesem  Staatenbunde  will  Krause  eine  freie  Verfassung  vor- 
schlagen; wenn  erst  in  Europa  der  Staatenbund  gegründet  ist, 
so  werden  die  gebildeten  Völker  anderer  Erdteile  nachfolgen, 
ohne  daß  es  zu  Reibungen  mit  dem  europäischen  Staatenbund 
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ZU  kommen  braucht.  Denn  das  Interesse  der  Staatenbünde 
aller  Erdteile  führt  nicht  zum  ELriege,  sondern  zu  friedlichem 
Zusammenwirken.  Die  Hauptprinzipien  des  europäischen 
Staatenbundes  sollen  sein:  vor  allem  Verzicht  der  Staaten 
auf  Selbsthilfe  und  Notwehr,  Anerkennung  der  Rechts- 
autorität des  Menschenbundes  über  jeden  Rechtsstreit  durch 
ein  gemeinsames  Völkergericht;  diese  Entscheidung  soll  unbe- 
dingt gültig  sein,  gleichviel  oh  es  sich  um  einen  Rechtsstreit 
zwischen  zwei  Bundesstaaten  handelt,  oder  ob  einer  der  beiden 
Staaten  noch  nicht  in  den  Bund  eingetreten  ist.  Keiner  dem 
Bunde  beigetretener  Staat  soll  als  einzelner  Staat  Krieg  führen 
können.  Nur  der  Menschenbund  hat  das  Recht  des  Krieges 
oder  Friedens;  ein  Staat,  welcher  sich  der  Entscheidung  des 
Bundesspruches  nicht  fügt,  wird  ausgeschlossen.  Alle  Staaten 
der  Erde  werden  davon  in  Kenntnis  gesetzt,  daß  der  Staaten- 
bund bereit  ist,  sie  gegen  jeden  Angriff  zu  verteidigen,  und  daß 
er  Verzicht  leistet  auf  jeden  Erwerb  an  Land  und  Leuten  durch 
die  Gewalt  des  Krieges^). 

Krauses  Gedanken  haben  durch  das  ganze  19.  Jahr- 
hundert hindurch  nachgewirkt.  Sein  Schüler,  Karl  Röder, 
war  Professor  in  Heidelberg  und  hat  1868  eine  Schrift 
veröffentlicht  über:  ,,Die  Kriegsknechtschaft  unserer  Zeit 
und  die  Wehrverfassung  der  Zukunft".  Er  bezeichnet  darin 
den  bewaffneten  Frieden  als  einen  bloßen  Waffenstillstand 
und  verlangt,  daß  die  Volksvertreter  über  alle  müitärischen 
Fragen  entscheiden;  dadurch  werden  unter  allen  Umständen 
ausreichende  Friedensbürgschaften  gewährt.  Röder  hat  auch 
auf  dem  Prager  Philosophenkongreß  vom  16.  September  1868, 
der  sich  zur  Aufgabe  machte,  die  geistigen  und  gemütUchen" 
Grundbedingungen  des  Friedens  herstellen  zu  helfen,  die  Ideen 
Krauses  vertreten.  Der  Prager  Philosophenkongreß  hat  sich 
ausdrücklich  beschäftigt  mit  Krauses  Lehre  vom  Menschheits- 
bund2). 

Durch  Krause  befinden  wir  uns  bereits  völlig  in  der  Ge- 

1)  „Deutsche  Blätter",  Bd.  4,  Leipzig  und  Altenburg  1814,  Nr.  142^ 
147,  151,  152. 

2)  H.  Hetzel,  Die  Humanisierung  des  Krieges,  S.  58  und  198. 
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danken  weit  der  heiligen  Allianz.  Man  kann  es  wohl  verstehen, 
daß  die  Zeitgenossen  der  napoleonischen  Aera  in  ihrer  Epoche 
ein  säkulares  Ereignis  sahen  und  in  der  Niederwerfung  des 
Kaisers  den  Anfang  einer  neuen  Welt.  Noch  einmal  war  ja  der 
Universalstaat  jetzt  versucht  worden;  die  Überwindung  der 
völkischen  Zersplitterung  Europas  auf  diesem  Wege  hatte  sich 
aber  als  unmöglich  herausgestellt,  und  es  mußte  nun  eine  neue 
Lösung  gefunden  werden.  Das  ganze  Zeitalter  ist,  wie  wir 
wissen,  gekennzeichnet  durch  den  universalistischen  Zug. 
Das  große  18.  Jahrhundert  hatte  das  Menschheitsproblem  im 
innersten  erfaßt;  Kant  hatte  die  Frage  vertieft  und  das  Letzte 
ausgeschöpft,  was  sich  vom  Standpunkt  des  ethischen  Rechts- 
gedankens über  das  Verhältnis  vom  Staat,  Volk,  Menschheit 
denken  ließ.  Wer  über  ihn  hinausgehen  wollte,  mußte  sich 
dem  zuwenden,  was  von  ihm  vernachlässigt  worden  war:  dem 
Leben  des  Geschichtlichen.  Schon  bei  Schelling  sehen  wir,  wie 
durch  die  Universalgeschichte  eine  neue  Wendung  des  Völker- 
bundgedankens möglich  war.  Einen  interessanten  Versuch 
in  der  gleichen  Richtung  hat  der  Anhänger  Schellings,  Johann 
Jacob  Wagner  (1765—1842),  Professor  an  der  Universität 
Würzburg,  gemacht.  Er  konstruiert  vier  Perioden  der  Welt- 
geschichte. Die  erste  ist  die  Schöpfungsperiode,  die  Zeit  der 
individuellen  Begründung.  In  diesem  goldenen  Zeitalter  haben 
sich  Reproduktion  und  Produktion  noch  nicht  voneinander 
getrennt,  kein  Bewußtsein  unterscheidet  sich  vom  Gedanken 
oder  vom  Gefühl,  kein  Wille  versucht  bestimmte  Zwecke  fest- 
zuhalten; deshalb  herrscht  im  Innern  der  Menschen  dieser 
Epoche  Unschuld  und  Einfalt,  und  das  Verhältnis  der  ganzen 
Natur  zur  Erde  ist  ein  unmittelbares  Wechselverhältnis  arbeits- 
loser Ernährung  und  kindlichen  Spieles.  Die  zweite  Periode 
nennt  Wagner  die  Periode  der  erwachenden  Gegensätze.  Aus 
dem  Gegensatze  der  Geschlechter  entsteht  die  ganze  Reihe 
der  Familienverhältnisse,  Staats  Verhältnisse,  schließlich  Völker- 
verhältnisse, aus  der  Beziehung  zur  Erde  und  der  Notwendig- 
keit zur  Arbeit  entstehen  die  Arbeitsverhältnisse,  und  aus  ihnen 
die  ganze  Notwendigkeit  des  Wettkampfes.  Die  dritte  Periode 
ist  die  Periode  der  Kultur:  alles  wird  begrifflich  und  durch  die 
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Vernunft  geläutert;  die  Völker  treten  als  Staaten  miteinander 
in  das  Verhältnis  von  Reproduktion  und  Produktion  —  sie 
ergänzen  einander,  sie  verbünden  sich  miteinander,  sie  treten 
durch  Kriege  in  notwendige  Gegensätze;  das  letzte  ist  schließ- 
lich die  Erforschung  des  Weltganzen  durch  die  Welt  Wissenschaft, 
die  Philosophie,  die  Bewältigung  der  Kräfte  der  Erde  durch  die 
Technik  und  die  Verklärung  und  Gestaltung  alles  Mensch- 
lichen durch  die  Kunst.  Die  vierte  Periode  ist  die  Periode  der 
erlöschenden  Gegensätze  im  Menschen  und  in  seinem  Ver- 
hältnis zur  Erde.  Das  physische  und  moralische  Übel,  das 
die  Folge  der  Spaltung  und  Zerrissenheit  war,  wird  über- 
wunden. Das  kranke  Menschengeschlecht  genest  in  sich  selbst 
und  entwickelt  sich  zu  einer  Einheit;  die  durch  die  Technik 
erreichte  vöUige  Beherrschung  der  Naturkräfte  hat  alle  Hinder- 
nisse beseitigt,  es  ist  die  Zeit  des  Völkerbundes  und  der  Völker- 
gemeinschaft^). In  seiner  Staatslehre  hat  Wagner  schon  vorher 
die  Möglichkeit,  den  Krieg  als  eine  Entwicklungskrankheit 
der  Völker  allmählich  auszuschalten  und  so  die  Weltgeschichte 
im  ganzen  einem  höheren  Ziele  zuzuführen,  erörtert.  Alles, 
was  Volk  und  Staat  an  Aufgaben  lösen  können,  ist  nach 
seiner  Ansicht  gänzlich  nur  durch  die  Gemeinschaft  aller 
Staaten  oder  Völker  zu  realisieren.  Wagner  hat  eine  Anzahl 
Gesetze  aufgestellt,  die  den  Zweck  haben,  die  Kriegführung 
zu  veredeln:  der  Kj?ieg  soll  nicht  die  Austilgung  von  Natio- 
nen bezwecken,  der  bezwungenen  Nation  soll  die  notdürf- 
tige Existenz  nicht  genommen,  die  bewaffneten  Einwohner 
sollen  in  jeder  Weise  geschont  werden.  Aus  dem  neuen 
Völkerrechte,  das  er  erstrebt,  wird,  so  hofft  er,  ein  Bund  von 
Staaten  erwachsen,  der  „von  der  einfachsten  demokratischen 
Association  der  Staaten  mit  einem  aus  allen  zusammengesetzten 
Kongresse  oder  Bundesgerichte  bis  zur  monarchischen  Aus- 
bildung eines  Staatensystemes  gehen  kann,  wo  das  Ganze 
EiQ  Staat  wird  in  kegeKörmiger  (monarchischer)  Gestalt  .  .  ."^). 

^)  Johann  Jacob  Wagner,  Organon  der  menschlichen  Erkenntnis, 
§  406. 

2)  Johann  Jacob  Wagner,  Der  Staat,  §  128,  §  385,  §  396,  397;  Würz- 
burg, 1815,  2.  Auflage  Uhn  1840. 
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Durch  Schölling  und  seinen  Kjreis  haben  wir  uns  bereits 
von  dem  Rationalismus  Kants  hinausbegeben  in  das  Lager  der 
Gregenseite,  zu  dem  Irrationalismus  der  Romantiker.  Die  Ge- 
schichte und  die  Kunst  —  das  waren  diejenigen  Lebensgebiete, 
denen  die  souveräne  Vernunft  und  die  allumfassende  Gerechtig- 
keit Kants  am  wenigsten  gewachsen  waren.  Das  Leben  selbst 
entzog  sich  doch  am  Ende  dieser  Logik,  die  alles  meistern 
wollte.  Die  ungeheueren  Eindrücke  des  revolutionären  Napo- 
leonischen Zeitalters  ließen  auch  den  denkenden  Menschen 
verzweifeln  an  der  Souveränität  des  Begrifflichen.  Es  ist  inter- 
essant, wie  sich  der  Völkerbundgedanke  durch  den  Einfluß 
der  Romantik  abgewandelt  hat.  Aufklärung  und  Romantik 
waren  beide  universalistisch,  und  gerade  die  Frühromantiker 
hängen  durch  den  universalistischen  Zug  unmittelbar  mit 
Kant  und  seinem  Kreise  zusammen.  So  hat  Friedrich  Schlegel, 
veranlaßt  durch  Kants  Schrift  ,,Zum  ewigen  Frieden",  einen 
Aufsatz  geschrieben:  „Versuch  über  den  Begrijff  des  Republi- 
kanismus" 1). 

Seine  Arbeit  ist  getragen  von  hoher  Verehrung  für  Kant; 
Schlegel  sagt  im  Eingang,  daß  noch  die  späteste  Nachwelt 
in  diesem  Denkmal  die  erhabene  Gesinnung  des  ehrwürdigen 
Weisen  bewundern  müsse.  Schlegels  Einwände  führen  aber 
die  Kantische  Idee  eigentlich  noch  über  das  Ziel  eines  Völker- 
bundes hinaus:  ,,Die^  Idee  einer  Weltrepublik  hat  praktische 
Gültigkeit  und  charakteristische  Wichtigkeit",  sagt  er.  Auch 
Schlegel  denkt  sich  einen  Völkerstaat,  in  dem  die  verschiedenen 
Staaten  nebeneinander  bestehen,  ohne  in  einen  einzigen  ver- 
schmelzen zu  müssen.  Das  Verhältnis  der  Freiheit  der  Ein- 
zelnen und  der  Gleichheit  aller  soll  diese  politisch  selbständigen 
Völker  bestimmen  und  zu  der  höheren  republikanischen  Einheit 
verbinden.  Die  Schwierigkeiten  sind  Schlegel  wohl  klar;  der 
Föderalismus  Kants,  meint  er,  kann  schon  seinem  Begriff 
nach  nicht  alle  Staaten  umfassen,  —  sonst  würde  der  universelle 


^)  Fr.  Schlegel,  1794/1802:  seine  prosaischen  Jugendschriften,  heraus- 
gegeben von  J.  Minor,  Wien,  1882,  Bd.  2.  S.  57. 
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Völkerstaat  erzielt  sein.  Solange  es  auf  der  anderen  Seite  aber 
noch  despotische  Staaten  und  „unpolizierte"  Nationen  gibt, 
bleibt  auch  noch  Kriegsstoff  genug  übrig.  Universeller  und 
vollkommener  Republikanismus  und  ewiger  Friede  sind  unzer- 
trennliche Wechselbegriffe.  Schlegel  ist  in  manchen  Be- 
ziehungen politischer  als  Kant;  vor  allem  weist  er  eben  aus- 
drücklich auf  die  Geschichte  hin.  „Die  Gesetze  der  politischen 
Geschichte  und  die  Prinzipien  der  politischen  Bildung  sind 
die  einzigen  Data,  aus  denen  sich  erweisen  läßt,  daß  der  ewige 
Frieden  keine  leere  Idee  sei,  sondern  eine  Aufgabe,  die  nach 
und  nach  aufgelöst,  ihrem  Ziele  ständig  näher  kommt."  Aus 
der  Geschichte  der  Menschheit  will  Schlegel  die  Elemente  der 
politischen  Kunst  gewinnen;  gegenüber  dem  Theoretischen 
betont  er  das  Recht  und  die  Notwendigkeit  des  Empirischen. 

Wie  man  weiß,  ist  Friedrich  Schlegel  später  von  seiner 
Idee  des  Völkervereins  zurückgekommen  und  hat  sich  für  das 
Kaisertum  eingesetzt,  —  das  wahre  Kaisertum  im  Gegensatz 
zu  dem  falschen  Kaisertume  Napoleons.  Aber  er  bleibt  dabei 
doch  wieder  im  Universalistischen  darin.  Eine  reine  Beschrän- 
kung auf  die  Nation  liegt  ihm  fern^).  Gewiß  sollen  die  Nationen 
nicht  unterjocht  werden,  aber  sie  müssen  doch  zusammen- 
gefaßt sein  zu  einer  höheren  Einheit  durch  Sittlichkeit  imd 
religiöse  Ideen.  Hier  sehen  wir  wiederum  einen  Wegweiser 
nach  der  Behandlung  des  Völkerbundproblems  durch  die  heilige 
Allianz.  Bei  Friedrich  Schlegel  wird  auch  ein  Motiv  auf- 
genommen, das  zuerst  von  Novalis  umfassend  dargelegt  worden 
ist.  Der  Völkerbundgedanke  war  bei  Kant  inteUektuellistisch, 
eine  Rechtsidee  auf  ethischer  Grundlage;  bei  ScheUing  und 
Wagner  war  der  Völkerbundgedanke  ein  Ziel  universalistischer 
historischer  Entwicklung,  bei  Novalis  ist  er  zu  einem  religiösen 
Postulat  geworden.  In  eigentümlicher  Weise  reichen  sich  hier 
m  den  Motiven  Aufklärung  und  Romantik  die  Hand,  um  sich 
dafür  in  der  Gestaltung  der  Staatengemeinschaft  als  solcher  so 
sehr  voneinander  zu  lösen,  daß  diese  höchste  Übereinstimmung  im 
Universalistischen  eben  doch  nur  einen  Schein  wert  besitzen  kann. 

^)  Vgl.  Friedrich  Meinecke,  Weltbürgertum  und  Nationalstaat,  5.  Kap. 
S.  79  f. 
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Novalis  hat  im  Jahre  1798  einen  Aufsatz  geschrieben: 
„Die  Christenheit  oder  Europa",  der  damals  auf  Goethes  Rat  im 
Athenäum  nicht  zur  VeröffentHchung  kam,  sondern  erst  lang  nach 
Novalis'  Tode  1826  gedruckt  wurde.  Mit  einer  großen  und  in  der 
Schönheit  ihrer  Diktion  ergreifenden  historischen  Perspektive 
beginnt  er  seine  Darlegungen:  „Es  waren  schöne,  glänzende 
Zeiten,  wo  Europa  ein  christliches  Land  war,  wo  Eine  Christen- 
heit diesen  menschlich  gestalteten  Weltteil  bewohnte ;  Ein  großes 
gemeinschaftliches  Interesse  verband  die  entlegensten  Provinzen 
dieses  weiten  geistlichen  Reiches.  Ohne  große  weltliche  Besitz- 
tümer lenkte  und  vereinigte  ein  Oberhaupt  die  großen  politischen 
Kjräfte."  Das  Mittelalter  steigt  auf;  der  damalige  Zustand  der 
christlichen  Völkergemeinschaft  wird  als  ein  Ideal  geschildert: 
der  Aufbau  der  Stände,  das  kindliche  Zutrauen  der  Menschen 
zu  den  geistigen  Führern,  der  schöne  Glaube  an  Maria,  die 
Herrin  der  Christenheit,  die  Verehrung  der  Heiligen,  die  als 
Freunde  der  Menschheit  vom  himmlischen  Throne  wirken,  — 
kurz  jene  Gesamtstimmung  von  ^Seelenfrieden  und  leiblicher 
Gesundheit.  Der  Papst,  das  weise  Oberhaupt  der  Kirche, 
hielt  das  Denken  in  Schranken,  er  widersetzte  sich  den  ,, frechen 
Ausbildungen  menschlicher  Anlagen  auf  Kosten  des  heiligen 
Sinns",  an  seinem  Hofe  versammelte  er  alle  klugen  und  ehr- 
würdigen Menschen  aus  Europa,  und  die  Fürsten  legten  ihre 
Streitigkeiten  ihm,  als  dem  Schiedsrichter,  vor:  die  gesamte 
europäische  Kulturmenschheit  entwickelte  sich  in  dieser  Form 
harmonisch  und  erreichte  eine  ungeheure  Höhe  in  allen  Fächern 
der  Wissenschaft  und  der  Kunst,  sie  blühte  auf  in  einem  um- 
fassenden Handelsverkehr.  Diese  echt  katholische,  echt  christ- 
liche Völkergemeinschaft  ist  dann,  wie  Novalis  ausführt, 
zerrissen  worden,  weil  die  Menschheit  für  dieses  herrliche  Reich 
innerlich  noch  nicht  reif  war.  In  erster  Linie  war  es  der  Pro- 
testantismus, der  die  Zersetzung  hervorbrachte ;  im  Zusammen- 
hang damit  stand  die  ,, neuere  PoUtik",  die  Politik  des  autonomen 
Fürstentums,  die  Politik  der  Vereinzelung,  der  Sektiererei, 
des  weltlichen  Ehrgeizes.  In  allen  Nationen  erhoben  sich  die 
Gegner  des  katholischen  Universalismus ;  die  moderne  Denkungs- 
art,  die  sich  Philosophie  nannte,  bekämpfte  die  Religion;  Wissen 

55 


II.  Der  Völkerbundgedanke  als  Problem  der  Weltanschauung. 


und  Glauben  traten  in  eine  entschiedene  Opposition,  die  Ge- 
schichte der  europäischen  Menschheit  trat  in  den  Zeitraum  der 
„triumphierenden  Gelehrsamkeit".  Man  kann  sich  keine 
schärfere  Kritik  des  Aufklärungszeitalters  denken  als  die 
folgende:  ,,der  Religionshaß  dehnte  sich  sehr  natürlich  imd 
folgerichtig  auf  alle  Gegenstände  des  Enthusiasmus  aus,  ver- 
ketzerte Phantasie  und  Gefühl,  Sittlichkeit  und  Kunstliebe, 
Zukunft  und  Vorzeit,  setzte  den  Menschen  in  der  Reihe  der 
Naturwesen  mit  Not  obenan,  und  machte  die  unendlich 
schöpferische  Musik  des  Weltalls  zum  einförmigen  Klappern 
einer  ungeheuren  Mühle,  die,  vom  Strom  des  Zufalls  getrieben 
und  auf  ihm  schwimmend  —  eine  Mühle  an  sich,  ohne  Baumeister 
und  Müller,  die  eigentlich  ein  echtes^perpetuum  mobüe,  eine  sich 
selbst  mahlende  Mühle  sei".  Eine  Mühle  an  sich!  Wir  fühlen 
den  ironisch  verhüllten,  tiefen  Gegensatz  zu  Kant.  Novalis 
erklärt  der  neuen  europäischen  „Zunft  der  Philanthropen  und 
Aufklärer"  den  Krieg;  und  er  verkündet  die  Notwendigkeit 
einer  „Auferstehung".  Die  französische  Revolution  hat  zur 
Anarchie  geführt,  in  der  Anarchie  liegt  aber  die  Möglichkeit 
der  Neugeburt  einer  Welt  der  Religion:  „Aus  der  Vernichtung 
alles  Positiven  hebt  sie  ihr  glorreiches  Haupt  als  neue  Welt- 
stifterin  empor."  Novalis  nennt  den  Staatsumwälzer  seiner 
Gegenwart  einen  Sisyphus:  die  mächtige  Last  rollt  auf  der 
anderen  Seite  der  Spitze  wieder  herunter,  sie  kann  nicht  oben 
bleiben,  wenn  nicht  ,,eine  Anziehung  gegen  den  Himmel  sie 
auf  der  Höhe  schwebend  erhält".  Alle  Stützen  des  Diesseits  sind 
zu  schwach,  der  Staat  darf  die  Tendenz  nach  der  Erde  nicht 
behalten,  er  muß  durch  eine  höhere  Sehnsucht  an  die  Höhe 
des  Himmels  geknüpft  werden.  Novalis  stellt  die  sehr  be- 
zeichnende Frage:  „Soll  die  Revolution  die  französische  bleiben, 
wie  die  Reformation  die  lutherische  war?  Soll  der  Protestan- 
tismus abermals  widernatürlicherweise  als  revolutionäre  Re- 
gierung fixiert  werden?  Sollen  Buchstaben  Buchstaben  Platz 
machen  ?'*  Und  er  wendet  sich  gegen  das  törichte  Bestreben, 
die  Geschichte  und  die  Menschheit  modeln  zu  wollen  und  ihnen 
eine  menschlich  bewußte  Richtung  zu  geben.  —  Der  historische 
Geist)  stellt  sich  hier  gegen  den  philosophischen,  der  künstle- 

56 


Die  Religion  als  neue  Weltstifterin. 


rische  gegen  den  rationalistischen :  Novalis  singt  den  Ruhm  der 
Geschichte,  sie  ist  etwas  Selbständiges,  etwas  Eigen- 
mächtiges für  ihn.  Sie  ist  miendlich  liebenswert  und  weis- 
sagend, man  muß  sie  studieren,  man  muß  ihr  nachgehen,  man 
muß  von  ihr  lernen,  gleichen  Schritt  mit  ihr  zu  halten,  man 
muß  ihren  Verheißungen  und  Winken  folgen. 

Wie  Kant  schrieb  Novalis  unter  dem  Eindruck  des 
Baseler  Friedens,  der  ja  bekanntlich  den  Krieg  aus  Deutsch- 
land für  ein  Jahrzehnt  ausschaltete;  diese  Ruhezeit  ließ  die 
klassische  Literatur  und  Kunst  bei  uns  sich  zur  höchsten  Blüte 
entfalten.  Deutschland  führte  das  Leben  einer  glücklichen 
Insel  inmitten  einer  von  Kriegsstürmen  erfüllten  Epoche. 
Auch  für  die  anderen  europäischen  Länder  erwartet  Novalis 
von  dem  Frieden  einen  völligen  Umschwung,  auch  für  sie  wird 
er  nach  seiner  Ansicht  ein  neues,  höheres  religiöses  Leben  bringen 
und  alles  andere  weltliche  Interesse  verschleiern.  Für  Deutschland 
stellt  er  den  erwünschten  Zustand,  das  Heraufsteigen  einer  neuen 
Welt  bereits  fest :  ,,Deutschland  geht  einen  langsamen,  aber  sichern 
Gang  vor  den  übrigen  europäischen  Ländern  voraus.  Während 
diese  durch  ICrieg,  Spekulation  und  Parteigeist  beschäftigt  sind, 
bildet  sich  der  Deutsche  mit  allem  Fleiß  zum  Genossen  einer 
höheren  Epoche  der  Kultur,  und  dieser  Vorschritt  muß  ihm 
ein  großes  Übergewicht  über  *die  anderen  im  Laufe  der  Zeit 
geben."  .  .  .  Diese  höhere  Kulturepoche  in  Deutschland  preist 
Novalis  mit  den  wärmsten  farbigsten  Worten  des  Dichters: 
,,die  Schriftsteller  werden  eigentümlicher  und  gewaltiger, 
jedes  alte  Denkmal  der  Geschichte,  jede  Kunst,  jede  Wissen- 
schaft findet  Freunde  und  wird  mit  neuer  Liebe  umarmt  und 
fruchtbar  gemacht."  Eine  universelle  Individualität,  eine 
neue  Geschichte,  eine  neue  Menschheit  verrät  sich  bereits  dem 
„historischen  Auge".  Die  Zeit  des  schwerfälligen  irdischen  Ver- 
standes ist  vorüber,  die  „AUgegenwart  des  wahrhaft  Geschicht- 
lichen" wird  erkannt,  die  Wunder herrlichkeit  der  Natur,  der  Ge- 
schichte und  der  Menschheit  wird  begriffen.  Wie  wirkt  nun  diese 
geistige  Erweckung  auf  die  Politik  ein  ?  „Alte  und  neue  Welt  sind 
in  Kampf  begriffen,  die  Mangelhaftigkeit  und  Bedürftigkeit  der 
bisherigen  Staatseinrichtungen  sind  in  furchtbaren  Phänomenen 
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offenbar  geworden.  Wie,  wenn  auch  hier,  wie  in  den  Wissen- 
schaften eine  sichere  und  mannigfaltigere  Konnexion  und  Be- 
rührung der  europäischen  Staaten  zunächst  der  historische  Zweck 
des  Krieges  wäre,  wenn  eine  neue  Regung  des  bisher  schlummern- 
den Europa  ins  Spiel  käme,  wenn  Europa  wieder  erwachen  wollte, 
wenn  ein  Staat  der  Staaten,  eine  politische  Wissenschaf  tslehre  uns 
bevorstände!"  Novalis  richtet  seinen  Appell  an  die  Hierarchie: 
er  nennt  sie  die  symmetrische  Grundfigur  der  Staaten,  er  er- 
wartet von  ihr,  daß  sie  das  ,, Prinzip  des  Staatenvereins" 
verwirkliche.  Wir  sehen,  welche  Gestalt  der  Völkerbundgedanke 
in  dieser  historisch-politischen  Vision  des  Romantikers  erhält; 
die  welthchen  Kräfte  können  sich  nicht  allein^  ins  Gleichgewicht 
setzen,  es  muß  ein  drittes  Element  eingreifen,  das  weltlich 
und  überirdisch  zugleich  ist;  nur  so  kann  die  Aufgabe 
gelöst  werden.  „Unter  den  streitenden  Mächten  kann  kein 
Friede  geschlossen  werden,  aller  Friede  ist  nur  Illusion,  nur 
Waffenstillstand."  Hier  berührt  sich  Novalis  unmittelbar  mit 
Kant.  Die  konventionelle  Diplomatie,  der  alte  „Standpunkt 
der  Kabinetter",  di^  üblichen  Mittel  der  alten  Politik  werden 
eine  wahrhafte  Vereinigung  nicht  zustande  bringen.  Wodurch 
kann  aber  der  Geist  der  Revolution  mit  dem  G^ist  der  alten 
Mächte  versöhnt  werden?  Novalis  ergreift  Partei  für  keinen 
der  beiden  Teüe  —  sie  haben  beide  große  und  notwendige 
Ansprüche,  sie  müssen  diese  Ansprüche  machen,  der  Geist 
der  Welt  und  der  Gesetze  treibt  sie  voran:  „Beide  sind  unver- 
tilgbare  Mächte  der  Menschenbrust:  hier  die  Andacht  zum 
Altertum,  die  Anhänglichkeit  an  die  geschichtliche  Verfassung, 
die  Liebe  zu  den  Denkmalen  der  Altväter  und  der  alten  glor- 
reichen Staatsfamilie  und  Freude  des  Gehorsams;  dort  das 
entzückende  Gefühl  der  Freiheit,  die  unbedingte  Erwartung 
mächtiger  Wirkungskreise,  die  Lust  am  Neuen  und  Jungen, 
die  zwanglose  Berührung  mit  allen  Staatsgenossen,  der  Stolz 
auf  menschliche  allgemeine  Gültigkeit,  die  Freude  am  per- 
sönlichen Recht  und  am  Eigentum  des  Ganzen  und  das 
kraftvolle  Bürgergefühl."  Der  geschichtliche  Geist,  den  Novalis 
verlangt,  wird  von  ihm  selbst  nur  halbwegs  betätigt;  die 
großen  Strömungen  seiner  Gegenwart  hat  er  aufs  feinste  ver- 
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standen,  in  wunderbarem  Instinkt  eine  Versöhnung  für  sie 
gefordert ;  daß  seine  Bewertung  der  Vergangenheit  geschichtlich 
unhaltbar  ist,  bedarf  keines  besonderen  Nachweises.  Er  warnt 
die  Mächte  der  Revolution  und  des  historisch  Gewordenen  davor, 
sich  gegenseitig  vernichten  zu  wollen:  ,,Alle  Eroberungen 
wollen  hier  nichts  sagen,  denn  die  innerste  Hauptstadt  jedes 
Reichs  liegt  nicht  hinter  Erdwällen  und  läßt  sich  nicht 
erstürmen." 

Wer  wird  die  Versöhnung  zustande  bringen  ?  Der  Krieg  wird 
nie  aufhören,  wenn  man  nicht  aus  den  Händen  der  geistlichen 
Macht  den  Palmenzweig  nimmt ;  die  Nationen  Europas  werden 
durch  ihren  fürchterlichen  Wahnsinn  im  Kreise  herumgetrieben ; 
sie  müssen  diesen  unhaltbaren  Zustand  erkennen,  sie  müssen 
sich  versöhnen,  Werke  des  Friedens  vornehmen  und  sich  im 
großen  Liebesmahl  des  Friedens  vereinigen.  ,,Nur  die  Religion 
kann  Europa  wieder  aufwecken  und  die  Völker  sichern  und  die 
Christenheit  mit  neuer  Herrlichkeit  sichtbar  auf  Erden  werden 
lassen  und  ihr  Frieden  stiftendes  Amt  installieren."  Der  alte 
kathoHsche  Glaube  war  angewandtes,  lebendiges  Christentum; 
er  ist  die  Verwirklichung  der  echten  Religion.  Heute  ist  er 
gereinigt  durch  den  Strom  der  Zeiten;  der  Protestantismus 
soll  endlich  aufhören  und  einer  neueren,  dauerhafteren  Kirche 
Platz  machen.  Europa  muß  sich  versöhnen,  auferstehen;  die 
Christenheit  muß  wieder  lebendig  und  wirksam  werden,  sie 
muß  eine  sichtbare  Kirche  ,,ohne  Rücksicht  auf  Landesgrenzen" 
bilden.  Und  wodurch  soU  die  Christenheit  auferstehen?  Das 
kann  nur  geschehen  durch  ein  ehrwürdiges  europäisches 
Konzilium.  Alle  mögUchen  Reformen  werden  unter  der 
Leitung  eines  solchen  Konziliums  ,,für  friedHche  und  förmliche 
Staatsprozesse"  betrieben.  Dadurch  wird  die  „heilige  Zeit  des 
ewigen  Friedens"  herbeigeführt  werden i). 

Novalis  ist  für  uns  das  extremste  Gegenstück  zu  Kant. 
Er  romantisiert  die  Vergangenheit,  er  wünscht  die  Gegen- 
wart und  die  Zukunft  durch  eine  phantastisch  angeschaute 
Kirche  universaHstisch  zu  gestalten.    Der  Völkerbundgedanke 


)  Novalis  Schriften,  (herausgegeben  von  Heilbom),  Bd.  2,  S.  399  f. 
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nimmt  bei  ihm  ganz  die  Formen  eines  religiösen  Glaubens- 
bekenntnisses an.  Unterschätzen  wir  diese  Macht  des  Gre- 
fühls  nicht:  neben  den  ethischen  Phüanthropismus,  neben 
den  Rechtsgedanken  tritt  als  mächtiger  Antrieb  der  Völker- 
organisation das  Christentum,  und  zwar  das  Christentum  als 
geschichtliche  Erscheinung,  mit  der  ganzen  majestätischen 
Gewalt  und  Werbekraft  der  Weltkirche.  Nicht  umsonst  ist 
der  Papst  ja  immer  wieder  zum  Lenker  der  europäischen 
Geschicke,  zum  Vorsteher  eines  europäischen  Staatenverein» 
gemacht  worden;  solche  Gedanken  knüpften  unmittelbar  an 
historisch  Gegebenes  an,  sie  appellierten  an  die  herrschenden 
Gefühle  breiter  Massen,  sie  verwandten  einen  vorhandenen 
Organismus,  die  Organisation  der  Völker  der  Kirche,  zur 
logischen  Begründung  und  tatsächlichen  Basis  einer  neuen 
Organisation,  der  politischen  Organisation  der  Welt. 

Die  Gegenströmung:  Hegel. 

Im  Völkerbundgedanken  :^anden  sich,  wie  wir  sehen,^ 
Aufklärung  und  Romantik,  ethisch  begründeter  Rechtsgedanke 
und  geschichtlich  erschaute  Machtkonzentration  zusammen. 
Die  Organisation  der  Menschheit  zum  universellen  Frieden 
war  ihr  höchstes  gemeinsames  Ziel.  Das  wirkliche  Leben  der 
napoleonischen  Aera  hat  aber,  wie  schon  früher  angedeutet, 
dem  Universalismus  auf  das  schärfste  geschadet.  Dem  deutschen 
Weltbürgertum  hat  Napoleon  I.  den  Todesstoß  versetzt;  gegen 
ihn,  den  letzten  Vertreter  der  Universalherrschaft,  erhob  sich 
notwendig  der  Gedanke  der  nationalen  Autonomie.  Gewiß 
entsteht  damals  die  heilige  Allianz;  gewiß  entsteht  auch  als 
erste  tatsächliche  Verwirklichung  der  europäischen  Bundesidee 
der  deutsche  Bund  von  1815;  aber  an  den  Frieden  und  an  das 
Weltbürgertum  zu  glauben,  wie  es  das  ausgehende  18.  Jahr- 
hundert getan  hatte,  war  dieser  neuen  Generation  unmöglich. 
Wir  haben  die  Wandlung  der  Begriffe  schon  bei  Fichte  kennen 
gelernt:  ein  ähnlicher  Prozeß  hat  sich  in  den  Anschauungen 
des  Philosophen  Wilhelm  Traugott  Krug  (1770/1842)  vollzogen. 
In  seinen  „Aphorismen  zur  Philosophie  des  Rechts",  1800, 
schloß  er  sich  durchaus  den  Ansichten  Kants  an  und  besprach 
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den  Staaten-  oder  Völkerbund  als  das  natürliche  Ziel  der 
Völkerrechtsentwicklung,  als  ein  selbstverständliches  gesell- 
schaftliches Verhältnis  der  Staaten  untereinander  als  moralischer 
Personen.  Genau  wie  Kant  setzt  er  die  Errichtung  des  Völker- 
bundes als  Schlußpunkt  in  die  Entwicklung  der  Völkergesell- 
schaft ein,  und  er  ruft  dem,  der  die  Förderung  des  Völkerbundes 
und  des  ewigen  Friedens  als  gutmütige  Schwärmerei  belächelt,  zu, 
daß  er  gar  nicht  mehr  ^n  Recht  und  Pflicht  reden  sollte.  Der 
ewige  Friede  ist  ihm  ein  Vernunftideal,  dem  man  sich  allmählich 
annähern  müsse,  auch  wenn  man  es  nie  erreiche,  der  Krieg 
gibt  das  heilige  Recht  dem  ZufaU  oder  der  Willkür  preis,  und 
deshalb  behält  die  Forderung  der  Vernunft,  daß  kein  Krieg 
sein  soll,  immer  und  ewig  ihre  Gültigkeit^).  Krug  hat  dann  den 
Krieg  gegen  Napoleon  1813/14  als  reitender  Jäger  mitgemacht 
und  1818  eine  Schrift  veröffentlicht:  ,, Kreuz-  und  Querzüge 
eines  Deutschen  in  den  Stätten  der  Staatskunst  und  Wissen- 
schaft"^).  In  diesem  ßuche  befindet  sich  ein  Kapitel  über  „Poli- 
tisches Gleichgewicht  und  Übergewicht,  Universalmonarchien 
und  Völkervereinen,  als  Mittel,  die  Völker  zum  ewigen  Frieden 
zu  führen."  Hier  wiederholt  Krug  seine  Ansicht  von  der 
Forderung  der  Vernunft,  daß  Rechtsstreitigkeiten  unter  den 
Völkern  nicht  durch  Gewalt  der  Waffen,  sondern  auf  eine  ver- 
nünftige, mithin  gesetzliche  Weise  entschieden  werden;  auch 
jetzt  sieht  er  im  Kriege  nicht  nur  eine  Rechtsgefahr,  sondern 
—  das  sind  die  Erfahrungen  des  Soldaten  —  eine  Schande  für 
die  Menschheit,  weil  er  die  Menschen  zu  wüden  Tieren  macht 
und  nicht  nur  den  Wohlstand  der  Völker,  sondern  auch 
ihre  Sittlichkeit  untergräbt  und  Nationalhaß  erzeugt.  Dem 
Völkerverein  und  Staatenbund  gegenüber  verhält  er  sich  aber 
jetzt  skeptisch;  er  nennt  ihn  ein  Ziel,  das  man  nie  vollständig 
erreichen  kann.  Ebensowenig  hält  er  etwas  vom  Gleichgewicht 
der  Staaten,  weil  aus  diesem  Gleichgewicht  doch  wieder  der 
Wetteifer  und  der  Ehrgeiz  erwächst,  und  weil  aus  jedem 
politischen  Übergewicht  wieder  der  Drang  zur  Universal- 
Monarchie  emporsteigt,  gegen  den  sich  die  anderen  aufs  neue 

1)  Gesammelte  Schriften,  Bd.  7,  S.  267  f. 

2)  Gesammelte  Schriften,  Bd.  4,  S.  54f;  S.  59f;  S.  63  f. 
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erheben  müssen.  Aber  wenigstens  vermag  er  noch  zu  hoffen, 
daß  die  Kriege  an  Zahl  abnehmen  werden,  und  daß  mindestens 
die  christlichen  Völker  Europas,  wenn  auch  nicht  zu  einem 
ewigen,  so  doch  zu  einem  dauernderen  Friedenszustande  als  bisher 
gelangen  werden.  Das  ist  die  reahstische  Skepsis  der  in  einer 
langen  ICriegsepoche  gesammelten  Erfahrung. 

Die  Bewertung  des  Krieges  hatte  in  Deutschland  infolge 
des  Erlebnisses  der  Franzosenherrschaft  bei  den  meisten  einen 
Umschwung  erfahren.  Das  napoleonische  Joch  war  so  drückend 
gewesen,  der  Drang  nach  nationaler  Selbstbestimmung  wurde 
so  elementar,  die  Leistung  des  Volkes  in  den  Freiheitskriegen  war 
so  groß,  daß  dadurch  bei  sehr  vielen  der  Krieg  auch  prinzipiell 
in  ein  anderes  Licht  gerückt  wurde  ^).  Auf  dem  Frankfurter 
Friedenskongreß  1850  hat  es  Theodor  Creizenach  bezeugt, 
daß  die  Deutschen  deshalb  so  wenig  für  den  Pazifismus  zu- 
gänglich  seien,  weil  die  Freiheitskriege,  an  denen  noch  das 
Geschlecht  der  Väter  teilgenommen  habe,  in  der  Vorstellung 
der  Nachkommen  mit  allem  Großen  und  Schönen  verknüpft 
seien,  was  die  Menschenbrust  bewegt.  Damals,  so  sagte  er, 
galt  es,  deutsche  Bildung  und  Volkseigentümlichkeit  vor  Ver- 
nichtung zu  schützen.  Dieses  geschichtliche  Erlebnis  des  deut- 
schen Volkes  ist  für  die  Entwicklung  des  Völkerbundgedankens 
von  der  größten  Bedeutung.  Nicht  ein  Eroberungskrieg  hat 
die  Deutschen  militaristisch  gemacht,  sondern  der  aufgedrungene 
Verteidigungskrieg  gegen  den  letzten  großen  Welttyrannen 
Napoleon  I!  Daß  dieser  Krieg  ein  notwendiger  gewesen  ist, 
das  war  der  damaligen  Generation,  wenigstens  der  überwiegenden 
Mehrzahl,  zu  einer  feststehenden  Überzeugung  geworden. 

Aus  dieser  Zeitstimmung  ist  eine  sehr  interessante 
philosophische  Arbeit  von  Heinrich  Gottlieb  Tzschirner 
erwachsen:  „Über  den  Krieg,  ein  philosophischer  'Versuch", 
Leipzig,  Joh.  Ambrosius  Barth,  1815.  —  Bei  Tzschirner  setzen 
sich  die  neuen  Vorstellungen  von  Nation,  geschichtlicher  Not- 
wendigkeit und  imperialistischer  Politik  mit  der  Idee  des 
Völkerbundes  und  des  ewigen  Friedens  auseinander.  Tzschirner 

^)  Vgl.  auch  Adani  Müllers  Anschauungen  in  seinen  „Elementen  der 
Staatskunst'S  1809;  hierzu  F.  Meinecke,  a.  a.  O.  S.  121  f. 
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entwickelt,  daß  es  eine  dreifache  Möglichkeit  der  Gründung 
eines  ewigen  Friedens  gäbe;  erstens  durch  die  Beendigung 
des  Interessengegensatzes  der  Völker,  sei  es  durch  die  Ver- 
einigung aller  Völker  in  einem  Weltreiche,  sei  es  durch  eine 
absolute  Trennung  der  Völker,  die  keinerlei  Berührung  mehr 
zwischen  ihnen  zuließe;  zweitens  durch  die  Unterwerfung  der 
Völker  unter  eine  höhere  Autorität,,  entweder  die  Kirche 
oder  ein  aus  den  Repräsentanten  aller  Nationen  zusammen- 
gesetztes Völkergericht,  das  das  schiedsrichterliche  Amt  ver- 
waltet; die  dritte  Möglichkeit  wäre  endlich  der  Sieg  der  Gre- 
rechtigkeit  und  der  Friedensliebe  über  die  Selbstsucht,  sei 
es,  daß  die  PoUtik  selbst  infolge  des  Gleichgewichts  der  Macht 
gerecht  und  friedlich  würde,  oder  sei  es,  daß  das  Menschen- 
geschlecht den  Punkt  sittlicher  Vollkommenheit  erreichte, 
wo  Gerechtigkeit  und  Friedensliebe  die  einzigen  Bestimmungs- 
gründe menschhcher  Handlungen  wären.  Tzschirner  bekennt 
sich  zu  der  Ansicht,  daß  sowohl  dfe  Vereinigung  aller  Völker 
zu  einem  Weltreiche,  wie  die  Trennung  und  Isolation  der  Völker 
voneinander  unabänderlichen  Einrichtungen  der  Natur  wider- 
stritte und  den  ewigen  Gesetzen  widerspräche,  an  welche 
das  Leben  der  Völker  gebunden  sei.  Wir  sehen  also,  wie  hier 
die  Vernunftidee  sich  beugt  vor  dem,  was  als  der  Sinn  des 
geschichtlich  Gewordenen  betrachtet  wird.  Auf  der  anderen 
Seite  hält  es  aber  Tzschirner  wohl  für  möglich,  daß  sich  die 
Völker  vereinigen  unter  einer  freiwillig  von  ihnen  erkannten 
und  aus  eigener  Machtvollkommenheit  eingesetzten  Autorität, 
durch  deren  Ausspruch  ihre  Streitigkeiten  entschieden  würden. 
Die  Völker  blieben  deshalb  doch  Völker,  d.  h.  blieben  selb- 
ständige, durch  eigentümliche  Sitten  unterschiedene  Gesell- 
schaften; .  .  .  ,,bei  der  engen  und  vielseitigen  Verbindung, 
in  welche  die  Völker  der  neueren  Zeit  gekommen  sind,  ist  es  selbst 
glaublich,  daß  eine  Zeit  kommen  könne,  wo  mehrere,  vielleicht 
die  meisten  europäischen  Völker  einen  Bund  zu  rechthcher 
Beilegung  ihrer  Streitigkeiten  stiften  und  das  diesen  Bund 
repräsentierende  Völkergericht  vielen  Kriegen  wehrt  und 
einen  langen  Friedensstand  erhält.  Allein  den  ewigen  Frieden 
würde  auch  dieses  Verhältnis  nicht  herbeiführen;  weder  ein 
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Völkerbund,  und  wäre  er  noch  so  weise  eingerichtet,  noch 
die  Kirche,  und  wenn  sie  einen  noch  weit  größeren  Einfluß, 
als  sie  im  Mittelalter  hatte,  auf  die  europäische  Welt  erhielte, 
würde  auf  ewige  Zeiten  der  Erneuerung  des  Krieges  zu 
wehren  vermögen."  Den  6rund  dafür  sieht  Tzschirner  in  der 
Tatsache,  daß  jeder  Völkerbund  nur  partiell  sein  kann;  so 
wenig  eine  Universalmonarchie  möglich  ist  infolge  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  Interessen  der  Einzelvölker,  so  wenig 
ist  die  Stiftung  eines  allgemeinen  Völkerbundes  zu  erwarten, 
da  ja  nicht  nur  die  Interessen  der  Staaten,  sondern  auch  die 
Grundsätze  und  Gesinnungen  ihrer  Repräsentanten  durchaus 
verschieden  sind.  Ein  partieller  Völkerbund  wird  aber,  nach 
Tzschirners  Ansicht,  einen  Gegenbund  hervorrufen.  Eine  Anzahl 
Bedenken  führt  er  auch  gegen  das  Völkergericht  an.  Bedenken, 
die  sich  aus  der  MögHchkeit  ergeben,  daß  ein  mächtiges  Volks- 
ghed  eben  die  Macht  des  ganzen  Volkes  nicht  zu  fürchten  hätte. 
Aus  der  Geschichte  beweist  Tzschirner  wohl  die  Möglichkeit 
der  Vereinigung  freier  Völker,  aber  auf  der  anderen  Seite,  daß 
solche  Verbindungen  nur  kurze  Zeit  oder  beschränkt  ihren 
Zweck  erreichen. 

Immerhin  kann  er  das  Beispiel  der  Schweizer  Eidgenossen- 
schaft und  der  holländischen  Generalstaaten  nicht  entkräften. 
Von  der  Autorität  der  Kirche  hält  er  wenig;  sollte  sie  ein  all- 
gemein geltendes,  schiedsrichterliches  Ansehen  behaupten, 
so  müßte  sie  eine  allgemeine  alle  Völker  umschließende  Anstalt 
sein  und  allerorts  die  Superiorität  über  den  Staat  erlangen; 
nichts  sei  in  dem  gegenwärtigen  Zustand  der  Welt  weniger  zu 
erwarten,  als  die  Erfüllung  dieser  beiden  Voraussetzungen. 
In  dem  Krieg  sieht  Tzschirner  endUch  ein  unablässig  sich 
erneuerndes  Trauerspiel,  das  das  Gemüt  nur  mit  Wehmut 
und  Schmerz,  nicht  mit  Menschenhaß  und  Menschen  Verachtung 
erfüllen  kann.  Die  Urheber  ungerechter  Kriege  trifft  gerechter 
Tadel,  auf  die  ewigen  Gesetze  des  Rechtes  gründet  sich  der 
Fluch,  den  die  Welt  über  den  Eroberer  ausspricht.  Aber  gegen 
Gesetze  der  Natur  und  geschichtliche  Notwendigkeiten  vermag 
der  Mensch  nicht  anzukämpfen. 

Wie  sehr  hat  sich  dieser  Philosoph  von  Kant  entfernt! 
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Es  ist  eine  Stimmung  des  Quietismus  und  der  Kontem- 
plation, die  ihn  beherrscht;  das  Leben  selbst,  die  Natur, 
die  Geschichte,  sind  für  ihn  wirklicher  als  die  Vernunftidee 
und  der  Rechtsgedanke.  Von  Tzschirner  führt  der  Weg 
unmittelbar  zu  Hegel.  Hegel  hat  im  Geistigen  dasselbe 
getan,  was  Napoleon  I.  im  Wirklichen  vollbracht  hat :  er  hat  das 
deutsche  Weltbürgertum  erschüttert.  In  dem  Phänomen  Hegel 
ist  die  gesamte  Gegenaktion  gegen  den  tyrannischen  Universahs- 
mus  zu  einem  Ausdruck  gekommen,  der  die  nachhaltigste 
Wirkung  gehabt  hat.  Kant  hat  unter  den  Zeitgenossen  ja  man- 
nigfache Kritik  hervorgerufen;  derjenige  aber,  der  sich  am  tief- 
sten ihm  entgegengesetzt  hat,  der  die  Kantischen  Grund- 
gedanken des  Völkerbundes  und  ewigen  Friedens  in  aUer  Form 
und  mit  allen  Mitteln  philosophischer  Genialität  zu  wider- 
legen versuchte,  ist  Hegel  gewesen.  In  seinen  ,, Grundlinien 
der  Philosophie  des  Rechts",  sagt  er  im  §  333:  „Die  Kantische 
Vorstellung  eines  ewigen  Friedens  durch  einen  Staatenbund, 
welcher  jeden  Streit  schlichtete  und  damit  die  Entscheidung 
durch  Krieg  unmöglich  machte,  setzt  die  Einstimmung  der 
Staaten  voraus,  welche  auf  moralischen,  religiösen  oder  irgend- 
welchen Gründen  und  Rücksichten,  überhaupt  immer  auf  be- 
sonders souveränen  Willen  beruhte  und  dadurch  mit  Zufällig- 
keiten behaftet  bhebe.  Der  Streit  der  Staaten  kann  deswegen, 
insofern  die  besondern  Willen  keine  Übereinkunft  finden, 
nur  durch  Krieg  entschieden  werden."  Hegel  hat  sich  also 
auf  die  Seite  des  Krieges  gestellt:  er  sieht  in  ihm  nicht  ein 
absolutes  Übel,  nicht  eine  bloße  äußere  Zufälligkeit,  die  in  den 
Leidenschaften  der  Machthaber  oder  der  Völker,  in  Ungerechtig- 
keiten oder  dergleichen  einen  zufälligen  Grund  hat,  die 
ebenso  gut  etwa  nicht  einzutreten  und  wirksam  zu  werden 
braucht.  Hegel  erbHckt  in  dem  Krieg  etwas  Positives,  eine 
Notwendigkeit,  ein  schöpferisches  Moment,  das  für  die  sittliche 
Gesundheit  der  Völker  unentbehrlich  ist,  das  in  die  dauernde 
Ruhe  eines  dauernden  oder  gar  ewigen  Friedens  die  Bewegung 
bringt,  wie  sie  der  Wind  in  das  Meer  trägt,  um  es  vor  Fäulnis 
zu  bewahren.  Ähnlich  wie  Tzschirner  entwickelt  Hegel,  daß 
jeder  Verein  von  Staaten  einen  Gegensatz  hervorbringt,  also 
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einen  Feind  erzeugen  müsse,  woraus  wieder  neue  Konflikte 
entstehen.  Charakteristisch  ist  die  folgende  Wendung  Hegels: 
„Aus  den  Kriegen  gehen  die  Völker  nicht  allein  gestärkt 
hervor,  sondern  Nationen,  die  in  sich  unverträgHch  sind, 
gewinnen  durch  Kriege  nach  außen  Ruhe  im  Iiyiern.  Allerdings 
kommt  durch  den  Krieg  Unsicherheit  ins  Eigentum,  aber 
diese  reale  Unsicherheit  ist  nichts  als  die  Bewegung,  die  not- 
wendig ist.  Man  hört  so  viel  auf  den  Kanzeln  von  der  Unsicher- 
heit, Eitelkeit  und  Unstätigkeit  zeitlicher  Dinge  sprechen; 
kommt  sie  nun  aber  in  Form  von  Husaren  mit  blanken  Säbeln 
wirklich  zur  Sprache  und  ist  es  Ernst  damit,  dann  wendet 
sich  jene  gerührte  Erbaulichkeit  dazu,  Flüche  über  die  Eroberer 
auszusprechen."  Man  sieht,  wie  für  Hegel  das  unmittelbare 
Erlebnis  der  Befreiungskriege  der  Anlaß  seiner  prinzipiellen 
Stellungnahme  geworden  ist.  Hegel  glaubt,  für  die  Bewegung 
einzutreten;  in  Wirklichkeit  fehlt  ihm  völlig  der  große,  refor- 
matorische Geist  Kants,  der  bohrende  Eifer,  das  Fortschreiten 
der  Menschheit  zu  befördern,  und  er  versucht,  in  einer  an  sich 
grandiosen  Kontemplation,  das  Seiende  in  seiner  Vernünftig- 
keit zu  erkennen  und  darzustellen.  Seine  ganze  Auffassung 
vom  Staat  widerspricht  der  Idee  des  Schiedsgerichts;  gewiß 
sind  ihm  die  Staaten  abgeschlossene  Individualitäten,  aber  sie 
sind  keine  Privatpersonen,  und  so  stellt  sich  ihr  Verhältnis 
anders  dar  als  ein  bloß  moralisches  und  privatrech thches. 
Privatpersonen  haben  über  sich  ein  Gericht,  das  das,  was  an 
sich  recht  ist,  zur  Verwirklichung  btingt.  Bei  den  Staaten 
trifft  das  nicht  zu.  Hegel  sagt  sehr  bezeichnend:  „Nun  soU 
ein  Staatsverhältnis  zwar  auch  an  sich  rechtlich  sein,  aber  in 
der  Weltlichkeit  soll  das  An- Sich- Seiende  auch  Gewalt  haben. 
Da  nun  keine  Gewalt  vorhanden  ist,  welche  gegen  den  Staat 
entscheidet,  was  an  sich  recht  ist,  und  die  diese  Entscheidung 
verwirklicht,  so  muß  es  in  dieser  Beziehung  immer  beim  SoUen 
bleiben."  So  kommt  Hegel  zu  dem  paradoxen  Ergebnis,  daß 
die  Staatsindividualitäten  zwar  unter  sich  Verträge  machen, 
aber  gleichzeitig  über  diesen  Verträgen  stehen.  Die  Souve- 
ränität des  historisch  gegebenen  Staates  in  der  gegenwärtigen 
Form:  das  ist  ein  Prinzip,  über  das  Hegel  nicht  heraus- 
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zukommen  vermag.  Es  gibt  keine  Macht  über  den  Staaten, 
sie  befinden  sich  insofern  im  Naturzustande  zueinander,  alles 
was  sie  über  sich  anerkennen,  entnimmt  seine  tatsächliche 
Kraft  ihrem  eigenen  besonderen  Willen.  Wenn  sie  also  nicht 
mehr  wollen,  dann  gibt  es  nichts  mehr  Allgemeines  über  ihnen  : 
es  gibt  keinen  Prätor,  höchsten  Schiedsrichter  und  Vermittler 
zwischen  Staaten.  So  bleibt  eben  für  die  Staaten  nur  der  Krieg 
übrig,  falls  kein  gütliches  Einvernehmen  zu  erzielen  ist,  und 
es  ist  an  sich  unbestimmbar,  welche  Verletzungen  der  Verträge 
oder  der  Ehre  als  Krieg sgrund  anzusehen  sind.  Auch  ist  für 
Hegel  das  Verhältnis  der  Staaten  zueinander  immer  schwankend : 
ihr  Prätor  ist  der  Weltgeist,  das  Weltgericht  ist  allein  die  Welt- 
geschichte. In  der  Entwickelung  der  Menschheit  wechseln  die 
Völker  als  Träger  des  Weltgeistes  ab ;  wer  in  der  gegenwärtigen 
Stufe  der  Träger  ist,  der  hat  ein  absolutes  Recht,  sich  durch- 
zusetzen, die  Geister  der  anderen  Völker  sind  dagegen  rechtlos, 
und  diejenigen  Völker,  deren  Epoche  vorbei  ist,  zählen  nicht 
mehr  in  der  Weltgeschichte.  (§  347.) 

Diese  mystische  Geschichtsauffassung  mag  wohl  für  ein 
Volk  Überzeugungskraft  haben,  das  glaubt,  gegenwärtig  an 
der  Reihe  zu  sein,  gegenwärtig  auserkoren  zu  sein  zum  Träger 
des  Weltgeistes;  aber  weder  das  Humanitätsideal  noch  die 
Ergebnisse  der  empirischen  Geschichtswissenschaft  passen 
irgendwie  in  diese  an  sich  so  grandiose  Konstruktion  hinein. 
Hegel  ließ  das  Gewordene  zu  einer  Ewigkeitsform  erstarren, 
deren  strenge  Gewalt  der  Schöpferkraft  des  weiterzeugenden 
Lebens  zur  Hemmung  wurde.  Freüich  hat  schon  der  Zeit- 
genosse Fallati  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  Hegel 
nach  den  Grimdprinzipien  seiner  Lehre  durchaus  nicht  bei 
dem  autonomen  Staat  hätte  stehen  zu  bleiben  brauchen  und 
den  Weg  zur  letzten  politischen  Synthese,  dem  Völkerbund, 
hätte  gehen  können^).  Erst  die  Hegeische  Linke  hat  diesen 
Schritt  gewagt. 

Die  Auffassungen  Hegels  haben  das  wissenschaftUche  und 
politische  Denken  in  Deutschland  für  Menschenalter  bestimmt. 


^)  Fallati,  Die  Genesis  der  Völkergesellschaft  (Zeitschrift  für  die 
gesamten  Staatswissensohaften  I,  160)  (1844). 
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Sie  paßten  zu  sehr  auch  zu  den  realen  Bedürfnissen  des 
deutschen  Volkes,  das  vor  allem  die  Aufgabe  der  nationalen 
Staatsgestaltung  als  notwendig  empfand  und  darüber  die  Welt 
im  eigentlichen  und  im  symbolischen  Sinne  schier  vergaß. 
Die  Hegeische  Rechte  hat  es  hauptsächlich  zu  Wege  gebracht, 
daß  sich  der  deutsche  Geist  so  sehr  isolierte,  daß  er  sich  selbst 
restlos  bejahte,  daß  er  sich  eben  als  der  Weltgeist  vorkam. 
Kants  Schwäche  war  sein  Verhältnis  zum  Geschichthchen ; 
schon  bei  Schelling  haben  wir  eine  neue  Wendung  wahr- 
genommen, die  Romantik  hat  diese  Seite  besonders  betont 
imd  entwickelt.  Nicht  aber  in  einer  geschichts-philosophischen 
Konstruktion,  sondern  ledighch  in  einer  Übertragung  des  kri- 
tischen Geistes  auf  die  Geschichtsforschung  selbst  konnte 
eine  Mehrung  der  Erkenntnis  gefunden  werden.  Die  deutsche 
Geschichtsforschung  Rankes  und  seiner  Nachfolger  ist  der 
romantischen  Betrachtungsweise  entsprungen;  sie  hat  aber  die 
Kontemplation  und  das  warme  Gefühl  für  den  eigenen  Wert 
des  Gewordenen  doch  wenigstens  anzuwenden  gelernt  auf  die 
empirische  Welt  und  ist  deshalb  davor  bewahrt  geblieben, 
quietistisch  zu  wirken.  Die  große  nationale  Staatsgestaltung 
hat  sie  vielmehr  nachdrücklich  unterstützt  und  befördert. 
Der  Geist  der  kritischen  Geschichtsforschung  hat  die  Deutschen 
aus  der  Unfruchtbarkeit  der  Spekulation  erlöst  und  eine  ganze 
Generation  von  Tatmenschen  erzogen.  Leider  ist  es  der 
deutschen  Geschichtsforschung  aber  ,  versagt  geblieben,  nach 
der  Gründung  des  Nationalstaates  darüber  hinaus  rechtzeitig 
ein  neues  Geschlecht  dem  neuen  Ideal  des  wiedererstehenden, 
innerlich  verwandelten  Weltbürgertums  zuzuführen. 

Die  Schule  Hegels  und  die  kritische  Geschichtsforschung 
haben  insofern  in  der  gleichen  Richtung  gewirkt,  als 
sie  den  Völkerbundgedanken  und  das  Problem  des  ewigen 
Friedens  gemeinsam  in  Deutschland  zurückdrängten.  Einer 
der  ganz  Wenigen,  die  noch  Verständnis  für  diese  Pro- 
bleme zeigten,  war  der  Schüler  Hegels,  der  Berliner  Pro- 
fessor der  Philosophie  A.  Trendelenburg  (1802/1871).  In 
seinem  ,, Naturrecht  auf  dem  Grunde  der  Ethik"  (1860)  sagt 
er,  daß  der  Begriff  einer  Staatenfamilie,  welche  etwa  die 

68 


Die  kritische  Geschichtsforschung.  —  A.  Trendelenburg. 

christlichen  Völker  Europas  bilden,  einer  Familie,  welche  ohne 
Eo-ieg  ihren  Streit  unter  sich  zum  friedlichen  Austrag  bringt, 
ein  Begriff  sei,  der  anzeige,  was  sein  sollte.  Von  dem  Gleich- 
gewicht der  Staaten  als  einer  mechanischen  Vorstellung  hält 
Trendelenburg  wenig;  er  entwickelt  einen  Begriff  des  ge- 
rechten Krieges,  d.  h.  des  Krieges,  der  beruht  auf  dem  Be- 
wußtsein eines  im  sittlichen  Sinne  notwendigen  Zwanges. 
Gegenüber  Hegel  bedeutet  es  einen  Fortschritt,  wenn  Tren- 
delenburg sagt,  daß  der  Sieg  nicht  notwendig  dem  Rechte 
zufällt,  daß  also  sehr  wohl  der  Krieg  angesehen  werden  kann 
als  ein  unzulängliches  Mittel  zur  Austragung  von  Völkerzwisten. 
Vom  gerechten  Frieden  verlangt  Trendelenburg,  daß  er  zum 
Gedeihen  beider  Völker  diene,  zur  Läuterung  der  Menschheit 
beitrage  und  das  Völkerrecht  befestigen  und  menschlicher 
gestalten  solle;  ohne  einen  solchen  Zweck  sei  das  Menschenblut 
umsonst  geflossen.  Er  nimmt  also  ein  über  das  eigentlich 
Politische  hinausgehendes  Ziel  der  Kriegführung  an,  und  er 
versteht  sich  zuletzt  zu  dem  Geständnis:  ,,Es  ist  möglich, 
daß  nach  Jahrhunderten  oder  Jahrtausenden  eine  philosophische 
Betrachtung  .  .  .  mit  dem  Recht  der  sich  gliedernden  Menschheit 
schließe.  ...  In  diesem  Sinne  strebt  die  Menschheit  zuein- 
ander nnd  wird  vielleicht  einst  Ein  Individuum  sein,  dessen 
GHeder  für  das  Eine  Leben  Aller  ihre  eigentümlichen  Geschäfte 
verrichten.  .  .  .  Erst  in  der  Menschheit  als  einem  solchen  Indi- 
viduum könnte  der  ewige  Friede  sein,  so  daß  nun  innerhalb 
des  Ganzen  und  durch  das  Ganze  das  Unrecht  der  einzelnen 
Organe  ausgeglichen  würde.  Erst  dann  bräche  das  goldene 
Zeitalter  des  Rechts  an,  das  Gegenteil  des  Krieges  AUer 
gegen  Alle  im  Anfang  des  Menschengeschlechts.  .  .  .  Aber 
dennoch  ist  der  ewige  Friede  früh  die  Sehnsucht  der  weisem 
Menschen  gewesen,  und  sie  hoffen  ihn,  wenn  der  Mensch  gut 
wird.  Aus  der  Ethik  soll  der  ewige  Friede  kommen,  und  das 
Recht  wird  nur  helfen,  ihn  herbeizuführen  und  zu  erhalten, 
sofern  es  selbst  ethisch  ist.  .  .  .  Die  Völker  sterben,  wenn  sie 
der  Natur  verfallen,  statt  den  sittlichen  Greist  zu  behaupten 
und  die  Stimme  des  Rechtes  zu  hören  i).*'    Bei  Hegel  war 

1)  A.  a.  O.  §  228,  232,  235,  S.  5881,  S.  610  f. 
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von  der  ethisch  verwurzelten  Rechtsidee  für  das  Verhältnis 
der  Staaten  untereinander  nicht  die  Rede;  bei  Trendelenburg 
kommen  diese  Kantischen  Motive  wieder  mehr  zum  Vorschein. 

Die  Hegeische  Schule  stützte  in  erster  Linie  den  roman- 
tischen Absolutismus  und  Bureaukratismus ;  der  ebenso  aus 
der  Romantik  imd  dem  frischen  Erleben  der  Befreiungskriege 
hervorgewachsene,  junge  Nationalismus  und  der  an  die  Tra- 
dition des  18.  Jahrhunderts  anknüpfende,  aber  durch  histo- 
rische Forschung  maßvoll  gewordene  Liberalismus  wurden 
gleichfalls  durch  die  Hegeische  Schule  tief  befruchtet  und  maß- 
gebend bestimmt;  allein  der  dogmatische  Liberalismus,  der  die 
französische  Revolution  und  die  von  ihr  beeinflußte  Fortent- 
wickelung in  den  westeuropäischen  Ländern  für  das  Evangelium 
des  neuen  politischen  Zeitalters  hielt,  wagte  es,  das  offi- 
zielle Hegeltum  in  wesentlichen  Punkten  zu  modifizieren. 
Arnold  Rüge  ist  ja  bekanntlich  auch  von  Hegel  ausgegangen; 
er  hat  sich  mit  voller  Überzeugtheit  für  den  Völkerbund- 
gedanken eingesetzt;  als  Abgeordneter  in  der  Frankfurter 
Paulskirche  hat  er  am  23.  Juli  1848  den  Antrag  gestellt:  „Da 
der  bewaffnete  Friede  durch  seine  stehenden  Heere  den  Völkern 
Europas  eine  unerträgliche  Bürde  auferlegt  und  die  bürgerliche 
Freiheit  gefährdet,  so  erkennen  wir  das  Bedürfnis  an,  einen 
Völkerkongreß  ins  Leben  zu  rufen  zu  dem  Zwecke  einer  all- 
gemeinen europäischen  Entwaffnung."  In  der  Begründung 
des  Antrages,  der  dann  abgelehnt  worden  ist,  bekannte  sich 
Rüge  zu  dem  Humanitätsprinzip;  dieses  Humanitätsprinzip  sei 
in  der  französischen  Revolution  lebendig  geworden,  es  sei  in 
der  Revolution  von  1848  wieder  aufgetreten,  es  müsse  die  Re- 
konstruierimg  der  Völker  herbeiführen  und  damit  eine  neue 
Welt  aufbauen.  Der  Geist  der  Revolution  ist  mit  dem  Geiste 
der  Humanität  identisch,  und  die  Humanität  ist  aus  dem 
Christentum  hervorgewachsen;  um  Utopien  handele  es  sich 
dabei  nicht:  „Die  großen  Prinzipien  sind  keine  Utopien.  Der 
menschliche  Geist  ist  das  Utopien,  welches  uns  alle  beherrscht, 
über  alles  den  Sieg  feiert."  Rüge  wies  auch  auf  historische 
Beispiele  hin,  auf  die  Puritaner  und  die  Quäker,  die  die  an- 
geblich utopistischen  Ideen  zur  Grundlage  eines  so  unab- 
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hängigen  und  freien  Staatswesens  wie  das  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  gemacht  haben.  An  die  Stelle  der  heiligen 
AUianz  der  Fürsten  will  er  die  heilige  Allianz  der  Völker  setzen, 
den  großen  Völkerkongreß,  der  die  Barbarei  des  bewaffneten 
Friedens  überwindet  und  eine  Neuorganisation,  die  demo- 
kratische und  republikanische  Ordnung,  begründen  solU). 

Die  Theologen. 

Der  Völkerbundgedanke  hat  aber  in  Deutschland  während 
des  19.  Jahrhunderts  gewissermaßen  eine  Zufluchtsstätte  ge« 
funden  bei  der  protestantischen  Theologie.  Es  gibt  hier  eine 
alte  Überlieferung,  nach  der  sich  die  deutschen  Pfarrer  immer 
wieder  mit  dem  Problem  des  ewigen  Friedens  beschäftigen  — 
abseits  von  dem  großen  Strom  der  politischen  Entwicklung, 
abseits  auch  von  der  offiziellen  Kirchenauffassung,  die  ja  den 
Anschauungen  Luthers  und  Calvins  entsprechend  in  dem 
Krieg  ein  Stück  des  irdischen  Leides  sah,  an  dem  im  Grunde 
nichts  zu  ändern  ist.  Diese  alten  theologischen  Traktate 
bilden  zusammen  mit  den  meist  ebenso  unerforschten  völker- 
rechtlichen Dissertationen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  eine 
wesentliche  Vorstufe  zur  Entstehung  pazifistischen  Geistes  in 
Deutschland.  So  hat  z.  B.  im  18.  Jahrhundert  der  königlich 
preußische  Feldprediger  Andreas  Benjamin  Prusse  eine  Schrift 
erscheinen  lassen:  „Vollkommen  begründetes  Urteil  recht, 
schaffener  Christen  vom  Kriege  und  von  den  sichersten  Mitteln- 
das  Ende  desselben  aufs  gewisseste  und  möglichste  zu  fördern, 
welche  zu  allgemeiner  Erbauung  und  schleuniger  Wieder- 
herstellung eines  erwünschten  und  dauerhaften  Friedens  ab- 
gehandelt werden."  (Breslau  und  Leipzig  1761.)  Die  merk- 
würdige Schrift  ist  in  Form  einer  Disputation  gehalten  in  der 
Weise,  daß  kontradiktorische  Urteile  einander  gegenüber- 
gestellt werden  und  für  jedes  ein  Beweis  gebracht  wird.  So 
lautet  etwa  der  Anfang:      Erstes  vollkommen  gegründetes 

^)  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  deutschen 
konstituierenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.,*  herausgegeben 
von  Wigard,  Bd.  2,  S.  1098  f;  Valentin,  Die  48er  Demokratie  und  der 
Völkerbundgedanke,  Berlin  1919,  S.  9  f. 
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Urteil:  Der  Krieg  ist  ein  sehr  großes  Übel,  aber  keine  letzte 
Absicht  Gottes.  Zweites  vollkommen  gegründetes  Urteil: 
Der  Krieg  ist  doch  bei  weitem  kein  so  großes  Übel,  als  es  die 
mehresten  Menschen  glauben."  In  dieser  Weise  wird  das 
ganze  Problem  abgewandelt,  und  der  Trost  in  einer  Bekehrung 
zum  wahrhaft  christlichen  Geiste,  der  der  Geist  der  Völker- 
versöhnung ist,  gefunden. 

Unmittelbar  an  Kant  knüpft  ein  anderer  Theologe  an, 
Johann  Wilhelm  Linde,  Prediger  an  der  Kirche  zum  Heiligen 
Geist  in  Danzig,  der  1797  zu  Königsberg  bei  Friedrich  Niko- 
lovius  eine  Schrift  hat  erscheinen  lassen:  ,, Irenaus,  über  das 
Kriegsübel  zur  Beruhigung  an  seinen  Freund."  Linde  be- 
zeichnet den  Krieg  unter  allen  Übeln  als  das  wahrscheinhch 
größte;  die  Gottheit  beschließe  dieses  größte  Übel  nicht  un- 
mittelbar, sondern  lasse  es  nur  zu,  im  Interesse  der  mensch- 
lichen Entwicklung  zu  seiner  höheren  Bestimmung.  Der  heutige 
Krieg,  meint  Linde,  wird  milder  geführt  als  früher,  er  bietet 
auch  an  sich  eine  Anzahl  Vorteile,  manches  Gute,  manche 
Tugend  entsteht  durch  den  Krieg,  vor  aUem  gewinnt  die  Re- 
ligion durch  ihn.  Trotzdem  ist  zu  hoffen,  daß  die  Kriege  immer 
seltener  und  erträglicher  werden ;  denn  die  Ursachen  des  Krieges 
haben  sich  vermindert,  die  Völker  werden  einander  an  Bildung 
gleich,  die  Gegensätze  schleifen  sich  ab,  von  der  Vorsehung 
ist  zu  erwarten,  daß  sie  dem  Ziel  eines  allgemeinen  Friedens 
entgegenarbeitet.  An  dem  fortlaufenden  weisen  Plan  der 
Gottheit  ist  trotz  aller  Revolutionen  imd  Kriege,  trotz  aller 
Schrecken  und  Finsternisse  nicht  zu  zweifeln:  auf  das  Ver- 
hältnis der  Gottheit  zu  den  Menschen  kommt  es  in  erster  Linie 
an,  davon  eine  richtige  Vorstellung  zu  gewinnen,  ist  unsere 
Aufgabe.  Diese  theologische  Behandlungs weise  ist  ein  inter- 
essantes Zeugnis,  wie  der  große  Kampf  um  den  Völker- 
bund in  die  mittleren  und  kleineren  Schichten  des  geistigen 
Lebens  hineinwirkte. 

Die  Einwirkung  Kants  auf  die  protestantische  Theologie 
ist  ja  überhaupt  sehr  tief  gegangen;  man  darf  sagen,  daß  eine 
ganze  Richtung  der  evangelischen  Kirche  im  19.  Jahrhundert 
sich  damit  befaßt  hat,  die  Ideen  Kants  zu  popularisieren  und 
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ZU  theologisieren.  Ein  Beispiel  dafür  ist  das  Buch  des  Dresdener 
Oberhofpredigers  v.  Ammon:  „Handbuch  der  christlichen 
Sittenlehre",  Leipzig  1823/29.  Ammon  weist  darauf  hin,  daß 
die  Bibel  die  Kriege  keineswegs  mißbillige,  aber  er  meint  doch, 
daß  der  Gott  vernünftiger  Christen  ewig  ein  Gott  der  Ordnung 
und  des  Friedens  bleiben  muß.  Vom  Standpunkt  der  Moral 
kann  er  nur  den  Verteidigungskrieg  billigen;  aber  auch  hier 
meint  er:  „Besser  wäre  es  freilich,  wenn  auch  die  Völker- 
zwiste nicht  auf  diplomatischem,  sondern  rechtlichem  Wege 
durch  Vermittlung,  Kompromiß  oder  die  Aussprüche  eines 
zum  beharrlichen  Frieden  verbrüderten  Staatenbundes  bei- 
gelegt werden  könnten.  Diese  oft  besprochene  Idee  wird  dem 
Moralisten  immer  ehrwürdig  sein,  und  darum,  weil  sie  nicht 
leicht  ausführbar  ist,  den  Schimären  keineswegs  beigezählt 
werden  1)." 

Tief  eindringend  und  selbständig  hat  sich  aber  nun 
Schleiermacher  mit  dem  Problem  des  Völkerbundgedankens 
und  des  ewigen  Friedens  beschäftigt.  Er  hat  eine  Anzahl  Vor- 
lesungen gehalten:  ,,Über  die  verschiedene  Gestaltung  der 
Staatsverteidigung"  (1820),  und  die  „christliche  Sitte"  (1822/23, 
wiederholt  1824/25),  die  dann  später  herausgegeben  worden 
sind.  Die  erste  Schrift  versucht  es,  die  allgemeine  Dienstpflicht, 
das  große  Ergebnis  der  napoleonischen  Epoche,  ethisch  zu  recht- 
fertigen. Schleiermacher  gesteht  zu,  daß,  je  mehr  die  ganze 
Organisation  eines  Volkes  nur  die  eines  Heeres  ist,  es  sich 
desto  mehr  in  einem  offensiven,  d.  h.  nach  Krieg  verlangenden 
Zustande  befindet.  Die  Idee  des  Völkerrechts  ist  für  ihn  aber 
ein  dauerndes  Moment  zur  Unterdrückung  des  Krieges;  wo 
die  Idee  des  Völkerrechts  noch  nicht  ins  Leben  getreten  ist, 
da  ist  der  Kriegszustand  die  Regel.  Jeder  Krieg  im  Natur- 
zustand ist  nichts  als  ein  bloßes  Naturereignis.  Der  sittliche 
Krieg  ist  aUein  der  Verteidigungskrieg,  er  muß  im  Namen  der 
völkerrechtlichen  Idee  geführt  werden.  Jeder  andere  Krieg 
ist  ein  Angriffskrieg.  Es  ist  sehr  interessant,  daß  Schleier- 
macher in  der  bloßen  Selbstbehauptung,  also  in  dem  reinen 


1)  A.  a.  0.  Bd.  3,  §  181,  S.  271  f. 
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Machtgesichtspunkt,  keinen  genügenden  Kriegsgrund  erblickt: 
der  völkerrechtliche  Zustand  muß  hergestellt  und  entwickelt 
werden.  Zu  den  Mitteln,  die  ihn  herstellen  können,  gehört 
außer  gütUcher  Verhandlung  und  Einflußnahme  unbeteiligter 
Staaten  auch  die  Unterwerfung  unter  die  schiedsrichterliche 
Entscheidung  eines  Dritten.  Nur  wer  alle  diese  Mittel  versucht 
hat  und  dabei  gescheitert  ist,  darf  sich  zum  Verteidigungs- 
kriege entschließen,  der  als  solcher  nichts  anderes  bezwecken 
soll  als  Schadenersatz  und  Herstellung  des  früheren  Rechts- 
zustandes. Die  Rechtsidee  ist  also  auch  für  Schleiermacher 
die  Hauptsache:  „Die  vollkommene  Sitthchkeit  der  Staaten 
ist  bedingt  durch  ihr  Bestehen  mit  der  allgemeinen  Menschen- 
liebe, d.  h.  mit  dem  allgemeinen  Frieden."  Sehr  eingehend 
beschäftigt  sich  Schleiermacher  mit  der  Frage,  ob  der  Christ 
am  Kriege  teilnehmen  dürfe,  oder  ob  eine  christliche  Obrigkeit 
überhaupt  keinen  Krieg  führen  soll.  Seine  Lösung  dieser  Frage 
ist  zweifellos  sehr  gewunden;  er  versucht,  die  Sache  so  dar- 
zustellen, daß  es  im  Kriege  gar  nicht  darauf  ankommt,  den  Ein- 
zelnen zu  töten,  sondern  nur  Schadenersatz  und  Sicherheit  für 
die  Zukunft  zu  gewinnen.  Er  meint,  daß  die  heutige  Krieg- 
führung edler  sei  als  die  frühere:  ,, unchristlich  ist  nur  imser 
Vorpostenkrieg  und  die  Verwendung  von  Scharfschützen, 
wobei  es  auf  die  Einzelnen  abgesehen  ist,  womit  aber  auch 
gerade  am  wenigsten  ausgerichtet  wird."  Die  Auffassung  der 
Quäker  und  Mennoniten  lehnt  er  ab ;  sie  haben  sich  nach  seiner 
Ansicht  selbst  außerhalb  des  Staates  gestellt.  Der  Staat  mit 
seinem  Recht  auf  Leben  und  seiner  Zwangsgewalt  steht  ihm  also 
doch  zuhöchst.  Mit  der  Idee  vom  Universalstaat,  der  auf  das 
ganze  menschliche  Geschlecht  bezogen  wird,  kann  sich  Schleier- 
macher nicht  befreunden;  dagegen  hält  er  ein  allmähliches 
Erlöschen  der  Differenzen  innerhalb  des  europäischen  Staaten- 
systems durchaus  für  möglich:  ,,Das  Ziel  des  Staatenbundes 
ist  ein  Rechtszustand  aller  Völker  unter  einander  oder  ein 
ewiger  Friede.  Vorausgesetzt  wird  nur  eine  große  Gewalt  der 
Gesinnung,  welche  den  Reiz  unterdrückt,  sich  beim  Bewußtsein 
einer  größeren  Macht  auf  anderem  Wege  Recht  zu  verschaffen. 
Die  Wahl  von  Schiedsrichtern  zeugt  von  einer  solchen  Stärke 
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der  Gesinnung."  An  einer  anderen  Stelle  heißt  es :  „Die  Staaten 
können  unter  schiedsrichterliche  Gerichtsbarkeit  treten.  Je 
mehr  das  ganze  innere  Staatenleben  der  europäischen  Staaten 
ein  Ganzes  bildet,  desto  mehr  muß  die  Meinung  verschwinden, 
als  ob  der  Krieg  von  Zeit  zu  Zeit  notwendig  wäre,  um 
inneren  Zuständen  der  Erschlaffung  vorzubeugen.  Das  gilt  nur 
auf  untergeordneten  Entwickelungsstufen.  ..."  Der  Krieg  ist 
nach  Schleiermachers  Auffassung  nicht  notwendig  für  Erhaltung 
der  Tapferkeit;  vielmehr  macht  eine  bestehende  Kriegsmacht 
auf  die  Dauer  das  Volk  unruhig;  die  Staaten  selbst  können 
bei  zunehmendem  Gemeingeist  im  Laufe  des  Kulturprozesses 
sehr  wohl  den  Krieg  vermeiden:  ,,Die  gegenwärtige  zivilisierte 
Staatenwelt  nähert  sich  einem  solchen  Zustande,  in  welchem 
die  Ungleichheit  der  Entwickelung  auf  dem  Wege  der  Mitteilung 
ausgeglichen  und  der  materielle  Grund  zum  Kriege  auf  dem 
Wege  des  Kompromisses  geschlichtet  wird^)." 

Der  Heidelberger  Professor  der  Theologie  Richard  Rothe 
(1799/1867)  ist  in  seiner  „theologischen  Ethik"  (1848)  offenbar 
von  Schleiermacher  ausgegangen,  hat  sich  aber  zu  einer  schroffen 
Auffassung  und  konsequenteren  Forderungen  durchgerungen. 
In  §1168  stellt  er  als  Postulat  auf,  daß  der  einzelne  Staat  nicht 
nur  den  übrigen  gegenüber  ein  völkerrechtliches  Verhältnis 
einhalte,  sondern  auch,  soviel  in  seiner  Macht  steht,  auf  die 
immer  vollständigere  Wiederherstellung  einer  völkerrechtlichen 
Verbindung  zwischen  allen  einzelnen  nationalen  Staaten, 
also  eines  allgemeinen  umfassenden  Staatsorganismus,  hinwirke. 
Die  sittliche  Entwicköiung  erfordert,  daß  eine  friedliche  Aus- 
gleichung aller  vorfallenden  Konflikte  erzielt  werde;  an  die 
Stelle  isolierter  und  bloß  freiwilliger  Unterhaltung  zwischen 
den  beteiligten  Staaten  soll  ein  organisiertes  Rechtsinstitut 
treten,  ein  allgemeiner  Staatsgerichtshof,  mittels  dessen  die 
Gesamtheit  der  einzelnen  Staaten  als  ein  einheitlicher  Staaten- 

1)  literarischer  Nachlaß,  zur  Philosophie,  Berlin,  1835,  Bd.  1,  S.  253  f.; 
256 f.  Die  christliche  Sitte,  Berün,  1843,  S.  275  bis  279,  S.  281  f.:  Idee 
vom  Staat,  Werke  Bd.  8,  S.  31  f.,  S.  153  ff.,  S.  216  f.  Vgl  Hetzel,  Die 
Humanisierung  des  Krieges  in  ihrer  kulturgeschichtUchen  Entwickelung 
S.  148  f. 
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bund  nach  den  von  ihnen  einmütig  anerkannten  Grundsätzen 
die  internationalen  Angelegenheiten  schlichten.  „Damit  käme 
es  dann  in  der  Tat  auch  zu  einer  stätigen  Annäherung  an 
den  allgemeinen  und  ewigen  Frieden,  der  so  wenig  ein 
Phantom  ist,  daß  er  vielmehr  in  demselben  Maße  ganz  von  selbst 
sich  nähert,  in  welchem  die  Idee  des  Staates  die  politische  Idee 
allgemein  durchdringt  im  Bewußtsein  der  Völker.  Auch  in  dieser 
Beziehung  hat  sich  geschichtlich  das  Christentum  als  eine 
überaus  wirksame  Macht  erwiesen."  Je  höher  sich  der  Kultur- 
zustand hebt,  meint  Rothe,  desto  unausführbarer  werden  schon 
aus  äußeren  Gründen  die  Kriege  sein;  bei  dem  gegenwärtigen 
Zustand  freilich  werden  sich  wohl  am  wenigsten  die  ,, Prin- 
zipienkriege" vermeiden  lassen.  Auch  Rothe  hält  aUein  den 
Verteidigungskrieg  für  sittlich  statthaft,  mit  dem  Verbot  zu 
töten  steht  der  Krieg  nach  seiner  Meinimg  nicht  im  Wider- 
spruch, die  Reduktion  des  stehenden  Heeres  ist  eine  sittliche 
Aufgabe^). 

Von  Hegel  und  Tzschirner  beeinflußt  ist  der  Professor 
der  Theologie  in  Gießen,  Fleck,  aus  dessen  Nachlaß  ein  Manu- 
skript: ,,Der  Krieg  und  der  ewige  Frieden"  herausgegeben 
worden  ist.  (Leipzig  1849.)  Fleck  nimmt  insofern  eine  be- 
sondere Stellung  ein,  als  er  nicht  den  Versuch  macht,  das 
Christentum  für  den  I^ieg  in  Anspruch  zu  nehmen.  ,,Es  ist 
vöUig  entschieden,  daß  der  Erlöser  nach  dem  Geiste  seiner 
Lehre  den  Krieg  überhaupt  nicht  gewollt  hat.  Zwar  spricht 
er  sich  nirgends  ausdrücklich  über  diesen  Gegenstand  aus; 
aber  in  dem  Sinne  der  Grundidee  des  Evangeliums  kann  der 
Krieg  niemals  gelegen,  noch  zulässig  und  erlaubt  sein.  Insofern 
hatten  Quäker  und  Mennoniten,  welche  sich  streng  an  die 
Bergpredigt  hielten,  gewiß  recht,  wenn  sie  Kriegsdienste  ver- 
weigerten. Der  idealische  Gottesstaat,  welchen  Christus  auf 
Erden  zu  gründen  kam,  war  ein  Reich  des  Friedens^)."  — 
Fleck  war  davon  überzeugt,  daß  dieses  Friedensreich  praktisch 
nicht  zu  verwirklichen  ist.  Er  wünscht  es  sogar  nicht  einmal, 
sondern  meint,  der  ewige  Friede  unter  einer  höchsten  Obrigkeit 

1)  A.  a.  0.  S.  953  f. 

2)  A.  a.  O.  S.  401 
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als  Schiedsrichter  aller  Streitigkeiten  würde  „die  Ruhe  eines 
Kirchhofes,  das  Grab  individueller  nationaler  Freiheit  und 
Selbstentwicklung  sein^)."  Dagegen  hofft  er,  daß  bei  fort- 
schreitender Kultur  und  bei  der  Perfektibilität  des  Menschen- 
geschlechts das  Ideal  eines  rechtlichen  Zustandes  aller  Völker 
doch  realisiert  werde,  und  daß  wenigstens  in  Europa  der  Ab- 
schluß eines  Völkerbündnisses  erreicht  werde,  das  unter  Garantie 
ihrer  Nationalität,  ihrer  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  zugleich 
allen  Völkern  dieses  Erdteiles  Sicherheit,  Rechtsschutz  und 
einen  dauerhaften  Frieden  zu  ungefährdeter  Entwicklung 
seiner  Kräfte  imd  Fähigkeiten  gewährte.  Von  einem  derartigen 
Völkergerichtshof,  meint  Fleck,  läßt  sich  ein  ungerechter 
Schiedsspruch  nicht  erwarten,  und  selbst  wenn  eine  Unge- 
rechtigkeit einmal  vorkäme,  so  würde  das  erträglicher  sein  als 
das  Elend  eines  Krieges.  Ein  europäischer  Staatenbund  wäre 
aber  natürlich  nur  ein  partieller,  ein  allgemeiner  Völkerbund 
ist  nicht  zu  erwarten  und  nicht  zu  verwirklichen,  ebensowenig 
wie  eine  Universalmonarchie.  Flecks  Ansichten,  die  zwar 
nicht  immer  vollständig  vertieft  und  eigenartig  sind,  zeichnen 
sich  aber  aus  durch  eine  besondere  Mannhaftigkeit  und  Ehrlich- 
keit der  Gesinnung ;  er  nimmt  deshalb  einen  Ehrenplatz  in  der 
Geschichte  des  Völkerbundgedankens  ein. 

Im  Gegensatz  zu  Fleck  glaubt  an  einen  zukünftigen  Welt- 
staat der  Hersfelder  Gymnasiallehrer  Dr.  H.  Wiskemann, 
der  auf  Grund  eines  Ausschreibens  im  Jahre  1870  eine  Preis- 
schrift: ,,Der  Krieg"  veröffentlicht  hat,  die  von  der  Haager 
Gesellschaft  zur  Verteidigung  der  christlichen  Religion  gekrönt 
wurde.  Wiskemann  hat  einen  sehr  großen  historischen  Stoff 
verarbeitet  und  durch  seine  wahre  Überzeugungskraft  zu  einer 
Einheitlichkeit  von  erheblichem  Werte  gestalten  können.  Die 
Lösung  der  Weltgegensätze  erhofft  er  vor  allem  von  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung,  die  zu  einer  einheitlichen  Güter- 
erzeugung und  -Verteilung  führen  muß.  Die  so  erzielte  Förde- 
rung der  friedlich  arbeitenden  Klassen  wird  den  kriegerischen 
Geist  zurückdrängen;  in  derselben  Richtung  wird  die  Vermeh- 


1)  A.  a.  0.  S.  15  f. 
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rung  der  Bildung  und  der  positiven  Kenntnisse  wirken.  Der 
christKche  Geist  kann  bei  einer  solchen  Entwicklung  nur  ge- 
winnen. Die  Staatsform  der  Zukunft  ist  der  politische  Bund. 
Wiskemann  ist  stark  von  Adam  Smith  und  Buckle  abhängig. 
Es  hat  etwas  Ergreifendes,  wenn  er  seinen  Glauben  an 
jenen  fernen  Tag  vorträgt,  an  dem  die  Sonne  des  Friedens 
aufgeht  und  allen  über  die  Erde  zerstreuten  Gliedern  unseres 
Geschlechts  Licht  und  Leben  spendet:  das  Völkerrecht  wird 
sich  zu  einem  Weltrecht  fortbilden,  alle  Glieder  des  Welt- 
staates, d.  h.  die  in  Gleichheit  und  Freiheit  nebeneinander  be- 
stehenden Völker  der  Erde  werden  mit  festen  Banden  um- 
schlungen sein  zu  einer  Einheit,  innerhalb  deren  es  keine  Waffen- 
gewalt mehr  gibt,  sondern  nur  Richtersprüche  zur  Schlichtung 
der  Streitigkeiten.  In  die  etwas  niedrigere  Sphäre  der  wohl- 
gemeinten Erbaulichkeit  christlichen  Ursprungs  gehört  das  Buch 
des  freigemeindlichen  Predigers  Eduard  Baltzer,  das  er  1871 
unter  dem  Eindruck  des  deutsch -französischen  Krieges  geschrieben 
hat.  Es  ist  ein  Zeugnis  dafür,  daß  jener  siegreiche  Krieg  damals 
in  Deutschland  doch  nicht  wie  einstmals  die  Freiheitskriege 
nur  die  reine  Freude  am  Kriege  überhaupt  auslöste,  sondern 
daß  sich  auch  kritische  Stimmen  äußerten.  Baltzer  schreibt: 
„Schafft  einen  Friedensrichter,  einen  europäischen  Areopag! 
Nicht  wie  unter  Barbaren  dürfen  Streitfragen  in  der  Völker- 
familie Europas  hinf üro  mit  dem  Schwerte  ausgemacht  werden : 
gesittete  Völker  müssen  imstande  sein,  sie  durch  die  Gerechtig- 
keit zu  erledigen.  Dann,  nur  dann  werden  die  Waffen  dauernd 
ruhen."  Und  er  zieht  das  Ergebnis:  ,,Das  internationale  Ver- 
tragsrecht und  die  Vertragspflicht,  das  Völkerrecht  sind  die 
Wegspureri,  die  wir  nach  höheren  sittlichen  Idealen  zu  ver- 
folgen haben.  Ein  Völkerareopag  muß  geschaffen  werden,  er 
ist  schon  im  Entstehen,  er  würde  schon  viel  weiter  gediehen 
sein,  wenn  die  Völker  selbst,  nicht  ihre  Despoten,  bisher  am 
meisten  geherrscht  hätten.  Das  Kulturideal  ist  der  Friede,  und 
der  Krieg  ist  sein  Gegenteil,  die  Barbarei^)." 


^)  Unter  dem  Kreuze  des  Krieges.  Betrachtungen  der  Ereignisse 
1870/71  in  gleichzeitigen  Aiifzeichnungen.    Nordhausen  1871,  S.  33,  S.  89f. 
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Die  neue  Klriegsepoche,  die  nach  der  Revolution  von  1848/49 
infolge  des  Aufkommens  Napoleon  III.  einsetzte,  hat  dem 
Kampf  um  den  Völkerbundgedanken  eine  neue  aktuelle  Be- 
deutung gegeben.  Wie  sehr  feinfühlige  und  großgesinnte 
Menschen  von  diesem  Erlebnisse  ergriffen  wurden,  beweist 
jener  Aufruf  Friedrich  Albert  Langes,  den  dieser  tief  deutsche 
Denlier  im  Jahre  1870  von  Zürich  aus  an  die  Menschenfreunde 
aller  Nationen  versandte.  Er  forderte  darin  im  Vertrauen 
auf  den  schließlichen  Sieg  der  Prinzipien  des  Christentums  und 
der  Humanität  aUe  Gleichgesinnten  auf,  sich  zu  einem  Bunde 
freier  Männer  zusammenzuschließen,  der  eine  Vermittlung  im 
Namen  der  Gerechtigkeit  durchsetzte:  ,,Zwei  Wege  liegen 
heute  vor  Europa  offen :  der  eine  führt  zu  endlosen  Appellationen 
an  die  Schärfe  des  Schwertes  und  zur  Verherrlichung  jener 
Greuel  des  Krieges,  die  wir  heute  mit  Entsetzen  vor  uns  sehen, 
der  andere  zum  Siege  der  Humanität  und  zur  Begründung 
höherer  Garantien  für  die  Freiheit  und  Wohlfahrt  der  Völker, 
als  eine  egoistische  Staatskunst,  gestützt  auf  Waffengewalt, 
sie  je  zu  bieten  vermöchte."  Lange  schließt  seinen  Aufruf 
mit  der  Hoffnung,  daß  jener  Tag  kommen  möge,  an  dem  aUe 
zivilisierten  Nationen  sich  durch  ihre  gesetzmäßigen  Organe 
die  Hand  reichen,  die  Gerechtigkeit  als  das  oberste  Prinzip 
der  PoHtik  anerkennen  und  so  gemeinsam  für  das  Völkerwohl 
wirken  werden^). 

Der  Gegensatz  zwischen  der  egoistischen  Staatenpolitik, 
wie  Lange  sagt,  imd  dem  Völkerbundgedanken  schien  in 
jener  Epoche  schwerster  kriegerischer  Erschütterungen  unüber- 
brückbar. Das  deutsche  Denken  konnte  sich  begreiflicherweise 
mit  dem  Bund  der  Völker  noch  wenig  befreunden,  so  lange  die 
deutsche  Nation  selbst  sich  in  einem  unerträgUchen  Zustande 
der  Zersplitterung  befand;  eine  Überwindung  dieses  Zustandes 
schien  die  erste  Voraussetzung  sein  zu  müssen  eines  Zusammen- 
schlusses der  Völker  auf  der  Basis  der  Ebenbürtigkeit.  Dies 
hat  Moritz  Carriere  in  einem  Gedenk worte  für  den  Frank- 


1)  Alfred  H.  Fried:  „Handbuch  der  Friedensbewegung,  2.  Teil",  S.  280. 
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furter  Friedenskongreß  im  Jahre  1850  treffend  zum  Ausdruck 
gebracht:  ,,Was  unser  philosophischer  Altmeister  Immanuel 
Kant  vor  50  Jahren  prophetisch  aussprach,  ist  nun  Ziel  und 
Inhalt  eines  Bundes  geworden,  welcher  bereits  in  zwei  Welt- 
teilen seine  Verzweigungen  hat.  Das  Grebot  der  Religion,  wie 
die  Forderungen  der  Kultur  und  des  materiellen  Wohlstandes 
verlangen  den  Frieden  und  machen  die  Organisation  desselben 
zu  der  Aufgabe  der  praktischen  Vernunft;  wenn  auch  uns  in 
Deutschland  immer  noch  die  erste  Pflicht  obliegt,  unsere  Zu- 
stände so  auszubilden,  daß  wir  mit  anderen  Nationen  in  eine 
völkerrechtliche  Assoziation  eintreten  können^)." 

Das  Wort  Carrieres  ist  für  uns  ein  Zeugnis  der  Nach- 
wirkung Kants.  Diese  Nachwirkung  ist  weit  über  Deutschlands 
Grenzen  hinausgegangen;  wo  immer  das  Problem  des  Völker- 
bundes erörtert  wurde,  hat  man  sich  auf  Kant  berufen.  So  ist 
z.  B.  auf  jenem  Friedenskongreß  in  Frankfurt  a.  M.  mitgeteilt 
worden,  daß  die  Beschlüsse,  welche  die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung von  Massachusets  im  Jahre  1844  über  das  Problem 
des  Völkerbundes  gefaßt  hat,  sich  auf  das  genaueste  an  die 
von  Kant  zueuet  ausgegangenen  Vorschläge  anschließen.  Diese 
Beschlüsse  giagen  dahin,  daß  die  Regierimg  der  Vereinigten 
Staaten  ersucht  wurde,  die  Einsetzung  eines  allgemeinen 
Staatenkongresses  herbeizuführen,  dessen  Aufgabe  es  sein 
würde,  die  Grundsätze  einer  völkerrechtlichen  Gesetzgebung 
festzustellen  und  einen  obersten  obligatorischen  Gerichtshof 
einzusetzen;  dadurch  sollte  die  Idee  einer  wahren  Völker- 
gesetzgebung im  Sinne  Kants  verwirklicht  werden. 

Es  ist  interessant,  daß  gerade  in  Königsberg  die  Idee  des 
Völkerbundes  besonders  hochgehalten  wurde.  Hier  hat  sich 
zuerst  auf  deutschem  Boden  eine  Friedensgesellschaft  gebildet; 
zum  Besten  des  Kant -Denkmals  in  Königsberg  hat  im  Jahre 
1858  Fülleborn  eine  Abhandlung  über  den  Schlußsatz  von 
Kants  Schrift  ,,Zum  ewdgen  Frieden"  veröffentlicht,  in  der 
an  Stelle  vorübergehender  Schiedsgerichte  die  Bildung  eines 


^)  Verhandlungen  des  dritten  internationalen  Friedenskongresses  in  der 
Paulskirohe  zu  Frankfurt  a.  M.,  22.  bis  24.  August  1850,  Frankfurt  1851,  S.  70. 
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allgemeinen  Gesellschaftsvertrages,  eines  großen  Staatenbundes 
zur  Begründung  eines  dauerhaften  Friedens  gefordert  wurde. 
(Berlin,  1858.)  Im  Königsberger  Handwerkerverein  hat  im 
Jahre  1870  Benno  Urban  einen  Vortrag  populärer  Natur 
gehalten,  in  dem  er  die  Abschaffung  des  Krieges  forderte, 
des  Krieges,  der  ein  Völkerunrecht  und  kein  Naturgesetz  sei 
und  folgUch  eben  beseitigt  werden  könnte.  Ein  sehr  merk- 
würdiges Zeugnis  einer  neuen  Ideenwelt  ist  für  uns  endlich 
die  1850  in  Königsberg  erschienene  Schrift  von  Friedrich 
Grünhagen,  eines  MitgHedes  des  suspendierten  Königsberger 
Handwerkervereins :  ,,Ein  Wort  an  die  Friedensvereine."  In 
dieser  Schrift  wird  der  soziaUstische  Standpunkt  eingenommen : 
Der  Friede,  das  Ziel  der  Friedensvereine,  kann  nur  erreichbar 
werden,  wenn  das  Kecht  auf  Arbeit  durchgesetzt  wird,  wenn 
die  Aufhebung  aller  menschlichen  Privilegien  beschlossen  wird, 
wenn  aUe  Bevorzugung  von  einzelnen  Personen  und  ganzen 
Kasten  überwunden  wird. 

Grünhagen  knüpft  an  Proudhon  an;  die  Entwertung 
der  Arbeit  und  die  Ausbeutung  der  Massen  durch  die  Be- 
sitzenden hat  eine  Gärung  in  der  Gesellschaft  hervorgerufen, 
die  zu  einem  großen  Kampf  führen  muß.  Der  Ausgleich  kann 
nur  geschaffen  werden  durch  einen  Ausgleich  von  Steuern,  so 
daß  für  die  neue  Masse  der  Arbeiter  nicht  nur  das  Recht  der 
Arbeit,  sondern  auch  das  Recht  auf  Erwerb  und  Genuß  fest- 
gelegt wird.  Die  Schrift  schließt  mit  den  Worten:  ,,Die 
Friedensvereine  stehen  nicht  auf  dem  Boden  einer  Nationahtät, 
die  Friedensvereine  gehören  keiner  politischen  Farbe,  keiner 
kirchlichen  Form  und  Meinung  an,  die  Friedensvereine  haben 
es  mit  keiner  Form  zu  tun,  sondern  mit  dem  Inhalt,  und  dieser 
Inhalt  ist  die  neue  menschliche  Gesellschaft."  —  Die 
Schrift  ist  datiert:  Königsberg,  Schloßgefängnis,  Oktober  1850. 
Soweit  ich  sehe,  ist  sie  das  erste  Zeugnis  für  die  Stellungnahme 
des  aufkommenden  Sozialismus  zum  Völkerbundgedanken  und 
zur  Friedensidee. 

Wir  wollen  an  dieser  SteUe  das  Verhältnis  des  Sozialismus 
zum  Völkerbundgedanken  nicht  näher  erörtern;  es  genügt  für 
uns  die  Feststellung,  daß  durch  diese  ganz  neue  Gedankenwelt 
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St.  Simons,  seines  Schülers  Bazard,  der  ausdrücklich  einen 
großen  Weltstaatenbund  forderte,  und  Fouriers  der  über- 
kommene Nationalstaat  mit  seiner  kriegerischen  Macht- 
atmosphäre prinzipiell  verneint  wurde.  Das  erste  epoche- 
machende praktisch  politische  Zeugnis  liegt  ja  schon  im  kom- 
munistischen Manifest  von  1848  vor;  da  war  der  alten  Staaten- 
gemeinschaft Europas  die  neue  Idee  des  internationalen  Pro- 
letariats entgegengestellt.  Nach  der  großen  napoleonischen 
Kjiegsepoche  von  181 5  hatte  sich  vorzugsweise  in  angel- 
sächsischen Ländern,  in  England  und  Amerika,  dann  aber  auch 
in  Frankreich  die  Friedensbewegung  entwickelt,  der  inter* 
nationale  Pazifismus.  In  Deutschland  fand  er  zunächst  nur 
geringen  Widerhall,  weil  eben  Deutschland  mit  seiner  Staaten- 
bildung noch  im  Rückstände  war.  Es  ist  sehr  merkwürdig, 
wie  friedenserhaltend  die  alte  Gremeinschaft  der  Dynastien  und 
Obrigkeitsstaaten  gewirkt  hat,  wie  sie  in  der  heiligen  Allianz  sich 
eine  Daseinsgarantie  gebildet  hatte,  während  der  NationaUsmus 
und  der  Liberalismus,  die  damals  fortschrittlichen  Bewegungen, 
durchaus  kriegerisch  gesinnt  waren  und  über  die  Grenzen  der 
alten  Staaten  hinweg  das  große  Heerlager  der  Partei  des  be- 
waffneten Freiheitskampfes  bildeten.  Die  imterdrückten  Völker, 
die  Griechen,  die  Belgier,  die  Italiener,  die  Polen,  die  Deutschen, 
sie  alle  kannten  für  die  Durchsetzung  ihrer  poHtischen  Ideale 
kein  anderes  Mittel  als  den  gewaltsamen  Aufstand.  West- 
europa und  Amerika  befanden  sich  in,  einer  anderen  Lage; 
hier  war  die  Staatsverfassung  schon  liberalisiert.  Hier  ent- 
wickelte sich  in  der  großen  Friedenszeit  nach  1815  ein  unge- 
heurer nationaler  Reichtum,  dessen  Interessen  mit  den  pazi- 
fistischen Idealen  übereinstimmten  —  allerdings  mit  den  pazi- 
fistischen Idealen  insofern,  als  sie  das  poHtische  Übergewicht 
Westeuropas  und  Amerikas  unterstützten.  Die  ganze  Politik 
der  sogenannten  Westmächte,  die  Abrüstungsvorschläge  Napo- 
leons III.,  hatten  diesen  Sinn. 

Napoleon  III.  hat  die  französische  Hegemonie  wieder  zum 
leitenden  Prinzip  der  europäischen  Geschicke  gemacht.  Sein' 
Gegenspieler  war  Bismarck.  Durch  die  Bismarck  sehe 
Reichsgründung  ist  die  französische  Hegemonie  zerbrochen 
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worden,  die  durch  Napoleon  III.  hervorgerufene  Kriegsepoche 
wurde  abgeschlossen  und  eine  neue  Friedensepoche  eröjßEnet. 
Bismarck,  der  Mann  des  alten  Obrigkeitsstaates,  der  Mann 
der  Machtpolitik,  hat  doch  tatsächlich  durch  sein  System 
von  Bündnissen  und  seine  geniale  Erledigung  aUer  europäischer 
Schwierigkeiten  mittels  des  Berliner  Maklergeschäftes  den 
iVieden  von  Europa  ein  ganzes  Menschenalter  lang  bewahrt 
und  einen  Staatenbund,  wenn  auch  nicht  im  völkerrechtlichen, 
so  doch  im  diplomatischen  und  praktisch  politischen  Sinne  ver- 
wirklicht. Das  Verhängnisvolle  der  Bismarckschen  Politik  lag 
auf  dem  inneren  Gebiet ;  nicht  daß  er  das  Reich  unter  Brechung 
alten  Rechtes  gegründet  hatte,  nicht  das  war  gefährlich :  sein 
Recht  war  das  Recht  der  Revolution.  Der  Bismarck  von  1866 
muß  verstanden  werden  als  Revolutionär;  ohne  revolutionäres 
Durchgreifen  war  die  alte  deutsche  Zersplitterung  nicht  zu  über- 
winden. Und  der  zurückblickende  Grcschichtschreiber  kann  nur 
das  Bedauern  aussprechen,  daß  dieses  Werk  von  1866,  die  Fort- 
setzung des  Reichsdeputationshauptschlusses  napoleonischen 
Angedenkens,  nicht  noch  schärfer  in  der  Richtung  des  Uni- 
tarismus hat  durchgeführt  werden  können.  Bedenklicher  sind 
wohl  Bismarcks  Rechtsbrüche  auf  internationalem  Gebiete  ge- 
wesen, in  erster  Linie  der  auf  Nord- Schleswig  bezügliche. 
Historisch  unhaltbar  war  aber  sein  Verhältnis  zu  den  Verfassungs- 
fragen, sein  Verhältnis  zu  den  politischen  Parteien.  Deshalb 
sind  dem  Bismarckschen  Reiche  sehr  viele  Feinde  erwachsen, 
denen  die  Bismarcksche  Nachfolgerschaft  nur  guten  Willen  und 
Versuche,  keine  große  Tat,  keine  durchgreifende  Um^^andlung 
entgegensetzen  konnte.  Aus  diesen  Momenten,  die  wir  hier 
nur  andeuten  wollen,  ist  der  so  verhängnisvolle  geistige  Gegen- 
satz zwischen  dem  Deutschen  Reiche  einerseits  und  West- 
europa und  Amerika  andererseits  entstanden.  Hier  liegt  auch 
der  tiefste  Grund  dafür,  daß  der  Völkerbundgedanke  vom 
offiziellen  Deutschland  und  allem,  was  sich  dazu  gehörig  fühlte, 
nicht  mehr  verstanden  und  nicht  weiterentwickelt  wurde. 
AHe  Fragen  der  Völkerversöhnung,  der  Neuorganisation  Euro- 
pas waren  ein  Gebiet  für  Außenseiter. 

Drei   Persönlichkeiten,   die   außerordentlich  verschieden 
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sind,  wollen  wir  zum  Schlüsse  dieses  Kapitels  noch  betrachten. 
Der  erste  ist  ein  schlichter  Pfarrer,  der  getreu  den  theologischen 
Traditionen  das  Problem  des  Krieges  und  des  Völkerbundes  auf 
das  gründlichste  zu  untersuchen  sich  vornahm ;  die  beiden  anderen 
sind  Philosophen  ganz  verschiedener  Richtung,  die  aber  beide 
gemäß  der  Wandlung  des  allgemeinen  Geistes  das  Völkerbund- 
problem in  erster  Linie  als  ein  Problem  der  gesellschaftlichen 
Entwicklung,  als  eine  soziale  Frage  behandeln.  Es  sind  Pfarrer 
Hetzel  und  die  Professoren  Pfleiderer  und  Ludwig  Stein. 

Hetzel  hat  die  Muße  eines  langen,  auf  ländlichen  Pfarrhäusern 
verbrachten,  geruhsamen  Lebens  dazu  verwendet,  ein  monu- 
mentales Werk  zustande  zu  bringen:  er  hat  seit  dem  Altertum 
sämtliche  Zeugnisse  der  Literatur  in  weitestem  Siime,  die  sich 
auf  den  Krieg,  seine  Humanisierung,  seine  Überwindung  durch 
die  Völkerversöhnung  beziehen,  gesammelt,  er  hat  diese  sehr 
umfangreichen  Auszüge  versehen  mit  Übersichten  über  die 
Ejriegstatsachen  selbst  und  so  ein  Quellenwerk  ersten  Ranges 
zustande  gebracht,  das  auch  uns,  wie  schon  zahlreichen  anderen, 
von  großem  Werte  gewesen  ist.  Nur  der  zweite  Teil  der  Studie 
ist  erschienen:  „Die  Humanisierung  des  Krieges  in  den  letzten 
himdert  Jahren  1789/1889,  eine  Studie  von  H.  Hetzel,  Frank- 
furt a.  0.  1891";  der  erste  Teil,  der  die  Zeit  vom  Altertum 
bis  1789  umfaßt,  befindet  sich  als  Manuskript  bei  der  Berliner 
Staatsbibliothek ;  ich  habe  auch  dieses  Manuskript  benutzt,  — 
hoffentlich  läßt  sich  bald  eine  Drucklegung  ermöglichen.  Hetzel 
gibt  keine  selbständige  Darstellung,  die  Zusammenfassung  der 
Tatsachen  ist  rein  kompüatorisch ;  wertvoll  sind  aber  seine  Aus- 
züge aus  den  Quellen,  die  die  interessantesten  Hinweise  bieten : 
eine  überaus  fleißige,  entsagungsreiche  Arbeit.  Am  Schlüsse  hat 
Hetzelein  Ergebnis  zu  formulieren  versucht,  das  für  die  Ent- 
wicklung des  Völkerbundgedankens  wertvoll  ist :  er  meint,  daß 
der  ewige  Friede  nicht  als  Weltfriede  oder  in  einem  Weltbunde 
zu  verwirklichen  sei,  aus  dem  auch  Empörungen  und  Bürger- 
kriege vollständig  verschwunden  seien.  Ein  auf  Europa  be- 
schränkter beständiger  Friede  ist  aber  in  einem  europäischen 
Staatenbunde  wohl  herzustellen:  die  verschiedenen,  in  ihm 
vereinigten  Völker  müßten,  innerhalb  ihrer  natürlichen  Grenzen, 
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ohne  auswärtigen  Besitz,  auf  der  idealen  Höhe  sittlicher  Kultur 
unter  sich  einig  sein  und  bleiben.  Wir  fühlen  auch  hier  eine  ge- 
wisse Skepsis  heraus :  die  Bestrebungen  der  christlichen  Friedens- 
freunde bezeichnet  dieser  Pfarrer  als  Utopien ;  denn  es  vermöge 
keine  positive  Religion  die  Menschen  zu  einem  vollkommenen 
Friedensreich  zu  vereinen.  Ein  völkerrechtliches  Schiedsgericht 
hält  dagegen  Hetzel  für  möglich;  es  wird  zuerst  verhältnis- 
mäßig unbedeutende  Streitigkeiten  entscheiden,  dann  immer 
häufiger  auf  Grund  staatlicher  Vereinbarungen  angerufen 
werden ;  so  wird  mancher  Krieg  zu  vermeiden  sein,  und  schließhch 
wird  ein  allgemeinerer  und  gesicherterer  Friedensstaat  erreicht 
werden  können.  Für  die  Entscheidung  strittiger  Lebensinter- 
essen werden  sich  kräftige  Staaten  dagegen  in  keinem  Falle 
einem  Schiedsgerichte  unterwerfen;  eine  Abrüstung  erschien 
Hetzel  besonders  für  das  exponierte  und  allseitig  bedrohte 
Deutschland  praktisch  nicht  möglich.  Von  der  Kriegführung 
meint  er,  daß  sie  nicht  nur  zivilisiert,  sondern  humanisiert 
worden  sei;  die  weitere  Humanisierung  des  Krieges  hofft  er 
von  der  allgemeinen  Kulturentwicklung.  Hetz  eis  glücklicher 
Optimismus  in  diesem  Punkte  ist  durch  die  Eindrücke  und  Er- 
lebnisse des  Weltkrieges  völlig  widerlegt  worden. 

Professor  Pfleiderer  ist  wohl  der  einzige  unter  den  gewisser- 
maßen offiziellen  philosophischen  Akademikern,  der  nach 
1870/71  es  gewagt  hat,  den  Krieg  als  eines  der  größten  und  doch 
nur  selbst  verschuldeten  Übel  zu  bezeichnen,  dts  die  Geschichte 
kennt.  Er  verhält  sich  durchaus  maßvoll  gegenüber  dem  Krieg 
als  einer  historischen  Erscheinung ;  aber  er  hält  doch  eine  Stufe 
politischer  Durchführung  für  denkbar,  die  keiner  so  rauhen 
pädagogischen  Nachhilfe  mehr  bedarf.  „Die  Menschheit  wird 
höchstwahrscheinlich  noch  einmal  friedlich  werden,  und  zwar 
voraussichtlich  nicht  aus  Tugend  und  überströmender  Humanität 
der  einzelnen,  wohl  aber  aus  Verständigkeit  und  namentlich 
aus  ökonomischem  Zwang.  Besonders  in  letzterer  Hinsicht 
leuchtet  ein,  wie  der  Krieg  wieder  als  Dämon  allmählich  selbst 
den  Krieg  austreibt  und  verschHngt."  Und  nun  betont  Pfleiderer 
den  neuen  Gesichtspunkt,  auf  den  es  in  erster  Linie  ankommt, 
die  soziale  Frage;  er  hält  es  für  möglich,  daß  sich  an  diesem 
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allen  Kulturvölkern  gemeinsamen  Problem  in  Zukunft  das 
Kjriegs-  und  Militärwesen  brechen  werde.  Die  zunehmende 
Sozialisierung  des  gesamten  Wesens,  also  die  Teilnahme  des 
Volkes  an  der  Politik,  die  Ausdehnung  der  Wehrpflicht,  der 
Zusammenschluß  der  Nationalitäten  wird  das  Vernunftrecht 
in  der  Zukunft  immer  stärker  machen  und  das  positive  Recht 
ihm  angleichen.  ,,Es  wird  gewiß  noch  einmal  die  Zeit  kommen, 
wo  die  Streitfragen  der  Völker  so  gut  wie  gar  nicht  mehr  durch 
Faustkampf  entschieden  werden;  denn  das  bleibt  der  Krieg 
trotz  aller  Technik  und  Klauseln  des  Völkerrechts."  Pfleiderer 
hofft  für  den  Organismus  der  Menschheit,  den  er  also  für  eine 
fraglose  Einheit  ansieht,  einen  vernünftigeren  Lebensabend 
als  einen  selbstmörderischen  Rückfall  in  alte  Torheiten  und 
bloße  Vorstufen  der  Ent Wickelung.  Die  Völkergemeinschaft 
wird,  so  hofft  er.  Vernünftigkeit  im  großen  üben,  wie  sie  im 
kleinen  längst  eingeführt  ist,  und  für  ihre  meist  zivilrechtlichen 
Differenzen  den  Weg  des  Prozesses  und  Schiedsgerichts  wählen^). 

Ludwig  Stein  endlich  hat  den  Völkerbundgedanken 
weiterhin  unter  dem  sozialen  Gesichtspunkte  behandelt. 
Von  Herbert  Spencer  ausgehend,  bekennt  er  sich,  und 
insofern  hat  er  durch  diese  prinzipielle  Stellungnahme 
ein  neues  Moment  hineingebracht,  als  den  Vertreter  einer 
„evolutionistisch-optimistischen  Sozialphilosophie".  Er  lehnt  es 
deshalb  ab,  daß  von  der  ,, Menschennatur"  als  einer  Konstanten 
gesprochen  wird.  Nach  der  Entwickelungslehre  hält  er  es  für 
möglich,  daß  der  brutale  Egoismus ,  am  Anfangspunkt,  der 
vollendete  Altruismus  am  Schlußpunkt  der  sozialen  Ent- 
wicklung stehen  könne.  Der  Krieg,  so  folgert  er,  gehört  deshalb 
nicht  zum  unabtrennbaren  Wesen  der  menschlichen  Natur, 
und  der  Zielpunkt  der  Entwicklung  des  Menschengeschlechtes 
kann  deshalb  sehr  wohl  der  Frieden  sein.  Die  Fortschritte 
des  Völkerrechtes  und  der  Geschichte  bieten  die  Beweise 
dafür.  Den  ,, ewigen  Frieden"  hält  Stein  für  ein  Ideal;  aber 
Ideale  haben  überhaupt  die  Eigenschaft,  nicht  erreicht,  sondern 
nur  erstrebt  werden  zu  können;  sie  bezeichnen  mehr  einzu- 


^)  E.  Pfleiderer,  Die  Idee  eines  goldenen  Zeitalters,  Berlin  1877,  S.  86  ff. 
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schlagende  Richtungen  als  zu  verwirklichende  Ziele,  und  das 
Einschlagen  des  Weges  ist  an  sich  schon  ein  Selbstzweck.  Der 
Kampf  ist  nach  den  Worten  Heraklits  gewiß  der  Vater  und 
König  aller  Dinge;  der  Krieg  ist  aber  bloß  eine  Form  des 
Kampfes,  und  die  Form  des  Krieges  braucht  für  die  zukünftigen 
Völkerkämpfe  keineswegs  beizubehalten  sein:  ,,das  letzte 
Wort  der  Philosophie  des  Friedens  lautet  also  rücksichtlich 
der  politischen  Beziehungen  der  führenden  Kulturstaaten :  Friede 
durch  Verträge ;  hinsichtlich  der  Kraftentfaltung  der  Individuen 
hingegen:  Kampf  durch  Wettbewerb.  Der  Krieg  ist  eine  histo- 
rische Kategorie,  gültig  nur  so  lange,  als  der  militärische  Typus 
im  Interesse  der  Selbsterhaltung  unserer  höheren  Kultur  liegt." 

Während  in  früheren  Daseinsstufen  der  Menschheit  der 
Krieg  ein  Element  des  Kulturfortschrittes  war,  ist  er  jetzt 
eine  Kulturgefahr:  je  größer  die  Staatsgebilde  sind,  desto 
mehr  müssen  sie  ihren  kriegerischen  Typus  verlieren.  Jede 
Regierungsform  riskiert  in  einem  zukünftigen  Weltkrieg  ihre 
Existenz:  „die  sozial  unterirdischen  Elemente,  das  Lumpen- 
Proletariat  und  der  Anarchismus  warten  nur  auf  den  Moment, 
da  die  Stunde  der  Weltgeschichte  schlagen  wird,  und  das  wird 
geschehen,  sobald  in  einem  Lande  der  Krieg  eine  ungünstige 
Wendung  nimmt.  Die  Pariser  Kommune  ist  ein  geschichtliches 
Menetekel,  welches  keine  Regierung  überhören  sollte".  Stein 
denkt  sich  für  die  Zukunft  ,, Staatenbundverträge"  auf  fünf 
oder  zehn  Jahre  in  der  Art  der  bisherigen  Bündnis-  und  Handels- 
verträge; solche  Verträge  würden  die  Vorstufe  einer  neuen 
Weltorganisation  im  Sinne  des  Völkerbundes  und  der  Ab- 
rüstung werden^). 

Das  Buch  von  Stein  hat  uns  über  den  von  uns  fest- 
gesetzten Zeitpunkt  von  1890  schon  etwas  hinausgeführt,  in- 
sofern nicht  mit  Unrecht,  als  es  frühere  Studien'  und  Ansichten 
des  Verfassers  zusammenfaßt 2).    Stein  hat  diese  letzte  Formu- 

^)  Ludwig  Stein,  Die  Philosophie  des  Friedens,  Berlin  1899,  S.  9f; 
16  f;  22  f.;  36,  42  bis  43. 

2)  Das  Ideal  des  ewigen  Friedens  und  die  soziale  Frage,  zwei  Vorträge, 
Berlin  1896;  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie,  Stuttgart,  1897, 
2.  Aufl.  1903. 
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lierung  unter  dem  Eindruck  der  ersten  Haager  Konferenz 
niedergeschrieben.  Merkwürdig  berührt  uns  heute  der  prophe- 
tische Scharfblick  der  folgenden  Sätze  Steins:  „.  .  .  .  Die 
Vorteile  eines  europäischen  Staatenbundes,  .  .  .  springen 
so  sehr  in  die  Augen,  daß  dieser  sich  auf  die  Dauer  unbedingt 
wird  durchsetzen  müssen.  Er  ist  die  notwendige  Resultante 
aus  den  augenblicklich  gegebenen  soziologischen  Prämissen. 
Ob  mit  oder  ohne  vorhergehenden  Weltkrieg :  er  muß  kommen, 
wie  das  geeinigte  Italien  und  das  Deutsche  Reich  gekommen 
sind,  weil  die  besten  Köpfe  und  edelsten  Herzen  dieser  Völker 
jene  Nationalidee  als  unverlierbares  Besitztum  in  sich  trugen 
und  als  demnächst  zu  verwirklichendes  Ziel  sehnsüchtig  herbei- 
wünschten. Wie  vor  einem  halben  Jahrhundert  die  National- 
idee, so  liegt  heute  die  des  europäischen  Staatenbundes  förm- 
lich in  der  Luft.  Es  kann  daher  nur  die  Frage  eines  absehbar 
kurzen  Zeitabschnittes  sein,  wann  dieser  Kulturstaatenbund 
zustande  kommen  wird^)." 

Durch  das  1890  einsetzende  neue  Zeitalter  der  Welt- 
politik ist  auch  der  Völkerbundgedänke  in  ein  kritisches 
Stadium  getreten.  Der  Imperiahsmus,  die  aufs  äußerste 
gesteigerte,  sich  selbst  überspitzende  Idee  des  Nationalstaates 
wurde  der  gefährlichste  Gegner  der  Völkerversöhnung.  Das 
Deutsche  Reich  von  1890  hat  mehr  durch  seine  Gesinnung 
und  seine  politischen  Methoden,  als  durch  die  Wirkung  poli- 
tischer Handlungen  großen  Stils  dazu  beigetragen,  die  Welt- 
krise zur  Weltkatastrophe  werden  zu  lasgen. 

1)  L.  Stein,  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie.    S.  739. 
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Aus  vier  verschiedenen  Gebieten  der  Weltanschauung  ist 
der  Völkerbundgedanke  in  Deutschland  erwachsen.  Die  erste 
Sphäre  ist  die  Sphäre  der  Philanthropie  und  der  Humanität; 
sie  wird  vertreten  durch  Herder  und  dann  besonders  durch 
Kjrause.  Die  zweite  Sphäre  ist  die  Sphäre  des  ethischen  Wollens, 
wie  es  Kant  zuerst  aufgestellt  hat,  und  wie  es  dann  von  Fichte 
besonders  verkündet  worden  ist.  Die  dritte  Sphäre  ist  die 
Sphäre  des  Christentums ;  der  christliche  Universalismus,  sowohl 
in  der  katholischen  wie  in  der  protestantischen  Prägung,  mündet 
notwendig  aus  in  der  Ablehnung  des  Krieges  und  der  Idee 
der  Völkerversöhnung.  Die  vierte  Sphäre  endlich  ist  der  ge- 
schichtlich orientierte  Evolutionismus,  der  zuerst  bei  Schelling 
rein  philosophisch  auftritt,  um  dann  in  der  jüngsten  Zeit  in 
der  soziologischen  Betrachtungsweise  auszumünden.  All  diesen 
vier  verschiedenen  Weltanschauungsquellen  und  Betrachtungs- 
weisen ist  der  Rechtsgedanke  gemeinsam.  Auch  hier  hat  Kant, 
wie  wir  gesehen  haben,  die  epochemachende  Wendung  voll- 
zogen. Was  der  Völkerbundgedanke  nun  als  Problem  des  Rechtes 
bedeutet,  das  soll  uns  weiterhin  beschäftigen;  durch  die  Be- 
trachtung der  Weltanschauung  ist  die  allgemeine  Grundlage 
dazu  gegeben.  Der  Philanthrop,  der  Ethiker,  der  positive  Christ, 
der  geschichtliche  Betrachter  kann  schließlich  doch  nur  die 
Gesinnung  erwecken  und  verwandeln,  er  kann  den  Willen 
stärken  und  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  umbiegen  — 
die  reformierende  Tat  muß  von  dem  Kundigen  des  Rechtes 
ausgehen  1). 

Die  Entwicklung  des  Völkerrechtes  in  Deutschland  ist 
abhängig  von  der  großen  Leistung  des  Hugo  Grotius;  er  hat 
schon  in  seinem  Erstlingswerk  ,,de  jure  praedae"  den  Krieg 
charakterisiert  als  letztes  Mittel  zur  Verwirklichung  eines 

^)  Vgl.  für  das  Folgende  auch  die  ausgezeichnete  historische  Einleitung 
in  der  Schrift  von  Dr.  Hans  Wehberg,  Die  Pariser  Völkerbundakte  usw., 
Berlin  und  Leipzig  1919. 
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Rechtes;  in  seinem  grundlegenden  Buche  „Über  das  Recht 
des  Krieges  und  des  Friedens"  hat  er  es  ja  dann  bekanntlich 
versucht,  die  Kriegführung  in  feste  Regeln  zu  bringen  und 
dadurch  den  Krieg  aus  dem  Zustande  der  Barbarei  und  Wildheit 
herauszuheben.  Grotius  hat  gegenüber  dem  historisch  Ge- 
wordenen das  natürliche  Recht  verkündet;  das  natürliche 
Recht  ist  für  ihn  ein  Gebot  der  Vernunft,  welches  anzeigt, 
daß  einer  Handlung  wegen  ihrer  Übereinstimmung  und 
Nichtübereinstimmung  mit  der  vernünftigen  Natur  selbst 
eine  moralische  Häßlichkeit  oder  eine  moralische  Not- 
wendigkeit innewohnt,  weshalb  Gott  als  der  Schöpfer  der 
Natur  eine  solche  Handlung  entweder  geboten  oder  ver- 
boten habe^).  Die  Bedeutung  dieses  Gedankens  ist  klar:  aus 
dem  Begriff  der  Natur  und  dem  Begriff  der  Vernunft  können 
Forderungen  von  gewaltiger  Tragweite  abgeleitet  werden, 
und  Grotius  selbst  hat  bereits  die  Überwindung  des  Krieges 
durch  die  Schiedsgerichtsbarkeit  und  die  gütliche  Regelung 
auf  einem  europäischen  Kongreß,  also  das  Eiagehen  der  europäi- 
schen Völker  in  eiae  Rechtsgemeiaschaft  ins  Auge  gefaßt. 
Der  Deutsche  Samuel  Pufendorf  hat  dann  die  Lehre  des  Hugo 
Grotius  weiter  entwickelt  und  bei  uns  verbreitet.  Nach  seiner 
Auffassung  ist  der  Hauptgrund  für  die  Büdung  von  Staaten 
die  Sicherung  des  Friedens;  wie  der  Staat  aus  einem  Vertrag 
hervorgegangen  ist,  s6  muß  auch  zwischen  den  Staaten  mittels 
des  Vertrages  eine  Friedensorganisation  hergestellt  werden, 
durch  die  die  menschliche  Gesellschaft  erst  eigentlich  ihren  Sinn 
bekommt.  Pufendorf  hat  in  seinem  1672  erschienenen  Buche 
über  das  Natur-  nnd  Völkerrecht  einen  ausführlichen  Ent- 
wurf ausgearbeitet  für  ein  Schiedsgericht  und  eine  Staaten- 
konferenz zum  Zwecke  der  Schlichtung  von  Völkerzwisten. 
Er  wollte  sogar  die  Vorschriften  des  Naturrechts  über  die 
Beziehungen  zwischen  den  einzelnen  Menschen  ohne  weiteres 
auf  die  Staatengesellschaft  anwenden  —  ein  verhängnisvoller 
Analogieschluß,  der  den  eigentlichen  Sinn  des  neuen  Völker- 


^)  Grotius,  Über  das  Recht  des  Krieges  und  des  Friedens,  Buch  I, 
Kap.  1,  Abs.  10,  Übersetzung  von  Kirchmann,  S.  73,  Leipzig  1877. 
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rechts,  und  die  Forderung  nach  neuer  Rechtsbildung,  verkennt  i). 
Christian  Wolf  hat,  wie  wir  gesehen  haben,  in  seinem  Natur- 
und  Völkerrecht  diese  Idee  der  Rechtsgemeinschaft  zur  An- 
nahme einer  virtuell  schon  bestehenden  ,,civitas  maxima" 
gesteigert;  dagegen  hat  dann  der  Dresdener  Geheimrat 
Emmerich  von  Vattel  (1714— 1767)  in  seinem  1758  erschienenen 
„Völkerrecht"  einen  neuen  Standpunkt  eingenommen.  Vattel 
ist  ganz  erfüllt  von  dem  Geiste  der  Humanität  und  hat  so 
die  Forderung  erhoben,  daß  die  Nationen  zur  Beendigung 
ihrer  Streitigkeiten  den  gelindesten  unter  allen  möglichen 
Wegen  zu  versuchen  haben:  Diese  Wege  sind:  eine  fried- 
liche Beilegung,  der  Vergleich,  die  Vermittlung,  das  Schieds- 
gericht; letzteres  ist  ein  sehr  vernünftiges  Mittel,  um 
jeden  Streitpunkt  zu  beenden,  der  nicht  direkt  das  Wohl  der 
Nation  angeht  ....  Hat  das  Gesetz  der  Humanität  den 
Nationen  vorgeschrieben,  die  gelindesten  Mittel  vorzuziehen, 
wenn  sie  genügen,  um  Gerechtigkeit  zu  erhalten,  so  muß  ein 
Herrscher,  so  oft  er  sich  durch  RepressaHen  eine  gerechte 
Entschädigung  oder  eine  angemessene  Genugtuung  verschaffen 
kann,  sich  an  dieses  Mittel  halten,  das  weniger  gewalttätig 
und  traurig  als  der  Krieg  ist."  Überraschend  ist  bei  Vattel 
die  scharfe  Wendung  gegen  den  kriegerischen  Geist  als  solchen : 
„Die,  welche  ohne  Notwendigkeit  zu  den  Waffen  eilen,  sind 
Geißeln  des  Menschengeschlechtes,  Barbaren,  Feinde  der  Ge- 
sellschaft und  Empörer  wider  die  Naturgesetze  oder  vielmehr 
gegen  den  gemeinsamen  Vater  der  Menschen 2)."  Vattel  gesteht 
wohl  zu,  daß  die  Natur  den  Menschen  das  Recht  gibt,  Gewalt 
zu  brauchen;  aber  die  Notwendigkeit  dazu  erkennt  er  nur  an, 
wenn  es  sich  um  Verteidigung  oder  Verletzung  der  Rechte 
handelt.  Der  bloße  Vorteil  darf  auf  keinen  Fall  ein  Grund 
sein,  die  Waffen  zu  ergreifen;  ein  solches  Motiv  erniedrigt 
die  Menschen  zu  Feinden  ihres  Geschlechtes,  zu  Mördern  und 

^)  Walter  Schücking,  Der  Staatenverband  der  Haager  Konferenzen, 
München  und  Leipzig,  1912,  S.  12. 

2)  Le  droit  des  gqns  ou  principles  de  la  loi  naturelle  appHqu^s  k  la  con- 
duite  et  aux  affaires  des  nations  et  des  souverains,  Leiden,  1758,  1.  Buch, 
Kap.  18,  §  326  bis  329.    Manuskript  Hetzel. 
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Brandstiftern  von  Profession.  Allerdings  muß  Vattel  zugestehen, 
daß  der  Krieg  nicht  von  beiden  Seiten  berechtigt  sein  könne; 
der  Sieg  der  einen  Nation  wird  also  möglicherweise  auch  un- 
gerecht sein  müssen.  Das  Problem  der  Macht  ist  Vattel  fremd 
und  unheimlich ;  er  meint,  daß  es  ein  heiliges  Gesetz  des  Völker- 
rechtes ist,  daß  das  Wachstum  an  Macht  allein  niemand  das 
Recht  gibt,  zu  den  Waffen  zu^  greifen.  Die  besiegte  Nation 
nennt  er  die  schuldige  Nation  —  sie  muß  sich  einer  Strafe 
unterziehen,  die  sie  verdient  hat,  aber  sie  ist  nicht  verpflichtet, 
sich  auf  Gnade  oder  Ungnade  einem  erbitterten  Feinde  zu 
überliefern.  Vattels  politisches  Ideal  ist  das  Gleichgewicht  in 
Europa,  er  wünscht,  es  durch  Konföderation  zu  erhalten; 
wer  es  zerbricht,  ist  zu  bekämpfen.  Hier  tritt  der  Völkerbund- 
gedanke am  deutlichsten  hervor.  Auch  der  Friede  ist  nach 
seiner  Auffassung  ein  absolutes  Ideal;  das  Naturgesetz  ver- 
pflichtet den  Menschen,  den  Frieden  zu  pflegen:  ,,Die  Menschen 
würden  nicht  aus  dem  glücklichen  Zustand  des  Friedens  heraus- 
gehen, wenn  sie  nicht  durch  die  Leidenschaften  fortgerissen 
und  durch  die  Illusionen  der  Eigenliebe  verblendet  würden." 
Für  jede  Nation  ist  es  eine  heilige  Pflicht,  sich  als  Vermittler 
anzubieten  und  zwei  feindliche  Nationen  miteinander  zu  ver- 
söhnen; der  Friedensvertrag  kann  nur  ein  Vergleich  sein,  nicht 
das  Urteil  einer  strengen  Gerechtigkeit.  Ein  Friede  muß  so 
geschlossen  werden,  daß  es  unmögHch  ist,  um  derselben  Sache 
willen  wieder  zu  den  Waffen  zu  greifen. 

Vattels  eigenartige  Stellung  ist  zum  Teil  ein  Vorkämpfer 
für  eine  auf  den  Prinzipien  des  Rechtes  beruhende  neue  Organi- 
sation der  Völker,  zum  Teil  gibt  er  sich  aber  dazu  her,  Dinge  zu 
rechtfertigen,  die  damit  wenig  im  Einklang  stehen.  Wie  Hugo 
Grotius  unterscheidet  er  zwischen  einem  inneren  und  einem 
äußeren  Völkerrecht  —  er  nennt  diese  beiden  Sonderarten 
das  notwendige  und  das  freiwillige  Völkerrecht,  und  es  kommt 
nun  vor,  daß  er  in  dem  freiwiUigen,  äußeren  Völkerrecht 
—  also  den  Ausführungsregeln  —  die  Grundprinzipien  des 
inneren,  notwendigen  Völkerrechtes  umbiegt.  Z.  B.  sagt  er, 
daß  der  auf  die  Gerechtigkeit  begründete  Krieg  ein  rechtmäßiges 
Mittel  ist,  ein  Äquivalent  zu  erwerben;  dann  aber  versteigt  er 
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sich  zu  der  Behauptung,  daß  jede  Erwerbung  in  einem  förm- 
lichen Kriege,  also  nicht  nur  in  einem  gerechten  Kriege,  rechts- 
gültig sei;  auch  die  Eroberung  sei  immer  als  ein  rechtmäßiger 
Titel  unter  den  Nationen  betrachtet  worden.  So  versucht 
er,  Ludwig  XIV.  und  Friedrich  den  Großen  vor  dem  Tribunal 
des  freiwilUgen  Völkerrechtes  zu  rechtfertigen  —  ein  Ver- 
fahren, das  von  seinem  Standpunkt  aus  zweifellos  als  gezwungen 
anzusehen  ist^). 

Der  Gedanke  des  Schiedsgerichtes  und  des  höchsten  Ge- 
richtshofes ist  von  Zeitgenossen  Vattels  noch  vielfach  behandelt 
worden;  so  enthält  das  im  Jahre  1758  veröffentlichte  Buch  des 
Justizrates  Johann  von  Palthen  eine  Abhandlung:  ,, Projekt,  , 
einen  immerwährenden  Frieden  zu  erhalten",  in  dem  die  Er- 
richtung eines  allgemeinen  Friedens-Parlaments  oder  Tribunals 
von  28  Mitgliedern  in  einer  mitteleuropäischen  Stadt  gefordert 
wird.  Bis  zur  Verwirklichung  dieser  Organisation  sollen  Auto- 
ritäten der  internationalen  Welt  privatim  zusammentreten. 
Lessing  hat  darüber  im  fünften  Brief  seiner  ,, Briefe  die  neueste 
Literatur  betreffend"  gespottet.  Den  angeblichen  Entwurf 
König  Heinrichs  IV.  hat  Professor  T  o  z  e  im  Anschluß  an  einen 
französischen  Anonymus  aufs  neue  erörtert  und  empfohlen  2). 
Das  ,, Europäische  Völkerrecht  zu  Friedenszeiten"  (1787)  von 
Karl  Gottlob  Günther  verlangt  einen  internationalen  Schieds- 
hof mit  Zwangsgewalt ;  derselbe  Gedanke  wird  im  gleichen  Jahre 
eingehend  begründet  und  entwickelt  von  einem  Unbekannten 
in  dem  Niederelbischen  historisch-politisch-literarischen  Ma- 
gazin 3). 

Die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft  im  19.  Jahrhundert 
steht  zunächst  ganz  unter  dem  Einfluß  der  alten  großen  Natur- 
rechtslehrer. Gustav  Hugo  (1764/1844)  hat  1808  ein  Lehrbuch 
des  Naturrechtes  veröffentlicht,  in  dem  er  die  bestehenden 
Staaten  scharf  kritisierte  und  im  Hinblick  auf  die  Unausrott- 

1)  A.  a.  O,  3.  Buch,  §  1  bis  3,  §  24  f.,  §  51,  64,  68,  4.  Buch,  §  1,  2, 
4  f.,  17  f. 

2)  Die  allgemeine  Christliche  Republik  in  Europa  nach  den  Entwürfen 
Heinrichs  IV.  usw.,  1763.    Vgl.  ter  Meulen  a.  a.  O.  S.  230  f. 

3)  Vgl.  ter  Meulen  a.  a.  O.  S.  276  und  280. 
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barkeit  ihrer  Zwistigkeiten  ihre  Auflösung  und  die  Organisation 
des  Menschengeschlechtes  als  einer  Gesamtheit  zu  einer  poli- 
tischen Einheit  forderte.  Karl  Salomon  Zachariäe  hat  sich 
wiederholt  über  das  Problem  des  Völkerbundes  und  des  ewigen 
Friedens  geäußert.  1802  hat  er  in  seiner  Schrift  „Janus"  einen 
ewigen  Frieden  auf  dreifachem  Wege  für  erreichbar  gehalten. 
Ähnlich  wie  Hugo  wendet  er  sich  scharf  gegen  die  bestehenden 
Staaten;  wenn  diese  Staaten  aufgehoben  würden,  könne  sich 
die  gesamte  Menschheit  in  einem  einzigen  Staate  vereinigen; 
er  bohrt  aber  tiefer  als  Hugo,  wenn  er  als  zweite  Möghchkeit 
ansieht,  daß  die  Staaten  als  eine  höhere  Gewalt  über  sich, 
und  zwar  nicht  die  Kirche,  sondern  die  gesetzgebende  Macht 
des  Völkerstaates  anerkennen.  Die  dritte  Möglichkeit  ist  nach 
Zachariäe  die,  daß  die  Völker  aus  moralischen  oder  egoistischen 
Interessen  den  Krieg  mieden.  Zweifellos  ist  Tzschirner  von 
der  Betrachtungsweise  Zachariäes  beeinflußt  worden;  er  hat 
aber  seine  Gedanken  philosophisch  zu  imterbauen  verstanden, 
—  während  sie  bei  Zachariäe  etwas  Primitives  und  Unzu- 
längliches haben.  In  seinem  Hauptwerk:  „Vierzig  Bücher 
vom  Staat"  (1820/1839)  hat  sich  Zachariäe  dann  ausführlich 
mit  dem  Problem  des  Krieges  beschäftigt.  Der  Krieg  ist  nach 
seiner  Ansicht  „die  Austragung  eines  Rechtsstreites  unter 
Völkern  mittels  Aufwendung  physischer  Gewalt".  Zur  Recht- 
fertigung des  Krieges  kann  man  sich  nur  auf  einen  Notstand 
berufen,  er  ist  weder  ein  Gottesurteil,  •  noch  wegen  seiner  vor- 
teilhaften Form  für  die  Menschheit  notwendig.  Ahnlich  wie 
Vattel  verlangt  Zachariäe,  daß,  ehe  ein  Volk  zum  Kriege 
schreitet,  kein  Mittel  unversucht  gelassen  wird,  um  zu  einer 
friedlichen  Abhilfe  der  Beschwerden  zu  gelangen.  Ein 
Friedensschluß  ist  nach  der  Ansicht  Zachariäes  von  Rechts 
wegen  ein  Vergleich,  durch  welchen  kriegführende  Mächte 
ihren  Rechtsstreit  in  Güte  beilegen.  Man  sieht,  wie  Zachariäe 
die  irrationalen  Momente,  die  zum  Krieg  führen  können,  unbe- 
rücksichtigt läßt  und  auf  rein  rationalistischem  Wege  das 
Kriegsrecht  regeln  und  den  Krieg  überwinden  wiU^).  Dem 


1)  A.  a.  0.  Band  5  der  Auflage  von  1841,  S.  101,  103f.,  Ulf. 
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Völkerbundproblem  widmet  Zachariäe  ein  eigenes  „Hstupt- 
stück".  Er  definiert  da  den  Völkerbund  im  Gegensatz  zum 
Völkerstaat  als  einen  unbedingten  Gesellschaftsvertrag,  den 
Völker  unter  sich  zum  Schutz  und  Trutz  und  zum  Zweck  der 
Beilegung  gegenseitiger  Streitigkeiten  ohne  jede  Einschränkung 
der  Zeit  oder  der  Teilnehmerschaft  abschließen.  Das  Rechts- 
gesetz ist  die  Grundlage :  jede  Stimme  güt  so  viel  wie  die  andere ; 
der  Bund  betrifft  nur  auswärtige  Angelegenheiten  und  kann 
von  jedem  Teilnehmer  wieder  verlassen  werden.  Merkwürdig 
ist  auch  seine  historische  Deutung,  wonach  die  Reformation 
eine  Revolution  im  Europäischen  Völkerstaat  des  Mittelalters 
darstellt.  Der  Europäische  Völl^erstaat  hat  dann  durch  die 
Verträge  von  1815  die  Form  einer  Aristokratie  erhalten  — 
die  Vorherrschaft  der  fünf  Großmächte,  die  in  regelmäßigen 
Kongressen  ausgeübt  wird.  In  der  heüigen  Allianz  sieht  Zacha- 
riäe nur  eine  persönliche  Verpflichtung  der  Monarchen,  im 
Gegensatz  zu  westeuropäischen  Völkerrechtslehrern,  die  sie 
als  Dauerbündnis  und  Friedensgarantie  viel  höher  einschätzten^). 

Als  Anhänger  des  Völkerbundgedankens  und  der  Rechts- 
idee hat  sich  ferner  G.  v.  Ekendahl  in  seiner  Allgemeinen 
Staatslehre  bekannt.  Er  bezeichnet  darin  die  Idee  eines  ewigen 
Friedens  an  sich  als  heilig  und  unantastbar,  wenn  er  auch  an 
die  Verwirklichung  dieser  Idee  in  der  nahen  Zukunft  nicht 
glauben  möchte.  Die  Idee  des  ewigen  Friedens  fällt  für  ihn 
unmittelbar  mit  der  zusammen,  welche  die  Herrschaft  des  . 
Rechtes  bei  allen  Völkern  verlangt:  ,,Der  Krieg  wird  daher 
auch  noch  femer  von  Zeit  zu  Zeit  stattfinden,  nur  der  Charakter 
desselben  wird  sich  ändern:  die  zunehmende  sittliche  und 
politische  Mündigkeit  der  Völker  wird  dem  Krieg  im  allgemeinen 
immer  mehr  den  Charakter  des  Verteidigungskrieges,  der  nur 
aUein  für  rechtlich  anerkannt  werden  kann,  aufdrücken." 
Der  Rechtsgedanke  ist  für  Ekendahl  ein  Prinzip,  welches  sich 
schließlich  bei  aUen  Völkern  des  Erdbodens,  sowohl  in  ihren 
inneren  als  in  ihren  äußeren  Verhältnissen  durchsetzen  muß^). 


1)  A.  a.  0.  S.  154  f.,  230. 

2)  A.  a.  O.,  Teil  2,  Bd.  2,  S.  257  f.,  Neustadt  an  der  Orla,  1833. 
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Eine  abweichende  Stellung  hat  der  Tübinger  Professor 
Fallati  eingenommen.  Er  erblickt  in  der  außerordentlichen 
Vielseitigkeit  der  monarchischen  Staatsform  den  Grund  für 
eine  dereinstige  Regelung  der  Völkerverhältnisse  im  Sinne  des 
Völkerbundes.  Er  glaubt  aber,  daß  der  zukünftige  Völkerstaat 
sich  als  eine  Völkermonarchie  konstituieren  würde  unter  der 
Führung  eines  Staates,  der  von  den  übrigen  frei  anerkannt 
wird.  Die  Vertreter  dieser  anderen  Staaten  sollen  dem  Führer- 
staate bei  der  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten 
zur  Seite  stehen  i). 

Die  Herrschaft  der  historischen  Rechtsschule  hat  (iie 
Ausbreitung  des  Völkerbundgedankens  in  Deutschland  ver- 
hindert. Die  naturrechtliche  Betrachtungsweise,  die  schließlich 
auf  die  Überwindung  der  Staatenanarchie  kommen  mußte, 
wurde  zunächst  völlig  zurückgedrängt.  Es  ist  bezeichnender- 
weise ein  Deutsch- Schweizer  gewesen,  der  das  erste  erschöpfende 
Buch  über  das  Friedensproblem  und  den»  Völkerbundgedanken 
in  deutscher  Sprache  geschrieben  hat :  der  Professor  der  Rechte 
Johann  Baptist  Sartorius,  dessen  große  Arbeit:  ,,Organon 
des  vollkommenen  Friedens"  im  Jahre  1837  in  Zürich  erschienen 
ist.  Sie  ist  das  Ergebnis  einer  in  Genf  vom  Grafen  J.  J.  de 
Sellon  1831  ausgeschriebenen  Preisbewerbung  —  das  erste  große 
Unternehmen  seiner  1830  gegründeten  Friedensgesellschaft. 

Sartorius  hat  zum  erstenmal  den  gesamten  Stoff  unter  ge- 
schichtlichen und  rechtlichen  Gesichtspunkten  zu  verarbeiten  ver- 
sucht. In  der  Einleitung  stellt  er  sich  auf  den  Standpunkt,  daß 
der  Krieg  ein  Zustand  gegenseitiger  Gewalttätigkeit  unter  den 
Völkern  sei,  der  überwunden  werden  müsse:  „Der  Friede  ist 
organische  Harmonie  des  Völkerlebens  und  soll  zum  Welt-  und 
ewigen  Frieden  werden  mit  verläßlichen  Garantien."  Man  beachte 
den  Gregensatz  etwa  zu  Zachariäe,  der  im  ICriege  selbst  ja  einen 
Rechtsakt  sieht.  Sartorius  ist  überzeugter  Pazifist,  der  erste 
juristische  Pazifist,  der  in  deutscher  Sprache  geschrieben  hat. 
Der  Krieg  ist  ihm  ein  Übel  und  eine  Wurzel  von  Übeln;  er 
hebt  die  harmonische  Lebensordnung  auf  und  ist  auch  für  den 


^)  Fallati,  Genesis  der  Völkergesellschaft,  1844. 
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besten  Zweck  verwerflich,  solange  es  noch  irgendein  anderes 
Mittel  gibt,  diesen  Zweck  zu  erreichen.  Den  Verteidigungskrieg 
läßt  Sartorius  allein  gelten;  der  Krieg  als  Erscheinung  bleibt 
deshalb  doch  kulturwidrig;  ihn  als  eine  göttliche  Züchtigung 
anzusehen,  das  rechtfertigt  nicht  den  Angreifer.  Der  Krieg 
entsittlicht  viel  mehr,  als  er  versittlicht ;  nicht  der  Friedens- 
zustand verweichlicht  die  Völker  —  die  ästhetische  Erhabenheit 
des  Kjrieges  ist  weiter  nichts  als  täuschender  Schein.  Der  Rechts - 
zustand  ist  allein  im  Frieden  möglich;  der  Kjieg  negiert  den 
Rechtszustand,  er  ist  kein  Gottesurteil,  denn  nicht  der  Gerechte 
ist  immer  der  Sieger.  Aus  der  bisherigen  Existenz  des  Krieges 
soll  keineswegs  seine  Ewigkeit  begründet  werden;  er  ist  kein 
Naturgesetz:  ,,Er  ist  weder  ein  ursprüngHcher  Zustand,  durch 
welchen  die  Menschheit  begonnen  hat,  noch  ein  definitiver 
Zustand,  durch  welchen  sie  enden  wird,  sondern  eine  Durch- 
gangsperiode." Die  vorgeschichtliche  Zeit  ist  friedlich  gewesen, 
erst  die  geschichtlich  überlieferte  Zeit  ist  eine  ständige  Kriegs- 
epoche; jeder  einzelne  Krieg  ist  vermeidlich  gewesen,  folglich 
ist  auch  der  Krieg  im  ganzen  vermeidlich.  Der  ewige  Friede 
tritt  in  der  Schlußperiode  der  Menschheit  ein;  sie  vollendet 
sich  erst  durch  ihn.  Der  vollkommene  Friede  ist  nur  erreichbar 
durch  staatliche  Organisationen,  durch  Organisation  der 
Menschheit".  Sartorius  lehnt  den  Gedanken  der  Desorganisation 
der  Menschheit  ab,  d.  h.  die  Idee,  die  Kriege  dadurch  zu  beenden, 
daß  man  alle  Verhältnisse  der  Völker  unter  sich  aufhebt,  also 
jeden  einzelnen  Staat  zu  einem  geschlossenen  Haus  mit  ver- 
botenen Ein-  und  Ausgängen  macht.  Diese  Maßregel  wider- 
spricht den  Bestimmungen  der  Menschheit  und  der  Natur: 
,,Man  kann  ihren  lebendigen  Leib  nicht  in  Stücke  zerschlagen. 
Die  Völker  sollen  am  Ende  eine  Genossenschaft  von  MitheKem 
zu  einem  gemeinsamen  Werke,  einer  Famüie  von  Brüdern  und 
Schwestern  bilden."  .  .  .  ,,Die  Herstellung  des  vollkommenen 
Friedens  kann  also  nur  auf  entgegengesetztem  Wege  gehörig  er- 
reicht werden,  durch  Organisation  der  Menschheit,  durch  eine 
Verfassung  und  Verbindung  derselben  zu  einem  einigen,  harmoni- 
schen und  beharrlichen  Ganzen  nach  der  Idee  ihrer  Bestimmung." 
Die  Selbsthilfe  muß  aufgehoben  werden;  wie  der  Staat  be- 

Valentin,  Geschichte  des  Völkerbundgedankens  in  Deutschland.  7 
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gönnen  hat  unter  den  Individuen  durch  Einsetzung  eines 
ständigen  Richtamtes,  so  muß  bei  einem  höheren  Kulturstaate 
auch  unter  den  Völkern,  als  Kollektivpersonen,  das  Rechts- 
gesetz zur  Herrschaft  gebracht  werden.  Der  Staat  im  Großen 
ist  der  Völkerstaat:  „Auch  ihm  ist  durch  das  Gesetz  der  Ge- 
schichte ein  gleicher  Entwicklungsgang  wie  der  oben  angegebene 
vorgezeichnet ;  auch  er  beginnt  negativ  mit  der  Verhinderung  des 
Unrechts  und  geht  aus  der  unvollkommenen  Rechtsgarantie  durch 
die  vollkommene  hindurch,  in  positiver  Betätigung  lebendiger 
und  aktiver  Konvergenz  der  Völker  zum  Menschheitszwecke 
über,  als  welcher  allein  unter  der  Bedingung  solcher  allgemeinen 
Verbrüderung  der  Menschengesamtheit  erreicht  und  erstrebt 
werden  kann."  Mit  allem  Ernst  und  aller  Entschiedenheit 
denkt  Sartorius  an  eine  Organisation  der  Menschheit,  welche 
alle  Erdbewohner  in  sich  faßt  und  ein  Weltbürgertum  realisiert ; 
diese  Organisation  soll  eine  allgemeine  staatliche  Formation 
sein,  und  die  beste  Verfassung  dieses  Völkerstaates  wird  ge- 
funden, wenn  man  sie  auf  der  Verfassung  des  Volksstaates 
aufbaut.  Hier  knüpft  Sartorius  an  Rousseau  und  Kant  an. 
Der  Staatsvertrag  ist  für  ihn  eine  historische  Wahrheit;  er 
wendet  sich  scharf  gegen  die  Legitimitätsritter,  die  Verteidiger 
des  historisch  Gewordenen.  Mündige  Völker  können  die  über- 
kommenen Staatsformen  höchstens  unter  der  Voraussetzung 
ihrer  vertragsmäßigen  Gesetzgebung  fortsetzen  und  halten: 
„Das  Fortschreiten  aus  dem  bisherigen  Zustande  in  eine  die 
ganze  Menschheit  umfassende  Vereinigung,  ist  das  Werk 
sich  und  ihre  Lage  begreifender  Vernunftwesen,  hervor- 
gehend aus  der  Freiheit  und  klaren  Überzeugung  der  Nationen." 
Zwar  müssen  diese  Nationen  ihre  Repräsentanten  haben, 
denn  es  ist  praktisch  undurchführbar,  daß  sie  unmittelbar 
demokratisch  tagen;  aber  sie  selbst  sind  und  bleiben  doch  die 
„Hauptpersonen  mit  dem  allein  gültigen  Willen  und  Interesse." 
Die  Völker  müssen  demnach  freiwiUig  durch  bevollmächtigte 
Agenten  eine  allgemeine  und  wechselseitige  Vereinigung  ein- 
gehen. Diesen  Akt  nennt  Sartorius  den  Verfassungs-  oder 
Konstitutionsakt;  für  die  Verfassung  fordert  er  eine  Anzahl 
klassischer  Bestimmungen,  nämlich  über  den  Inhalt  des  Staates, 
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räumlichen  Umfang,  Staatszweck,  Herstellung  der  Staats- 
gewalt ;  endlich  muß  die  Verfassung  die  Mittel  ihrer  stetenT 
Verjüngung  im  Interesse  der  Bedürfnisse  der  Zeit  und  der 
Menschheit  in  sich  enthalten. 

Der  Zweck  der  Vereinigung  kann  nach  dem  Urteil  von 
Sartorius  zunächst  nur  die  äußeren  Rechtsverhältnisse  der 
Völker  untereinander  umfassen.  Historisch  ist  also  zunächst 
nur  ein  Bund  möglich,  ein  unvollendeter  Staat;  die  Parteien 
in  diesem  Bunde  dürfen  nicht  mehr  die  Selbsthilfe  gebrauchen, 
sie  dürfen  nicht  mehr  durch  Krieg  die  Entscheidung  versuchen, 
sondern  sie  machen  sich  verbindlich,  an  die  Stelle  der  Gewalt 
das  Recht  treten  zu  lassen.  Sartorius  fordert  also  ein  eigenes 
ständiges  Gericht,  ein  Völkertribunal,  das  zu  bilden  ist  aus 
den  erwählten  Repräsentanten.  Die  Urteilssprechung  dieses 
Tribunals  soll  nach  festen,  im  voraus  gegebenen  Gesetzen 
erfolgen.  Es  muß  also  ein  „allgemeines  Völkergesetzbuch" 
(Code  international)  bestehen,  welches  überall  zu  verkünden 
und  von  den  Richtern  allen  ihren  Aussprüchen  gewissenhaft 
zugrunde  zu  legen  ist.  Als  den  fortdauernden  Zweck  dieser 
Gesetzgebung  bezeichnet  Sartorius  den,  daß  dadurch  den 
Nationen  der  Erkenntnisgrund  dessen  dargeboten  werden  soll, 
was  unter  ihnen  ,, rechtens"  sei  und  wofür  sie  den  gerichtlichen 
Schutz  anzusprechen  haben.  Sartorius  ist  sich  durchaus 
bewußt,  daß  er  bei  der  bisherigen  Praxis  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten in  dieser  umfassenden  Gesetzgebimg  etwas  Uner- 
hörtes fordert.  Aber  er  will  die  alte  schlaue,  egoistische  Staats- 
kunst überwinden,  er  will  Politik  und  Diplomatie  nicht  mehr 
in  dem  Geruch  eines  unehrHchen  Handwerkes  stehen  lassen, 
er  will  alle  diese  Verhältnisse  zur  Würde  erheben  und  auf  die 
Grundpfähle  des  Rechtes  aufbauen.  ,,Der  Klugheit  aber  darf 
bloß  die  Macht  eingeräumt  werden,  unter  dem  Zuverlässigen 
das  Zweckmäßigste  zu  wählen." 

Wenn  sich  die  Völker justiz  durchsetzen  will,  so  ist  es  nötig, 
daß  sie  eine  Macht  und  eine  physische  Gewalt  habe.  Sartorius 
bezeichnet  es  als  den  Grundfehler  von  Völkerbündnissen  mit 
einem  Bundesgericht,  daß  sie  der  durchgreifenden  Exekutiv- 
gewalt ermangelten.    ,,Es  muß  gesetzUcher  Grundsatz  werden, 
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daß  jeder  Ungehorsam  gegen  Ladungen,  Befehle  und  Aus- 
sprüche des  Gerichtes  von  selten  eines  in  der  Verbindung 
begriffenen  Volkes  als  eine  Beleidigung  der  Gesamtheit  gelte, 
imd  nach  Umständen  Gegenstand  gemeinsamen  Zwanges 
durch  die  Vereinigung  der  Macht  aUer  werden  könne."  In  einem 
solchen  Falle  kann  es  also  vielleicht  noch  zum  Kriege  kommen. 
Aber  dieser  Krieg  wird  nicht  länger  dauern  und  nicht  mehr 
Unruhen  verursachen  als  die  WidersetzHchkeit  eines  auszu- 
pfändenden Schuldners;  der  Einzelstaat  ist  gegen  das  Ganze 
zu  ohnmächtig,  um  Bedeutendes  ausrichten  zu  können. 

Sartorius  ist  sich  vollkommen  bewußt,  daß  er  durch  seine 
Forderung  der  Rechtswissenschaft  ein  ganz  neues  und  inter- 
essantes Feld  eröffnet  hat.  Das  bisherige  Völkerrecht  hat  diese 
kosmopolitische  Aufgabe  noch  nicht  gelöst;  da  ja  die  Völker 
nicht  wie  Privatpersonen  behandelt  werden  können,  so  fallen 
viele  Materien  ganz  aus,  und  andere  wie  z.  B.  der  Welthandel 
treten  ein.  Sartorius  fordert  den  Entwurf  von  vier  Gesetz- 
büchern über  Zivilrecht,  Straf  recht,  Zivilprozeß  und  Straf- 
prozeß; zur  Ausführung  dieses  Planes  bedarf  es  nach  seiner 
Ansicht  einer  kühnen  Freskomanier,  die  Miniaturzüge  müssen 
vermieden  werden.  Die  Aufgabe  ist  gigantisch,  und  gigantisch 
muß  deshalb  die  Lösung  sein.  Über  die  Art  dieser  von  ihm 
geforderten  Gesetzbücher  macht  Sartorius  eine  Anzahl  inter- 
essanter Andeutungen.  So  soll  die  Unverletzlichkeit  eines 
jeden  Volkes  als  Person  und  als  Rechtssubjekt,  sein  Recht 
auf  eigene  Existenz,  auf  Anerkennung  und  ungestörte  Wirk- 
samkeit nach  innen  und  nach  außen  festgesetzt  werden.  Ein 
Sachenrecht,  ein  Familienrecht  im  großen  wird  das  Gesetzbuch 
der  Völker  geben  müssen  und  so  das  Zivilrecht  zu  wiederholen 
haben.  Eine  Kasuistik  wie  das  corpus  juris  soll  das  Gesetz- 
buch aber  nicht  geben;  es  soll  nur  allgemeine  Vorschriften 
aufstellen.  Seine  Quelle  soll  es  finden  in  der  Vernunft  mit 
ihren  ewigen  Wahrheiten;  das  positive  Recht,  das  positive 
Gesetz  soll  das  Vernunftrecht  wiedergeben,  jedoch  nicht  in 
seiner  Abstraktion,  sondern  in  der  praktischen  Berücksichtigimg 
der  besonderen  Kulturstufen,  Ansichten,  Neigungen  und  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Völker.     Sartorius  sagt  ausdrücklich, 
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daß  sich  an  diesem  Punkt  die  philosophische  und  historische 
Rechtsschule  berühren  und  daß  sie  sich  hier  zum  ersprießlichen 
Vergleiche  die  Hände  reichen  können.  Er  ist  sich  darüber  klar, 
daß  die  Ordnung  der  Völker  Reife  der  Einzelstaaten  voraus- 
setzt und  deshalb  erst  spät  in  der  Geschichte  hervortreten 
kann.  „Die  Völker  können  in  ihrem  Innern  die  Kultur  und 
Vermenschlichung  schon  sehr  hochgebracht  haben  tmd  dennoch 
unter  sich  in  den  Wechselverhältnissen  Barbaren  sein."  Der 
Völkerbund  muß  damit  beginnen,  daß  sich  die  Völker  zuerst  als 
Person  anerkennen,  daß  sie  die  Ansicht,  als  seien  sie  gegenseitig 
vogelfrei,  gegen  eine  bessere  vertauschen.  Die  sogenannten  ewigen 
Bünde  waren  bisher  nur  ,, prekäre  Geburten  einer  gÜQstigen  Sym- 
pathie" ;  den  Verträgen  hat.  es  bisher  ebenso  an  Vollständigkeit 
als  an  Bestimmtheit  gefehlt ;  in  KoUisionsf ällen  hat  jeder  Teil  die 
Sache  anders,  zu  seinem  einseitigen  Nutzen,  ausgelegt.  Die 
Dynastien  imd  die  Kabinette  begünstigten  noch  die  Un- 
bestimmtheit des  Rechtes,  das  Völkerrecht  ist  bei  ihnen  nur 
historisch  hergebracht  und  konventionell  beachtet.  Aber  die 
Entwicklung  der  Menschheit,  bekennt  Sartorius,  bringt  es  mit 
sich,  daß  nach  und  nach  das  Völkerrecht  doch  endlich  alle  Ver- 
hältnisse der  Völker  ergreift.  Damit  wäre  nach  der  Ansicht 
von  Sartorius  die  negative  Seite  der  Völkerordnung  vollendet, 
der  Krieg  wäre  ausgeschaltet,  aber  dieser  Rechtszustand  bleibt 
immer  nur  eine  Halbheit;  die  positive  Seite,  die  Hauptsache 
imd  der  Schlußstein  des  Völkervereines  muß  vollendet  werden. 
Der  fertig  gewordene  Völkerstaat  mit  der  Tendenz  der  Mensch- 
heitszwecke —  das  ist  die  Organisation  der  Menschheit,  die 
erst  die  Idee  des  vollkommenen  Friedens  ganz  realisiert,  in 
der  diese  Idee  sich  erst  zur  Herrlichkeit  entfaltet.  „Ein  solcher 
Völkerstaat  wiederholt  den  Einzelstaat  nicht  nur  in  seinen 
Rechtsanstalten,  sondern  auch  in  seinem  Zwecke,  seinem  Wesen 
und  aUen  seinen  Einrichtungen;  alles  Menschliche  muß  in  ihm 
verstaatlicht,  und  alles  Staatliche  vermenschlicht  sein.  Wir 
finden  daher  in  ihm  nicht  nur  ein  Justizwesen,  sondern  auch 
Kultur-,  Wirtschaftsanstalten  usw.,  jedoch  so  sehr  aus  dem 
Detaü  herausgezogen,  so  großartig  und  allgemein,  daß  er  ein 
Fokus  wird  für  alle  noch  so  verschieden  gefärbten  Lichtstrahlen 
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der  in  ihm  sich  sammebiden  Nationalitäten".  Die  Völker  in 
dem  Völkerstaat  sind  nicht  mehr  miverantwortlich  und  un- 
beengt; die  alte  absolute  imd  wilde  Freiheit  ist  untergegangen, 
eine  vernünftige  Freiheit  ist  an  ihre  Stelle  getreten,  die  Völker 
haben  positive  Gresetze  und  zwingende  Autoritäten  über  sich. 
Die  Völker  im  Völkerstaat  sind  nicht  mehr  absolut  souverän; 
es  gibt  nur  eine  einzige  Souveränität  mit  absolutem  Charakter, 
und  diese  muß  in  der  Gesamtheit  niedergelegt  sein.  Die  Zu- 
gehörigkeit zum  Völkerverein  beruht  auf  freiem  Wülen;  jedes 
Volk  darf  wieder  austreten,  niemand  darf  zum  Eintritt  ge- 
zwungen werden.  Die  Anziehungskraft  des  Völkerstaates  wird 
für  sich  selbst  wirken ;  die  Zugehörigkeit  zu  ihm  wird  so  segens- 
reich sein,  daß  ein  Abfall  gleichbedeutend  mit  politischem 
Selbstmord  werden  würde.  Auch  der  einzelne  kann  sich  ja  nicht 
aus  der  staatlichen  Gemeinschaft  ablösen;  er  kann  höchstens 
ein  politisches  Verhältnis  mit  den  anderen  vortäuschen.  Wie 
für  den  Einzelstaat  so  hält  Sartorius  auch  für  den  Völkerstaat 
die  mittelbare  oder  repräsentative  Demokratie  für  die  einzig 
mögliche  Staatsform.  Der  Völkerstaat  muß  sich  als  Völker- 
republik gestalten;  jedes  Volk,  als  kollektiver  Staatsgenosse, 
erscheint  als  Mitteilhaber  der  höchsten  Gewalt  oder  ihrer 
Quelle,  als  aktiver  Bürger  mit  entscheidender  Stimme,  und 
alle  sind  untereinander  an  Rechten  und  Verbindlichkeiten 
relativ  gleich,  ohne  Rücksicht  auf  Größe  des  Landes,  der  Volks- 
zahl und  des  Besitzes.  Auch  das  kleine  Volk  ist  ein  ganzer  Bürger 
und  muß  ein  ganzes  Bürgerrecht  haben.  Die  einzelnen  Völker 
sollen  ihre  Repräsentanten  erwählen,  und  zwar  können  immer 
mehrere  Völker  zusammen  einen  wählen;  die  Wahl  kann  sich 
auf  die  Besten  ausdehnen,  wo  sie  auch  immer  geboren  und  an- 
sässig sind.  Die  gewählten  Repräsentanten  sollen  nicht  als 
Advokaten  der  Einzelnationen  erscheinen,  sondern  als  Agenten 
der  Gesamtheit.  Sie  bUden  die  oberste  mit  ausübender  Staats- 
gewalt bekleidete  Behörde  und  verhalten  sich  zur  Gesamtheit 
wie  Beamte,  die  Völker  als  einzelne  aber  verhalten  sich  zu  ihnen 
wie  Gehorchende  zu  Gebietern. 

Sartorius  ist  sich  vollkommen  bewußt,  daß  sein  Völker- 
staat eine  Zeit  voraussetzt,  in  welcher  die  Menschheit  zur 
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Keife  gediehen  und  der  Vollendung  sich  angenähert  hat.  Die 
Kultur  muß  verallgemeinert,  die  Wahrheit  muß  ungetrübt 
erfaßt,  das  religiöse  Schauen  muß  zum  Gesamtbesitz  geworden 
sein,  wenn  die  Menschheit  den  Zustand  der  Koheit  über- 
winden und  Vorurteile,  Unwissenheit,  Leidenschaft  und  Gott- 
losigkeit abstreifen  soll.  Diese  Harmonisierung  der  Mensch- 
heit ist  etwas,  an  das  Sartorius  glaubt;  das  bisherige  Fort- 
schreiten d,er  Menschheit,  das  Weltgesetz  ihrer  Entwicklung 
bietet  ihm  eine  Bürgschaft  dafür.  Das  erste  ist  die  Erlangung 
des  negativen  Friedens  mittels  eines  Bundes  der  europäischen 
Völker  und  eines  Bundesgerichtes;  Sartorius  verspricht  sich 
besonders  viel  davon,  daß  die  Föderation  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  allmählich  immer  mehr  in  die  europä- 
ische Pohtik  gezogen  wird.  Historische  Vorläufer  sieht  er  in 
den  europäischen  Kongressen  zu  Münster  und  Osnabrück: 
sie  bedeuten  die  allmähliche  Vorbereitung  der  beginnenden 
Verstaatlichung  Europas.  Die  Heilige  Allianz  ist  ihm  einst- 
weilen der  Schlußpunkt  dieser  Entwicklung  der  Verträge  und 
Bünde.  Besonders  merkwürdig  ist  ihm  der  Deutsche  Bund 
von  1815;  noch  nie  hat,  sagt  er,  ein  Staatenbund  eine  so  große 
Anzahl  von  Staaten  umfaßt,  noch  nie  ist  so  ausdrücklich  das 
Prinzip  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzlichkeit  der  ver- 
bündeten Staaten  festgesetzt  und  der  Krieg  als  Mittel  der 
Schlichtung  von  Differenzen  ausgeschaltet  worden.  Die  Bundes- 
versammlung ist  die  Autorität,  die  zwischen  den  einzelnen 
Gliedern  vermitteln  soll;  wird  ein  Rechtsspruch  notwendig, 
so  sollen  sich  die  streitenden  Teile  einer  wohlgeordneten  Aus- 
trägalinstanz  ohne  Appellation  unterwerfen.  Exekutions- 
maßregeln werden  im  Namen  der  Gesamtheit  beschlossen  und 
ausgeführt.  Freilich  ist  Sartorius  aus  begreiflichen  Gründen 
nicht  restlos  mit  dem  Deutschen  Bund  einverstanden.  Er 
bezieht  sich  auf  die  scharfe  Kritik,  die  er  durch  Welcker  und 
Pfizer  gefunden  hat ;  der  Deutsche  Bund,  sagt  er,  stellt  mehr  einen 
Fürsten-  als  einen  Völkerbund  dar;  das  demokratische  Prinzip 
ist  in  ihm  erdrückt.  Gegen  die  großen  Mächte  kann  eine  Exe- 
kution nicht  durchgeführt  werden,  und  viele  Verheißungen 
sind  nicht  gehalten  worden.    Aber  er  erkennt  auch  an,  daß 
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das  bloße  Bestehen  dieses  Bundes  für  den  allgemeinen  Frieden 
ein  großer  Gewinn  sei,  daß  er  die  Ruhe  in  Europa,  dessen 
Herz  ganz  Deutschland  ist,  garantiere^). 

Sartorius  meint  sogar,  daß  der  Deutsche  Bund  der  Kern 
für  den  allgemeinen  Völkerbund  werden  könnte.  Hier  erinnert 
er  an  die  Worte  Kants,  daß  ein  mächtiges  und  aufgeklärtes 
Volk  den  Mittelpunkt  der  föderativen  Vereinigung  für  andere 
Staaten  abgeben  sollte.  Für  den  zukünftigen  Völkerbund 
fordert  Sartorius  außer  der  Völkerrepräsentation  und  der  Öffent- 
lichkeit aller  Akte,  sowie  dem  Völkertribunal  einen  Bundes- 
hauptmann, der  den  Gesetzgebungsräten  zur  energischen 
Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt  zur  Seite  stünde.  In  dem 
stehenden  Heere  sieht  er  gleich  Kant  ein  Haupthindernis  des 
Friedens. 

Sartorius  nimmt  in  der  Grcschichte  des  Völkerbund- 
gedankens eine  hohe  Stellung  ein.  Geistesgeschichtlich  gehört 
er  in  die  Reihe,  die  von  Schelling  ausgeht ;  auf  Wagners  Lehren 
hat  er  besonders  aufgebaut.  Seine  völkerrechtlichen  Anschau- 
ungen sind  also  erwachsen  auf  einer  Vereinigung  von  natur- 
rechtlichen Postulaten  und  geschichts-philosophischen  Glaubens- 
sätzen. Gegen  seinen  Landsmann  Haller,  den  Begründer  der 
Legitimitätstheorie,   wendet  er  sich   mit   scharfen  Worten. 

1)  Wiener  Schlußakte  vom  15.  Mai  1820,  Art.  XVIII  f.  Vgl.  noch  die 
provisorische  Bestimmung  über  die  Kompetenz  der  Bundesversammlung, 
festgesetzt  durch  einen  Beschluß  derselben  vom  12.  Juni  1817;  Beschluß  der 
Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817,  betreftend  die  auswärtigen  Verhält- 
nisse des  teutschen  Bundes;  Beschluß  der  Bundesversammlung  vom  16.  Juni 
1817,  enthaltend  die  Bundes- Vermittlungs-  und  Austrägal-Ordnung  in  Streitig- 
keiten von  Bundesgliedem  unter  sich;  Beschluß  in  dem  Plenum  vom 
3.  August  1820,  betreffend  das  Verfahren  bei  Aufstellung  der  Austrägal-Instan- 
zen;  Exekutionsordnung  für  Vollziehungs-Geschäfte  der  Bundesversammlung, 
festgesetzt  in  dem  Plenum  am  3.  August  1820  usw.  In  der  Quellensammlung 
zu  dem  öffentlichen  Recht  des  teutschen  Bundes.  Herausgegeben  von  Klüber, 
Erlangen  1830  f. 

^)  Vgl.  We Icker:  Die  Vervollkommnung  der  organischen  Entwicklung 
des  teutschen  Bundes  zur  bestmöglichen  Förderung  teutscher  National-Einheit 
und  teutscher  staatsbürgerhcher  Freiheit.  Karlsruhe  1831.  Pfizer:  Über 
die  Entwicklung  des  öffentlichen  Rechts  in  Teutschland  durch  die  Verfassung 
des  Bundes.    Stuttgart  1835. 
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In  Hallers  „Restauration  der  Staats  Wissenschaften"  findet  sich 
Band  3,  Seite  100  das  Wort:  ,,Die  Kriege  sind  so  alt  als  die 
Welt  und  werden  fortdauern,  solange  als  Menschen  leben." 
Die  Geschichte  wechselt  nach  der  Auffassung  von  Sartorius 
in  ihren  Erscheinungen.  Ihr  Inhalt  ist  keine  beharrliche  Sub- 
stanz, das  Sollen  kann  nicht  aus  dem  Sein  abgeleitet  werden, 
sondern  umgekehrt.  Die  Geschichte  enthält  das  Gute  wie  das 
Böse;  durch  den  historischen  Bestand  allein  wird  kein  Ding 
gerechtfertigt;  fille  Vernunft  müßte  ja  dann  aufhören,  und  die 
Menschheit  müßte  auf  jedes  Fortschreiten  verzichten.  Jede 
spätere  Gegenwart  dürfte  nur  die  vorige  wiederholen:  ,,Die 
Gesellschaften  sind  keine  disponiblen  Körper,  welche  man 
von  einem  Zustand  in  den  anderen  versetzen  kann,  um  die 
Erscheinungen  und  Resultate  nachzuweisen."  —  Sartorius  ist 
eine  hochstehende  Persönlichkeit,  die  die  Wissenschaft  ihrer 
Zeit  ganz  umfaßt  hat  und  ihr  völkerrechtliches  System  mit 
Scharfsinn  aufbaut.  Wie  alle  bedeutenden  Völkerrechtler 
ist  er  im  Innersten  bewegt  von  einem  Glauben  an  die  Zukunft ; 
nicht  aus  dem  reinen  Erkenntnistrieb  allein  schreibt  er.  Den  Vor- 
wurf unpraktischer  Dogmen,  der  ihm  ja  leicht  gemacht  werden 
kann,  weist  er  ausdrücklich  zurück,  denn  was  den  Heutigen 
unmögUch  ist,  das  ist  doch  der  ,, kontinuierlichen  Menschheit" 
möglich.  Die  Schlußperiode  der  menschlichen  Entwickelung 
wird,  so  meint  er,  die  große  Friedensepoche  sein;  das  Aufhören 
der  Kj:iege  bedeutet  nicht  den  Beginn  des  jüngsten  Gerichtes, 
sondern  die  Friedensperiode  wird  erst  die  eigentliche  Kultur, 
die  Harmonisierung  aller  Verhältnisse  der  Erde,  die  Ent- 
faltung der  Menschheit  zur  voUsten  Kraft  bringen^). 


Die  durch  Napoleon  III.  eröffnete  neue  große  europäische 
Kriegsepoche  ist  der  Entwicklung  des  Gedankens  des  Völker- 
bundes sehr  ungünstig  gewesen.  Trotzdem  können  wir  einzelne^ 
Vertreter  immerhin  feststellen.  Der  Bonner  Professor  P.  Kauf- 
mann hat  „Die  Wissenschaft  des  Weltfriedens  in  Grundrissen" 

1)  A.  a.  0.  S.  172,  181,  194,  195,  196f,  228,  230f.,  232,  237,  243f.,  246f., 
249,  277,  286  f.,  296  f. 
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ZU  zeichnen  versucht  (Bonn,  2.  Auflage,  1866.)  —  eine  nur 
flüchtige  Skizze,  die  aber  doch  eine  Fülle  von  merkwürdigen 
und  anregenden  Ideen  enthält.  Kaufmann  nennt  seine  kleine 
Schrift:  ,,Den  Versuch  einer  wissenschaftlichen  Darlegimg 
der  Wege  und  Mittel,  durch  welche  der  allgemeine  beständige 
Friede  der  Völker  und  Staaten  herbeigeführt  und  erhalten  wird." 
Er  unternimmt  also  nichts  weniger  als  den  Aufbau  einer  ganz 
neuen  Disziplin,  der  Entwicklung  des  bisherigen  Völkerrechts 
zu  einer  eigenen,  nicht  nur  juristischen,  sondern  auch,  wie  man 
heute  sagen  würde,  soziologischen  und  poHtischen  Wissenschaft. 
Er  teilt  diese  Wissenschaft  ein  in  die  ,, Friedenslehre"  und  die 
„Friedenspflege  oder  FriedenspoHtik".  Als  Quellen  sollen 
dienen  Phüosophie,  Staatswissenschaften,  Geschichte,  Statistik 
und  Ethnographie.  Die  Friedens  Wissenschaft  hat  einen  unmittel- 
bar praktischen  Nutzen,  denn  sie  will  Millionen  von  Leben 
erhalten,  ungeheuere  Summen  ersparen,  Arbeitsunfähigkeit 
verhindern,  Roheit,  Gewalttätigkeit,  Verbrechen  und  Laster 
bekämpfen.  Kaufmann  versucht  eine  Anzahl  Grundlehren 
festzusetzen:  Die  Wissenschaft  des  Weltfriedens  ist  ein  Teil 
der  Naturgeschichte  des  Menschen.  Der  Krieg  muß  unter- 
sucht werden:  warum  er  in  früheren  Zeiten  bedeutende  Vor- 
teile gehabt  hat,  warum  er  Entdeckungen  und  Erflndungen 
gefördert  hat,  geistige  und  sittliche  Kräfte  hervorgerufen  hat. 
Früher  war  ohne  Ej:ieg  keine  Kultur  möghch,  heute  ist  er  ein 
Feind  der  Menschheit  geworden. 

Interessant  ist  bei  Kaufmann  der  Einfluß  Darwinistischer 
Ideen;  der  Krieg  war  früher  eine  Form  des  Kampfes 
ums  Dasein  —  die  Ursachen  und  Anlässe  früherer  Kriege 
sollen  festgestellt  werden,  ferner  das  Verhältnis  der  religiösen 
Ideen  zum  Kriege.  Daran  soU  sich  anschließen  eine 
historische  Betrachtung  der  bisherigen  Versuche,  den  Krieg 
abzuschaffen  und  Völkerbünde  ins  Leben  zu  rufen.  Kauf- 
mann wirft  die  Frage  auf,  die  unmittelbar  aus  dem  geistigen 
Kampfe  der  Zeit  stammt:  ,, Könnten  die  Systeme  des  Kom- 
munismus und  des  Sozialismus,  falls  sie  zur  Ausführung  ge- 
langten, den  beständigen  Frieden  fördern?"  Ferner  soU  dann 
das  Verhältnis  der  Idee  des  Christentums  zum  beständigen 
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Völkerfrieden  untersucht  werden.  Die  stehenden  Heere  will 
Kaufmann  nicht  abschaffen,  sondern  sie  einer  höheren  Bestim- 
mung zuführen,  nämlich  der  Urbarmachung  fremder  Land- 
strecken im  Orient,  der  Herstellung  großer  Verkehrswege,  der 
Ausführung  gemeinnütziger  Werke  wie  der  Durchgrabung  der 
Landenge  von  Panama.  Der  soziale  Gresichtspunkt  tritt  stark 
hervor:  die  materiellen  Interessen  der  produktiven  Klassen 
verlangen  die  Abschaffung  des  Ej:ieges;  Menschheit  und  Welt 
müssen  Armut  und  Elend  überwinden,  Wissenschaft  und  Kunst 
zur  höchsten  Blüte  entfalten,  schließhch  eine  große  Familie 
bilden.  Zur  Durchführung  dieser  Ziele  bedarf  es  der  Ver- 
breitung der  wissenschaftUch-sittlichen  Bildung  in  allen  Schich- 
ten der  menschlichen  Gesellschaft;  deshalb  sollen  Friedens- 
gesellschaften gegründet,  sowie  Friedensprofessuren  gestiftet 
werden.  Ein  Friedensfonds,  eine  Rednerschule,  eine  Friedens- 
zeitung, eine  Friedensfeier  als  Völkerverbrüderungsfest,  ein 
Preisausschreiben  für  Friedensliteratur  —  das  sind  die  weiteren 
Forderungen  Kaufmanns.  Das  Letzte  wäre  dann  die  Her- 
stellung einer  ,, Weltakademie  des  Völkerrechts".  Es  ist  zuzu- 
geben, daß  die  Gedanken  Kaufmanns  vielfach  noch  etwas 
Unausgereiftes  haben;  aber  er  erscheint  doch  in  manchem  als 
ein  Vorläufer  späterer  Forderungen.  Seine  Friedens  Wissenschaft 
denkt  er  sich  als  eine  neue  Disziplin  nach  Art  der  Volkswirt- 
schaftslehre;  wie  diese  hat  auch  die  Friedenswissenschaft  sich 
erst  durchzuringen.  Eine  ganz  moderne  Idee  enthält  die  fol- 
gende Forderung  Kaufmanns:  ,, Höchst  wichtig  und  interessant 
wäre  eine  Geschichte  der  öffentlichen  Meinung,  ihres  Einflusses 
und  ihres  Wertes  für  die  Geschicke  der  Menschheit." 

Kaufmann  ist  ein  Außenseiter  gewesen;  die  offizielle  deut- 
sche Völkerrechtswissenschaft  brachte  solchen  weitgehenden 
und  m  der  Form  allerdings  nicht  durchgearbeiteten  Ideen  wenig 
Verständnis  entgegen.  Robert  von  Mohl  nannte  in  seiner 
Schrift  „Geschichte  und  Literatur  der  Staats  Wissenschaften" 
den  Weltstaat  ein  Hirngespinst;  weniger  unmögKch  erschien 
ihm  dagegen  ein  Völkertribunal  oder  die  Verabredung  von 
Schiedsrichtern  für  den  EinzeKall.  AUein  auch  hier  kann  nach 
seiner  Ansicht  höchstens  im  einzelnen  eine  Vermeidung  von 
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Kriegen  erzielt  werden.  Die  ganze,  äußerlich  so  großartige 
Bewegung  der  Friedensfreunde  nennt  er  einen  Beweis  von 
urteilslosem  Wohlwollen,  wenn  ihm  auch  der  Friede  ein  selbst- 
verständliches Vernunftsideal  ist^).  Positiver  hat  sich  Professor 
Geyer  ausgesprochen:  ,,Das  ideale  Ziel,  nach  welchem  man 
hinstreben  muß,  ist  und  bleibt,  trotz  aller  Skepsis,  der  ewige 
Friede;  denn  das  Rechtsgesetz  ist  ein  Gesetz  des  Friedens "2). 

Eine  sehr  eingehende  und  wohl  erwogene  Abhandlung  da- 
gegen hat  F.  V.  Holtzendorff  1882  über  die  „Idee  des  ewigen 
Friedens"  geschrieben.  Den  Gegensatz  zwischen  der  Staats- 
praxis der  Politiker  und  den  Forderungen  der  Jurisprudenz 
hält  er  zunächst  für  unüberbrückbar.  Es  ist  nicht  richtig, 
meint  er,  daß  aUe  großen  Interessengegensätze,  die  den  Bestand 
und  die  Lebenskraft  der  Staaten  berühren,  einfach  auf  die 
juristischen  Formeln  von  Recht  oder  Unrecht  zurückgeführt 
werden  können.  Als  Beispiel  führt  er  die  Orient aUsche  Frage  an ; 
kann  sie  nach  einem  juristischen  Schema  gelöst  werden  ? 
Wo  wären  die  mit  allen  Tatsachen  vertrauten  Richter  zu  finden, 
die  von  dem  Ausgang  der  Verhandlung  vöUig  unberührt  blieben  ? 
Holtzendorff  meint  sogar,  daß  mit  den^  Ineinanderwachsen 
der  Staaten,  mit  der  immer  größer  werdenden  Intimität  der 
politischen  und  sozialen  Beziehungen  der  verschiedenen  Staaten 
die  Wahrscheinlichkeit  eines  unparteüschen  Urteils  geringer 
wird.  Aber  trotzdem  wül  er  in  der  Idee  des  Schiedsgerichtes 
einen  bedeutenden  Kulturfortschritt  anerkennen.  Er  verlangt 
von  den  Friedensfreunden,  daß  sie  diejenigen  FäUe  genauer 
bestimmen  sollten,  die  einer  schiedsrichterlichen  Entscheidung 
am  meisten  zugänglich  seien.  Als  solche  könnten  bei  näherer 
Prüfung  vielleicht  anerkannt  werden:  Zwistigkeiten  zwischen 
Staaten,  die  sich  mit  Gewalt  der  Waffen  niemals  erreichen 
können,  wie  beispielsweise  England  und  die  Schweiz,  Streitig- 
keiten zwischen  Großmächten  und  dauernd  neutralisierten 
Staaten,  wie  ^elgien  und  seine  mächtigen  Nachbarstaaten, 
endlich  gewisse  Völkerrechts  verbrechen  wie  Seeraub,  Verletzung 


1)  A.  a.  0.  Bd.  1,  S.  438  ff.,  441,  Erlangen  1855. 

2)  Max  Jahns,  Über  Krieg,  Frieden  und  Kultur,  1893,  S.  334. 
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des  Gesandtschaftsrechts.  Holtzendorff,  der  nach  dem  Krieg 
1870/71  schreibt,  nimmt  gegen  die  Angriffe  der  Friedens- 
gesellschaften den  „gerechten  Krieg"  ausdrücklich  in  Schutz. 
Er  unterscheidet  zwischen  dem  Kjrieg  in  der  Vergangenheit  und 
dem  Krieg  in  der  Zukunft;  für  die  Zukunft  bekennt  er  sich 
entschieden  zu  dem  Standpunkt  derjenigen,  die  dahin  arbeiten 
wollen,  daß  die  den  Kjrieg  erzeugenden  Bedingungen  eines  Angriffes, 
Machtgelüste,  Eroberungssucht,  Nationalhaß  oder  Glaubens- 
feindschaft, entweder  einem  sittlich  vollkommenen  Zustande 
weichen  oder  durch  verbesserte  Einrichtungen  des  Völker- 
rechtes allmählich  unwirksam  gemacht  werden.  Auch  er  beruft 
sich  auf  Kant:  die  sittliche  Wiedergeburt  der  Menschheit  kann 
nur  im  Frieden  geschehen  und  wird  keine  anderen  Folgen 
haben  als  den  Frieden.  „In  diesem  Sinne  aufgefaßt,  ist  das 
Bestreben,  sich  dem  ewigen  Frieden  anzunähern,  eine  der 
heiligsten  Sachen  der  Menschheit,  wobei  es  wenig  auf  den  Ein- 
wand ankommt,  daß  wir,  um  mit  der  Arbeit  zu  beginnen,  noch 
zu  weit  vom  Ziel  entfernt  seien."  Es  können  nach  Holtzendorff s 
Ansicht  sehr  gut  Zeiten  kommen,  in  denen  nach  Art  der  unge- 
ahnten Verkürzungen  der  räumlichen  Entfernungen  auf  der 
Erdoberfläche  auch  durch  eine  jetzt  ungeahnte  Erleuchtung 
der  menschlichen  Gewissen  die  Abstände  verringert  werden, 
die  das  geistige  und  sittliche  Leben  der  Staatswelt  voneinander 
trennen.  Holtzendorff  nimmt  den  Gedanken  des  ewigen  Friedens 
auch  in  Anspruch  für  die  innerstaatlichen  Verhältnisse:  der 
Bürgerkrieg  muß  ausgeschaltet  werden  dadurch,  daß  die  An- 
griffe gegen  den  Bestand'  der  staatlichen  Ordnung  und  der 
bürgerlichen  Freiheit  mit  gemeinsamer  Macht  der  vereinigten 
Kulturstaaten  unterdrückt  werden.  Der  innere  Frieden  der 
Kulturstaaten,  der  wirtschaftliche  Friede,  der  gesellschaftliche 
Friede,  ist  eine  notwendige  Voraussetzung  der  Rechtsgemein- 
schaft der  Völker. 

Auch  hier  spüren  wir  die  Klänge  der  Zeit:  Holtzen- 

^)  Sammlung  wissenschaftlicher  Vorträge  von  Rud.  Virchow  und  Fr.  v. 
Holtzendorff,  Heft  403  und  404,  S.  39  f.,  46  f.,  50  f.,  56  f.  Die  Grundgedanken 
finden  sich  bereits  in  Holtzendorff s  Aufsatz  von  1875:  „Die  Streitfragen 
des  neueren  Völkerrechts",  Deutsche  Rundschau,  Jahrgang  2,  Heft  1,  S.  76. 
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dorjffs  Schrift  ist  im  Jahre  1882  erschienen,  sie  ist  also 
entstanden  in  jener  Epoche  der  großen  volkswirtschaftlichen 
Umkehr,  die  Bismarck  angesichts  der  Bestrebungen  der  Sozial- 
demokratie begann.  Holtzendorff  wendet  sich  gegen  Hegel: 
der  Völkerfriede  brauche  keineswegs  gleichbedeutend  zu  sein 
mit  einem  Zustand  bewegungsloser  Ruhe,  der  Untätigkeit 
gemeiner  Genußsucht.  ,,Das  Schicksal  des  Kämpf ens  und 
Ringens  wird  der  Menschheit  auf  keiner  Stufe  ihres  irdischen 
Daseins  erspart  bleiben."  Wenn  es  gelingt,  die  Kriege  auszu- 
schalten, so  werden  andere  Formen  des  Kampfes  die  geistige 
Atmosphäre  in  Bewegung  erhalten.  Der  militärische  Beruf  ist 
keineswegs  der  einzige,  bei  dem  Hingebung,  Selbstverleumdung 
und  Vaterlandsliebe  betätigt  werden  könne;  jeder  bürgerKche 
Beruf  bietet  heute  dazu  aUtägUch  die  zehnfache  Gelegenheit. 
Holtzendorffs  Arbeit  ist,  so  vorsichtig  er  vorgeht,  doch  ein 
bemerkenswertes  Symptom  für  eine  Erneuerung  im  Geiste  der 
Völkerrechtswissenschaft.  Der  Abstand  von  den  Uranfängen 
der  Menschheit  bis  zu  seiner  Gegenwart  scheint  ihm  größer  zu 
sein  als  der  Abstand  dieser  Gegenwart  von  dem  ewigen  Völker- 
frieden; er  ist  für  ihn  das  letzte  Ziel  des  Völkerrechts,  das 
letzte  Ziel  einer  nach  sittlichem  Fortschritt  ringenden  Mensch- 
heit; wenn  die  Staatswissenschaft  völkerrechtliche  Streitfragen 
rechtzeitig  erörtert  und  prüft,  so  kann  verhindert  werden, 
daß  sie  in  das  Stadium  leidenschaftlich  erregter  Volksbewegung 
eintreten  —  und  so  ist  es  möglich,  Kriege, zu  vermeiden.  Immer- 
hin hat  HoltzendorfP  doch  die  Teilnahme  an  der  Brüsseler 
Friedenskonferenz  1882  abgelehnt. 

Holtzendorff  hat  sich  besonders  mit  dem  Problem  der 
Ausschaltung  des  Krieges  befaßt.  Das  positive  Moment,  die 
Bildung  eines  Staatenvereines,  der  den  Frieden  erhält,  ist  von 
Professor  0.  Hälschner  betont  worden  in  seiner  Betrachtung: 
,,Der  deutsch-französische  Krieg  und  das  Völkerrecht"  (1872). 
Hälschner  knüpft  unmittelbar  an  Kant  an  und  bekennt  sich 
zu  dem  Grundsatz,  daß  die  der  Staaten  weit  gestellten  Aufgaben 
darin  bestehen,  einen  Friedenszustand  herzustellen,  in  welchem 
der  Krieg  wirklich  das  äußerste,  nicht  das  erste  Mittel  ist,  das 
der  Staat  im  Streite  mit  anderen  ergreift.    Hälschner  fordert 
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für  das  Völkerrecht  „volle  peremtorische  Geltung":  die  Staaten- 
gemeinschaft muß  also  nicht  nur  eine  rechtsbildende,  sondern 
auch  die  das  Recht  schützende  und  handhabende  Macht  dar- 
stellen. Hälschner  hofft  von  dem  neu  gegründeten  deutschen 
Reich,  daß  es  der  Mittelpunkt  eines  europäischen  Staaten- 
vereines werde,  der  sich  als  völkerrechtliches  Tribunal  konsti- 
tuieren könne.  Dadurch  ist  eine  europäische  Organisation 
gewonnen  1). 

Weit  positiver  sind  die  Ideen  von  Bluntschli.  Vielleicht 
liegt  es  an  Bluntschlis  Schweizer  Herkunft,  daß  er  die  Idee 
der  europäischen  Gremeinschaft  mit  so  warmem  Herzen  ergriffen 
hat.  Schon  in  seinem  ,, Allgemeinen  Staatsrecht"  macht  er 
einen  sehr  interessanten  Unterschied  zwischen  der  Anschauungs- 
weise der  historischen  und  der  philosophischen  Erkenntnis^). 
Er  sagt,  daß  die  historische  Schule  sich  befriedigt  fühlt  in  der 
Annahme,  daß  der  Staat  der  Körper  sei  der  Volksgemeinschaft. 
„Sie  leitet  ihn  her  aus  der  Natur  und  dem  Bedürfnisse  der 
Nation  und  beschränkt  ihn  auf  die  Nation."  Damit  meint  er, 
kann  sich  aber  die  phüosophische  Erkenntnis  nicht  zufrieden 
geben.  Die  gemeinsame  menschliche  Natur  ist  es,  die  den 
Menschen  staatsbedürftig  und  zum  Staatenschöpfer  macht;  er 
weist  mit  innerer  Notwendigkeit  auf  die  höhere  Einheit  der 
Menschheit  hin,  deren  Glieder  die  Völker  sind.  Die  Menschheit 
ist  in  Wahrheit  ein  Ganzes;  sie  ist  von  einem  gemeinsamen 
Greiste  beseelt  und  strebt  deshalb  nach  „Verleiblichung  ihres 
eigenen  Wesens".  Bluntschli  folgert  daraus,  daß  die  national 
beschränkten  Staaten  nur  einen  relativen  Wert  und  Geltung 
haben:  „Der  vollkommene  Staat  ist  also  der  körperlich  sicht- 
baren Menschheit  gleich.  Der  Weltstaat  ist  das  Ideal  der  fort- 
schreitenden Menschheit."  Bluntschli  gibt  zu,  daß  die  Menschheit 
jetzt  noch  in  einem  träumerischen  Zustande  befangen  und 
verwirrt  sei;  sie  muß  erst  zur  vollen  Klarheit  erwachen  und 
zur  Einheit  des  Willens  heranreifen.  Erst  die  späteren  Jahr- 
hunderte werden  den  Weltstaat  verwirklichen:   „Aber  die 


1)  Deutsche  Blätter,  Gotha  1872,  S.  12  f.,  23  f.,  165  f.,  168  f. 

2)  Allgemeines  Staatsrecht,  2.  Auflage,  1.  Band,  München  1857,  S.  38. 
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Sehnsucht  nach  einer  solchen  organisierten  Lebensgemeinschaft 
aller  Völker  ist  schon  in  der  bisherigen  Weltgeschichte  von 
Zeit  zu  Zeit  offenbar  geworden,  und  die  zivilisierte  europäische 
Menschheit  faßt  bereits  das  hohe  Ziel  fester  ins  Auge." 
Bluntschli  betrachtet  dann  die  Versuche  Alexanders  des  Großen, 
der  Römer,  des  Mittelalters  und  schHeßlich  Napoleons  I.,  einen 
völkerrechtlichen  Gesamtstaat  zu  organisieren.  Die  Versuche 
sind  mißlungen ;  aber  die  unbesiegbare  Zeit  arbeitet  unabläßlich 
fort,  die  Völker  einander  näherzubringen  und  das  allgemeine 
Bewußtsein  der  menschlichen  Gemeinschaft  zu  wecken.  Eine 
gemeinsame  Weltordnung  bereitet  sich  vor,  die  gesamte  Wissen- 
schaft folgt  diesem  Impulse,  schon  jetzt  spürt  die  europäische 
Menschheit  jede  Störung  an  irgendeiner  Stelle,  und  ihr  Geist 
wendet  seine  Blicke  auf  den  Erdkreis  und  will  die  Welt  ordnen. 
Bluntschli  gibt  zu,  daß  die  Zeit  noch  nicht  vollendet  ist,  daß 
die  geistige  Reife  noch  nicht  vorhanden  ist,  daß  aber  der  Wille 
und  die  Macht  dazu  schon  in  Europa  vorliegen.  Die  Idee  des 
Weltstaates  ist  für  ihn  eine  Idee  der  Zukunft,  in  der  erst  der 
wahre  Staat  offenbar  sein  wird;  im  Weltstaat  wird  auch  das 
Völkerrecht  endlich  seine  Begründung  und  ein  gesichertes 
Dasein  finden.  Später  hat  Bluntschli  diese  seine  Ideen  vom 
Weltstaat  zu  praktisch  greifbaren  Forderungen  zusammen- 
gefaßt. Im  Jahre  1878  hat  er  eine  Untersuchung  über  die 
,, Organisation  des  europäischen  Staatenvereins"  in  der  „Gegen- 
wart" veröffentlicht^).  Er  schlägt  dort  .einen  Weltverfassungs- 
staat vor,  der  zunächst  in  Form  eines  europäischen  Staaten- 
bundes sich  verwirklichen  soll.  An  der  Spitze  des  Staatenbundes 
steht  eine  Körperschaft  von  21  Delegierten,  die  den  Bundesrat 
bestimmen;  die  sechs  Großmächte  ernennen  je  zwei,  die  übrigen 
je  einen  Delegierten.  Die  Delegierten  stimmen  nach  Instruk- 
tionen; sie  sind  also  die  Vertreter  der  Staaten.  Ihnen  zur  Seite 
treten  die  Vertreter  der  Völker,  die  sich  zu  einem  Senat 
zusammenfinden.  Der  Senat  zählt  105  Mitglieder;  die  Ver- 
handlungen finden  in  drei  Sprachen  statt.  Die  Senatoren 
sollen  nach  ihrer  persönlichen  Einsicht,  also  ohne  Instruktion 


^)  Gegenwart,  Jahrgang  1878,  S.  131. 
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stimmen.  Der  Bundesrat  soll  den  Völkerfrieden  wahren  und  in 
diesem  Geiste  die  Geschäfte  der  großen  europäischen  Politik 
führen;  er  soll  ständig  tagen,  eine  Kanzlei  besitzen  und  jährlich 
mehrere  Sitzungen  abhalten.  Alle  nationalen  Behörden  für 
Justiz  und  Verwaltung  sollen  von  ihm  abhängen.  Der  Senat 
soll  nur  alle  zwei  oder  drei  Jahre  zusammentreten.  Wenn 
gegen  einen  Staat  ausnahmsweise  die  Exekution  erfolgen  soll, 
so  soll  das  Kollegium  der  Großmächte  als  Vollzugsausschuß 
auftreten.  Eine  Bundesarmee  soll  nicht  gebildet  werden. 
Bluntschli,  der  seinen  Vorschlag  nüchtern  und  bescheiden 
nennt,  hofft,  daß  die  Kriege  von  selbst  seltener  werden,  und 
schlägt  keine  Auflösung  oder  Entwaffnung  der  Staatenheere 
vor.  Allmählich  sollen  auch  außereuropäische  Verhältnisse 
geregelt  werden,  soweit  sie  mit  Europa  verflochten  sind. 

Die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft  hat  eine  weitere 
Ausgestaltung  des  Völkerbundgedankens  bis  zu  der  nach  1890 
einsetzenden  Epoche  der  Weltpolitik  nicht  mehr  hervorgebracht. 
Mit  Recht  hat  Walter  Schücking  diese  Unproduktivität  in 
den  Fragen  des  internationalen  Rechts  kritisiert.  Er  selbst 
ist  bekannthch  derjenige  gewesen,  der  vielen  Anfechtungen 
zum  Trotz  die  Notwendigkeit  der  Organisation  der  Welt  in 
der  emsthaftesten  Weise  gefordert  und  verfochten  hat. 

Epochemachend  wurde  seine  Abhandlung:  „Die  Organi- 
sation der  Welt",  die  zuerst  1907  in  der  „Zukunft"  und  dann 
erweitert  in  Buchform  erschien.  Zahlreiche  Aufsätze  aktuellen 
Inhalts  folgten ;  sie  beruhten  auf  einer  tief  bohrenden  wissen- 
schaftlichen Betätigung.  Schücking  hat  in  Marburg  eine  Völker- 
rechtsschule ins  Leben  gerufen,  ein  Seminar,  aus  dem  zahlreiche 
wertvolle  Arbeiten  zur  geschichtlichen  und  theoretischen  Ent^ 
Wicklung  der  internationalen  Rechtsgemeinschaft  hervorge- 
gangen sind. 


Valentin,  Geschichte  des  Völkerbundgedankens  in  Deutachland.  g 
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praktischen  Politik. 

Aus  den  reinen  Höhen  der  Spekulation  steigt  unsere 
Betrachtung  nunmehr  in  die  farbigen  Niederungen  des  poli- 
tischen Lebens.  Der  Praktiker  befindet  sich  dem  Philosophen 
und  Juristen  gegenüber  immer  im  Nachteil:  was  eine  tiefe 
ethische  Erkenntnis,  was  eine  scharfsinnig  durchgearbeitete 
juristische  Forderung  war,  das  soll  nun  in  Einklang  gebracht 
werden  mit  dem  Überkommenen,  mit  den  tausend  Verschrän- 
kungen und  Verästelungen  des  Lebens  selbst.  Der  Völkerbund- 
gedanke ist  uns  entgegengetreten  als  Projekt,  als  Predigt,  als 
romanhafte  Utopie,  als  verwegene  Konstruktion  großer 
reformatorischer  Greister.  Was  sagt  nun  die  Geschichte  selbst 
dazu  ?  Es  gibt  Perioden,  in  denen  der  Zeitgeist  den  Völkerbund- 
gedanken mit  zwingender  Gewalt  herbeiruft,  als  eine  Art  Er- 
löser, der  das  unerträgHche  Chaos  klären  soll.  Eine  solche 
Zeit  kam  im  18.  Jahrhundert  nach  den  Kriegen  Ludwigs  XIV., 
im  19.  Jahrhundert  im  Zusammenhang  mit  der  napoleonischen 
Kriegsepoche;  heute  befinden  wir  uns  wieder  in  einer  solchen 
Periode. 

Der  Geschichtsschreiber  kann  in  früheren  Jahrhunderten 
ähnliche  Konstellationen  feststellen  i).  Das  Gesamtinteresse 
Europas  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  auf  das  leidenschaftlichste 
empfunden  und  gepredigt,  um  dann  wieder  in  Vergessen- 
heit zu  geraten.  In  der  Zeit  der  Kreuzzüge  hatte  sich  jene 
europäische  Solidarität  greifbar  durchgesetzt;  der  charak- 
teristische Niederschlag  ist  das  Werk  des  französischen  Ad- 
vokaten Pierre  Dubois  von  1306,  über  die  Wiedergewinnung 
des  heiligen  Landes,  in  dem  er  ein  allgemeines  Konzil  fordert, 

^)  Vgl  Robert  Redslob,  Das  Problem  des  Völkerrechts,  S.  73  f. 
Während  der  Korrektur  wird  mir  bekamit:  Christian  L.  Lange,  Histoire  de 
rintemationalisme  I  (Publications  de  Tlnstitut  Nobel  Norvegien)  Kristiania 
1919. 
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das  eirien  ständigen  Schiedsgerichtshof  für  die  Christenheit 
einsetzen  sollte.  Der  Kampf  gegen  die  Ungläubigen  hat  auch 
in  späteren  Jahrhunderten  Europa  von  Zeit  zu  Zeit  geeinigt; 
sowie  sich  die  verschiedensten  Nationen  zusammenfanden, 
um  die  Türken  bei  Wien  zu  schlagen  und  aus  dem  Herzen 
Europas  zurückzudrängen,  so  ist  der  Gedanke,  die  europäischen 
Nationen  nun  auch  dauernd  zu  einer  Einheit  gegen  die  Un- 
gläubigen zusammenzufassen,  immer  wieder  aufgetreten.  Der 
König  Georg  von  Podebrad  von  Böhmen  hat  im  Jahre  1463  einen 
solchen  europäischen  Bund  der  christlichen  Staaten  bilden  wollen, 
und  zwar  sollte  nach  der  Idee  dieses  Utraquisten  nicht  der 
Papst  der  Führer  sein,  sondern  ein  Kongreß  von  Gesandten 
sollte  als  das  Organ  dieses  Bundes  wirken.  Bei  Leibniz  sind  wir 
dem  Gedanken  des  Zusammenschlusses  Europas  gegen  die 
Ungläubigen  bereits  bägegnet,  und  im  18.  Jahrhundert  hat 
der  Kardinal  Alberoni  nochmals  unter  diesem  Gesichtspunkt 
einen  europäischen  Kongreß  gefordert  (1735).  In  diesen  Zu- 
sammenhang gehört  auch  das  Buch  eines  deutschen  Fürsten: 
,,Der  diskret  gesinnte  Katholik"  vom  Jahre  1666,  vom  Land- 
grafen Emst  von  Hessen- Rheinfels  (1623/93).  Im  Gegensatz 
zu  jenem  kalvinistischen  Böhmenkönig  hat  er  sich  aber  wieder 
den  Papst  als  das  Oberhaupt  eines  Bundes  gedacht,  der  aus  den 
katholischen  Fürsten  bestehen  sollte;  in  Luzern  sollte  das 
Schiedstribunal  dieses  Bundes  errichtet  werden.  Dem  Un- 
gehorsamen drohte  der  päpstliche  Bannfluch.  In  dieser  be- 
herrschenden Stellung  des  Papstes  drückt  sich  immer  die 
Erinnerung  an  das  Gottesreich  des  Mittelalters  aus.  Der 
literarische  Nachlaß  des  Landgrafen  —  49  dicke  Bände  — 
soll  für  die  Wissenschaft  erst  noch  nutzbar  gemacht  werden. 

Es  wäre  interessant,  einmal  eine  Geschichte  der  politischen 
Schlagworte  zu  schreiben.  Gegen  den  Universalismus  des  Papst- 
tums und  des  Kaisertums  erhoben  sich  die  Dynastien,  in  erster 
Linie  das  königliche  Frankreich;  gegen  die  Weltherrschaft, 
die  vom  Hause  Habsburg  immer  wieder  drohte,  erhob  sich 
der  Gedanke  des  Gleichgewichtes  der  dynastischen  Staaten; 
und  gegen  den  unerträglichen  Zustand  der  zwischenstaatlichen 
Anarchie,  wie  ihn  sowohl  die  alten  Fürstenstaaten,  wie  die 
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aus  ihnen  hervorgehenden  bürgerlichen  Nationalstaaten  erlebten, 
erhob  sich  der  Gedanke  des  Staaten-  oder  Völkerbundes. 

Der  Westfälische  Friede  von  1648  ist  in  der  Entwicklung 
der  europäischen  Politili  deshalb  besonders  ein  epochemachendes 
Ereignis  gewesen,  weil  er  zum  erstenmal  alle  europäischen 
Staaten  in  der  Form  eines  jahrelangen  Diplomatenkongresses  an 
einem  Tische  zusammengebracht  hatte.  Wenn  auch  im  einzelnen 
das  Werk  von  1648  unmittelbar  darauf  durchbrochen  wurde,  so 
war  doch  darin  die  Grundlage  für  eine  völkerrechtliche  Ge- 
meinschaft geschaffen,  auf  der  irgendwie  weitergebaut  werden 
konnte.  Schon  Ranke  hat  die  Verträge  von  1648  die  „Grund- 
gesetze gleichsam  einer  allgemeinen  Republik"  genannt.  Die 
Theorie  des  politischen  Gleichgewichtes,  die  aus  den  itahenischen 
Rivalitätskämpfen  stammt,  ist  für  das  Verhältnis  der  beiden 
Häuser  Habsburg  und  Bourbon,  deren  Rivalität  Europa  in 
Unruhen  versetzte,  das  immer  wieder  empfohlene  Heilmittel 
geworden.  Der  Herzog  von  Roh  an  hat  in  einem  Traktat  über 
das  Interesse  der  Fürsten  und  Staaten  der  Christenheit  für  den 
Kardinal  Richelieu  im  Jahre  1638  diese  Idee  eingehend  erörtert. 
Und  England  ist  dann  im  Verein  mit  Holland  der  Verfechter 
und  Vermittler  dieses  Gleichgewichtes  geworden:  schon  in 
den  Tagen  der  Königin  Elisabeth  ist  England  als  das  Zünglein 
der  Wage  zwischen  Frankreich  und  Spanien  bezeichnet  worden^). 
Das  Gesamtwohl  der  europäischen  Staatengemeinschaft,  dem 
sich  nach  dem  Urteil  der  Publizisten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
alles  andere  unterzuordnen  hatte,  ist  das  leitende  Prinzip 
des  Projektes  des  Abbes  St.  Pierre,  das  in  einer  Zeit  tiefer 
Ermüdung  erschien;  schon  aus  diesem  Grunde  wurde  es  aufs 
lebhafteste  erörtert.  Der  Gedanke  eines  internationalen  Schieds- 
gerichtes war  der  praktischen  Politik  von  damals  keineswegs 
fremd:  Kardinal  Fleury  hat  auf  dem  Kongreß  von  Soissons  1728 
erklärt,  man  verfolge  den  Zweck,  aUe  umstrittenen  Interessen 
zu  begleichen  und  alle  irgendwie  mögHchen  Kriegsanlässe  aus 
der  Welt  zu  schaffen.    Der  Kampf  der  großen  Kontinental- 


^)  Staat  und  Gesellschaft  der  neueren  Zeit,  Berlin  und  Leipzig  1908; 
R.  Koser,  Staat  und  Gesellschaft  zur  Höhezeit  des  Absolutismus,  S.  262. 
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mächte  gegen  Preußen  wurde  unter  der  Parole  geführt,  daß 
es  notwendig  sei,  die  Ruhe  Europas  durch  Zerstörung  des 
preußischen  Emporkömmlings  zu  sichern.  Die  polnischen 
Teilungsverträge  bezeichneten  ausdrücklich  als  ihren  Zweck, 
die  Erhaltung  des  durch  die  polnischen  Unruhen  gefährdeten 
europäischen  Friedens. 

Schon  bei  der  Betrachtung  Kants  haben  wir  gesehen, 
daß  der  Friedensgedanke  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  eine 
ganz  natürliche  Vorstellung  geworden  war,  und  daß  die  Idee 
des  Völkerbundes  schon  um  deswillen  der  damaligen  Zeit  nahe 
lag,  weil  die  engHsch-französische  Aufklärung  ein  großes  gemein- 
sames Kulturgefühl  in  Europa  geschaffen  hatte,  dem  eine 
rechtHche  und  politische  Gemeinschaft  nur  entsprechen  konnte. 
Ein  unmittelbarer  Vorgänger  Kants  in  der  Publizistik  ist 
Johann  August  Schlettwein,  der  im  Jahre  1791  in  Leipzig  ein 
Buch  unter  dem  Titel  erscheinen  ließ:  „Die  wichtigste  An- 
gelegenheit für  Europa  oder  System  eines  festen  Friedens  unter 
den  europäischen  Staaten,  nebst  einem  Anhang  über  einen 
besonderen  Frieden  zwischen  Rußland  und  der  Pforte."  Schlett- 
wein, der  als  Regierungsbeamter  und  Universitätsprofessor 
ein  Hauptwortführer  der  physiokratischen  Schule  gewesen  ist 
und  sich  begeistert  für  die  Freihandelsidee  eingesetzt  hat, 
schreibt  dort:  ,,Um  nun  aber  dieses  System  der  Konfraternität 
der  Nationen  und  der  allseitigen  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des 
Handels  herzustellen  und  zu  befestigen,  könnten  die  gesamten 
europäischen  Mächte  auf  einem  allgemeinen  Kongresse  sich 
über  folgende  Punkte  vereinigen :  1.  Alle  wollen  zusammen  einen 
allgemeinen  Nationen-  und  Staatsbund  feierlichst  unter  sich 
schließen  und  festzuhalten  einander  versprechen,  in  welchem 
sie  in  der  engsten  Konfraternität  miteinander  stehen,  die 
Konfraternitätspflichten  gegeneinander  aufs  iieüigste  beob- 
achten und  die  allgemeine  Schiffahrts-  und  Kommerzien- 
freiheit  auf  allen  Meeren  und  Flüssen  und  auf  allen  Landstraßen 
nach  allen  Gegenden  der  Welt  einander  einräumen  und  nie 
die  allergeringste  Störung  derselbigen  unternehmen  und  zulassen 
wollen.  2.  Der  Besitzstand  ihrer  gesamten  Länder,  wie  er  am 
Tage  des  geschlossenen  Bundes  ist,  wird  zur  ewigen  Norm 
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unter  ihnen  allen  angenommen,  dergestalt,  daß  keiner  sich 
ermächtige  einem  anderen  von  den  Ländern,  unter  welchem 
Vorwande  es  auch  sei,  etwas  zurückzufordern,  die  ein  jeder 
an  diesem  feierlichst  bestimmten  Normaltage  innehat.  3.  Alle 
Prätentionen  ohne  Unterschied,  die  eine  Macht  gegen  die  andere 
von  vorigen  Zeiten  her  bis  auf  diesen  Normaltag  hatte  oder 
haben  zu  können  glaubte,  sollen  von  diesem  Tage  an  auf  ewig 
tot  sein  und  nie  wieder  rege  gemacht  werden  können.  4.  Ein 
ewiges  Grundgesetz  würde  es  sein,  daß  von  den  am  Normal- 
^  tage  in  Europa  befindlichen  Reichen  und  Staaten  von  diesem 
Tage  an  niemals  zwei  oder  mehrere  auf  ein  Haupt  zusaminen- 
fallen  könnten,  sondern  daß  in  allen  Fällen,  da  etwa  eine 
regierende  Familie,  nach  den  natürlichen  Gesetzen  der  Erbfolge, 
einen  anderen  Staat,  der  ledig  werden  würde,  in  ihre  Gewalt 
bekommen  sollte,  dieser  neue,  anererbte  Staat  einem  der  nach- 
gebornen  Prinzen  dieser  Familie  überlassen  und,  wenn  keiner 
aus  der  FamUie  vorhanden  wäre,  einem  nachgeborenen  Prinzen 
aus  den  übrigen  regierenden  Famüien  durch  das  Los  nach  der 
pünktlichsten  Gerechtigkeit  eingeräumt  werden  müßte .  * '  Schlett- 
wein will  etwaige  Streitigkeiten  durch  ein  Austrägalgericht 
geschlichtet  haben,  und  er  erinnert  dabei  an  den  großen  Plan 
Heinrich  IV.;  ein  Grundartikel  des  allgemeinen  Nationen- 
bundes soll  femer  sein,  daß  im  Falle  revolutionärer  Erhebung 
eines  Volkes  gegen  seinen  Regenten  alle  anderen  diesem  Regenten 
helfen  sollen.  Schlettwein  schreibt  unmittelbar  unter  dem 
Eindruck  der  französischen  Revolution  und  rechtfertigt  in 
diesen  Sätzen  den  damals  unternommenen  Kreuzzug  der 
legitimistischen  Mächte  Österreichs  und  Preußens  gegen  das 
revolutionäre  Frankreich.  Er  weist  dann  noch  besonders 
hin  auf  den  Freundschafts-  und  Handelsbündnisvertrag,  den 
Friedrich  der  Große  am  10.  September  1785  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  im  Haag  abschloß.  Es  war  darin  bestimmt, 
daß  im  Falle  eines  Krieges  „die  V^eiber  und  Kinder,  Gelehrten, 
Ackerleute,  Künstler,  Manufakturisten  und  Fischer,  welche 
nicht  bewaffnet  sind  und  welche  in  Staaten,  in  Dörfern  und  auf 
Höfen  wohnen,  die  nicht  befestigt  sind,  und  überhaupt  aUe 
diejenigen  Personen,  deren  Beruf  auf  die  Herförderung  der 
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Existenz  und  des  allgemeinen  Nutzens  der  menschlichen  Gresell- 
schaft  abzweckt,  die  Freiheit  behalten,  alle  ihre  Geschäfte  und 
Gewerbe  fortzusetzen  und  weder  an  ihren  Personen  beunruhigt 
werden ;  auch  sollen  weder  ihre  Ansiedlungen  verbrannt  und  auf 
andere  Art  verwüstet,  noch  ihre  Felder  durch  die  feindlichen 
Armeen  verheert  werden."^) 

Von  einer  ähnlichen  optimistischen  Stimmung  erfüllt  ist 
die  publizistische  Schrift  eines  Anonymus:  „Patriotische  Bei- 
träge zum  ewigen  Frieden",  gesammelt  bis  Ende  des  Jahres  1800, 
die  in  diesem  Jahre  in  Berlin  in  der  Brink  sehen  Buchdruckerei 
herausgegeben  wurde.  Der  Verfasser  betont  zum  Anfang,  daß 
er  die  Idee  eines  ewigen  Friedens  schon  seit  dreißig  Jahren 
genährt  habe;  er  wiU  sich  damit  offenbar  seine  Selbständigkeit 
gegenüber  Kant  wahren.  Zum  Ausgangspunkt  seiner  Idee 
nimmt  er  den  Fürstenbund  Friedrichs  des  Großen  und  er  wirft 
die  Frage  auf,  warum  nicht  eine  ähnhche  Verbindung  unter 
den  europäischen  Staaten  erreichbar  sein  sollte.  Von  der  Mehr- 
heit dieser  Staaten  sei  keine  Abneigung,  sondern  vielmehr 
EmpfängHchkeit  für  eine  derartige  Idee  zu  erwarten;  wenn 
ein  Widerspruch  erhoben  würde,  so  müsse  darin  der  Beweis 
feindlicher  Absichten  gesehen  werden.  In  einer  Wendung 
der  Lehre  des  Anonymus  ist  eine  Spitze  gegen  Kants 
Republikanismus  zu  erblicken.  Seine  Artikel  besagen,  daß 
jeder  Fürst  seine  Besitzungen  behalten  soll,  daß  alle  besonderen 
Bündnisse  imd  Geheimverträge  bestehen  bleiben,  daß  kein 
Staat  einem  anderen  Hilfstruppen  überlassen  soll,  daß  alle 
Einmischungen  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Staaten 
wegfallen  und  keinerlei  Feindseligkeiten  innerhalb  der  Grenzen 
von  Europa  stattfinden  sollen. 

Der  Anonymus  war  djniastisch  gesinnt ;  der  entgegengesetzte 
Geist  weht  uns  aus  einer  Jugendschrift  von  Goerres  an:  ,,Der 
allgemeine  Friede,  ein  Ideal".  Schon  die  Datierung  versetzt 
in  einen  anderen  Zusammenhang:  „Koblenz  im  VI.  Jahre  der 
fränkischen  Republik",  1798.  Goerres  bekennt  sich  hier  zum 
reinen  Republikanismus,  von  dem  er  hofft,  daß  er  auch  auf  deut- 


5)  A.a.O.  S.  139 f. 
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schein  Boden  keimen  wird ;  durch  den  Republikanismus  wird  die 
Menschheit  zu  den  Idealen  des  ewigen  Friedens  gelangen, 
seine  Erreichung  bedeutet  ihr  absolutes  Glück;  und  die  Ver- 
wirklichung dieser  Idee  soll  nun  von  Frankreich  ausgehen. 
Frankreich  soll  durch  eine  feierliche  Proklamation  aUe  Nationen, 
die  ihm  seine  Freiheit  zu  verdanken  haben,  darunter  auch 
Nordamerika,  auffordern,  mit  ihm  einen  gesellschaftlichen 
Verein  einzugehen  und  zu  diesem  Zweck  Repräsentanten 
zu  ernennen,  um  auf  einem  allgemeinen  Völkerkonvent  die 
Urrechte  der  Staaten  gegeneinander  zu  entwickeln,  eine  Völker- 
konstitution der  großen  Völkerrepublik  aufzustellen.  Statt 
des  bisherigen  Faustrechtes  soU  ein  ewiger  Gottesfriede  unter 
dem  Zwange  der  Gesetze  eingeführt  werden,  der  der  Mensch- 
heit  goldene  Tage  bringt.  Goerres  berauscht  sich  an  dem 
Gedanken,  voll  Enthusiasmus  redet  er  Frankreich  an:  ,,Auch 
dieser  Ruhm  war  Dir  also  vorbehalten,  große  Nation!  Wie 
Sparta  einst  Griechenland,  so  wirst  Du  jetzt  Europa  von  seinen 
Despoten  befreien.  Mitten  in  dem  barbarischen  Völkerchaos 
wirst  Du  der  Freiheit  einen  Tempel  gründen,  wie  sie  noch 
keinen  hatte,  ein  Riesengebäude,  aufgetürmt  auf  den  Trümmern 
des  Despotismus,  vor  dem  selbst  der  stumpfeste,  gefühlloseste 
Sklave  in  Ehrfurcht  stehen  bleiben  muß."  Goerres  erkennt 
dem  Völkerstaat,  sobald  er  rechtmäßig  gebildet  ist,  sogar  das 
Zueignungsrecht  gegenüber  den  in  der  Barbarei  fortlebenden 
Staaten  zu.  Damit  ist  der  Universalstaat  Napoleons  I.  eigent- 
lich schon  vorweggedacht,  jener  Universalstaat,  dessen  leiden- 
schaftlicher Bekämpf  er  Goerres  dann  werden  soUte. 

Auch  der  andere  große  Publizist  des  napoleonischen  Zeit- 
alters, Friedrich  Gentz,  hat  dem  Völkerbundgedanken  emst- 
hafte Betrachtungen  gewidmet.  Über  die  Schrift  Kants  hat  er 
einen  Aufsatz  im  „Historischen  Journal' \  Dezember  1800, 
geschrieben  —  einen  Aufsatz,  der  ein  glänzendes  Zeugnis  dieses 
feinen  Geistes  ist.  Zunächst  scheint  er  sich  darin  rückhaltlos 
zum  ewigen  Frieden  zu  bekennen;  er  nennt  den  ewigen  Frieden 
oder  vielmehr  die  völkerrechtliche  Verfassung  unter  den  Staaten 
kein  willkürliches  Hirngespinst  einer  dichtenden  oder  träumen- 
den Einbildungskraft,  sondern  ,,eine  ernste,  tiefe,  große  Idee", 
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eine  bestimmte  Aufgabe  sogar  an  die  Forderung  der  Vernunft, 
ein  notwendiges  Resultat  der  fortschreitenden  Menschheits- 
entwicklung. Dann  bespricht  er  aber  die  verschiedenen  Mög- 
lichkeiten der  Verwirklichung:  die  absolute  Vereinigung  aller 
Nationen  in  einem  Weltstaat,  die  absolute  Absonderung  der 
Nationen  voneinander,  endlich  eine  Organisation  des  von  den 
Nationen  gebildeten  Ganzen  in  Form  einer  föderativen  Ver- 
fassung oder  eines  freien  Bundes.  Die  ersten  beiden  Möglich- 
keiten lehnt  er  ab,  bei  der  dritten  Möglichkeit  sieht  er  das 
Schwierige  der  Sache  keineswegs  in  der  Entstehung  des  Bundes, 
sondern  in  den  Bedingungen  seiner  Dauer.  Treffend  sagt  er, 
daß  eine  rechtliche  Verbindung  Zwang  voraussetzt  und  Zwang 
oberste  Gewalt  voraussetzt.  Solange  es  keine  vollziehende 
Macht  gibt,  gibt  es  auch  keine  Garantie  des  Bestehens.  Und 
so  kommt  G^ntz  notwendig  auf  den  vierten  und  letzten  Weg, 
nämlich  den,  eine  förmliche  völkerrechtliche  Verfassung  zu 
bilden,  in  welcher  gesetzgebende,  richtende  und  vollziehende 
Gewalt  in  irgend  einem  obersten  Organ  des  gemeinschaftlichen 
Willens  vereinigt  wäre.  Aber  diese  einzig  befriedigende  Ver- 
fassung, diese  einzig  innerlich  möghche  Lösung  des  Problems 
erscheint  ihm  nur  leider  äußerlich  nicht  durchführbar  —  er 
nennt  sie  eine  Chimäre  und  sagt,  daß  sie  eine  ewige  Chimäre 
sein  müsse.  Friedrich  Gentz  ist  ja  bekanntlich  später  der 
praktische  Verfechter  eines  diplomatischen  Systems  geworden, 
das  in  seiner  Art  dem  Völkerfrieden  gedient  hat;  daß  es  keine 
Verwirklichung  des  Ideals  des  Völkerbundes  bedeutete,  wird 
dem  großen  Skeptiker  wohl  am  wenigsten  unklar  gewesen  sein. 

Die  Niederwerfung  Napoleons  hat  dem  Völkerbundgedanken 
teils,  wie  wir  sahen,  einen  lebensgefährlichen  Stoß  versetzt, 
teils  durch  den  Geist  der  christlichen  Legitimität  einen  großen 
Aufschwung  gegeben.  Es  waren  Ideen  des  deutschen  Denkers 
Baader,  auf  denen  das  Gedankengebäude  der  Heiligen  Allianz 
beruhte,  und  auch  der  Deutsche  Bund  von  1815  war  eine,  wenn 
auch  sehr  unzulängliche  VerwirkHchung  des  Bundesgedankens 
der  Nationen.  Die  Publizistik  der  Zeit  ist  voU  von  derartigen 
Forderungen.  So  hat  z.  B.  der  fürstlich  Oranien-Nassauische 
Regierungsrat   Dr.  Arnold  Mallinckrodt  im  Jahre  1813 
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in  Dortmund  eine  Flugschrift  unter  dem  Titel  erscheinen 
lassen:  „Was  thun  bey  Deutschlands,  bey  Europas  Wieder- 
geburt?" Die  Arbeit  stellt  ein  Stück  eines  größeren  Werkes 
über  Staatsverwaltung  und  -politik  dar.  Sie  beginnt  mit  der 
Feststellung,  daß  jetzt,  1813,  die  Stunde  der  Wiedergeburt 
für  Europa  gekommen  sei :  die  Völker  sind  aus  ihrem  Schlummer 
erwacht,  die  Fürsten  bieten  einander  die  Hände,  der  National- 
haß soll  ertötet  werden.  Deutschland  soll  durch  den  deutschen 
Bund  zwischen  den  Völkern  Eurppas  vermitteln.  Das  Große 
soll  für  Europa  kommen:  der  Friede,  und  zwar  ein  ,, lang- 
dauernder, möchte  es  möglich  sein,  ewiger  Friede".  Mallinck- 
rodt bezeichnet  den  Krieg  als  einen  Skandal  der  Menschheit, 
den  großen  Eroberer  als  Menschenmörder;  die  Vorbedingungen 
für  eine  grundlegende  Umkehr  sind  gegeben  —  denn  die  gegen- 
wärtigen Fürsten  sind  gut  und  verabscheuen  den  Krieg.  Das 
Ziel  ist  die  ,, Errichtung  eines  europäischen  Staaten- 
bundes". Als  Grundsätze  eines  solchen  Bundes  werden  ent- 
wickelt: Unabhängigkeit  und  Freiheit  jeder  Nation,  Aus- 
schaltung des  Krieges,  mindestens  des  Angriffskrieges  unter 
europäischen  Staaten,  ein  allgemeines  Verteidigungssystem 
gegen  auswärtige  Angriffe  wie  gegen  das  Übertreten  der  Bundes- 
akte. Das  alte  Gleichgewichtssystem  ist  entbehrlich,  es  hat 
doch  nur  Ej*iege  hervorgerufen.  Das  Organ  des  europäischen 
Staatenbundes  soll  ein  ständiger  Bundeskongreß  sein,  der 
seinen  Sitz  in  einer  Stadt  in  der  Mitte  Europas  haben  soll, 
welche  zu  diesem  Zweck  den  Schutz  völliger  Neutralität  genießt. 
Ein  ständiges  Schiedsgericht  soll  eingerichtet,  ein  Völkerrechts- 
kodex beraten  und  sanktioniert  werden;  besonders  wichtig 
erscheint  dem  Verfasser  die  „Freiheit  der  Meere,  die  Freiheit 
der  Schiffahrt  aller  Nationen"  und  er  erörtert  eingehend  die 
Frage,  ob  sich  England  darauf  einlassen  würde.  Weitere  Auf- 
gaben des  europäischen  Staatenbundes  sind:  Beseitigung  des 
Ranges  und  Zeremoniells,  Herstellung  eines  allgemeinen  Gesetz- 
buches für  Europa,  eine  allgemeine  Kirchenverfassung  Europas 
und  die  Herstellung  wirksamer  europäischer  Verkehrsmittel, 
besonders  eines  Kanalsystems  zwischen  allen  größeren  Flüssen 
Europas.    In  der  Begründung  seiner  Forderungen  zeigt  sich 
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der  Verfasser,  der  einmal  ironisch  von  dem  hochgepriesenen 
philosophischen  18.  Jahrhundert  spricht,  doch  als  ein  Schüler 
der  Aufklärung;  er  sagt,  es  gibt  nur  ein  Naturrecht,  some  es 
nur  einen  Gott  und  eine  Wahrheit  gibt,  und  es  gibt  auch  nur 
eine  Religion.  Zum  Schluß  appelliert  er  an  den  Fürsten  und 
an  den  Staatsbürger:  der  ideale  Typus  beider  garantiert  nach 
seiner  Ansicht  die  friedliche  Entwickelung  Europas  —  jeder 
reicht  dem  andern  bieder  die  Hand". 

Kritischer  und  scharfblickender  ist  eine  andere  Arbeit 
über  denselben  Gegenstand:  die  bekannte  Zeitschrift  Ludens 
,, Nemesis"  hat  in  ihrem  5.  Band  —  1815  —  einen  Auf- 
satz des  Freiherrn  Kasimir  Wilhelm  von  Gayl  gebracht: 
,, Ideen  über  Errichtung  eines  europäischen  großen  Staaten- 
bundes", der  in  diesen  Gedankenzusammenhang  gehört, 
Gayl  geht  von  der  erschütternden  Tatsache  des  Völker- 
krieges aus;  seit  der  Völkerwanderung  hat  es  bis  auf 
Napoleon  keine  Zeit  mehr  gegeben,  in  der  alle  Völker  mit 
ihrer  ganzen  Macht  sich  befehdeten.  Er  prophezeit  sehr 
richtig,  daß  auf  der  einmal  eingeschlagenen  Bahn  die  Ent- 
wickelung fortgehen  dürfte:  alle  künftigen  Kriege  werden 
von  den  Völkern  in  Massen  geführt  werden.  Und  er 
spricht  die  Befürchtung  aus,  daß  es  nur  eines  oder 
zweier  Riesenkämpfe  bedarf,  um  die  europäische  Mensch- 
heit auf  Jahrhunderte  hinaus  aller  ihrer  mühsam  errungenen 
Vorteile  zu  berauben.  Was  soU  dagegen  geschehen  ?  Die 
Gründung  eines  dauernden  Weltfriedens  ist  die  Aufgabe;  zu 
ihrer  Lösung  können  nicht  genug  Ideen  gesammelt  werden. 
Das  erste  wäre,  die  Politik,  dieses  ,, moralische  Unkraut", 
dieses  System  der  List  und  des  Betruges  durch  eine  neue  Ge- 
schäftsform zu  ersetzen.  Die  tiefe  Erschütterung  der  Befreiungs- 
kriege hat  den  Menschen  von  damals  das  Wort  ,, heilig"  in  den 
Mund  gelegt;  so  sagt  auch  Gayl,  daß  die  Handlungen  der 
Regierungen  Europas  von  jetzt  an  das  Gepräge  der  Heiligkeit 
tragen  sollen.     Der  Versuch  Napoleons,  die  Weltherrschaft 


^)  Nemesis,  Zeitschrift  für  Politik  und  Geschichte,  5,  Band,  IV.  Stück, 
1815,  S.  449  f. 
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ZU  begründen,  ist  mißlungen;  Gayl  erinnert  an  die  Schrift  des 
Astronomen  Laplace  über  das  Weltsystem,  in  der  prophezeit 
worden  war,  ganz  Europa  würde  bald  nur  noch  eine  unermeß- 
liche Familie  ausmachen,  vereinigt  dmrch  dieselbe  Religion, 
denselben  Gesetzkodex  und  dieselben  Verfassungsformen.  Auf 
dem  Wege  der  Universalmonarchie  ist  aber  die  Einheit  nicht 
zu  erreichen.  Auch  von  dem  System  des  Gleichgewichtes  hält 
Gayl  nicht  viel;  dieses  System  ist  zu  empfindlich,  eine  kleine 
Verschiebung  der  Kräfte  erzeugt  neuen  Hader.  Gayl  erinnert 
gleichfalls  an  den  Fürstenbund  Friedrichs  des  Großen ;  er  sieht 
darin  einen  interessanten  Versuch,  der  zwar  zeitlich  beschränkt 
war,  aber  doch  die  Unzweckmäßigkeit  des  alten  deutschen 
,, Reichsbundes"  erwies.  Von  dem  neuen  Völkerbund,  der  den 
dauernden  Frieden  sichern  soll,  verlangt  Gayl  zweierlei:  die 
erste  Forderung  ist  eine  Wiederholung  der  Forderung  Kants, 
daß  die  Prinzipien  der  reinen  Moral  zwischen  den  Staaten 
angewendet  werden  sollen,  Die  zweite  Forderung  ist  mehr 
politischer  Natur:  der  Umfang  des  Bundes  muß  so  groß  sein, 
daß  er  jeder  fremden  Macht  imponiert.  Von  Deutschland  muß 
der  große  europäische  Bund  ausgehen;  Deutschland  ist  das 
Herz  von  Europa,  um  Deutschland  herum  müssen  sich  die 
Nachbarstaaten  gruppieren,  die  Schweiz,  die  Niederlande, 
Holland  und  Dänemark.  Einem  solchen,  auf  der  christlichen 
Kultur  beruhenden  moralischen  Bunde  kann  keine  europäische 
Macht  gefährlich  werden.  Gayl  skizziert  dann  auch  die  Ver- 
fassung dieses  mittel-europäischen  Völkerbundes:  an  der 
Spitze  soll  eine  Zentralbehörde  stehen,  die  aus  einem  kleinen 
und  einem  großen  Bundesrat  besteht.  Der  große  Bundesrat 
soll  sich  zusammensetzen  aus  den  von  allen  Bundesstaaten 
ernannten  Räten;  der  kleine  Bundesrat  soll  bestehen  aus  einer 
kleinen  Zahl  stimmführender  Räte,  die  durch  Abstimmung 
der  Einzelstaaten  gewählt  werden.  Auch  seinen  Bundesrat 
schmückt  Gayl  mit  dem  Prädikat  „heüig".  Der  heüige  Rat 
des  großen  europäischen  Staatenvereines  soll  möglichst  in  der 
geographischen  Mitte,  also  in  Erfurt,  seinen  Sitz  haben;  ein 
Hauptbundesgesetz  soll  die  Einzelheiten  der  Rechtsgemeinschaft, 
der  Bündnisarmee  und  dergleichen  regeln.    Freiherr  von  Gayl 
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hat,  wie  er  mitteilt,  seine  Ideen  einem  Eingeweihten  an  hoher 
Stelle  auf  dem  hohen  Wiener  Kongreß  mitgeteilt.  Er,  der 
baltische  Edelmann,  hat  wohl  unmittelbare  Kanäle  zu  Kaiser 
Alexander  I.  gehabt.  Es  mag  wohl  sein,  daß  Gayls  Vorschläge 
unmittelbar  auf  die  Entstehung  der  deutschen  Bundesakte 
eingewirkt  haben.  Auf  alle  Fälle  beweisen  sie  den  gedankUchen 
Zusammenhang:  gegen  den  napoleonischen  Universalstaat  tritt 
der  Bundesgedanke  in  deutscher  Fassung  auf  als  eine  Vereinigung 
paitikularer  Selbständigkeit  und  universalistischer  Tendenz^). 

„Heü  dem  großen  Fürsten-  und  Völkerbunde!  Glänze 
fort  in  der  Zukunft  erster  aUer  Vereine  .  .  .  . !"  Mit  diesen 
Worten  begrüßte  im  Jahre  1814  Jean  Paul  die  Heilige  Allianz^). 
Jean  Paul  ist  während  der  napoleonischen  Zeit  einer  der  be- 
geistertsten Vorkämpfer  des  allgemeinen  Friedens  und  des 
Völkerbundgedankens  gewesen.  Er  hat  sich  bekanntlich  unter 
dem  Einfluß  der  Zeitereignisse  von  etwa  1804  an  einer  um- 
fassenden publizistischen  Tätigkeit  gewidmet.  In  aUen  den 
damals  entstandenen  Schriften  über  Zeitfragen  —  Friedens- 
predigt, PoHtische  Nachklänge,  Zeitbetrachtungen  usw.  — 
finden  sich  Zeugnisse  für  seine  warmherzige  und  glühende 
Friedensliebe.  Die  Größe  Napoleons,  die  Forderungen  der 
französischen  Revolution,  die  Majestät  des  Weltstaates  haben 
ihn  tief  ergriffen,  aber  der  deutsche  Geist  in  ihm  lehnt  sich  dann 
leidenschaf  tUch  auf  gegen  die  Unterdrückung  durch  die  Fremden. 
Jean  Paul  hat  geglaubt,  es  sei  nur  eine  Frage  der  Zeit,  daß  es 
endlich  zu  einem  Fürsten-  und  Staatenbunde,  einem  Föderativ- 
system der  Erdkugel  kommen  würde.  Sein  Wunsch  war,  es 
soUe  wenigstens  zuerst  einmal  mit  Europa  ins  Reine  kommen; 
jeder  Krieg  ist  ihm  in  höherem  Sinne  ein  Krieg  zwischen 
Landsleuten.    Der  Friede  an  sich  braucht  nicht  kraftlos  zu 


^)  Vgl.  auch  die  sehr  lehrreiche,  mir  erst  während  des  Drucks  bekannt 
gewordene  Arbeit  von  Professor  Dr.  Kurt  Wolzendorff,  „Deutsches 
Völkerrechtsdenken",  München  1919,  in  der  eine  ganze  Reihe  von 
pubhzistischen  Äußerungen  zu  unserm  Problem  behandelt  werden,  in  erster 
Linie  ein  Aufsatz  Fr.  G.  Welckers  in  den  Kieler  Blättern  (1815). 

2)  Fritz  Klatt:  Jean  Paul  und  der  Krieg,  Preußische  Jahrbücher  1919, 
S.  148  f. 
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machen,  wie- das  Beispiel  der  Schweiz  beweist;  es  liegt  nicht 
notwendig  in  der  menschlichen  Natur,  daß  sie  immer  wieder 
ausarten  müsse  und  Gewitter  heraufziehen  lasse.  Im  Hesperus 
steht  die  schöne  Stelle:  ,,Und  hülfe  keine  Friedenspredigt  zum 
ewigen  Frieden,  so  würde  ich  sie  gleichwohl  halten;  ist  der 
Wille  nicht  zu  bessern,  so  doch  vielleicht  das  Urteil."  In  den 
„Dämmerungen  für  Teutschland"  findet  sich  eine  ausdrückliche 
Kriegserklärung  gegen  den  Krieg.  In  der  ,, Erziehungslehre" 
hat  er  endlich  die  schönen  Worte  geschrieben:  ,,Es  gibt  eine 
höhere  Tapferkeit,  die  Tapferkeit  des  Friedens  und  der  Freiheit, 
der  Mut  zu  Hause.  Das  Kriegsfeuer  zu  besprechen  ist  eines 
Fürsten  würdiger,  so  wie  schwerer,  als  es  anzuzünden.  Ist  diese 
Tapferkeit  des  Friedens  vorhanden  —  womit  man  allein  sich 
vor  der  Geschichte  noch  auszeichnen  kann  —  so  ist  die  zweite 
Seite  des  Krieges,  sobald  er  nötig  ist,  die  leichtere  und  jede 
Wunde  ein  Spiel." 

In  seiner  Denkrede  auf  den  toten  Jean  Paul  schreibt  im 
Jahre  1825  Ludwig  Börne:  „Ein  Stern  ist  untergegangen, 
und  das  Auge  dieses  Jahrhunderts  wird  sich  schließen,  bevor  er 
wieder  erscheint".  Der  große  Publizist  Börne  ist  ja  geistig 
und  sprachlich  ein  Schüler  Jean  Pauls,  und  so  steht  denn  auch 
seine  Tätigkeit  unter  dem  gleichen  Zeichen  des  Friedensge- 
dankens und  der  Rechtsgemeinschaft  der  europäischen  Völker. 
Börne  hat  das  Problem  politischer  und  aktueller  aufgefaßt  als 
der  phantastische  Dichter;  er  hat  erkannt,  daß  die  Schmerig- 
keiten  der  Politik  aus  dem  Gegensatz  zwischen  Franzosen  und 
Deutschen  hervorwuchsen,  der  durch  den  Ausgang  der  Be- 
freiungskriege besonders  stark  geworden  war.  In  den  Befreiungs- 
kriegen sahen  die  Deutschen  ihr  größtes  Erlebnis  als  Nation, 
die  eigentliche  Tat,  die  sie  zu  einer  Nation  machte,  und  die 
Franzosen  mußten  in  dem  Niedergang  Napoleons  das  Ende 
ihrer  größten  historischen  Hoffnung  erblicken.  An  die  Stelle 
des  Gregensatzes  zwischen  den  fürstlichen  Häusern  Habsburg 
und  Bourbon,  der  die  früheren  Jahrhunderte  bestimmt  hatte, 
war  nun  ein  Gegensatz  von  zwei  hochgestimmten,  ehrgeizigen 
und  empfindhchen  Völkern  getreten.  Ein  wahrer  europäischer 
Völkerbund  konnte  nur  entstehen,  wenn  der  Gegensatz  zwischen 

126 


Ludwig  Börne. 


Frankreich  und  Deutschland,  der  besonders  ein  Gegensatz 
zwischen  Frankreich  und  Preußen  war,  irgendwie  überbrückt 
wurde.  Ludwig  Börne  hat  seine  Lebensarbeit  daran  gesetzt, 
dies  zu  vollenden.  Er  hat  den  Zwiespalt  der  beiden  Nationen 
im  tiefsten  verstanden  und  ihre  wechselseitige  Ergänzung  für 
notwendig  und  mögUch  gehalten.  Die  unwandelbare  Freund- 
schaft und  der  ewige  Friede  zwischen  allen  Völkern  konnten, 
nach  seiner  Ansicht,  nur  die  reife  Frucht  eines  Friedensbundes 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  sein.  Ihre  Vereinigung  ver- 
möchte alles  zu  vollbringen  und  alles  zu  verhindern,  das  Schick- 
sal Europas  hängt  von  ihnen  ab.  Aus  dieser  Erkenntnis  heraus 
hat  Börne  in  seiner  „Wage"  den  Franzosenhaß,  jene  wenig 
erfreuliche  Blüte  aus  der  Zeit  der  Freiheitskriege,  immer  wieder 
bekämpft  und  den  Gedanken  einer  französisch-deutschen 
Koalition  zur  Lösung  aller  Freiheits-  und  Kulturfragen  ver- 
fochten. An  die  Spitze  seiner  berühmten  Schrift:  Menzel 
der  Franzosenfresser"  stellt  Ludwig  Börne  ein  Wort  von  Ber- 
nardin  de  St.  Pierre:  ,,Wer  nicht  sich  selbst  seinem  Vater- 
lande, sein  Vaterland  dem  menschlichen  Geschlechte  und  das 
menschliche  Geschlecht  Gott  unterordnet,  der  hat  nicht  besser 
die  Gesetze  der  Politik  kennen  gelernt  wie  derjenige  die  Gesetze 
der  Natur,  der  eine  Physik  sich  selbst  zurechtmacht  und 
seine  persönHchen  Verbindungen  mit  den  Elementen,  der  Erde 
und  der  Sonne,  abschneidet."  Börne  zitiert  dann  im  Verlauf 
seiner  Schrift  Abschnittie  aus  seiner  Zeitschrift  „Balance", 
der  französischen  Wage,  die  für  unser  Problem  besonders 
wichtig  sind.  Es  heißt  da:  „Es  ist  die  Aufgabe  der  Franzosen, 
das  alte  baufällige  Gebäude  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu 
zerstören  und  abzutragen;  es  ist  die  Aufgabe  der  Deutschen, 
das  neue  Gebäude  zu  gründen  imd  aufzuführen.  In  den  Frei- 
heitskriegen wird  Frankreich  immer  an  der  Spitze  der  Völker 
stehen;  aber  auf  dem  künftigen  Friedenskongresse,  wo  sich 
aUe  Völker  Europas  versammeln  werden,  wird  Deutschland 
den  Vorsitz  führen."  .  .  .  ,,Die  unwandelbare  Freundschaft 
imd  der  ewige  Friede  zwischen  allen  Völkern,  sind  es  denn 
Träume  ?  Nein,  der  Haß  und  der  Krieg  sind  Träume,  aus  denen 
man  einst  erwachen  wird.  Welchen  Jammer  hat  nicht  die  Liebe 
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des  Vaterlandes  schon  der  Menschheit  verursacht!  Wie  viel 
hat  diese  lügnerische  Tugend  nicht  an  wilder  Wut  alle  aner- 
kannten Laster  übertroffen!  Ist  der  Egoismus  eines  Landes 
weniger  ein  Laster  als  der  eines  Menschen  ?  Hört  die  Gerechtig- 
keit auf  eine  Tugend  zu  sein,  sobald  man  sie  gegen  ein  fremdes 
Volk  ausübt  ?  Eine  schöne  Ehre,  die  uns  verbietet,  uns  gegen 
unser  Vaterland  zu  erklären,  wenn  die  Gerechtigkeit  ihm  nicht 
zur  Seite  steht!"  ,,Ich  liebe  Deutschland  mehr  als  Frankreich, 
weü  es  unglücklich  ist,  und  Frankreich  nicht;  im  übrigen 
bin  ich  so  viel  Franzose  als  Deutscher.  Was  mich  betrifft, 
so  war  ich,  Gott  sei  Dank,  nie  ein  Tölpel  des  Patriotismus; 
dieser  Köder  des  Ehrgeizes,  sei  es  der  Könige,  sei  es  der 
Patrizier  oder  der  Völker,  hat  mich  nie  gefangen." 

Heinrich  Heine  hat  an  diese  Ideen  Börnes  angeknüpft; 
die  ganze  Schule  des  jungen  Deutschland  hat  ja  bekanntlich 
den  schönen  Traum  eines  neuen  Europa  geträumt.  Auf  dem 
Hambacher  Fest  hat  Wirth  nicht  nur  die  vereinigten  Frei- 
staaten Deutschlands,  sondern  auch  das  „konföderierte  repu- 
blikanische Europa"  dreimal  hochleben  lassen^). 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  diesem  Ideenkreis  steht 
die  Auffassimg  der  Vorkämpfer  des  dogmatischen  Liberalismus 
in  Deutschland,  die  im  Gegensatz  zu  diesen  Führern  der 
Literatur  mehr  von  der  Geschichte  und  der  Staatswissenschaft 
herkommen.  Die  ältere  deutsche  Geschichtsschreibung  hat  ja 
jenes  ursprüngliche  historiographische  Amt  der  Gesinnungs- 
bildung für  Gegenwart  und  Zukunft  eingehend  betätigt.  An 
erster  Stelle  steht  hier  Heeren ,  der  bereits  in  seinem  ,, Handbuch 
der  Geschichte  des  europäischen  Staatensystems  und  seiner  Ko- 
lonien" (Göttingen  1809)  in  seiner  Vorrede  den  Gedanken  eines 
Weltstaatensystems  vertritt ;  auf  dem  beschränkten  europäischen 
Staatensystem,  das  gerade  jetzt  so  tief  ins  Wanken  gekommen 
sei,  werde  sich  eines  Tages  ein  freies  und  größeres,  sich  mit 
Macht  erhebendes  Weltstaatensystem  aufbauen.  Wie  sehr 
sich  dann  Heeren  für  den  deutschen  Bund  als  den  Zentralstaat 


1)  Wilhelm  Herzberg,  Das  Hambacher  Fest,  Ludwigshafen  1908, 
S.  119. 
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für  Europa  interessiert  hat,  hat  Meinecke  gezeigt^).  Ganz 
ähnlich  wie  Freiherr  von  Gayl  hat  Heeren  die  Überzeugung  ' 
gehabt,  der  deutsche  Bund  werde  die  Grundlage  eines  neuen 
Europas,  er  werde  der  Friedensstaat  von  Europa  sein. 

Bekanntlich  ist  das  Staatslexikon  von  Rotteck  und  Welcker 
die  Bibel  des  älteren  Liberalismus  geworden.  Den  Artikel  über 
Friedensfragen  hat  Rotteck  selbst  verfaßt  und  darin  Anschau- 
ungen ausgesprochen,  die  man  als  die  maßgebende  Auffassung 
jener  Generation  betrachten  darf.  Rotteck  sieht  im  Kriege 
eine  faktische  Auflehnung  gegen  die  Herrschaft  der  Vernunft; 
der  Friede  ist  der  Normalzustand,  er  muß  deshalb  erhalten  werden. 
Aus  diesem  Grunde  muß  die  Staatsgewalt  in  erster  Linie  Ver- 
gleiche und  schiedsrichterliche  Aussprüche  suchen  und  erst 
ganz  zuletzt  an  die  Gewalt  der  Waffen  appellieren.  Jedes 
Eroberungs-  oder  Herrschersystem  ist  verderblich.  Ein  ewiger 
Friede,  der  durch  das  Übergewicht  einer  Macht  begründet  wäre, 
wäre  ein  heilloses  Werk;  ebenso  wäre  eine  solche  friedeti- 
gebietende  Autorität  eines  Sonderbundes  von  drei  oder  vier 
Mächten  verhängnisvoll.  ,,Ein  Anderes  freilich  und  ein  wahr- 
haft Gutes  träte  ein,  wenn  die  Staaten  eines  Weltteiles  mit 
Beibehaltung  ihrer  Selbständigkeit  zu  einem  freien,  die  Gleich- 
heitsrechte aller  einzelnen  verbürgenden  Friedensbunde  sich 
vereinigen,  worin  die  einheimischen  Streitigkeiten  nicht  etwa 
durch  das  Machtwort  der  Stärkeren,  sondern  durch  ein  freies, 
für  alle  gleich  zuverlässiges  Schieds-  oder  Bundesgericht  ent- 
schieden würden."  Rotteck  erkennt  wohl  die  Schwierigkeit 
einer  solchen  Vereinbarung  an  und  empfiehlt  bis  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  das  System  des  Gleichgewichtes.  Durch '  Rotteck 
ist  ein  gutes  Stück  Aufklärung  in  die  deutsche  Parteibildung 
im  19.  Jahrhundert  übergegangen.  Bezeichnenderweise  hat 
sich  Paul  Pfizer  in  seinem  Artikel  „Ewiger  Friede''  des  Staats- 
lexikons skeptischer  ausgesprochen.  Das  vollkommene  Gleich- 
gewicht der  Staaten  ist  ihm  mehr  eine  Kriegsursache  als  eine 
Friedenssicherung;  Universalmonarchie  oder  Weltrepublik  ist 
unmöglich.     ,,Den  Bedingungen  der  menschlichen  Natur  ge- 


^)  Weltbürgertum  und  Nationalstaat,  2.  Auflage,  S.  201. 
Talentin,  Geschichte  des  Völkerbundgedankens  in  Deutschland.  q 
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mäßer  scheint  ein  allgemeiner  Völkerbund,  eine  Vereinigung 
sämtlicher  Nationen  und  Staaten  der  Erde  zu  einem  Föderativ- 
system  mit  einem  obersten  Tribunal  oder  permanenten  Kongreß, 
der  alle  Streitigkeiten  schlichtet."  Da  aber  Pfizer  die  Errichtimg 
einer  vollziehenden  Gewalt  bei  diesem  Völkerbund  für  unmög- 
lich hält,  so  kommt  er  schließlich  doch  wieder  auf  den  Krieg 
als  das  einzige  Mittel  zur  Handhabung  des  ewigen  Friedens. 
Die  Kriege  werden,  nach  seiner  Ansicht,  seltener  und  mensch- 
licher werden,  sie  lassen  sich  aber  trotz  aller  Fortschritte  der 
Humanität  nie  ganz  verbannen^). 

Aus  der  geistigen  Atmosphäre  des  Staatslexikons  von 
Rotteck  und  Welcker  stammte  endlich  auch  der  treffliche 
Georg  Weber,  in  dessen  populärer  Weltgeschichte  die  Friedens- 
idee und  der  Völkerbundgedanke  immerhin  ernstlich  beachtet 
werden.  Er  hat  dem  idealen  Weltbürgertum  des  älteren 
Deutschlands  die  realistischere  Forderung  der  völkerrechtlichen 
Gesetzgebung  entgegengestellt:  „Die  Herstellung  einer  allge- 
meinen völkerrechtlichen  Gesetzgebung  und  regelmäßiger 
völkerrechtlicher  Gesetze  könnte  freüich  erst  einer  Zeit  zu- 
fallen, wo  die  kultivierte  Menschheit,  in  Völkerfamilien  gegliedert, 
zu  einer  allgemeinen  Konföderation  vereinigt  sein,  und  ein 
Friedenszustand,  wenn  auch  nicht  nach  den  utopischen  Träumen 
der  Schwärmer  und  Philantropen,  wohl  aber  unter  Gresamt- 
garantie  aller  Regierungen  aufgerichtet  würde  2)." 

Im  18.  Jahrhundert  treten  die  Völ-kerbundsideen  regelmäßig 
zusammen  auf  mit  dem  Gedanken  des  freien  Welthandels. 
Je  mehr  die  ökonomischen  Gesichtspunkte  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  das  deutsche  Denken  bestimmten,  desto 
mehr  wurde  das  Problem  der  internationalen  Völkergemein- 
schaft als  ein  Problem  des  sozialen  und  wirtschaftHchen 
Lebens  erörtert.  In  den  früheren  Kapiteln  haben  wir  dieses 
Motiv  schon  feststellen  können,  das  seit  1850  immer  leb- 
hafter wird.  So  hat  sich  der  große  Prophet  volkswirtschaft- 
lichen Denkens  und  Arbeitens  Friedrich  List  in  seiner 


Vgl.  Hetzel  a.  a.  O.  S.  159f. 
>)  Allgemeine  Weltgeechichte,  Band  15,  S.  278. 
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Vorlesung  über  Staatswissenschaft  schon  in  jungen  Jahren  wie 
folgt  geäußert^) :  „Dasselbe  Vernunftgebot,  das  die  in  einem 
Dorfe  zusammenlebenden  Menschen  einigt,  das  Rechtsgesetz 
unter  sich  anzuerkennen,  dasselbe  Vernunftgebot,  das  ver- 
schiedene Dorfgemeinden  im  Kanton,  verschiedene  Kantone 
in  der  Eidgenossenschaft  vereinigt,  dasselbe  Vernunftgebot, 
welches  in  Amerika  eine  Menge  Staaten,  die  an  Flächengehalt 
Europa  übertrefFeUj  unter  dem  Rechtsgesetz  verbmdet  — 
dasselbe  Vernunftgesetz  fordert  mit  Notwendigkeit,  daß  der- 
einst alle  Völker  das  Rechtsgesetz  unter  sich  anerkennen, 
und  zwar  sobald  sie  zu  dem  Grade  von  Aufklärung  gekommen 
sein  werden,  um  einzusehen,  daß  alle  Einzelnen  und  also  die 
ganze  Menschheit  ihrem  Zweck  in  eben  demjenigen  Grade 
näherkomme,  in  welchem  das  Rechtsgesetz  in  größeren  Kreisen 
zur  Herrschaft  gelangt,  um  einzusehen,  daß  gegenseitige  Be- 
feindung in  militärischer  und  merkantilistisch'er  Hinsicht  ihre 
moralischen  und  materiellen  Kräfte  gegenseitig  schwächt  und 
daß  ein  Kampf  zWischen  Hunderttausenden  vernünftiger 
Menschen  dem  Sittengesetz  ebenso  vielmal  mehr  zuwiderlaufe, 
als  ein  Kampf  zwischen  Zweien.''  In  seinem  ,, Nationalen 
System"  nimmt  er  daim  zwanzig  Jahre  später  dieses  Motiv 
wieder  auf:  ,,Es  ist  die  Aufgabe  der  Politik,  die  barbarischen 
Nationalitäten  zu  zivilisieren,  die  Kleinen  und  Schwachen 
groß  und  stark  zu  machen,  vor  aUem  aber  ihnen  Existenz 
und  Fortdauer  zu  sichern.  Es  ist  die  Aufgabe  der  National- 
ökonomie, die  ökonomische  Erziehung  der  Nation  zu  bewerk- 
stelligen und  sie  zum  Eintritt  in  die  künftige  Universal- 
gesellschaft vorzubereiten.'' 

Neu  ist  hier,  wie  man  sieht,  der  „merkantilistische"  Ge- 
sichtspunkt. Von  Friedrich  List  geht  der  Faden  weiter  zu 
Schultze-Delitzsch,  der  1 8 6 7  an  die  Entwaffnungshga ^u  Paris 
ein  Promemoria  richtete,  indem  er  die  Bekämpfung  des  Völker- 
hasses und  der  Machtsucht  forderte,  und  zu  Schäf  fle^  der  in 
seinem  Werke:  „Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers."  (1878) 
dem  auswärtigen  Krieg  einen  besonderen  Abschnitt  widmete. 


^)  Dr.  Karl  Goes  er.  Der  junge  Friedrich  List,  S.  24  f.,  1914. 
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Er  behandelt  hier  unser  Problem  ganz  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  nationalen  Existenzkampfes:  der  Krieg  ist  ihm 
der  internationale  Daseinskampf,  der  immer  größere  Dimen- 
sionen annimmt,  der  als  solcher  nicht  nur  ungünstigen,  sondern 
auch  günstigen  Einfluß  auf  die  menschliche  Entwicklung 
ausübt.  Aber  der  Krieg  vernichtet  mehr  und  mehr  sich  selbst 
und  ist  ein  Notmittel.  Sehr  fein  in  seiner  charakteristischen 
naturwissenschaftlichen  Terminologie  stellt  Schäffle  fest,  daß 
auch  der  Friede  ja  eine  Masse  der  heftigsten  Daseinskämpfe 
enthält,  daß  es  sich  also  hauptsächlich  um  Gradunterschiede 
handelt.  Zur  Vermeidung  des  Krieges  empfiehlt  er  zweierlei: 
Internationale  Arbeitsteilung  und  die  Ausbildung  überlegener 
Wehrkraft.  Gerade  von  der  allgemeinen  Wehrpflicht  hofft  er 
die  entscheidende  Umbildung,  nämlich,  daß  sich  in  ganz  Europa 
in  den  Völkern  ein  Gefühl  der  Interessensolidarität  entwickeln 
wird,  das  stark  genug  wäre,  den  ungeheueren  Mültärapparg^t 
der  Volksheere  absolutistischer  Willkür  zu  entziehen. 

Der  ewige  Friede  würde  nicht  nur  die  Wirkung  der  mora- 
lischen Macht  der  öffentlichen  Meinung  allein,  nicht  nur  die 
höchste  Ausbildung  der  defensiven  Wehrkraft,  sondern  auch 
die  wechselseitige  Anpassung  und  Abgrenzung  aller  GHeder 
einer  Völkerfamilie  fordern.  Mit  scharfen  Worten  geißelt 
Schäffle  den  ,, Mord-Patriotismus",  den  Chauvinismus.  Die 
internationale  Interessensolidarität  der  Völker  wird  allmählich 
die  Selbsthilfe  als  internationales  Rechtsmittel  unterdrücken 
und  positive  Völkerrechtsorgane  entwickeln^). 

Alle  diese  Gesichtspunkte,  der  historische,  der  humanitäre, 
der  volkswirtschaftliche,  gelangten  zu  weiterer  politischer 
Wirkung  in  der  Bewegung  des  deutschen  Pazifismus.  Bekannt- 
lich ist  der  Pazifismus  ja  ein  Erzeugnis  des  angelsächsischen 
Puritanertums ;  auf  deutschem  Boden  hat  er  sich  nur  schwer 
einwurzeln  können.  In  der  Demokratie  nach  1830  finden  wir 
die  ersten  pazifistischen  Regungen.  Arnold  Rüge  und  der 
in  der  Frankfurter  Paulskirche  abgehaltene  dritte  internationale 

^)  A.  a.  0.  II,  350  f.  Schäffle  ist  später  (1894)  auch  für  eine  „Gruppen- 
bildung" von  Staaten  zum  Zwecke  von  Schiedsgerichten  eingetreten. 
(Deutsche  Kern-  und  Zeitfragen,  I,  S.  109 f.) 
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Friedenskongreß  sind  uns  schon  bekannt.  Während  der  Ver- 
handlungen dieses  Kongresses  wurden  eine  Fülle  von  Gesichts- 
punkten geltend  gemacht,  die  auch  für  Deutschland  von  Wich- 
tigkeit waren.  Merkwürdig  ist  besonders  der  Hinweis  auf  die 
statistischen  Arbeiten  des  Freiherrn  von  Reden,  wo  die  der 
Völkergemeinschaft  Europas  durch  die  allgemeine  Wehrpflicht 
entzogene  Arbeit  ihrem  Werte  nach  auf  36  Millionen  Pfund  Ster- 
ling berechnet  ist^).  Von  dem  Frankfurter  Kongreß  sind  mannig- 
fache Anregungen  ausgegangen.  Neben  Arnold  Rüge,  der  sich 
auch  noch  später  (1867)  für  den  Völkerbundgedanken  einsetzte, 
nimmt  der  bekannte  Abgeordnete  der  Frankfurter  Nationalver- 
sammlung Julius  Fr ö bei  eine  besondere  Stellung  ein,  der  in 
seinem , ,  System  der  sozialen  Politik'  *  ( 1 850)  den  Ejrieg  vom , , volks- 
sozialen" Standpunkt  aus  behandelte.  Er  sieht  in  dem  Krieg 
eine  sittHche  Krankheit,  die  aus  einer  fehlerhaften  Entwicklung 
hervorgeht.  Unbegreiflich  findet  er  es,  weshalb  die  souveränen 
Staaten  nicht  ganz  auf  dieselbe  Weise  zu  einer  Rechtsgemein- 
schaft kommen  könnten,  wie  souveräne  Individuen  in  einer 
einzelnen  Staatsgemeinschaft.  Das  ist  jene  Parallele  zwischen 
Einzelstaat  und  Völkerstaat,  die  uns  schon  öfter  begegnet  ist. 
Sobald  die  Völker  frei  sind,  meint  Fröbel,  werden  sie  für  den 
Frieden  sorgen ;  sobald  sie  demokratisch  organisiert  sind,  wird  aus 
Furcht  vor  dem  Krieg  kein  Unterdrückungsgelüst  mehr  auftreten 
können:  „Die  Zeit  wird  kommen,  wo  die  Rechtsverhältnisse 
zwischen  Staaten  sich  bis  zur  allgemeinen  Föderation  aller 
Staaten  ausgebildet  haben.  .  .  .  Und  das  letzte  Ziel  aller  Politik 
wird  die  demokratisch  gegHederte  Genossenschaft  aller  Menschen 
sein^)."  Hier  wird  der  Völkerbundgedanke  also  ein  scharfes 
innerpolitisches  Agitationsmittel. 

Internationalismus  und  Völkerbund :  dieses  Problem  bedarf 
noch  einer  besonderen  Beleuchtung.  Die  alte  deutsche  Demo- 
kratie hat  nach  dem  Scheitern  der  Revolution  von  1848  ein 
eigenartiges  Leben  weitergeführt  in  der  Schweiz.  Bei  ihrem 
Kampf  gegen  die  alten  Mächte  in  Europa,  gegen  Militärwesen 

1)  Verhandlungen  des  dritten  Allgemeinen  Friedenskongresses,  gehalten 
in  der  Paulskirche  zu  Frankfurt  a.  M.,  S.  27  und  32  bis  33. 

2)  A.  a.  0.  2.  Auflage,  Teil  2,  S.  246  f. 
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und  Dynastien,  fand  sie  sich  mit  den  Vorkämpfern  des 
Sozialismus  zusammen.  Damals  haben  die  geistigen  Führer 
beider  Lager  jahrelang  an  demselben  Tisch  und  in  derselben 
Redaktionsstube  gesessen.  Ende  der  60er  Jahre  bildete  sich 
eine  internationale  Friedens-  und  Freiheitsliga,  deren  Sitz 
Bern  war,  und  die  eine  Anzahl  Friedens-  und  Freiheitskongresse 
abgehalten  hat.  Sie  entfaltete  eine  tätige  Propaganda,  um, 
wie  es  in  einem  Programm  heißt,  ,,die  Freiheit  auf  die  Organi- 
sation der  Gerechtigkeit  in  der  modernen  Gesellschaft  zu 
stützen".  Sie  erstrebte  eine  Durchführung  volkstümlicher 
Institutionen  in  religiöser  und  sozialer  Beziehung,  auf  denen 
sich  dann  die  „vereinigten  Staaten  von  Europa"  aufbauen 
sollten.  Unter  dem  Titel  ,,Die  Vereinigten  Staaten  von  Europa'* 
erschien  damals  (1868/69)  auch  in  Bern  eine  Zeitschrift,  die 
heute  außerordentlich  selten  geworden  ist.  Ich  habe  das  im  Besitz 
des  Archivs  der  sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands 
befindliche  Exemplar  benutzt.  Die  Redaktion  des  Blattes  lag 
in  der  Hand  von  Prof.  G.  Vogt  in  Bern.  Unter  den  Mitarbeitern 
befand  sich  auch  Ludwig  Simon  von  Trier. 

Die  Zeitschrift  brachte  neben  aktuellen  Beiträgen  wert- 
volle Aufsätze  über  die  Geschichte  der  Friedensidee  —  so 
eine  Abhandlung  über  Kant  ,,EiQe  alte  Mahnung"  oder  eine 
andere  über  ,,Die  phüosophischen  Begründer  der  Friedens- 
idee". Das  republikanisch-föderative  System  mit  der  indi- 
viduellen Unabhängigkeit  als  Grundlage,  mit  der  Autonomie 
der  Gemeinden  und  Provinzen,  mit  dem  „Selbstbestimmungs- 
recht  der  Bevölkerung"  wurde  mit  leidenschaftlicher  Über- 
zeugtheit  dem  System  der  monarchischen  Staaten  gegenüber- 
gestellt. Auch  über  die  Rechte  der  Frauen,  über  die  Stellung 
der  Kirche  im  Staat  wurden  ganz  fortschrittliche  Auffassungen 
verfochten.  Die  Idee  des  Völkertribunals  wurde  in  ausdrück- 
licher Anknüpfung  an  Kant  verlangt;  das  Rechtsgefühl  wurde 
gepriesen  als  das  maßgebende  Motiv  für  die  Entscheidung 
aller  politischen  und  sozialen  Fragen.  Gerade  gegen  Ende  der 
60er  Jahre  machten  sich  aber  auch  die  Gegensätze  zwischen 
den  alten  Demokraten  und  den  neuen  Sozialisten  in  diesem 
Kreise  fühlbar.     Aus  der  Friedens-  und  Freiheitsliga  traten 
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die  Führer  der  revolutionären  Minorität,  die  Sozialisten,  aus, 
und  schlössen  sich  der  Internationalen  an.  Michael  Bakunin 
hat  bei  diesen  Kämpfen  wesentlich  mitgewirkt.  Er  hat  ver- 
sucht, seinen  Einfluß  dahin  geltend  zu  machen,  daß  die  Liga 
auch  nach  dem  Austritt  der  Sozialisten  noch  an  ihren  Be- 
strebungen —  wie  dem  Brüsseler  Kongreß  der  Internationalen  — 
teilnehmen  solle^).  Die  aus  der  Friedens-  und  Freiheitsliga 
ausgeschiedenen  Sozialisten  haben  damals  mit  ihren  Freunden 
in  der  Schweiz,  Italien  und  Frankreich  eine  eigene  Sektion 
der  Internationalen  Arbeiter- Assoziation  begründet  unter  dem 
Titel:  Internationale  Allianz  der  sozialistischen  Demo- 
kratie". Diese  Gruppe  hat  eine  eigene  Zeitschrift  in  deutscher 
Sprache  gehabt:  „Der  Vorbote'',  der  in  Genf  erschien  und 
von  Joh.  Phil.  Becker  geleitet  wurde.  Hier  finden  sich  die 
stärksten  Zeugnisse  für  den  Kampf  deutscher  Revolutionäre 
gegen  die  alten  Mächte.  Allgemeine  Volksbewaffnung  vjid 
Völkerverbrüderung  wird  verlangt;  die  gemeinsame  Genossen- 
schaft der  Völker,  die  von  der  politischen  Emanzipation  un- 
zertrennlich ist,  wird  als  letztes  Ziel  aufgestellt.  Ein  Aufsatz 
des  „Vorboten"  endet  mit  den  Worten:  ,,Es  lebe  der  Völker- 
bund der  Tat!" 

Die  Bestrebungen  der  Friedens-  und  Freiheitsliga  sind 
auch  stark  unterstützt  worden  von  dem  Publizisten  Dr.  Guido 
Weiß,  der  in  den  70er  Jahren  die  Zeitschrift  Die  Wage"  in 
Berlin  herausgab.  Guido  Weiß  ist  ein  Achtundvierziger  in  der  Zeit 
der  Bismarckschen  Reichsgründung;  er  setzte  die  Traditionen 
von  Ludwig  Börne  fort,  feierte  Johann  Jacobi,  hatte  Bruno 
Bauer  und  den  jungen  Theodor  Curti  unter  seinen  Mitarbeitern. 
Wiederholt  finden  sich  in  der  Wage  Aufsätze  über  das  Friedens- 
problem; so  etwa:  ,,Kant  und  Richard"  (Jahrgang  1873, 
Seite  132f),  wo  auch  Krause  behandelt  wird,  so  „Heinrich  IV. 
christliche  Republik  Europa"   (Jahrgang   1876,   Seite  625). 

')  Dr.  Max  Nettlau:  Michael  Bakunin,  eine  Biographie,  Privatdruck 
(Autotypie)  (1898),  S.  1250f.  Von  dieser  Biographie  Bakunins  gibt  es  nur 
50  Exernplare;  ich  habe  das  im  Besitz  des  Archivs  der  sozialdemokratischen 
Partei  Deutschlands  befindliche  Exemplar  benutzt. 
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Der  Vortrag  eines  Artilleriehauptmanns  von  Reichenau  über 
den  ewigen  Frieden  und  die  Abrüstung  erfährt  im  Jahre  1878 
scharfe  Kritik.  Die  Gedanken  der  Friedens-  und  Freiheits- 
liga werden  gelegentlich  ihrer  Jahrestagungen  in  Genf  warm 
vertreten.  Nach  der  dort  1874  gefaßten  Resolution  sollte  in 
den  „Vereinigten  Staaten  von  Europa"  die  Souveränität  und 
Unabhängigkeit  eines  jeden  Staates  gewahrt  bleiben.  Sobald 
mindestens  drei  Staaten  von  genügender  Widerstandskraft  sich 
verbündet  hätten,  sollten  die  „Vereinigten  Staaten  von 
Europa"  als  begründet  betrachtet  werden.  Als  Zweck  der 
europäischen  Union  wird  die  Aufrechterhaltung  des  Friedens 
imd  des  guten  Einvernehmens  zwischen  den  verbündeten 
Nationen  durch  die  Macht  der  Schiedssprüche  und  die  Pro- 
mulgation eines  internationalen  völkerrechtlichen  Gesetz- 
buches bezeichnet.  Das  demokratische  Gleichheitsprinzip, 
dag  für  die  innere  Politik  von  der  „Wage"  vertreten  wurde, 
wird  in  durchaus  individualistischem  Geiste  auf  die  auswärtige 
Politik  übertragen.  Für  Deutschland  wird  ein  auf  Freiheit 
gegründeter  deutscher  Bundesstaat  mit  Anschluß  Deutsch- 
Österreichs  verlangt,  für  die  Welt  der  Freiheits-  und  Friedens - 
bund,  der  die  Gleichheit  der  Völker  anerkennt,  welches  auch 
immer  die  Ausdehnung  ihres  Gebiets  sein  mag,  und  der  jede 
Invasion,  Okkupation  oder  Annexion  ablehnt. 

Der  erste  Deutsche,  von  dem  man  sagen  kann,  daß  er 
sein  Leben  der  Idee  des  Völkerfriedens  und  des  Völker- 
bundes gewidmet  hat,  ist  der  Schriftsteller .  Dr.  phil.  Eduard 
Loewenthal  gewesen,  eine  merkwürdige  Persönlichkeit, 
nicht  ohne  Bizarrerie  und  Eigensinn,  aber  jedenfalls  vom 
feinsten  WiUen  erfüllt:  der  echte  Typus  des  politischen  Agi- 
tators und  Märtjrrers.  Er  hat  im  Jahre  1860  zuerst  in  Frank- 
furt am  Main  eine  Schrift  imter  dem  Titel:  „Die  soziale  und 
geistige  Reformation  des  Jahrhunderts"  herausgegeben,  in  der 
er  den  Krieg  als  das  beklagenswerteste  von  aUen  tief  einge- 
wurzelten Übeln  erklärte,  und  sich  aber  dagegen  verwahrte, 
daß  man  ihn  ein  notwendiges  Übel  nenne.  Er  forderte  eine 
völkerrechtliche  Austrägalordnung,  nicht  ein  Schiedsgericht; 
von  einer  solchen  Austrägalordnung,  wie  sie   im  Deutschen 
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Bund  bestand,  hoffte  er,  daß  sie  jeden  Krieg  mit  einem  Mal 
überflüssig  und  unmöglich  machen  würde.  Es  ist  klar,  daß 
die  Durchsetzung  einer  derartigen  Austrägalordnung  für  die 
europäischen  Staaten  den  Völkerbund  bedeutet.  Loewenthal 
hat  dann  im  Jahre  1869  in  Dresden  den  „Europäischen  Unions- 
verein" gegründet,  der  die  Gestaltung  Europas  zu  einer  Völker- 
bundsgemeinschaft erstrebt,  und  zwar  gleichzeitig  wiederum 
mit  der  Errichtung  einer  obligatorischen  Austrägalinstanz  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  unter  Staaten  der  Union.  Mit 
der  Gründung  dieses  Vereines  hat  er  tatsächlich  in  durchaus 
selbständiger  Weise  die  Friedensbewegung  in  Deutschland 
praktisch  eröffnet.  In  seiner  Ansprache  an  die  Versammlung 
des  Unionsvereines  führte  Loewenthal  damals  aus,  daß  die 
Differenzen  zwischen  den  europäischen  Völkern  so  selten  und 
so  harmloser  Art  seien,  daß  sie  auf  dem  Wege  des  Ausgleiches 
stets  geschlichtet  werden  könnten;  dies  sei  durchführbar  ent- 
weder durch  Spezialkommissionen  oder  durch  ein  Friedens- 
oder Austrägalgericht.  Die  internationalen  Streitpunkte  waren 
nach  seiner  Auffassung  weit  überwogen  von  der  internationalen 
Interessengemeinschaft,  der  der  europäische  Staatenbund  einen 
formalen  Ausdruck  geben  soU.  Interessant  ist  Loewenthals 
Stellungnahme  zur  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei.  Er 
warnt  die  Regierungen  und  die  besitzenden  Klassen  davor, 
der  internationalen  Arbeiterassoziation  das  Friedenszepter  in 
die  Hand  zu  geben :  wenn  es  zu  einer  sozialen  Revolution  kommt, 
wenn  eine  europäische  Republik  hergestellt  wird,  so  wird  das 
zu  endlosen  Kämpfen  führen,  und  die  Abschaffung  des  stehenden 
Heeres  wird  dadurch  auf  endlose  Zeit  hinausgeschoben.  Die 
Regierungen  soUen  also  einer  derartigen  Entwickelung  durch 
den  europäischen  Staatenbund  zuvorkommen.  Loewenthal  hat 
die  Zuspitzung  der  europäischen  Lage  im  Jahre  1870  wohl 
vorausgesehen;  1869  hat  er  eine  energische  internationale 
Friedensagitation  gefordert,  um  den  Ausbruch  eines  Krieges 
zu  verhindern.  1870  hat  er  eine  Broschüre  veröffentlicht  unter 
dem  Titel:  ,,Der  Militarismus  als  Ursache  der  Massenverar- 
mung in  Europa  und  die  europäische  Union  als  Mittel  zur 
Überflüssigmachung  der  stehenden  Heere."     Zwei  Tage  vor 
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Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges  hat  der  Euro- 
päische Unions verein  in  Dresden  eine  Volksversammlung  ab- 
gehalten, in  der  eine  Resolution  in  dem  Sinne  beschlossen 
wurde:  daß  die  Reibungen  der  Dynastien  keinen  vernunft- 
gemäßen Grund  für  einen  Völkerkrieg  abgeben  könnten,  daß 
weder  die  französische  noch  die  deutsche  Nation  ein  Interesse 
an  einem  Kriege  hätte;  daß  die  internationale  Ehre  der  zivili- 
sierten Völker  durch  Gewalttaten  nicht  gewahrt,  sondern 
befleckt  werde,  endlich,  daß  der  Europäische  Unions  verein  die 
Proteste  der  französischen  Friedensfreunde  mit  Freuden  be- 
grüße. 

Loewenthal  hat  nach  dem  Kriege  1870/71  Beziehungen 
mit  dem  englischen  Parlamentarier  Henry  Richard  angeknüpft, 
der  1873  zuerst  im  Unterhaus  einen  Antrag  auf  Einsetzung 
von  Schiedsgerichten  bei  internationalen  Streitigkeiten  an- 
brachte. Er  hat  Henry  Richard  in  Berlin  mit  deutschen  Par- 
lamentariern, die  der  Friedensidee  sympathisch  gegenüber- 
standen, bekannt  gemacht  —  in  erster  Linie  mit  Dr.  Lasker 
und  Professor  Hefitt^er.  Loewenthal  redigierte  damals  die 
sozialdemokratische  ,,Neue  freie  Zeitung",  in  der  er  die  Be- 
gründung eines  internationalen  Deputiertenvereines  der  euro- 
päischen Parlamente  zum  Zwecke  der  Förderung  der  Völker- 
verständigung verlangte.  1874  begründete  er  seinen  Europä- 
ischen Unionsverein  von  neuem  unter  dem  Namen:  „Deutscher 
Verein  für  internationale  Friedenspropaganda";  gleich  nach 
seiner  Konstituierung  richtete  er  eine  Petition  an  den  Reichstag. 
Auch  verschiedene  Versammlungen  wurden  von  dem  neu- 
gegründeten Verein  in  Berlin  abgehalten.  Seine  Idee  des 
internationalen  Deputiertenvereines  verfocht  Loewenthal  in 
einer  Flugschrift:  ,,Zur  internationalen  Friedenspropaganda", 
die  auch  im  Auslande  großes  Interesse  erweckte.  1874  verließ 
Loewenthal  Deutschland,  um  sich  der  Abbüßung  einer  Gefäng- 
nisstrafe zu  entziehen,  zu  der  er  wegen  Majestätsbeleidigung 
\md  scharfer  Agitation  gegen  militärische  Rüstungen  verurteilt 
worden  war.  Er  lebte  zunächst  m  Brüssel,  wo  er  mehrere  Zeit- 
schriften herausgab,  die  für  seine  Idee  Propaganda  machten. 
Sein  Vorschlag  eines  Völkerrechtparlamentes  fand  bei  den 
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Pazifisten  Westeuropas  und  Amerikas  lebhaften  Anklang; 
mit  allen  Führern  der  Bewegung  trat  er  in  unmittelbare  per- 
sönliche Fühlung.  Loewenthal  war  es  auch,  der  zuerst  die 
einheitliche  Organisation  aller  Friedensgesellschaften  Europas 
und  Amerikas,  sowie  die  alljährliche  Abhaltung  eines. Kon- 
gresses verlangte.  Bekanntlich  ist  erst  im  Jahre  1889  durch 
die  Errichtung  des  internationalen  Friedensbüros  in  Bern 
diese  Idee  verwirklicht  worden.  Loewenthal  lebte  dann  kurze 
Zeit  in  London  und  bis  1888  in  Paris,  immer  in  eifrigster  Propa- 
gandatätigkeit. Die  Amnestie  nach  dem  Tode  Kaiser  Wilhelms  I. 
erlaubte  ihm  die  Rückkehr  nach  Deutschland.  Bei  den  Reichs - 
tagswahlen  von  1893  veröffentlichte  er  ein  Flugblatt,  in  dem 
der  erste  Punkt  lautete:  ,,Die  Anbahnung  eines  europäischen 
Staatenbundes  oder  einer  europäischen  Union  unter  dem 
Regime  der  bestehenden  Regierungen  mit  einer  obligatorisch - 
internationalen  Friedensgerichtsbarkeit  ist  zu  erstreben,  um 
den  immer  unerträglicher  werdenden  Kriegsrüstungen  und 
Militärlasten  ein  Ende  zu  machen."  Loewenthal  hat  auch 
direkte,  persönliche  Beziehungen  zu  dem  Reichskanzler  Graf 
Caprivi  angeknüpft,  der  seinen  Forderungen  gewisse  Sympathie 
entgegenbrachte.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  daß  die  bekannte 
Danziger  Rede  Caprivis  auf  Loewenthals  Einfluß  zurückgeht. 
Caprivi  führte  damals  aus,  daß  ,,das  kommende  Jahrhundert 
den  Zusammenschluß  der  europäischen  Völker  fordern  könnte", 
und  er  erklärte,  Deutschland  wolle  mit  dazu  helfen,  die  euro- 
päischen Kräfte  zusammenzuschließen  im  Interesse  einer  großen 
gemeinsamen  Wirtschaftspolitik  des  europäischen  Staaten- 
komplexes (Februar  1894).  Loewenthal  ist  es  gelungen,  einen 
interparlamentarischen  Friedensverein  ins  Leben  zu  rufen, 
der  in  Brüssel  im  August  1895  eine  Konferenz  abhielt.  Er  legte 
dieser  Konferenz  eine  Broschüre  vor:  „Ein  Weltstaatenbund 
als  sicherstes  Mittel  zur  Beseitigung  des  Krieges."  Loewenthal 
hat  sich  in  der  Friedensbewegung  viele  Gegner  dadurch  ver- 
schafft, daß  er  das  fakultative  Schiedsgerichtssystem  mit 
leidenschaftlichem  Eigensinn  bekämpfte  und  es  nicht  einmal" 
als  eine  Vorstufe  gelten  lassen  wollte.  Aus  diesem  Grunde  ist 
er  von  der  sogenannten  Berner  Richtung  des  Pazifismus  auch 
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wenig  anerkannt  worden;  daß  er  eine  schwierige  Persönlichkeit 
war,  scheint  klar  zu  sein;  er  hat  aber  doch  eine  bedeutende 
historische  Rolle  gespielt  und  zahlreiche  Ideen  angeregt^). 

Es  gibt  eine  ganze  Gruppe  von  Vorkämpfern  des  Völker- 
bundgedankens, die  man  als  die  Gruppe  der  Sonderlinge  be- 
zeichnen könnte.  Es  sind  Persönlichkeiten,  die  irgendwie  aus 
einem  äußerlich  engen  Kreis  heraus  die  Idee  erkennen 
und  erfassen,  sich  dafür  einsetzen,  ohne  aber  damit  durchzu- 
dringen und  Einfluß  zu  gewinnen.  Zu  dieser  Gruppe  zählt 
etwa  der  preußische  General  von  Prittwitz,  der  im  Jahre  1854 
ein  Alexander  von  Humboldt  gewidmetes  Buch  veröffentlicht 
hat:  „Andeutungen  über  die  künftigen  Fortschritte  und 
Grenzen  der  Zivihsation."  Er  spricht  sich  darin  wie  folgt  aus: 
,,Wenn  aber  zugleich  die  zunehmenden  Verbindungen  die  Opfer 
des  Krieges  in  immer  weiteren  Kreisen  fühlbarer  machen,  und 
mit  fortschreitender  Zivilisation  die  Staaten  immer  mehr  geneigt 
sein  dürften,  auf  Kongressen  ihre  Streitigkeiten  zu  schlichten : 
so  ist  die  Voraussetzung  gerechtfertigt,  daß  als  letztes  Ziel 
dereinst  die  ganze  Menschheit,  durch  das  Band  einer  allge- 
meinen Zivilisation  umschlungen,  der  Armeen  nur  noch  als 
Exekutivgewalt  zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Staaten- 
kongresses des  gesamten  Erdballes  bedürfe  und  endlich  sie 
zuletzt  ganz  werde  entbehren  können 2)."  Gleichfalls  vom 
konservativen  Standpunkte  aus  urteilt  der  bekannte  politische 
Denker  KonstantinFrantz.  Er  hat  das  Problem  des  Föderalis  - 
mus  vertreten,  sowohl  in  bezug  auf  die  deutsche  Einheits- 
frage, wie  in  bezug  auf  die  europäische  Gemeinschaft.  Als 
einem  Schüler  der  Romantik  schwebte  ihm  die  Wiederher- 
stellung der  abendländischen  Völker- Gemeinschaft  als  letztes 
Ziel  vor.  Er  wünschte  einen  mitteleuropäischen  Bund,  der  aus 
dem  föderativen  Deutschen  Reiche  und  Holland,  Belgien, 
der  Schweiz  und  Österreich  bestehen  sollte.     Mit  England 

Dr.  phil.  E.  Loewenthal  „Geschichte  der  Friedensbewegung",  Berlin 
1903,  S.  14  f.,  24  f.,  27  f.,  44,  47,  61,  68  f.,  82,  90;  Ed.  Loewenthal  „Der 
wahre  Weg  zum  bleibenden  Frieden,  letzter  Entwurf  zur  Konstitution  des 
Völkerrechtes",  1896,  2.  Auflage. 
2)  A.  a.  0.  S.  314. 
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sollte  dieses  verbündete  Mitteleuropa  in  einem  nahen  Ver- 
hältnis stehen,  und  es  sollte  auf  diese  Weise  befähigt  sein, 
gegen  Rußland  und  gegen  die  Vereinigten  Staaten  ein  erhebliches 
Gewicht  zu  bilden.  Mitteleuropa  unter  der  Führung  von 
Deutschland  bedeutete  für  Frankreich  zugleich  das  Ende 
seiner  kontinentalen  Vorherrschaft^).  Konstantin  Frantz 
ist  ein  Mann,  der  den  Bundesgedanken  durchaus  mit  den  über- 
kommenen Mitteln  staatlicher  und  kriegerischer  Machtent- 
faltung erstrebte.  Im  Gegensatz  dazu  hat  die  europäische 
Entwaffnung  C.  Walcker  1867  gefordert:  „Zur  allge- 
meinen Entwaffnung  der  europäischen  Staaten.''  Das  Inter- 
essante an  dieser  Schrift  ist,  daß  der  Verfasser  durch  inter- 
nationale Verträge  das  Milizsystem  einführen  will,  da  er  kultur- 
geschichtlich gerechtfertigte  Territorialerwerbungen  der  Staaten 
auch  weiterhin  für  möglich  hält.  In  ähnlicher  Weise  sprach 
sich  der  Bremer  Redakteur  A.  Lammers  dahin  aus,  daß  der 
Krieg  allmählich  aus  der  europäisch-amerikanischen  Kulturwelt 
verschwinden  müsse;  seit  dem  Ausgang  des  Altertums  sei  die 
Kulturgeschichte  gleichbedeutend  mit  einer  unaufhörUchen 
Verminderung  der  Motive  zu  Krieg.  (,, Staat  und  Krieg",  1873.) 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  schließlich  der  schwäbische 
Denker  Karl  Christian  Planck  ein,  von  dem  im  Jahre  1881 
,,Das  Testament  eines  Deutschen"  erschien.  Planck  kritisiert 
hier  scharf  die  Einseitigkeit  der  deutschen  Entwicklung  im 
Sinne  des  egoistischen  National-  und  Mihtärstaates,  und  er 
fordert,  daß  Deutschland  wieder  wie  früher  der  menschUch- 
kosmopolitische  Mittelpunkt  der  Welt  werde.  Der  Staat  soll 
als  ,, Berufsstaat"  Glied  einer  höheren  internationalen  Rechts- 
und Berufsordnung  sein.  Die  äußere  Universalität  der  mensch- 
lichen Kulturaufgabe  wird  erst  durch  die  innerlich  universelle 
Erneuerung,  durch  die  Vollendung  und  sittliche  Durch- 
dringung des  ganzen  Rechtsbewußtseins  möglich 
werden.    Die  Organisation  der  Arbeit  und  des  Verkehrs  der 

^)  Eugen  Stamm:  Konstantin  Frantz*  Schriften  und  Leben  (Heidel- 
berger Abhandlungen  zur  mittleren  und  neueren  Geschichte,  Heft  19, 
S.  283 f.).  Vgl.  die  dort  angeführten  politischen  Schriften  von  Konstantin 
Frantz. 
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einzelnen  Staaten  setzen  für  ihre  wahrhafte  Verwirklichung 
eine  internationale  Gesamtordnung  voraus.  Über  der 
Vielheit  der  Berufsstaaten  muß  eine  letzte  Rechtsgewalt 
vorhanden  sein.  Sie  ist  kein  einseitiges  Ideal,  sondern  der  Aus- 
druck der  vollen,  nüchtern  rechtlichen  Gesamtbedingungen 
der  organischen  Entwicklung  der  Nationen  —  dieses  echt 
menschlichen  Zieles  unserer  Geschichte.  Die  angebliche  Unver- 
meidlichkeit des  Krieges  fällt  in  dieser  zukünftigen  Geschichts- 
epoche fort.  Wie  einst  früher  das  junge  Deutschland  sieht 
Planck  in  dem  deutsch-französischen  Gegensatz  scharfblickend 
die  größte  Gefahr  für  Europa ;  seine  Überwindung  wird  Europa 
den  Frieden  geben  und  die  Voraussetzung  schaffen  für  ein 
bleibendes  friedliches  Band  der  Nationen.  Wie  schwer  die 
Stellung  des  Deutschen  Reiches  in  Europa  einmal  sein  würde, 
hat  Planck  mit  seherischer  Kraft  vorausgesagt^). 

Die  scharfe  Kritik,  die  die  allmählich  aufkommende  Sozial- 
demokratie an  dem  Deutschen  Reiche  Bismarcks  übte,  ist  auch 
mit  bestimmt  worden  durch  ihre  Anschauungen  von  der  Not- 
wendigkeit der  Völkerversöhnung.  In  ähnlicher  Weise  wurde 
von  klerikaler  Seite  die  Reichsgründung  getadelt.  Es  gibt 
darüber  einige  wichtige  Zeugnisse.  Im  Jahre  1874  erschien 
in  Mainz  im  Verlag  von  Franz  Kirchheim  ein  Buch  von  Philipp 
Wasserburg:  Gedankenspäne  über  den  Militarismus  —  dem 
hohen  Reichstage  zur  Debatte  über  den  MUitärgesetzentwurf 
gewidmet."  Der  Verfasser  stellte  sich  auf  den  Standpunkt  des 
konstitutionellen  Staates,  und  er  lehnt  deshalb  im  Namen  der 
Moral  und  des  Rechtes  den  Militärstaat  ab.  Er  findet  es  wider- 
sinnig, daß  in  dem  ganzen  Staatsleben  das  Müitärwesen  die 
erste  und '  vorzüglichste  Rolle  spielte.  Auch  auf  Einzelheiten, 
wie  die  Müitärgesetzgebung,  geht  er  ein.  Die  Anschauung, 
die  Wehrpflicht  sei  demokratischer  Natur,  bekämpft  er  als  eine 
Phrase.  Die  deutschen  Freiheitskämpfer  von  Leipzig  und 
Waterloo  sind  ein  Volk  in  Wajffen  gewesen.  Wasserburg  ent- 
wirft ein  ganzes  System  einer  neuen  Heeresordnung;  es  soll 
ein  Berufsheer  geschaffen  werden,  dessen  Leistungen  vollständig 


1)  A.a.O.  S.  657 f,  672 f. 
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vom  Staat  vergütet  werden,  das  den  allgemeinen  Gesetzen 
unterstellt  ist  und  das  keine  anderen  Pflichten  hat  als  die  durch 
den  allgemeinen  Bürgereid  bestimmten^). 

Aus  derselben  Gedankenwelt  ist  die  Schrift  Annuarius 
Ossegs:  ,,Der  europäische  Militarismus"  erwachsen,  (Amberg 
1880).  Osseg  zieht  aus  der  Kritik  des  Militärismus  nunmehr 
die  politischen  Folgerungen.  Die  europäischen  Völker  sollen 
eine  Familie  bilden,  diese  Familie  soll  ein  Haupt  haben.  Ein 
Weltstaat  darf  aber  nicht  an  der  Spitze  stehen,  denn  jeder 
Hegemonieanspruch  in  Europa  würde  neue  Völkerkämpfe 
hervorrufen.  Vielmehr:  „An  der  Spitze  der  christlichen  Völker- 
famüie  Europas  kann  nur  der  Papst  stehen."  Damit  tritt  eine 
alte  universalistische  Idee  wieder  in  den  Dienst  des  Kampfes 
gegen  den  Nationalismus.  Osseg  ist  wohl  beschlagen  in  der 
Geschichte;  er  führt  Worte  von  Leibniz,  Pitt,  Guizot,  von 
Lord  Urqhart  an,  die  alle  das  schiedsrichterliche  Amt  des 
Papstes  zum  Zweck  der  Wiederherstellung  des  europäischen 
Völkerrechtes  und  der  Völkerversöhnung  gefordert  haben. 
Warum  ist  der  Papst  nun  der  passendste  Präsident  eines  Völker- 
tribunals ?  Osseg  zählt  eine  Anzahl  Gründe  auf,  die  man  mehr 
oder  weniger  durchschlagend  finden  wird;  der  Papst  ist  schon 
durch  die  öffentliche  Etikette  der  eigentliche  Präsident  unter 
allen  Souveränen;  er  ist  zugleich  weltlicher  Souverän  und 
geistliches  Oberhaupt  der  sichtbaren,  sittlichen  Welt,  er  bietet 
die  Garantie  einer  gerechten  Entscheidung,  denn  er  ist  ein 
uneigennütziger  Richter,  dem  jede  Eroberungssucht  fern  liegt; 
schließlich  sind  die  Päpste  auch  durch  ihren  persönlichen 
Charakter  zum  Schiedsrichteramt  berufen,  denn  sie  sind  Greise, 
gewählt  aus  dem  würdigsten  Kollegium  der  Erde.  Das  Familien- 
band, das  sich  um  die  Staaten  schlingen  soll,  das  Band  der 
internationalen  Gerechtigkeit,  kann  nur  durch  eine  Anstalt 
geliefert  werden,  „die  in  sich  selbst  höherer  Ordnung  ist  und 
den  Weltberuf  am  Giebelfelde  trägt". 

Es  wäre  unrichtig  zu  behaupten,  daß  die  Gedanken  der 
Völkerversöhnung  und  des  Völkerbundes  lediglich  von  unver- 


1)  A.  a.  O.  S.  1  f.,  5,  13  f..  16  f. 


143 


IV.  Der  Völkerbundgedanke  als  Forderung  der  praktischen  Politik. 


antwortlichen  Schriftstellern  in  der  deutschen  Politili  vertreten 
worden  sind.  Eine  Anzahl  deutscher  Parlamentarier  hat  sich 
dafür  eingesetzt.  Am  21.  Oktober  1869  hat  Rudolf  Virchow 
einen  Antrag  eingebracht,  die  Regierung  des  Norddeutschen 
Bundes  möge  durch  diplomatische  Verhandlungen  eine  allge- 
meine Abrüstung  herbeiführen.  Virchow  hat  bekanntlich  auch 
späterhin  die  permanente  Kriegsbereitschaft  lebhaft  bekämpft i). 
Im  deutschen  Reichstag  hat  der  württembergische  Geh.  Hofrat 
V.  Bühler  zum  erstenmal  am  12.  März  1879  einen  Antrag  in 
diesem  Sinne  zur  Debatte  gestellt:  „Der  Reichstag  wolle  be- 
schließen, den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  einen  europäischen 
Staatenkongreß  zum  Zwecke  der  Herbeiführung  einer  wirk- 
samen allgemeinen  Abrüstung,  etwa  auf  die  durchschnittliche 
Hälfte  der  gegenwärtigen  Friedensstärke  der  europäischen 
Heere,  für  die  Dauer  von  vorläufig  zehn  bis  fünfzehn  Jahren 
zu  veranlassen."  Nach  Ablehnung  dieses  Antrages  hat  sich 
Bühler  mit  Bismarck  direkt  in  Verbindung  gesetzt;  auch  hat 
er  1880  seinen  Antrag  wiederholt.  Bühler  hat  den  ganzen 
pazifistischen  Ideen  nahe  gestanden,  auch  die  Abfassung  eines 
Völkerrechtskodex,  die  Errichtung  eines  internationalen  Schieds- 
gerichtshofes haben  ihn  interessiert.  Auf  die  Abrüstung  als  das 
tatsächliche  Friedensunterpfand  ist  er  aber  immer  wieder 
zurückgekommen.  Ausdrücklich  hat  er  sich  gegen  unpraktischen 
Idealismus  und  die  Preisgabe  von  Souveränitätsrechten  ver- 
wahrt ;  er  wollte  eine  freie  Verständigung  unter  den  Staaten  zum 
Zwecke  einer  gleichzeitigen  proportionalen  Verminderung  der 
Heere.  Da  Bismarck  ihm  mitgeteilt  hatte,  ein  deutscher  Kanzler 
könne  für  dergleichen  die  Verantwortung  nicht  übernehmen, 
falls  es  nicht  gelänge,  die  Nachbarn  des  Deutschen  Reiches 
für  diesen  Plan  zu  gewinnen,  wandte  sich  Bühler  an  Gambetta, 
bheb  aber  ohne  Antwort  2). 

Bühler  ist  nicht  der  einzige  Reichstagsabgeordnete  ge- 
blieben, der  sich  der  überwiegenden  Mehrheit  zum  Trotz  für 


^)  „Krieg  und  Friede",  Vortrag,  gehalten  von  dem  Landtagsabgeord 
neten  Dr.  Virchow  am  17.  Mai  1877,  Berlin. 

2)  Hetzel,  Die  Humanisierung  des  Krieges,  S.  87,  272. 
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den  Völkerbundgedanken  und  die  Friedensidee  einsetzte. 
Das  Reichstagsmitglied  Bruno  Geiser  hat  im  Jahre  1886  eine 
Schrift  veröffentlicht:  ,,Die  Überwindung  des  Krieges  durch 
Entwickelung  des  Völkerrechtes.  Zugleich  eine  Beantwortung 
der  Frage,  wie  eine  internationale  Friedensgesellschaft  eine 
Kulturmacht  werden  kann."  Er  fordert  darin  einen  Exekutiv- 
körper für  das  Völkerrecht,  dessen  Entwickelung  ihr  Ziel  in  der 
Herstellung  eines  durch  Weltgesetze  geregelten  Völkerfriedens 
haben  müsse.  Geiser  prophezeit,  daß  das  zivilisierte  Europa 
und  das  zivilisierte  Amerika  mehr  und  mehr  Friedens- Staaten- 
bünde werden  würden.  Die  Friedens-  und  Schiedsgerichts- 
assoziation müsse  binnen  kurzem  eine  Weltmacht  sein.  Im  An- 
hang veröffentlicht  Geiser  den  Entwurf  eines  europäisch- 
christHchen  Staatenbundes,  der  von  dem  Reutlinger  Rechts- 
gelehrten und  Naturforscher  Otto  Hahn  stammte.  Der  Entwurf 
Hahns  will  alle  Staaten  in  einen  Bund  vereinigen,  dessen 
Streitigkeiten  durch  ein  Bundesgericht  geschlichtet  werden 
sollen.  Kriege  innerhalb  des  Bundes  sind  ausgeschlossen;  die 
Verteidigung  des  Bundes  ist  eine  gemeinsame  Angelegenheit, 
die  notwendige  Militärmacht  wird  angeworben.  Zwischen  den 
Bundesstaaten  besteht  Freihandel,  alle  Verkehrswege  innerhalb 
des  Bundesgebietes,  sowie  die  wichtigsten  Verbindungspunkte 
der  Weltverkehrsstränge  sollen  Bundeseigentum  werden.  Dieses 
starke  Hervortreten  des  verkehrspolitischen  Mittelpunktes  ist 
ein  origineller  Zug  dieses  Entwurfes. 

Der  neue  Kurs  nach  der  Entlassung  Bismarcks  brachte 
die  Erörterung  des  Völkerbundproblems  in  lebhaften  Fluß. 
Nach  1890  schwillt  die  Zahl  der  pazifistischen  Publizisten  be- 
deutend an,  die  Friedensbewegung  wird  auch  in  Deutschland 
eine  tatsächliche,  politische  Macht.  Jene  Worte  des  Reichs- 
kanzlers Caprivi,  die  das  Interesse  der  amtlichen  Stellen  be- 
weisen, sind  ein  Gradmesser  für  diese  Entwicklung.  In  den 
deutschen  Parlamenten  wiederholten  sich  die  völkerbund- 
freundlichen Anträge:  Lieber  im  Reichstag  (1893),  Prinz 
Löwenstein-Wertheim  in  dem  bayerischen  Reichsrat;  schon 
vorher  ist  in  Österreich  Adolf  Fischhof  in  demselben 
Sinne    aufgetreten.     Es   ist  natürlich,    daß    mit   dem  An- 

Valentin,  Geschichte  des  Völkerbundgedankens  in  Deutschland.         ]q  ^ 
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schwellen  der  Bewegung  auch  die  Produktion  wirklich  eigen- 
artiger Ideen  abnimmt.  Es  handelt  sich  vielfach  nur  darum, 
die  alten  großen  Ideen  des  Schiedsgerichtes,  des  Staatenbundes, 
des  Völkersenates  zu  popularisieren.  Der  junge  Kaiser  Wilhelm  II 
'wird  in  einer  dieser  Schriften  unmittelbar  angeredet  und  auf- 
gefordert, die  Friedensbestrebungen  in  seine  Hand  zu  nehmen 
und  sich  die  unsterbliche  Palme  des  Friedensfürsten  zu  erringen, 
Die  uns  geläufigen  Gesichtspunkte  der  Philanthropie  werden 
gerade  jetzt  in  besonders  eindringlicher  Weise  vorgebracht. 
Ein  anderer  Verfasser  fordert  in  erster  Linie  eine  Reform  der 
Ideenbildung  der  Jugend.  Die  Gewöhnung  der  Menschheit 
an  den  Krieg,  meint  er,  fällt  in  erster  Linie  der  häuslichen 
Tradition  und  der  konventionellen  Pädagogik  zur  Last.  Bei 
dem  Geschichtsunterricht  muß  die  Veränderung  des  Geistes 
beginnen. 2)  Wenn  hier  der  Völkerbundgedanke  aufgefaßt 
wird  als  ein  pädagogisches  Problem,  so  wagt  sich  in  der  öffent- 
lichen Meinung  in  Deutschland  überhaupt  mehr  und  mehr  die 
Auffassung  hervor,  daß  es  sich  bei  der  Friedensidee  um  Dinge 
von  wissenschaftlicher  und  politischer  Ernsthaftigkeit  handelt. 
Ein  Symptom  dafür  ist  es,  daß  in  dem  populären  Vortragswesen 
die  Idee  des  allgemeinen  Völkerfriedens  nunmehr  gelegentlich 
behandelt  wird.  So  hat  Rechtsanwalt  Adolf  Heilberg  im 
Humboldtverein  in  Breslau  1893  darüber  einen  Vortrag  ge- 
halten, der  dann  gedruckt  worden  ist.  Der  Erziehungsgedanke 
klingt  auch  hier  an,  wenn  der  Verfasser  sagt:  ,,Die,  ich  möchte 
sagen,  internationale,  alle  Völker  umfassende  Erziehung  der 
Völker  zum  Frieden  und  zu  dem  Gedanken  des  Rechts  zwischen 
den  Völkern,  das  ist  der  Weg,  auf  dem  der  allgemeine  Völker- 
friede nach  der  jetzigen  Auffassung  erreicht  werden  kann,  und, 
wie  ich  glaube,  erreicht  werden  wird." 

In  der  Zeit  des  neuen  Kurses  lag -die  Reflexion  üi)er  das 
Bündnissystem  Europas  ja  deshalb  besonders  nahe,  weil  sich 
dem  Dreibund  damals  der  Zweibund  gegenüberstellte.  Die 
Zeitgenossen  sahen  darin  zum  großen  Teil  eine  Sicherung  des 

^)  Volksstimmen  und  Posaunenklänge  vom  ewigen  Frieden,  von 
Arminius,  Berlin  1893.  , 

2)  E.  Jakobi,  Der  Völkermord,  Neuwied  -  Leipzig  1893,  S.  45,  47,  58. 
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Friedens,  weil  das  europäische  Gleichgewicht,  jenes  alte 
politische  Ideal,  hier  aufs  neue  verwirklicht  und  gut  aus- 
balanciert schien.  Der  Völkerbundgedanke  tritt  deshalb  in 
der  Publizistik  jetzt  wiederholt  im  Anschluß  an  die  vorhandenen 
Staatenbünde  auf.  So  hat  Dr.  H.  Nelson  in  seiner  Schrift: 
,,Zum  Weltfrieden"  (Berlin  1891)  den  Gedanken  ausgesprochen, 
daß  sich  an  den  Dreibund  ein  allgemeinerer  Friedensbund 
anschließen  solle,  und  zwar  so,  daß  dafür  England  und  Nord- 
amerika in  erster  Linie  in  Betracht  kämen.  Wenn  diese  Mächte 
sich  zu  einem  Friedensbund  vereinigten,  dann  würde  kein 
anderer  Staat  feindselig  auftreten  können:  der  Angriff  auf 
diesen  Bund  oder  seine  Glieder  würde  keine  Aussicht  auf 
Erfolg  haben.  Ein  Vertragsgesetz,  das  der  Öffentlichkeit  zu- 
gänglich zu  machen  sei,  müßte  das  pohtische  Leben  dieses 
Bundes  im  Sinne  der  Versöhnung  und  schiedsrichterlichen 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  kodifizieren.^) 

Eine  viel  scharfsinnigere  Erkenntnis  der  weltpolitischen 
Verhältnisse  findet  sich  in  der  Arbeit  des  Rechtsanwalts 
W.  Kiparski:  Beitrag  zur  Frage  der  allgemeinen  Abrüstung 
und  des  internationalen  Schiedsgerichtes",  Berlin  1899.  Kiparski 
hat  diese  Arbeit  im  Jahre  1889  als  Denkschrift  in  französischer 
Sprache  verfaßt  und  sie  verschiedenen  Diplomaten  und  Fürst- 
lichkeiten zugestellt,  um  der  Friedensidee  Freunde  zu  gewinnen. 
Wie  die  Vorbemerkung  der  gedruckten  Ausgabe  sagt,  ist  dies 
auch  zum  Teil  gelungen,  und  daraufhin  wurde  die  Denkschrift 
ins  Deutsche  übersetzt  und  wiederum  führenden  Männern  der 
Politik  übermittelt.  So  gelang  es,  die  geistige  Bereitschaft  für 
die  Friedensidee  in  Deutschland  tatsächlich  in  wesentlicher 
Weise  zu  fördern.  Die  Arbeit  von  Kiparski  scheint  auf  dem 
Wege  zur  ersten  Haager  Friedenskonferenz  einen  wesentlichen 
Markstein  zu  bedeuten.  Interessant  ist  in  erster  Linie  seine 
Auffassung  der  politischen  Macht;  er  sagt,  daß  sie  keinen 
absoluten  Wert  habe,  sondern  nur  insofern  zu  gelten  ein  Recht 
besitze,  als  sie  mit  dem  realen  Interesse  der  Bewohner  eines 
Staates  zu  vereinigen  sei.  Der  Begriff  des  Staates  und  seines 
Prestige  darf  nicht  zu  einem  Idol  werden,  dem  nur  um  seiner 

1)  A.a.O.  S.  20 f. 
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selbst  willen  Opfer  geleistet  werden.  Das  ist  der  Weg,  auf  dem 
die  Masse  der  Staatsbürger  endgültig  und  sicher  zu  kurz  kommt, 
und,  angenommen  daß  mehrere  Staaten  von  dem  Idol  beherrscht 
werden,  so  ist  mit  Sicherheit  vorauszusehen,  daß  alle  beteiligten 
Völker  und  Staaten  schließlich  verlieren.  Kiparski  erinnert 
an  die  richtige  Erkenntnis  Napoleon  I.,  der  dem  praktischen 
Interesse  der  Völker  dadurch  am  meisten  nutzen  zu  können 
meinte,  daß  er  eine  große  europäische  Familie  gründete,  inner- 
halb deren  es  keine  Rivalitätskämpfe  mehr  gäbe  und  die  durch 
die  Militärdiktatur  zusammengehalten  wurde.  Der  springende 
Punkt  für  die  Entstehung  eines  Völkerbundes  ist  deshalb  die 
Beschränkung  der  Souveränität.  Die  Staaten  müssen  sich 
hier  an  einen  freiwilligen  Verzicht  gewöhnen,  und  das  deutsche 
Reich  Bismarcks  bietet  das  beste  Beispiel  dafür,  daß  ein  der- 
artiger Verzicht  möghch  ist  unter  voller  Wahrung  des  Wichtig- 
sten der  bisherigen  Position.  Die  territoriale  Abgeschlossenheit 
muß  durchbrochen,  die  nationalen  Unterschiede  müssen  aus- 
geghchen  werden.  Kiparski  führt  als  Beispiel  die  Entstehung 
des  Amerikanertums  an,  die  ja  in  vollstem  historischen  Lichte 
erfolgt  ist :  so  wie  dort,  kann  auch  aus  Engländern  und  Deutschen, 
sowie  Franzosen  der  Typus  eines  neuen  Europäertums  entstehen. 
Die  Tatsache  des  immer  enger  werdenden  Zusammenlebens 
wird  die  Gegensätze  abschwächen  und,  nach  dem  Gesetz  der 
organischen  Welt,  aus  verschiedenen  Arten  eine  Art  entwickeln. 
Ein  europäischer  Staatenbund,  wie  ihn  sich  Kiparski  vorstellt, 
muß  auf  zwei  Prinzipien  basieren,  dem  Prinzip  des  Völker- 
tribunals und  dem  Prinzip  der  Abrüstung.  Die  praktische 
Durchführung  denkt  sich  Kiparski  so,  daß  von  Rußland  und 
Deutschland  die  Initiative  ausgehen  soll;  von  hier  aus  soll 
eine  gemeinsame  internationale  Vertretung  zur  Beratung  vor- 
geschlagen werden.  Gehen  diese  beiden  Staaten  voran,  so 
werden  die  anderen  Dreibundstaaten,  Österreich  und  ItaHen, 
und  alle  kleineren  Staaten  sich  im  wesentlichen  bald  einigen. 
Von  Frankreich  und  England  ist  das  weniger  zu  erwarten; 
bei  Frankreich  wird  die  Revancheidee  als  Hemmung  wirken, 
bei  England  der  Weltherrschaftsgedanke.  England  hat,  sagt 
Kiparski,  ohne  kriegerische  Konflikte  in  der  letzten  Zeit  durch 
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seine  Zufallspolitik  an  Reichtum  gewonnen  und  wird  voraussicht- 
lich die  ihm  so  günstige  bisherige  Weltkonstellation,  vor  allem 
auch  sein  Übergewicht  zur  See,  nicht  aufgeben  wollen.  Doch  hofft 
Kaparski,  daß  man  Frankreich  durch  Kompensationen  im  Orient 
für  den  Verlust  von  Elsaß-Lothringen  gewinnen  und  England 
durch  das  Vorgehen  Rußlands  in  Zentralasien  und  eine  Flotten- 
demonstration im  Mittelmeer  zum  Nachgeben  bewegen  könnte. 

Eine  große  historische  Perspektive  eröffnet  sich  hier.  Hätte 
das  kaiserliche  Deutschland  von  damals  den  Völkerbundgedanken 
zusammen  mit  dem  russischen  Zaren  ergriffen,  hätte  es  sich  an 
die  Spitze  der  Friedens-^i  und  Völkerbundsbewegung  gestellt,  so 
hätten  diese  Ideen  in  demselben  Grade  zu  einer  Kräftigung  der 
politischen  Position  Deutschlands  führen  können,  wie  sie  später 
seine  Schwächung,  ja  seine  Katastrophe  mitbewirkt  haben. 

Das  Völkerbundtribunal  denkt  sich  Kiparski  nach  dem 
Muster  des  Bundesrates  des  deutschen  Reiches :  ein  interessantes 
Beispiel  dafür,  wie  im  Lauf  der  Geschichte  immer  wieder  neue 
Institutionen  des  praktischen  politischen  Lebens  Paradigmen 
des  Völkerbundideals  werden.  So  wie  beim  deutschen  Bundes- 
rat sollen  also  Bevollmächtigte  der  einzelnen  Staatsoberhäupter 
permanent  funktionieren;  außer  der  schiedsrichterlichen  Tätig- 
keit soll  das  Völkerbundtribunal  internationale  Normen  auf 
dem  Wege  einer  einheitlichen  Gesetzgebung  festsetzen. 

Die  Schrift  von  Kiparski  hat  unsere  Betrachtung  bereits 
in  die  Vorgeschichte  der  ersten  Haager  Friedenskonferenz 
hineingeführt.  —  Die  deutsche  Publizistik  hat  den  Vöikerbund- 
gedanken  in  den  mannigfaltigsten  Formen  vertreten;  von  den 
gut  gemeinten  Traktätchen  bis  zu  der  ernsthaften  politischen 
Denkschrift,  die  philosophisch  unterbaut  und  juristisch  durch- 
gearbeitet ist,  sind  wir  allen  Typen  der  Meinungsäußerung 
begegnet.  Die  großen  Ideen  gewinnen  ja  meistens  nicht  an 
Gehalt,  wenn  sie  in  den  breiten  Strom  des  Fühlens  und  WoUens 
hineingetragen  werden ;  doch  die  bunte  Wirklichkeit  befruchtet 
auch  wieder  die  Idee:  erst  wenn  das  leidenschaftliche  Erleben 
ganzer  Völker  nach  neuen  Formen  und  Lösungen  schreit,  erst 
dann  gestalten  sich  die  Ideen  zur  zwingenden  KörperUchkeit. 
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Vergegenwärtigen  wir  uns  noch  einmal  das  Gesamtergebnis 
unserer  Betrachtungen  unter  dem  Gresichtspunkte  der  Aus- 
dehnung, die  die  einzelnen  Denker  dem  Völkerbund  geben 
wollen.  Die  vorsichtigste  Form,  in  der  der  Völkerbundgedanke 
auftritt,  ist  die  Idee  eines  Schiedsgerichts;  unter  den  Denkern 
des  18.  Jahrhunderts  tritt  Palthen  für  ein  allgemeines  Völker- 
tribunal, Günther  für  einen  internationalen  Schiedshof  mit 
Zwangsgewalt  ein,  während  der  historisch  orientierte  Franz 
V.  HoltzendorfE  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
zunächst  nur  an  ein  fakultatives  Schiedsgericht,  zu  denken 
wagt.  Der  Schiedsgerichtsgedanke  ist  ein  Problem  für  sich; 
wir  haben  ihn  nur  insofern  gelegentlich  behandelt,  als  er  den 
Völkerbundgedanken  vorbereitet  und  imterstützt. 

Europa  und  die  Christenheit  —  das  ist  die  kleinste  Ein- 
heit, die  der  Völkerbundgedanke  in  seiner  vollen  Ausprägung 
fordert.  Leibniz  hat  die  mittelalterliche  Kaisermacht  gegen 
die  Türkei  wieder  beleben  wollen ;  der  Landgraf  Ernst  v.  Hessen- 
Rheinfels  verlangt  einen  katholischen  Fürstenbund  unter  dem 
Papste;  die  Zusammenfassung  der  christlichen  Völkerfamilie 
unter  der  Leitung  des  Papstes  tritt  sogar  noch  um  1880  bei 
Annuarius  Osseg  auf;  am  schönsten  und  wärmsten  hat  Novalis 
Europa  als  den  Staat  der  Staaten,  als  die  Einheit  der  Christen- 
heit geschildert.  Auch  bei  Trendelenburg  wird  die  christlich- 
europäische Staatenfamilie  als  Einheit  gefaßt;  Ammon  spricht 
von  einem  christlichen  Staatenbund;  Schleiermacher,  der  den 
Universalstaat  ausdrücklich  ablehnt,  möchte  das  europäische 
Staatensystem  durch  ein  friedliches  Schiedsgericht  organisieren 
imd  so  seinen  Gemeingeist  befestigen;  Fleck  bekämpfte  den 
Krieg  als  unchristlich  und  wüiischt  gleichfalls  ein  europäisches 
Völkerbündnis  mit  einem  Völkergerichtshof.  Auch  bei  den 
älteren  Staatsrecht  sichrem  herrscht  diese  Vorstellung,  hier 
freilich  ohne  das  christliche  Element,  sondern  lediglich  als 
naturrechtliches  Postulat:    Pufendorf  wünscht  ein  Schieds- 
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gericht  für  die  europäische  Staatenkonferenz,  Vattel  fordert 
die  Konföderation  von  Europa  auf  Grund  des  Gleichgewichts. 

Eine  zweite  Gruppe  von  Denkern  bilden  diejenigen,  die 
zwar  auch  in  der  europäischen  Sphäre  noch  bleiben,  aber  den 
Bundesgedanken  als  solchen  schärfer  betonen,  womöglich 
eine  Entwickelung  zum  europäischen  Völkerstaat  verlangen. 
So  denkt  sich  Wieland  den  allgemeinen  europäischen  Völker- 
bund in  Form  einer  Republik;  Schlettwein  wünscht  einen 
Nationen-  imd  Staatenbund  aller  europäischen  Mächte,  dessen 
Organe  ein  ständiger  Kongreß  und  ein  Austrägalgericht  sein 
sollen;  der  Anonymus  von  1800  verweist  auf  den  Fürstenbund 
Friedrichs  des  Großen;  Mallinckrodt  setzt  sich  für  einen 
europäischen  Staatenbund  mit  Bundeskongreß  ein,  Freiherr 
V.  Gayl  wünscht  dasselbe,  aber  hofft,  ihn  besonders  auf  Deutsch- 
land und  IMitteleuropa  aufbauen  zu  können.  Von  Deutschland 
hofft  auch  Börne  das  beste;  sein  europäischer  Friedenskongreß 
soll  imter  Deutschlands  Vorsitz  sich  verwirklichen;  ebenso 
denkt  sich  Hälschner  das  Deutsche  Reich  als  den  J^Iittelpunkt 
eines  europäischen  Staatenvereins;  in  Heerens  Weltstaaten- 
system bildet  gleichfalls  der  deutsche  Bmid  den  Zentralstaat 
Europas.  Zachariae  will  seinen  europäischen  Völkerstaat  auf 
einem  Gesellschaf  tsvertrag  der  Völker  begründen.  Die  euro- 
päische Union  Löwenthals  mit  ihrer  völkerrechtlichen  Aus- 
trägalordnung  soll  schließlich  auch  in  einer  europäischen 
Republik  endigen.  Bluntschli  hat  besonders  eüigehend  und 
emsthaft  den  Entwurf  eines  europäischen  Verfassungsstaates 
vorgetragen.  Von  den  Neuesten  setzen  sich  für  den  euro- 
päischen Staatenbund  Hetzel,  v.  Bühler  und  Kiparski  ein. 
Der  letztere  denkt  sich  Deutschland  und  Rußland  als  Anreger, 
während  Nelson  an  den  Dreibund  England  und  Amerika  an- 
schließen will,  um  so  zum  allgemeinen  Friedensbund  zu  kommen. 

Durch  Nelson  haben  wir  bereits  die  Grenzen  Europas 
überschritten.  Die  nächste  Gruppe  von  Denkern  wendet  sich 
an  „alle  gebildeten  Nationen":  so  Herder,  dem  ein  stiller  Bund 
aller  Völker  im  Sinne  der  Humanität  vorschwebt.  Bei  Herder 
tritt  der  Friedensgedanke  besonders  stark  auf.  Je  mehr  der 
Völkerbundgedanke  die  Gesamtheit  der  Völker  umfassen  soll, 
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desto  enger  wird  seine  Verbindung  mit  der  Idee  eines  allgemeinen 
oder  gar  ewigen  Friedens.  Kant  spricht  von  dem  sich  immer 
mehr  und  mehr  ausdehnenden  Völkerbund;  der  junge  Fichte 
fordert  eine  freie  Bundesvereinigung  auf  Grund  von  Ver- 
trägen, die  sich  allmählich  über  die  ganze  Erde  ausdehnt ; 
Schlegel  verlangt  einen  Völkerstaat,  der  freilich  keine  innere 
Verschmelzung  der  Völker  bedeuten  soll.  In  ähnlicher  Weise 
spricht  Krug  von  dem  gesellschaftlichen  Verhältnis  der  Staateiv, 
zueinander  als  moralischer  Personen,  das  sich  als  Völkerbund 
ausprägen  soll.  Eine  demokratisch  gegliederte  Genossenschaft 
aUer  Menschen  ist  das  letzte  Ziel  Fröbels,  das  mit  der  inter- 
nationalen Interessensolidarität  Schäffles  nahe  verwandt  ist. 
Den  ökonomischen  Gesichtspunkt  betont  auch  Friedrich  List 
bei  seiner  Schilderung  der  künftigen  Uni  Versalgesellschaft. 
Rotteck  spricht  nur  von  einem  freien  Friedensbund,  während 
Paul  Pfizer  die  allgemeine  Föderation  aller  Staaten  der  Erde 
im  permanenten  Kongreß  erörtert.  Den  allgemeinen  Völker- 
kongreß zum  Zwecke  der  Entwaffnung  wünscht  auch  Arnold 
Rüge.  Kaufmann  erwartet  besonders  viel  zur  Verwirklichung 
seines  allgemeinen  Völkerbundes  von  der  wissenschaftlichen 
Erforschung  —  er  will  die  Wissenschaft  des  Weltfriedens 
begründen.  Die  neue  menschliche  Gesellschaft  —  jenseits 
von  Nationalitäten  und  Kirchen  —  des  Sozialisten  Grün- 
hagen ist  mit  Fröbels  Idee  wieder  nahe  verwandt;  wir  sehen 
hier  den  Übergang  von  der  konsequenten  Demokratie  zum 
Sozialismus.  Sie  wird  besonders  deutlich  in  dem  Kreis  der 
„Vereinigten  Staaten  von  Europa'*  und  der  Friedens-  und  Frei- 
heitsliga. Auch  Nicht- Sozialisten  betonen  in  der  neuesten 
Zeit  den  sozialen  Gesichtspunkt:  so  Pfleiderer,  der  infolge 
des  ökonomischen  Zwanges  ein  Friedensreich  der  Kulturvölker 
erhofft,  so  Ludwig  Stein,  der  das  Absterben  des  Krieges  als 
Form  des  Kampfes  feststellt  und  zur  Weltorganisation  durch 
Staatenbundverträge  auf  Zeit  kommen  will.  In  ähnlicher 
Weise  denkt  sich  Geiser  Friedensstaatenbünde  in  Europa 
und  Amerü^a. 

Zu  einer  letzten  Gruppe  fassen  wir  endlich  diejenigen 
Denker   zusammen,   die   über   die  europäisch-amerikanische 
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Kulturgemeinschaft  hinaus  die  gesamte  Menschheit  einheitlich 
organisieren  wollen.  Fries  schwankt  zwischen  der  Universal- 
regierung und  dem  Staatenverein;  Krause  steigert  seinen 
Bundesgedanken  zum  leitenden  Prinzip  eines  die  gesamte 
Menschheit  umfassenden  Völkervereins;  nach  Schelling  endet 
die  geschichtliche  Entwicklung  mit  dem  Vernunftreich,  mit 
der  allgemeinen  Staatenföderation,  die  das  Prinzip  des  Rechts 
zur  Alleinherrschaft  erhebt;  bei  Wagner  schließt  die  vierte 
Periode  der  Weltgeschichte,  die  Periode  der  demokratischen 
Assoziation  mit  dem  einen  Staat,  der  sogar  eine  monarchische 
Spitze  haben  soll;  auch  Hugos  letztes  Ziel  ist  die  Organisation 
der  gesamten  Menschheit  zur  politischen  Einheit.  Nahe  ver- 
wandt damit  ist  die  internationale  Gesamtordnung  Plancks 
und  Hahns  Bund  aller  Staaten.  Hahn  legt  besonders  Gewicht 
auf  das  Prinzip  des  Weltverkehrs,  während  die  älteren  —  wie 
V.  Prittwitz  —  durch  das  Band  der  allgemeinen  und  fort- 
schreitenden Zivilisation  die  Vereinheitlichung  des  gesamten 
Erdballs  erhoffen.  Jean  Pauls  Fürsten-  und  Staatenbund  soll 
auch  schließlich  die  gesamte  Erdkugel  umfassen;  die  Völker- 
monarchie Fallatis  ist  im  Gegensatz  dazu  wieder  straffer 
gedacht,  er  will  die  Führung  eines  Staates.  Der  junge  Goerres 
hat  eine  universale  Völkerrepublik  auf  Grund  eines  allgemeinen 
Völkerkonvents  verlangt.  Christian  Wolfs  Weltstaat  hat  mehr 
den  Charakter  eines  politischen  Schemas;  dagegen  entwickelt 
Sartorius  in  der  erschöpfendsten  Weise  den  demokratischen 
Völkerstaat  in  republikanischer  Form  als  die  notwendige 
Organisation  der  Menschheit,  durch  die  der  Krieg  überwunden 
wird.  Den  Weltstaat  als  Mittel  der  Verwirklichung  der  Idee 
des  Christentums  und  der  sozialen  Forderung  auf  einheitliche 
Gütererzeugung  und  Verteilung  hat  endlich  Wiskemann 
entwickelt. 


Die  Weltepoche,  die  seit  1890  ihren  Anfang  genommen  hat, 
wird  durch  ein  Doppeltes  charakterisiert:  auf  der  einen  Seite 
setzte  sich  ein  IntemationaKsierungsprozeß  durch,  der  den 
Kreis  der  bewohnten  Erde  zu  einer  tatsächlichen  geistigen  und 
wirtschaftlichen  Einheit  machte;  auf  der  anderen  Seite  über- 
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trug  sich  der  Ehrgeiz  der  alten  europäischen  Mächte  auf  d 
Schauplatz  der  großen  Welt.  Zuerst  hatte  es  geschienen,  als 
sollte  die  kolonisatorische  Betätigung  eine  Entspannung  brin 
gen  —  in  Wirklichkeit  bereiteten  sich  gerade  auf  diesem  Grebiete 
neue  Rivalitäten  vor,  die  die  alten  noch  unversöhnlicher  machten. 
In  der  Weltepoche  seit  1890  sind  die  Dimensionen  des  politischen 
Geschehens  wesenthch  größer  geworden ;  man  kann  aber  nicht 
sagen,  daß  sich  der  Geist  verwandelt  hätte.  Das  Schmerzliche 
für  die  heute  lebende  Generation  besteht  ja  gerade  darin,  daß 
der  Zwiespalt  in  demselben  Maße  tiefer  geworden  ist  wie  die 
Sehnsucht,  ihn  zu  überbrücken.  Der  internationale  Pazifismus 
ist  in  dieser  Epoche  zu  einer  Weltmacht  geworden,  er  hat  auch 
Deutschland  gewaltig  ergriffen.  Die  beiden  Haager  Friedens- 
konferenzen fanden  statt :  für  den  Völkerbundgedanken  und  die 
Friedensidee  brachten  sie  erhebliche  Fortschritte.  Es  gab  jetzt 
tatsächlich  eine  Organisation  de  r  Welt.  Walter  Schücking, 
der  unter  den  Vorkämpfern  der  internationalen  Rechtsgemein- 
schaft in  Deutschland  an  erster  Stelle  stand,  hat  in  maßgebenden 
Schriften  diese  Formel  dem  ringenden  Zeitgeist  eingeprägt. 
Neben  ihm  hat  Alfred  H.  Fried  das  Beste  getan,  dessen  Hand- 
buch der  Friedensbewegung  ein  unentbehrliches  Hüfsmittel 
geworden  ist.  Es  gab  vor  dem  Weltkriege  einen  völkerrecht- 
lichen und  kulturellen  Weltstaat;  freüich  führte  er  noch  ein 
Homunkulusdasein.  Es  bedurfte  nur  der  Helena,  damit  ein 
lebendiges  Wesen  entstehen  konnte. 

Das  offizielle  kaiserliche  Deutschland  hat  der  Idee  der 
Völkergemeinschaft  kühl  gegenübergestanden.  Hier  liegt 
fraglos  eine  schwere  Verfehlung  vor,  die  der  Geschichtsschreiber 
aus  persönlichen  und  staatlichen  Gegebenheiten  wohl  verstehen 
kann,  die  aber  der  deutsche  Politiker  und  Patriot  heute  mehr 
als  je  auf  das  tiefste  beklagen  muß.  Selbst  wenn  angesichts 
der  politischen  G^samtlage  im  Haag  für  Deutschland  skeptische 
Zurückhaltung  das  Gegebene  gewesen  wäre,  so  hätte  doch 
aus  Gründen  der  internationalen  Psychologie  jeder  Verdacht 
vermieden  werden  müssen,  als  verhindere  Deutschland  den 
Fortschritt  der  Kulturmenschheit.  Das  offizielle  Deutschland 
merkte  leider  nicht,  daß  sich  seit  mehr  als  einem  Menschenalter 
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etwas  völlig  Neues  in  der  großen  Welt  vollzog.  Der  Geist  der 
französischen  Revolution  hatte  mit  dem  angelsächsischen 
Puritanertum  eine  geistige  Ehe  geschlossen,  aus  der  eine 
politische  Doktrin  von  gewaltiger  Werbekraft  hervorging. 
Es  handelte  sich  um  nichts  weniger  als  um  eine  zweite  Auf- 
klärungsepoche, die  mit  der  ersten  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
zahlreiche  Züge  der  Kraft  sowohl  wie  der  Schwäche  gemeinsam 
hat.  Das  kaiserliche  Deutschland  behauptete  demgegenüber 
einen  Stil,  der  archaisch  wirken  mußte.  Sehr  vieles,  was  es 
äußerpolitisch  ins  Auge  f aßte,war  sachlich  durchaus  berechtigt ; 
erst  die  Methode  machte  das  Handeln  zum  Verhängnis  — 
Deutschland  wurde  das  Land  der  politischen  Romantik. 
Dieser  tiefe  Gegensatz  des  Geistigen  hat  sich  nun  mit  mehr  mate- 
riellen Gegensätzen  verbunden.  Die  neue  politische  Aufklärung 
wurde  in  Westeuropa  und  Amerika  getragen  von  den  Interessen 
des '  Bourgeoiskapitalismus,  während  die  gleiche  Schicht  in 
Deutschland  sich  der  politischen  Romantik  des  Obrigkeits- 
staates dienstbar  machte.  Die  Aufklärung  hat  die  Romantik 
besiegt;  oder,  wenn  wir  den  Gegensatz  durch  die  uns  aus  der 
Geschichte  des  Völkerbundgedankens  in  Deutschland  geläufig 
gewordene  Antithese  ausdrücken  wollen:  Kant  besiegte  Hegel. 

Der  Ausgang  des  Weltkrieges  hat  den  Völkerbundgedanken 
auf  den  Plan  gerufen  wie  einen  Erlöser.  Wenn  sich  Deutschland 
diesem  Gedanken  zugewendet  hat,  so  hat  es  damit  zurück- 
gegriffen auf  eine  geistige  Überlieferung,  die  ihm  gerade  durch 
seine  größten  Namen  teuer  sein  mußte.  Diese  Tatsache  darf 
als  das  unerschütterliche  Ergebnis  unserer  Betrachtungen  gelten. 
Das  Ende  des  Weltkrieges  war  der  säkulare  Augenblick  für 
die  Erfüllung  eines  Ideals,  an  dessen  Heranbildung  alle  großen 
Völker  der  Kulturwelt  gearbeitet  hatten,  zu  dessen  Vertiefung 
und  Verfeinerung  aber,  so  dürfen  wir  wohl  sagen,  der  deutsche 
Geist  das  Beste  beitragen  konnte.  Welch  eine  Gelegenheit  war 
jetzt  am  Ende  des  Weltkrieges  gegeben  für  ein  großgesinntes 
Siegervolk,  für  eine  PersönHchkeit  von  der  Art  weltgeschichtlicher 
Reformatoren !  Die  Gelegenheit  wurde  versäumt :  es  wurde 
der  Friede  von  Versailles  abgeschlossen.  Dem  Gedanken  der 
internationalen  Rechtsgemeinschaft  und  der  Völkerversöhnung 
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wurde  damit  der  schwerste  Schlag  versetzt,  der  sich  denken 
ließ.  Angesichts  dieser  Tatsache  kann  der  Betrachter  der 
Greschichte  des  Völkerbundgedankens  zunächst  nur  etwas 
Melancholisches  aussagen,  wenn  er  sich  über  die  Zukunft  dieser 
Idee  äußern  soll.  Es  sprechen  eine  Anzahl  Momente  dafür, 
daß  auf  Menschenalter  hinaus  alle  Hoffnung  vergeblich  ist. 
Einmal  ist  festzustellen,  daß  der  Weltkrieg  nicht  humaner, 
sondern  weit  barbarischer  geführt  worden  ist,  und  zwar  von 
allen  Seiten,  als  irgendein  Krieg  in  Europa  seit  dem  dreißig- 
jährigen. Es  sieht  beinahe  so  aus,  als  habe  in  der  letzten  Welt- 
epoche eine  Wendung  der  europäischen  Kulturgeschichte  ab- 
grundwärts  begonnen,  die  unaufhaltsam  ist.  Eine  Folge  der 
Barbarisierung  des  Krieges  sind  die  Haßgefühle,  die  mit  solcher 
Kraft  noch  niemals  große  Gemeinschaften  ergriffen  haben. 
Mit  welcher  Schonung  wurde  Frankreich  nach  dem  Sturz 
Napoleons  I.  behandelt!  Welche  RitterKchkeit  und  Höflich- 
keit war  bei  älteren  Friedensverhandlungen  üblich !  Die  Massen- 
haftigkeit  des  Geschehens  von  heute  hat  alle  einzelnen  Lebens- 
beziehungen in  erschreckendem  Grade  brutalisiert.  Es  sieht 
beinahe  so  aus,  als  bedeute  der  Zusammenbruch  Deutschlands 
auch  das  Ende  der  Suprematie  Europas  über  die  anderen 
Kontinente.  Schon  jetzt  ist  ja  Europa  in  gewissem  Sinne  eine 
amerikanische  Kolonie,  und  vielleicht  ist  das  die  beste  Zukunft, 
die  es  überhaupt  noch  haben  kann.  Die  andere  Möglichkeit, 
das  Zurückfallen  Europas  in  einen  chaotischen  Naturzustand, 
würde  das  Ende  der  geschichtlichen  Periode  bedeuten,  die  mit 
der  Völkerwanderung  begonnen  hat. 

Gibt  es  nichts,  was  geeignet  wäre,  diese  melancholische 
Betrachtungsweise  zu  modifizieren  ?  Es  kann  sich  hier  nur 
um  Glauben  handeln,  und  so  bekennen  wir  uns  denn  zu 
dem  Glauben,  daß  durch  eine  richtig  erfaßte  Völkerbunds- 
politik eine  erträghche  Zukunft  Europas  und  Deutschlands 
in  Europa  möglich  wird.  Es  gibt  doch  noch  Mächte,  die 
dem  rohen  Instinktleben  Einhalt  zu  gebieten  imstande  sind. 
Der  deutsche  Geist  könnte  sich  doch  in  einer  erhabenen 
Wiedergeburt  erneuem;  er  könnte  sich  aus  der  Starrheit 
und  Engigkeit  des  nationalistischen  Staates  erlösen,  indem 
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er  sich  wieder  tiefer  einwurzelt  in  der  Urkraft  seines  Volks- 
tums und  indem  er  sich  wieder  höher  erhebt  in  die  reine 
Luft  der  alten  deutschen  Humanität  und  des  alten  deutschen 
Idealismus:  so  vermöchte  er  es,  sich  zugleich  zu  verengen 
und  zu  erweitern,  so  vermöchte  er  kräftigere  Spannung  zu 
gewinnen  aus  dem  Gegensatz  der  entferntesten  Pole, 
Heimat  und  Welt.  Zweitens  könnte  der  christliche  Geist  in 
Europa  und  Deutschland  eine  Erneuerung  und  Veredlung 
vollziehen.  Den  äußeren  Sieg  im  Weltkrieg  haben  die  weltlich- 
rationaUstischen  Staaten  errungen  über  die  Staatengruppe, 
in  der  sich  mit  der  archaischen  Romantik  auch  eine  gewisse 
konventionelle  Kirchlichkeit  verband.  Die  Zeit  des  Kon- 
ventionaHsmus  ist  vorbei;  die  irrationeUen  Mächte  werden 
ihr  Haupt  erheben.  Warum  sollten  die  niederen  Leidenschaften 
nicht  noch  einmal  durch  die  höchsten  und  edelsten  gebannt 
werden,  die  doch  schließlich  in  der  Geschichte  die  entscheiden- 
den Anstöße  gegeben  haben  ?  Dem  evangelischen  Glauben 
wäre  eine  Reformation  im  Sinne  des  Puritanertums  zu  wünschen, 
die  sich  entschlösse,  rücksichtslos  die  Liebe  zu  predigen  und 
nicht  den  Haß.  Und  unberührt  vom  Wandel  der  Zeiten,  ja 
mit  vermehrter  Macht  steht  die  älteste  Weltorganisation  der 
Geschichte,  die  römische  Kirche,  aufrecht  da,  bereit,  die 
Völkerversöhnung  zu  befördern,  wie  sie  es  schon  bisher 
zu  tun  versucht  hat.  Das  letzte  Prinzip,  das  dem  Völker- 
bundgedanken zum  Siege  verhelfen  kann,  ist  die  Rechtsidee. 
Als  vor  hundert  Jahren  Napoleon  niedergeworfen  wurde,  war 
der  Sieger  die  Freiheit  der  Nation.  Auch  in  diesem  Begriff 
hat  schon  die  Rechtsidee  gesteckt;  sie  hat  sich  seitdem  auf  die 
internationalen  Beziehungen  der  Völker  untereinander,  wie  auf 
ihren  gesellschaftlichen  Aufbau  im  Innern,  mit  unwiderstehlicher 
Kraft  verbreitet.  Der  reine  Machtgedanke,  den  das  kaiserliche 
Deutschland  zuletzt  allein  noch  als  Prinzip  vertrat,  hat  Bankrott 
gemacht.  Der  Rechtsgedanke  ist  selbst  die  größte  Macht  der 
Kulturwelt  geworden,  was  freilich  nicht  gehindert  hat,  daß  im 
Namen  des  Rechtes  in  Versailles  Deutschland  das  größte 
Unrecht  angetan  worden  ist.  Unrecht  kann  wieder  gut- 
gemacht werden:    das  neue  Deutschland   bekennt   sich  zu 
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dem  Rechtsgedanken  und  fordert  deshalb ,  die  Revision  des 
Friedensvertrages . 

In  der  Geschicjite  des  Völkerbundgedankens  hat  die 
Rechtsidee  seit  Kant  eine  entscheidende  Bedeutung.  Alle 
Hoffnungen  der  Philanthropen,  alle  Konstruktionen  der  Gre- 
schichtsphüosophen  verblassen  neben  dem  leuchtenden  Rot 
des  Völkertribunals.  Hier  ist  etwas  wirkUch  Praktisches  und 
Greifbares;  und  das  Schwert  der  internationalen  Gerechtigkeit 
wird  mit  demselben  männlichen  Ernst  und  derselben  tapferen 
Würde  geführt  werden  können  wie  früher  das  Schwert  des 
Kriegers;  nur  wird  weniger  Blut  dabei  fließen,  und  weniger 
Tränen  werden  dabei  vergossen  werden.  Die  internationale 
Rechtsgemeinschaft  ist  schon  vorhanden,  sie  ist  unbestreitbar 
entwickelungs-  und  bildungsfähig.  Der  Völkerbund  von  Ver- 
saiQes  hat  sie  in  seiner  Art  gefördert,  so  wenig  er  auch  das  ist, 
was  der  Deutsche  als  den  wirklichen  Völkerbund  verlangen  muß. 
Je  enger  die  internationale  Rechtsgemeinschaft  wird,  desto 
mehr  kann  sich  der  politische  Egoismus  auflösen  in  die  Bundes- 
solidarität. Jede  höhere  Arbeitsgemeinschaft  schafft  höhere 
Zwecke:  mag  sich  der  Völkerbundgedanke  zunächst  verwirk- 
lichen in  Gruppenbüdungen  von  Völkern  —  gleichviel;  partielle 
Völkerbünde  werden  die  internationalen  Gegensätze  verein- 
fachen und  das  Weltstaatensystem  im  Sinne  der  Weltorgani- 
'  sation  doch  fortentwickeln.  Und  auch  schon  das  wird  ein 
großer  Gewinn  seia,  wenn  es  gelingt,  aus  Gruppen  einfluß- 
reicher Männer,  geborener  geistiger  Führer  einen  Weltbund 
zu  gestalten,  der  mit  allen  Mitteln  des  praktischen  Lebens- 
kampfes seinem  hohen  Ziele,  der  unaufhaltsam  wachsenden 
Völkersolidarität,  der  wahrhaften  und  letzten  Vollendung  des 
Völkerlebens,  zustrebt.  Wir  fühlen  uns  hier  eins  mit  einem 
so  tiefen  Denker  wie  dem  Grafen  Hermann  Keyserling.  Er 
schreibt:  ,,Wenn  es  vormals  hieß:  Nationalgefühl  oder  Welt- 
bürgertum, so  wird  bald  eines  das  andere  bedingen ;  die  ver- 
schiedenen Kultur-  und  Glaubenstypen  werden  einander  mehr 
und  mehr  als  Ergänzungen  achten  lernen;  das  ,,Er  oder  ich" 
früher  Stufen  wird  sich  in  immer  vollerem  Maße  in  bewußtes 
Zusammenarbeiten  umsetzen.    Und  dies  beinahe  unabhängig 
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von  allem  guten  Willen,  weil  das  Leben  an  sich  ein  zusammen- 
hängendes Ganzes  ist  und  das  Bewußtgewordensein  eines 
wirklichen  Verhältnisses  mit  Notwendigkeit  dessen  gesteigerte 
Darstellung  nach  sich  zieht,  dank  immer  inniger  vermittelnden 
Objektivationen.  Schon  sind  in  Gestalt  der  Wissens-Inhalte, 
des  Geldes,  der  wechselseitigen  ökonomischen  Abhängigkeit 
Grundlagen  da,  auf  denen  Verständigung  im  Prinzip  unver- 
meidlich ist.  Bald  wird  Gleiches  von  den  Rechtsbegri£Een 
gelten.  Die  Objektivationen  wirken  ihrerseits  auf  das  Sub- 
jektive zurück.  Mehr  und  mehr  führende  Geister  verleugnen 
alle  national-kulturelle  Ausschließlichkeit,  täglich  machtvoller 
wird  das  Zusammenhangsgefühl  aller  arbeitenden  Massen; 
eines  gebenedeiten  Tages  wird  sich  die  Menschheit  durchaus 
solidarisch  wissen,  durch  allen  notwendigen  Kampf  und  Gegen- 
satz hindurch.  Diese  bessere  Welt  herbeizuführen  —  nicht 
die  ganze  Schöpfung  zu  verwestlichen  —  ist  unsere  Westländer- 
mission" i). 


Der  Geschichtsschreiber  darf  die  Geschichte  nicht  schul- 
meistern. Ihn  interessiert  das  Menschliche  in  seiner  Totalität, 
und  der  Kampf  zwischen  den  Leidenschaften  und  den  Ideen 
der  Völker  ist  ihm  als  solcher  Gegenstand  der  Betrachtung, 
der  Darstellung  und  des  Genusses.  Aber  wehe  dem  Geschichts- 
schreiber, der  im  Quietistischen  versinkt!  Er  würde  träumend 
an  der  Straße  sitzen,  wenn  die  anderen  zu  neuen  Zielen  reiten. 
Aus  diesem  Gefühl  heraus  ist  hier  eine  Geschichte  des  Völker- 
bundgedankens in  Deutschland  versucht  worden;  schreibt  doch 
Jean  Paul  vor  hundert  Jahren  in  der  Vorrede  seiner  ,, Friedens- 
predigt an  Deutschland":  „In  jedem  Falle  ist  Hoffen  besser 
als  Fürchten;  wer  nach  Osten  um  die  Erde  schifft,  gewinnt 
einen  Tag;  wer  nach  Westen,  verliert  einen;  und  obgleich 
beide  Schiffer  dasselbe  Alter  behalten,  so  will  ich  doch  lieber 
der  erstere  sein". 

^)  Graf  Hermann  Keyserling,  Das  Reisetagebuch  eines  Philosophen, 
München  und  Leipzig  1919,  S.  630. 


Ich  gebe  im  nachfolgenden  eine  Zusammenstellung  der 
Arbeiten,  die  ich  in  meinem  Buche  benutzt  habe.  Es  sind 
dabei  nicht  nur  die  Schriften  über  den  Völkerbundgedanken, 
die  ich  ausdrücklich  behandle,  berücksichtigt,  sondern  auch 
die  Arbeiten  allgemeinerer  Natur,  die  mir  für  die  Grundlegung 
meines  Buches  gedient  haben.  Das  Manuskript  ist  im 
November  1919  abgeschlossen. 

Berlin,  den  2.  Januar  1920. 

Professor  Dr.  Veit  Valentin. 
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